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Bebauungsplanverfahren "054/1 Unteres Tor II" 
a) Prüfung der Anregungen von berührten Behörden und 

sonstiger Träger öffentlicher Belange und der Öffentlichkeit 
b) Änderung des Geltungsbereiches 
c) Feststellung der Teilplanreife im Sondergebiet 
d) Erneute öffentliche Auslegung  
Stadtplanungsamt 
Hr. Hoffmann 
Beratungsfolge Stadtrat der Stadt Neumarkt i.d.OPf. 

r EU sARKT 
STARKE STADT 

1 Sachverhalt:  

Der Beschluss zur öffentlichen Auslegung des Bebauungsplanentwurfs erfolgte durch 
den Stadtrat am 25.04.2013. 

Mit Schreiben vom 17.05.2013 wurden die Behörden und die sonstigen Träger 
öffentlicher Belange über die Planung informiert und um Stellungnahme bis 
28.06.2013 (einschließlich) gebeten. Der Planentwurf inklusive Begründung, 
Umweltbericht und den vorliegenden umweltrelevanten Stellungnahmen hat in der 
Zeit vorn 28.05.2013 bis 28.06.2013 (einschließlich) im Rathaus der Stadt Neumarkt 
i.d.OPf. zur öffentlichen Einsichtnahme ausgelegen. 

2 Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

2.1 Von den beteiligten Fachstellen haben keine Stellungnahmen abgegeben: 

■ Bayer. Landesamt für Denkmalpflege, Adolf-Schmetzer-Str. 1, 93055 Regensburg 

■ Bayer. Landesamt für Denkmalpflege (Bodendenkmäler und Bau- und Kunstdenkmäler), 
Hofgraben 4, 80539 München 

■ Bund Naturschutz in Bayern e.V., Stadt- u. Kreisgr. Nkt., Bockwirtsgasse 2, 92318 
Neumarkt i.d.OPf. 

• Gemeinde Berngau, Ramoldptatz 6, 92361 Berngau 

■ Gemeinde Deining, Schloßstraße 6, 92364 Deining 

Rechtsdirektor Ltd. Verwaltungsdirektor Stadtbaumeister fAm 	leiter 
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Sachbearbeiter 
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• Gemeinde Pilsach, Verwaltungsgemeinschaft Neumarkt i.d.OPf., Bahnhofstraße 
12, 92318 Neumarkt i.d.OPf. 

■ Kabel Deutschland GmbH, Südwestpark 15, 90449 Nürnberg 

■ Markt Postbauer-Heng, Centrum 3, 92353 Postbauer-Heng 

■ Gemeinde Sengenthal, Winnberger Str. 18,92369 Sengenthal 

■ Industrie- u. Handelskammer Regensburg, Dr.-Martin-Luther-Str. 12, 93407 Re-
gensburg 

■ Landesbund für Vogelschutz in Bayern (LBV) e.V., Landesgeschäftsstelle, Eisvo-
gelweg 1, 91161 Hilpoltstein 

▪ Landratsamt, Gesundheitsamt, Nürnberger Str. 1, 92318 Neumarkt i.d.OPf. 

■ Regierung der Oberpfalz, Städtebau SG 34, 93039 Regensburg 

• Stadt Velburg, Hinterer Markt 1, 92355 Velburg 

■ Staatl. Schulamt, Mühlstr. 3/IV, 92318 Neumarkt i.d.OPf.  

• Verkehrsverbund Großraum Nürnberg (VGN), Am Plärrer 31, 90443 Nürnberg 

• Bund der Selbständigen DGV, Bezirk Oberpfalz, Adolf-Schmetzer-Str. 52, 93055 
Regensburg 

	

2.2 	Von den beteiligten Fachstellen haben keine Anregungen vorge- 
bracht: 

• Gemeinde Berg, Herrnstraße 1, 92348 Berg 

• Regierung der Oberpfalz, Höhere Landesplanungsbehörde SG 24, 93039 Regens-
burg 

■ Regionaler Planungsverband, Altmühlstr. 3, 93059 Regensburg 

■ Staatliches Bauamt, Straßenbau, Postfach 10 10 42 , 93010 Regensburg 

■ Vermessungsamt Neumarkt, Woffenbacher Str. 32, 92318 Neumarkt 

	

2.3 	Von den beteiligten Fachstellen haben Anregungen vorgebracht: 

■ Landratsamt, Sachgebiet 43, Naturschutz, Nürnberger Str. 1, 92318 Neumarkt 
i.d.OPf. 

■ Landratsamt, Sachgebiet 43, Umweltschutz, Nürnberger Str. 1, 92318 Neumarkt 
i.d.OPf. 

■ Wasserwirtschaftsamt, Landshuter Str. 59, 93053 Regensburg 

■ Deutsche Telekom, Netzproduktion GmbH, TI NL Süd, PTI 12, Bajuwarenstr. 4, 
93053 Regensburg 

■ Handwerkskammer Ndb.-OPf., Postfach 15 60, 94455 Deggendorf 

■ Handelsverband Bayern, Richard-Wagner-Str. 18, 93055 Regensburg 

■ Stadtwerke Neumarkt i.d.OPf., Postfach 15 25, 92305 Neumarkt i.d.OPf. 
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3 	Stellungnahmen der Öffentlichkeit 

3.1 	Von der beteiligten Öffentlichkeit haben Anregungen vorgebracht: 

■ Bürger 1 / Unterschriftensammlung 1 

■ Bürger 2.1 

■ Bürger 2.2 / Unterschriftensammlung 2 

■ Bürger 3 

■ Bürger 4 (1. Stellungnahme) 

■ Bürger 4 (2. Stellungnahme) 
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4 	Stellungnahmen des Planers 

4.1 	Landratsamt, Sachgebiet 43, Naturschutz 
(Schreiben vom 26.06.2013) 

4.1.1 

„mit der Abarbeitung der Eingriffsregelung und den geplanten Ausgleichsmaßnahmen 
besteht Einverständnis. Die Ausgleichsmaßnahmen finden auf Ausgleichsflächen statt, 
die im Rahmen des Ökokontos abgestimmt sind." 

4.1.2 

„Bei den naturschutzfachlichen Angaben zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung  
(saP) ist zu beanstanden, dass die Ortsbegehungen teilweise veraltet oder zu einer 
sehr ungünstigen Jahreszeit durchgeführt wurden. Eine Begehung wurde im Mai 
durchgeführt, aber bereits im Jahr 2007. Die drei Ortsbegehungen im Jahr 2010 wur-
den im November und Dezember durchgeführt und aktuellste Ortsbegehung aus dem 
Jahr 2012 wurde im Oktober durchgeführt. 

Der große Brachebereich mit seinen vielfältigen Strukturen bietet Lebensraum für eini-
ge Arten,. insbesondere Pionierarten, die sich innerhalb kurzer Zeit einfinden können. 
Es wird deshalb dringend empfohlen mindestens eine aktuelle Begehung durchführen 
zu lassen um insbesondere die Artengruppe der Amphibien und Reptilien (Zau-
neidechse!) sowie der Libellen zu prüfen. Bei den Vogelarten ist die Bachstelze rele-
vant. 

Alternativ oder zusätzlich kann diese Prüfung auch im Rahmen des Baubescheides als 
Auflage formuliert werden. Wobei die Begehung noch in den Sommermonaten mit aus-
reichendem Vorlauf zur Baumaßnahme erfolgen muss, um ggfis. geeignete Maßnah-
men ergreifen zu können." 

4.1.3 

„Bezüglich der europäischen Vogelarten nach Art. 1 der Vogelschutzrichtlinie wurde für 
die Artengruppe der Höhlenbrüter als Minimierungsmaßnahme gefordert, dass die im 
Grünordnungsplan als zu erhaltend gekennzeichneten Bäume erhalten bleiben — oder 
falls eine Beseitigung unumgänglich ist — diese im Winter durchgeführt wird." 

4.1.4 

„Das Anbringen von Nistkästen für Höhlenbrüter wird empfohlen." 

1  Gliederung der relevanten Einzelsachverhalte aus der jeweiligen Stellungnahme im Originalzitat 
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Stellungnahme des Planers  

Zu 4.1.1 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Zu 4.1.2 

Der Anregung wird gefolgt. 

Am 23.071013 wurde eine weitere Begehung im Hinblick auf Tierarten mit einem Zoo-
logen durchgeführt. Dabei wurden eine Baumhöhlenkontrolle und eine Geländebege-
hung durchgeführt. 

Ergebnis der Baumhöhlenkontrolle war, dass keine Höhlen- oder Spaltenverstecke an 
den betroffenen Bäumen aufzufinden waren. 

Bei der Geländebegehung wurden keine Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie bzw. 
gefährdete Arten aufgefunden. Auch die Zauneidechse konnte nicht nachgewiesen 
werden, da das Gelände nach Annahme des Zoologen zu isoliert ist und zu viele Stö-
rungen vorliegen. 

Nachgewiesene sonstige Arten waren Haussperling, Bachstelze, Rabenkrähe, Amsel, 
Stieglitz, Nachtigall-Grashüpfer, Rapsweißling. 

Insgesamt liegen nach Aussage des Zoologen keine bedrohten Arten und keine ge-
fährdeten Populationen von Vogelarten vor, das Gelände wird insbesondere als Nah-
rungshabitat genutzt. 

Damit ist vom Zoologen nachgewiesen worden, dass insbesondere die in der Stellung-
nahme der UNB aufgeführten Artengruppen der Amphibien und Reptilien (Zau-
neidechse) und der Libellen im Gebiet nicht vorkommen. 

Mit Email vom 24.07.2013 hat die UNB bestätigt, dass die aktuelle Begehung im Som-
mer 2013 und das Ergebnis fachlich ausreichend sind. Damit wurden auch die Ergeb-
nisse und Inhalte des Umweltberichts bzw. des Bebauungsplans bestätigt. Eine inhalt-
liche Anpassung ist daher nicht erforderlich. 

Zu 4.1.3 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

In der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP, Büro Lösch, Stand 25.04.2013), 
die Anlage zum Umweltbericht ist, wird dazu ausgeführt (vgl. S. 14): 

,,Um Schädigungen der Vogelarten so gering wie möglich zu halten, sollten Rodungen 
von weiteren Bäumen vermieden werden (im Bebauungsplan mit integriertem Grün-
ordnungsplan als zu erhalten gekennzeichnet). Sollte es nicht möglich sein, z.B. die 
großen Straßenbäume entlang der Dammstraße zu erhalten, sollten die Fällungen zu-
mindest im Winter erfolgen." 
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Die im Grünordnungsplan verzeichneten bestehenden Einzelbäume, die nicht als 
„Baum wird gerodet" gekennzeichnet sind, sind im Bebauungsplan als zu erhaltende 
Bäume festgesetzt. Damit wird der Empfehlung aus der saP gefolgt. 

Im Übrigen wird auf § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG verwiesen, wonach es verboten ist, 
„Bäume, die außerhalb des Waldes, von Kurzumtriebsplantagen oder gärtnerisch ge-
nutzten Grundflächen stehen, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche und andere Gehölze 
in der Zeit vorn 1. März bis zum 30. September abzuschneiden oder auf den Stock zu 
setzen". Dies bedeutet, dass Fällungen grundsätzlich im Winter durchgeführt werden 
müssen. 

Zu 4.1.4 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

In der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP, Büro Lösch, Stand 25.04.2013), 
die Anlage zum Umweltbericht ist, wird dazu ausgeführt (vgl. S. 14): 

"Außerdem wird empfohlen, zusätzlich Nistkästen im Geltungsbereich Unteres Tor II 
aufzuhängen, um den Vögeln weitere Nisthöhlen anzubieten." 

Im Eingriffsbereich selbst lassen sich weder höhlenbrütende Vogelarten noch Baum-
höhlen nachweisen (vgl. saP, S. 13 sowie weitere Begehung am 23.07.2013), so dass 
selbst im Falle von Baumfällungen bzw. -beseitigungen nicht von einem erheblichen 
Eingriff in Bezug auf diese Artengruppe ausgegangen werden kann. Eine entsprechen-
de Festsetzung zum Anbringen von Nistkästen für Höhlenbrüter zum Schutz der Arten 
oder als Ausgleichsmaßnahme ist daher nicht erforderlich. 

4.2 	Landratsamt, Sachgebiet 43, Umweltschutz 
(Schreiben vom 25.06.2013) 

4.2.1 

„aus der Sicht des fachlichen Immissionsschutzes wird zu der Planung folgenderma-
ßen Stellung genommen: 

Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens wurde bereits am 16.03.2012 eine Stellung-
nahme abgegeben. Es wurde darauf hingewiesen, dass im Rahmen der Umweltprü-
fung alle Lärm- und luftverunreinigenden Immissionen, die durch die bestimmungsge-
mäße Nutzung der Anlage verursacht werden, von einem qualifizierten Gutachter zu 
ermitteln und zu bewerten sind. Ferner wurde festgestellt, dass zum Schutz der Nach-
barschaft schalltechnische Festsetzungen in den Bebauungsplan aufzunehmen sind. 

Mit Schreiben vom 03.06.2013 wurden die Berichte der Firma Müller-BBM vom 
01.03.2013 (Nr. M98609/02) und des Ingenieur Sorge vom 26.03.2013 (Nr. 11236.6) 
übersandt." 
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4.2.2 

„1. Lärmschutz:  

Das Ingenieurbüro Sorge hat eine schallimmissionsschutztechnische Untersuchung 
durchgeführt. Der Gutachter hat zur Vermeidung von Lärmkonflikten die aus schal-
limmissionsschutztechnischer Sicht für das im Geltungsbereich geplante Sondergebiet 
"Einkaufszentrum" max. zulässigen Ernissionskontingente auf der Grundlage der DIN 
45691 rechnerisch ermittelt. Bei der Festlegung der Planwerte (maximal zulässige Zu-
satzbelastung durch Gewerbegeräuschimmissionen aus dem Sondergebiet) wurde die 
gewerbliche Vorbelastung berücksichtigt. Als Emissionsquellen wurden die Betriebs-
grundstücke der Lammsbrauerei und der Firma Schöffmann (nordwestlich des Pla-
nungsgebietes) sowie die Parkplätze der Gaststätten ''L'Osteria", und "Unterer Gans-
keller" betrachtet. Aufgrund fehlender Unterlagen (z.B. Darstellung der Emissionsquel-
len in einem Lageplan, Beschreibung der Grundannahmen, Darlegung der Rechen-
schritte ect.) kann die Ermittlung der Vorbelastung allerdings nicht nachvollzogen wer-
den. Eine Plausibilitätsprüfung ist daher nicht möglich." 

4.2.3 

„Die Ermittlung der zulässigen Emissionskontingente ist dagegen in dem Gutachten 
übersichtlich und nachvollziehbar dargestellt. Sofern die Vorbelastung sachgerecht 
berechnet wurde, sind bei Einhaltung der Emissionskontingente keine schädlichen 
Umwelteinwirkungen an den maßgeblichen Immissionsorten zu erwarten. Es kann al-
lerdings nicht beurteilt werden, ob diese von dem geplanten Einkaufszentrum eingehal-
ten werden können. Der Gutachter stellt diesbezüglich fest, dass nachts (22.00 bis 
06.00 Uhr) aufgrund des stark reduzierten Nachtkontingents Begrenzungen der Immis-
sionen erforderlich werden können, welche auch zu Einschränkungen im Betriebsab-
lauf oder zu Schallschutzmaßnahmen führen können. Eine durchgeführte Voruntersu-
chung soll gezeigt haben, dass die Einhaltung der Planwerte möglich ist." 

4.2.4 

„Im Rahmen der schallimmissionsschutztechnischen Untersuchung wurden vom Gut-
achter außerdem die Verkehrsgeräuschimmissionen ermittelt, die von den im Gel-
tungsbereich des Bebauungsplans befindlichen Straßen und dem öffentlichen Park-
platz an der Mühlstraße ausgehen. Dabei wurden Immissionsorte außerhalb und in-
nerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes berücksichtigt. 

Den Berechnungen lag die Verkehrsuntersuchung zum Bebauungsplan "Unteres Tor 
II" der R+ T Ingenieure für Verkehrsplanung von Februar 2013 zugrunde. Es wurden 
der Prognose-Nullfall und der Prognose-Mitfall betrachtet. Im Prognose-Nullfall wurden 
die Kfz-Verkehrsbelastungen abgebildet, die auftreten würden, wenn die Vorhaben des 
Bebauungsplans nicht realisiert würden, aber das Straßennetz in der vorgesehenen 
Weise ausgebaut würde, Im Prognose-Mitfall wurden die Kfz-Belastungen dargestellt, 
die infolge der Realisierung der Vorhaben des Bebauungsplans auftreten werden. Da-
bei wurde das Straßennetz aus dem Prognose-Nullfall übernommen. 

Folgende Maßnahmen zum Ausbau des Straßennetzes wurden für den Prognose-
Nullfall berücksichtigt: 
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• Verlagerung des Durchgangsverkehrs aus der Ortsdurchfahrt auf die Um-
gehungsstraße (Ertüchtigung der Umgehungsstraße, Reduzierung der An-
zahl an Straßenverknüpfungen mit der Umgehungsstraße, Ausbau wichtiger 
bestehender Anbindungen) 

• Verlegung der Hauptverkehrsstraßenfunktion von der Nürnberger Straße 
(südlicher Teil) in die St.-Florian-Straße (leistungsgerechter Ausbau der 
Straßen, Umbau des Knotenpunkts Nürnberger Straße/Woffenbacher Stra-
ße) 

Die Maßnahmen im Straßennetz müssen nach Angaben der R+T Ingenieure für Ver-
kehrsplanung realisiert werden, um den neu entstehenden Kfz-Verkehr im Planungs-
gebiet aufnehmen zu können. Dieser umfasst rund 5000 neue Kfz-Fahrten (Ziel- und 
Quellverkehr) an einem Werktag. Der Güterverkehr hat daran einen Anteil von rund 
140 Kfz-Fahrten. 

Da die von dem Verkehrsgutachter für erforderlich gehaltenen Maßnahmen zum Aus-
bau des Straßennetzes noch nicht umgesetzt wurden, hätte deren positiver Einfluss 
auf die Verkehrsbelastung nicht berücksichtigt werden dürfen." 

4.2.5 

„Ferner ist bei den Verkehrszahlen jeweils ein Prognosebereich von 10 - 15 Jahren 
zugrunde zu legen." 

4.2.6 

„Es wurden bei den Berechnungen folglich zu niedrige Verkehrszahlen angesetzt." 

4.2.7 

„Außerdem wurden bei der Beurteilung, ob die Kriterien des § 1 Abs. 2 der 16. 
BlmSchV für die wesentliche Änderung von öffentlichen Straßen erfüllt werden, nicht 
der Istzustand mit dem Planungszustand verglichen. Bei der Ermittlung der von den 
vorhandenen Straßen ausgehenden Beurteilungspegel hätten die Umbaumaßnahmen 
nicht berücksichtigt werden dürfen." 

4.2.8 

„Die Berechnung der Beurteilungspegel ist in dem Gutachten nicht nachvollziehbar 
dargestellt." 

4.2.9 

„Hinweis: 

Nach den Berechnungen werden in dem Plangebiet sowohl die Orientierungswerte der 
DIN 18005 als auch die Immissionsgrenzwerte der 16. BlmSchV deutlich überschritten. 
An den Teilflächen Ml 1 und Ml 2 und an den Immissionsorten 10 und 11 wird sogar 
die Schwelle zur Gesundheitsgefährdung erreicht bzw. überschritten, die vom Bundes-
verwaltungsgericht und vom Bundesgerichtshof bei Gebieten, die - auch - zum Woh- 
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nen bestimmt sind, mit 70 bis 75 dB(A)tagsüber und 60 bis 65 dB(A) nachts markiert 
wird (vgl. BVerwG, Urteil vom 28. Oktober 1998 - BVerwG 11 A 3.98 BVerwGE 107, 
350; BGH, Urteil vom 25. März 1993- 111 ZR 60191 — BGHZ 122, 76). Es sollten daher 
seitens des Straßenbaulastträgers Lärmschutzmaßnahmen eingeleitet werden (Lärm-
sanierung)." 

4.2.10 

„2. Luftreinhaltung:  

Die Firma Müller-BBM hat eine lufthygienische Untersuchung durchgeführt. Es wurden 
die v. a. vorn Straßenverkehr emittierten Schadstoffe Stickstoffoxide NOx (Summe aus 
NO und NO2) und NO2  sowie Feinstaubpartikel (PM2,5 und PM10) behandelt, da diese 
aus der Sicht des Gutachters als Leitsubstanz zu betrachten sind. Die Relevanz ande-
rer verkehrsbedingter Schadstoffe soll in Bezug zu den Grenzwerten deutlich geringer 
sein. 

Bei der Immissionsprognose wurden die durch den Straßenverkehr im Untersuchungs-
gebiet, den Tiefgaragen, dem geplanten Blockheizkraftwerk sowie den Dieselmotoren 
für Notstrom und einer Sprinklerpumpe ausgehenden Schadstoffemissionen berück-
sichtigt. 

Nach dem Schadstoffgutachten werden an allen zur Planung nächstgelegenen Gebäu-
defassaden im Planfall die Grenzwerte nach 39. BlmSchV für Feinstaub (sowohl PIVIia 
als auch PM25) und Stickstoffoxid (NO2) deutlich unterschritten. Nach Ansicht des Gut-
achters sind die aus dem Betrieb des geplanten Einkaufszentrums resultierenden im-
missionsseitigen Auswirkungen für NO2  und Feinstaub PM2,5/PM10 aus lufthygienischer 
Sicht vertretbar. 

Der Immissionsprognose lag auch die Verkehrsuntersuchung zum Bebauungsplan 
"Unteres Tor II" der R+ T Ingenieure für Verkehrsplanung zugrunde. Daher wurden 
auch bei diesen Berechnungen zu niedrige Verkehrszahlen angesetzt (vgl. Nr. 1)." 

4.2.11 

„3. Zusammenfassung:  

Aufgrund falscher Grundannahmen sind die vorgelegten Gutachten für eine abschlie-
ßende immissionsschutzfachliche Beurteilung nicht ausreichend." 

Stellungnahme des Planers  

Zu 4.2.1 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Zu 4.2.2 

Der Anregung wird gefolgt. 
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Die Ermittlung der Vorbelastung (Darstellung der Emissionsquellen in einem Lageplan, 
Beschreibung der Grundannahmen, Darlegung der Rechenschritte, Ergebnislisten für 
die einzelnen Immissionsorte etc.) wird im Fachgutachten ergänzt. Die Ergebnisse des 
Fachgutachtens ändern sich dadurch nicht, eine Anpassung des Umweltberichts bzw. 
des Bebauungsplans ist daher nicht erforderlich. 

Zu 4.2.3 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Es wurde im Fachgutachten darauf hingewiesen, dass die Einhaltung der Emissions-
kontingente unter bestimmten Bedingungen möglich ist (s. Seite 14). Der Nachweis zur 
Einhaltung der Emissionskontingente ist jedoch nicht Gegenstand der Bauleitplanung, 
sondern erst im nachfolgenden Genehmigungsverfahren zu erbringen. 

Zu 4.2.4 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Im Zuge der Realisierung des neuen Zentrums „Neuer Markt" werden die angrenzen-
den Straßenräume der Nürnberger Straße, Dammstraße, Kurt-Romstück-Ring, Untere 
Marktstraße und Mühlstraße sowie die Knotenpunkte am Unteren Tor und am Lamms-
bräu umgebaut. 

Um den entstehenden Kfz-Verkehr des neuen Zentrums aufnehmen zu können und ein 
attraktives Umfeld zu schaffen, müssen begleitende Maßnahmen im Straßennetz reali-
siert werden, durch die ortsfremder Verkehrs aus dem Planungsbereich verlagert wird. 
Diese wurden im Rahmen des Gesamtverkehrplans (GVP, der die angestrebte ver-
kehrliche Entwicklung in der Stadt bis zum Jahr 2025 enthält) und in einer Machbar-
keitsstudie von dem Büro R+T geprüft und festgelegt. Es geht dabei vorrangig um Ver-
lagerung von Durchgangsverkehr auf die Umgehungsstraße sowie um die Stärkung 
der St.-Florian-Straße als neue Hauptverkehrsstraße im innerstädtischen Bereich. Der 
GVP wurde bereits als Rahmenplan beschlossen und ist damit eine informelle Planung 
nach § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB, deren Ergebnisse bei der Aufstellung von Bauleitpla-
nungen zu berücksichtigen ist. Durch den Beschluss im Stadtrat im Mai 2013 verpflich-
tet sich die Stadt Neumarkt, die Planung umzusetzen. 

Die Stadt Neumarkt zeigt ihre Bereitschaft zur Umsetzung der Maßnahmen, da bereits 
einige Maßnahmen umgesetzt wurden. Die Stadt beabsichtigt, auch weiterhin die im 
GVP enthaltenen Maßnahmen umzusetzen. Im Folgenden werden die zugehörigen 
Maßnahmenpakete und Einzelmaßnahmen kurz beschrieben und der heutige Pla-
nungsstand bzw. Umsetzungsgrad genannt (Stand: August 2013), um damit die hinrei-
chende Sicherstellung der Umsetzung aufzuzeigen, so dass ihr positiver Einfluss auf 
die prognostizierte Verkehrsbelastung berücksichtigt werden kann. 

Verlagerung des Durchgangsverkehrs aus der Ortsdurchfahrt auf die Umgehungsstra-
ße 

Autofahrer, die heute noch die Stadt durchfahren, sollen dazu angeregt werden, künftig 
nicht mehr die Ortsdurchfahrt zu belasten, sondern ausschließlich die Umgehungsstra- 
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ße zu nutzen. Dafür muss die Umgehungsstraße ertüchtigt werden, um kürzere Reise-
zeiten für den Kfz-Verkehr zu erreichen. Die Ortsdurchfahrt (Amberger Straße, Damm-
straße, Kurt-Romstöck-Ring) wird im Ausbaustandard angemessen an die neue Kfz-
Verkehrsnachfrage angepasst und für den städtischen Verkehr attraktiver gestaltet, 
wobei insbesondere für den Radverkehr und die Fußgänger größere Bewegungsräume 
und sichere Verbindungen geschaffen werden sollen. 

Heutiger Stand: 

• Der Umgestaltung des unmittelbaren Umfeldes am „Neuen Markt" liegt als 
Ausführungsplanung vor. Der Umbau des Knotenpunktes am Lammsbräu 
hat bereits begonnen. Mit dessen Fertigstellung ist bis Ende des Jahres 
2013 zu rechnen. 

• Im Umbau des Knotenpunktes am Lammsbräu ist bereits der Umbau eines 
Teils der Amberger Straße enthalten, Im Bereich zwischen dem Knoten-
punkt und der Einmündung der Carl-Zinn-Straße findet ein Komplettumbau 
statt, in dem die Fahrbahn auf drei Fahrstreifen reduziert wird, beidseitig 
Radfahrstreifen eingebaut werden und die Gehwegflächen vergrößert wer-
den. Der Übergang vom veränderten Bordsteinverlauf in den Bestand ist für 
den Bereich am Knotenpunkt Amberger Straße / Am Evangelienstein ge-
plant, wobei dadurch die Umgestaltung des Straßenquerschnitts nach den 
Zielsetzungen (reduzierte Anzahl Fahrstreifen und beidseitige Radfahrstrei-
fen) bis rund 80 Meter östlich der Einmündung Am Evangelienstein vollzo-
gen ist. Bis Ende 2013 sind damit bereits rund 380 Meter der Amberger 
Straße fertiggestellt. 

Für den weiteren Verlauf der Amberger Straße bis zum Stadtrand bestehen 
Überlegungen zum Straßenquerschnitt aus dem Gesamtverkehrsplan. Da 
es sich hierbei überwiegend um Änderungen in der Fahrbahnaufteilung (d.h. 
Ummarkierungen) handelt und die Änderung baulicher Kanten nur ab-
schnittsweise erforderlich wird, ist mit einer raschen Umsetzung der Maß-
nahmen zu rechnen. 

• Die Anpassung des Kurt-Romstöck-Rings nach den Vorgaben aus dem Be-
bauungsplan bzw. aus dem Gesamtverkehrsplan ist zu einem großen Anteil 
im Umbau des Knotenpunktes am Unteren Tor enthalten und somit nach 
Fertigstellung der Umbaumaßnahmen am „Neuen Markt" auch durchgeführt. 
Hier wird der Straßenquerschnitt an die neuen Erfordernisse des Knoten-
punktes angepasst und ein Radfahrstreifen eingefügt. 

• Eine Verkürzung der Reisezeit im Zuge der Umgehungsstraße ist in erster 
Linie über eine Optimierung der Knotenpunkte zu erreichen. Die Vorge-
hensweise dazu ist im Gesamtverkehrsplan festgehalten. Eine Schwachstel-
le hinsichtlich der flüssigen Verkehrsabwicklung war bisher der Knotenpunkt 
„Blomenhor (Umgehungsstraße B 299 1 Altdorfer Straße / St 2240), der 
zum Kreisverkehrsplatz umgebaut wurde (Fertigstellung Frühjahr 2013). 
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• Der signalisierte Knotenpunkt der Umgehungsstraße mit der Pöllinger 
Hauptstraße verursacht deutliche Verlustzeiten auf der Umgehungsstraße. 
Die Pöllinger Hauptstraße soll daher als fünfter Kreiselarm in den bestehen-
den „Pöllinger Kreisel" eingebunden werden, wodurch der signalgeregelte 
Knotenpunkt komplett entfallen kann. Die Planungen dazu befinden sich in 
der Entwurfsphase. 

• Der Stadtteil Rittershof ist über einen nichtsignalisierten Knotenpunkt an die 
Umgehungsstraße und an die Kernstadt Neumarkt angebunden. Aufgrund 
der Ab- und Einbiegevorgänge muss hier die zulässige Geschwindigkeit auf 
der Umgehungsstraße begrenzt werden. Zur Beschleunigung des Verkehrs 
auf der Umgehungsstraße wird der Anschluss in Zukunft aufgegeben und 
die Rittershofer Straße über oder unter der Umgehungsstraße geführt. Erste 
Überlegungen zur Machbarkeit sind bereits erfolgt. 

• Im Zuge der Weiterentwicklung des Gewerbegebietes am Münchener Ring 
soll auch der Anschluss des Münchener Rings und der benachbarten St 
2240 an die Umgehungsstraße in einem gemeinsamen planfreien An-
schluss optimiert werden. Entwurfstechnische Überlegungen zur Machbar-
keit sind bereits vorhanden. 

Verlegung der Hauptverkehrsstraßenfunktion von der Nürnberger Straße (zwischen 
Klinikum und Unterem Tor) in die St-Florian-Straße 

Zu diesem Zweck ist die Verbindung zwischen der Nürnberger Straße und dem Kurt-
Romstöck-Ring über den Straßenzug Woffenbacher Straße — St.-Florian-Straße zu 
ertüchtigen und auszubauen. Insbesondere die Knotenpunkte Nürnberger Straße / 
Woffenbacher Straße (mit Hauptverbindung Nürnberger Straße — Woffenbacher Stra-
ße) und Woffenbacher Straße / St.-Florian-Straße sind leistungsfähiger zu gestalten. 

Heutiger Stand: 

• Der Ausbau der St.-Florian-Straße mit neuer Brücke über den Kanal und 
beidseitigen Radfahrstreifen ist bereits fertiggestellt. 

• Für den Knotenpunkt Woffenbacher Straße / St.-Florian-Straße besteht eine 
fertige Ausbauplanung als Kreisverkehrsplatz. Der Umbau des Knoten-
punkts steht unmittelbar bevor. 

• Der neue Straßenquerschnitt der Woffenbacher Straße zwischen der Nürn-
berger Straße und der St.-Florian-Straße liegt fest. Der Straßenumbau be-
findet sich in der Entwurfsphase. Der weitere Verlauf der Woffenbacher 
Straße in Richtung Westen wird im Zuge des Neubaus des Willibald-Gluck-
Gymnasiums umgestaltet, wofür derzeit grundsätzliche Konzepte erstellt 
werden. 

• Der Knotenpunkt Nürnberger Straße / Woffenbacher Straße wurde in meh-
reren Varianten geprüft und der Ausbaustandard festgelegt. Der Umbau des 
Knotenpunkts befindet sich in der Entwurfsphase. 

12 
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• Die Nürnberger Straße wird zwischen dem Klinikum und dem Unteren Tor 
im Zuge der Realisierung des „Neuen Markts' in der verkehrlichen Funktion 
als Erschließungsstraße eingestuft und dementsprechend umgebaut. Für 
den Abschnitt am „Neuen Markt" liegt die Ausführungsplanung vor. Der wei-
tere Verlauf zwischen Schwarzachweg und Nürnberger Straße liegt konzep-
tionell im Straßenquerschnitt fest und wird der anstehenden Entwurfspla-
nung zugrunde gelegt. 

Weitere Vorgaben aus dem Gesamtverkehrsplan 

Die Ausstattung von Lichtsignalanlagen mit einer verkehrsabhängigen Steuerung ist 
eine der grundlegenden Empfehlungen des Gesamtverkehrsplans, von der letztlich alle 
Verkehrsteilnehmer profitieren. Auf diese Weise werden die Freigabezeiten nach den 
tatsächlich auftretenden Kfz-Verkehrsmengen ausgerichtet, so dass die Summe der 
Verlustzeiten in der Signalisierung minimiert werden kann. Die dadurch gewonnene 
Zeit wird den anderen Verkehrsmitteln zur Verfügung gestellt. Für die Linienbusse kann 
aufgrund der geänderten Signaltechnik die Grünzeit-Anforderung umgesetzt werden, 
was entscheidend zur Beschleunigung des Betriebsablaufs beiträgt und die Reisezei-
ten der Busse verkürzt. 

Eine weitere wichtige Vorgabe aus dem Gesamtverkehrsplan betrifft den Ausbau des 
Radverkehrsnetzes. Lücken im bestehenden Wegenetz sollen geschlossen werden 
und neue Verbindungen in Form von Radfahrstreifen hergestellt werden. Bestehende, 
aber zu schmal dimensionierte Radwege sollen sukzessive in Radfahrstreifen umge-
baut werden. 

Diese angestrebten Maßnahmen sind als fachlich-verkehrsplanerischer Hintergrund für 
den Bebauungsplans „Unteres Tor II" berücksichtigt. Hinsichtlich der Erfüllung von 
Zielsetzungen des Gesamtverkehrsplans wird damit ein entscheidender Schritt getan, 
da es sich bei den umzubauenden Straßenabschnitten am „Neuen Markt" um die zent-
ralen Teile des Straßennetzes mit den höchsten Verkehrsbelastungen handelt. 

Damit ist hinreichend sichergestellt, dass die Maßnahmen so umgesetzt werden, dass 
planungsmethodisch ihr positiver Einfluss auf die Verkehrsbelastung und in den darauf 
aufbauenden Fachgutachten berücksichtigt werden kann. 

Zu 4.2.5 

Der Anregung wird gefolgt. 

Der GVP enthält die angestrebte verkehrliche Entwicklung in der Stadt und dient als 
Orientierungsrahmen für die Umsetzung der geplanten Projekte bis zum Jahr 2025. Die 
den Immissionsgutachten zugrundeliegenden prognostizierten Verkehrszahlen des 
Prognose-Nullfalls und des Prognose-Mitfalls decken damit einen Prognosebereich von 
10 — 15 Jahren ab. 

Zu 4.2.6 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

13 
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Es wird auf die Stellungnahme des Planers zu Punkt 4.2.4 verwiesen. 

Es ist hinreichend sichergestellt, dass die Maßnahmen so umgesetzt werden, dass 
planungsmethodisch ihr positiver Einfluss auf die Verkehrsbelastung und in den darauf 
aufbauenden Fachgutachten berücksichtigt werden kann. Damit wurden nicht zu nied-
rige Verkehrszahlen angesetzt. 

Zu 4.2.7 

Der Anregung wird gefolgt. 

Die Darstellung der Beurteilung, ob die Kriterien des § 1 Abs. 2 der 16. BlmSchV für 
die wesentliche Änderung von öffentlichen Straßen erfüllt werden, mittels eines Ver-
gleichs des Istzustands mit dem Planungszustand wird im Fachgutachten ergänzt. Die 
Ergebnisse des Fachgutachtens ändern sich dadurch nicht, eine Anpassung des Um-
weltberichts bzw. des Bebauungsplans ist daher nicht erforderlich. 

Zu 4.2.8 

Der Anregung wird gefolgt. 

Die Berechnung der Beurteilungspegel wird im Fachgutachten ergänzt. Die Ergebnisse 
des Fachgutachtens ändern sich dadurch nicht, eine Anpassung des Umweltberichts 
bzw. des Bebauungsplans ist daher nicht erforderlich. Die Ergebnislisten für die einzel-
nen Immissionsorte können nach Bedarf nachgereicht werden. 

Zu 4.2.9 

Der Anregung wird gefolgt. 

Im Bestand werden sowahl im Prognose-Nullfall als auch im Prognose-Mitfall in einigen 
Bereichen die Grenzwerte der 16. BlrnSchV und die Schwelle zur Gesundheitsgefähr-
dung von 70 dB(A) tags und 60 dB(A) nachts überschritten (Kurt-Romstöck-Ring 5, 
Untere Marktstraße 34, Mühlstraße 3). 

in der Begründung auf S. 30 wurde dazu ausgeführt: 

„Im vorliegenden Fall sind keine Pegelerhöhungen zu verzeichnen, jedoch wird schon 
im Bestand und im Prognose-Nullfall die Schwelle zur Gesundheitsgefährdung über-
schritten. Grundsätzlich besteht für die genannten bestehenden Gebäude nach Maß-
gabe der Rechtsprechung Anspruch auf Lärmschutz gern. analoger Anwendung der 
16. BlmSchV bzw. aufgrund gesundheitsgefährdender Lärmpegel. Entsprechend wird 
die Stadt Neumarkt Maßnahmen ergreifen, um die Belastung zu senken. Dadurch sol-
len Belastungen oberhalb der Schwelle zur Gesundheitsgefährdung ausgeschlossen 
werden." 

Maßnahmen zum Lärmschutz können sich zunächst aus dem Lärmaktionsplan der 
Stadt Neumarkt ergeben. Im aktuellen Stand (Februar 2009) der Lärmaktionsplanung 
sind die im Schallimmissionsschutz-Gutachten zum Bebauungsplan aufgeführten kriti-
schen Bereiche ebenfalls verzeichnet und allgemeine Maßnahmen zur Lärmminderung 
aufgeführt. Als kurzfristige Maßnahmen werden insbesondere Geschwindigkeitsmess-
anlagen und Geschwindigkeitsreduktion, Durchfahrtsverbot für LKW im Durchgangs- 
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verkehr sowie die Sanierung von Fahrbahndecken (insbesondere im Bereich Unteres 
Tor) aufgeführt. 

Als mittel- bzw. langfristige Maßnahmen werden u.a. Reduzierung der Geschwindigkeit 
(Tempo 30/40), Förderung von Lärmschutzfenstern oder weiteren baulichen Möglich-
keiten (kommunales Lärmschutzfensterprogramm), gestalterische Maßnahmen wie die 
Verringerung der "optischen Breite" sowie der Ausbau des ÖPNV vorgeschlagen. Folg-
lich beinhaltet der Lärmaktionsplan sowohl Maßnahmen zur Lärmvorsorge als auch zur 
Lärmsanierung. 

Teilweise sind diese Maßnahmen auch im Gesamtverkehrsplan enthalten und Einzel-
maßnahmen werden bereits durch die Baumaßnahmen und Verkehrsumgestaltung am 
Unteren Tor umgesetzt. So wird eine neue Fahrbahndecke aufgetragen und zur Redu-
zierung der Verkehrsbelastung der Straßenraum verengt. 

Der Lärmaktionsplan wird aktuell fortgeschrieben, mit einer Aufstellung wird im Februar 
2014 gerechnet. Darin enthalten sein werden geeignete technische, gestalterische, 
verkehrliche und/oder organisatorische Maßnahmen zur Lärmminderung — konkret 
beschrieben und verortet für die einzelnen Abschnitte (z.B. Bereich Dammstraße), Der 
Lärmaktionsplan soll anschließend vom Stadtrat als informelle Planung nach § 1 Abs. 6 
Nr. 11 BauGB beschlossen werden. 

Da die Aufstellung und Umsetzung der Maßnahmen zeitlich noch nicht genau abseh-
bar ist, wurden im Rahmen der Bauleitplanung bereits Maßnahmen der Lärmsanierung 
geprüft, um die Lärmbelastung an den entsprechenden bestehenden Immissionsorten 
zu senken. Grundsätzlich sollten dabei aktive Lärmschutzmaßnahmen passiven Maß-
nahmen vorgezogen werden, um eine für die Bewohner der betroffenen Gebäude mög-
lichst geringe Beeinträchtigung zu erreichen (bspw. ist eine Schallreduzierung durch 
Schallschutzfenster für die Bewohner „unbequemer" als ein genereller geringerer Au-
ßenpegel). 

Als mögliche aktive Maßnahmen zur Lärmsanierung steht schallabsorbierender Stra-
ßenbelag zur Verfügung. Der sogenannte „Flüsterasphalt" kann auch bereits bei gerin-
gen Geschwindigkeiten bis 50 km/h zu einer deutlichen und hörbaren Verminderung 
des Verkehrslärms führen (bspw. offenporige Asphaltdeckschichten (OPA) oder bspw. 
Lärm optimierter Asphalt (LOA) 5D, in der Landeshauptstadt Düsseldorf getestet). Im 
betroffenen Bereich ist der Einsatz von Flüsterasphalt jedoch nicht optimal. Technisch 
ist der Einsatz in Kreuzungsbereichen schwierig — insbesondere bei Kreuzungen mit 
hohem Verkehrsaufkommen wie bei den Kreuzungen an der Dammstraße. In diesen 
Bereichen wird auch der Reparaturaufwand als sehr hoch eingeschätzt (größere As-
phaltschäden durch LKW-Bewegungen in den Kurven als bei herkömmlichem Belag), 
weswegen auch aus wirtschaftlichen und organisatorischen Gründen der schallabsor-
bierende Belag nicht die bevorzugte Lösung darstellt. 

Eine weitere Möglichkeit aktiver Lärmschutzmaßnahmen zur Senkung der Lärmbelas-
tung ist eine Temporeduzierung im entsprechenden Bereich auf 30 km/h. Da es sich 
bei den betreffenden Straßen mittlerweile um Stadtstraßen handelt, liegt die Straßen- 
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baulast bei der Stadt Neumarkt. Diese kann aus Gründen des Lärmschutzes eine ent-
sprechende Geschwindigkeitsbegrenzung anordnen. 

In einer Untersuchung des Büros Sorge wurden folgende 5 Varianten zur Temporedu-
zierung für die Straßen Nürnberger Straße, Abschnitt zwischen Dammstraße und Ka-
nalweg, Dammstraße und Kurt-Romstöck-Ring (Abschnitt westlich der Nürnberger 
Straße mit einer Länge von ca. 140 m) geprüft: 

• Variante 1: Tempo 30 Nürnberger Straße 
• Variante 2: Tempo 30 Nürnberger Straße und Dammstraße 
• Variante 3: Tempo 30 Nürnberger Straße, Dammstraße und Kurt-Romstöck-

Ring 
• Variante 4: Tempo 30 Nürnberger Straße und Kurt-Romstöck-Ring 
• Variante 5: Tempo 30 Dammstraße und Kurt-Romstöck-Ring 

Ergebnis der Untersuchung war, dass durch eine Temporeduzierung auf Tempo 30 in 
den Varianten 3 und 5 die besten Ergebnisse zu verzeichnen wären. So würden die 
Lärmwerte an den relevanten Immissionsorten so weit sinken, dass die Schwelle der 
Gesundheitsgefährdung nicht mehr überschritten wird.2  Eine Ausnahme stellt der Im-
missionsort 10 10 (Untere Marktstraße 34) nachts dar, wo auch in den Varianten mit 
der größten Lärmsenkung der Beurteilungspegel immer noch bei 61 dB(A) liegen wür-
de und damit eine geringfügige Überschreitung der Werte vorläge. 

Das bedeutet, dass trotz aller zur Verfügung stehenden und geprüften Möglichkeiten 
aktiver Maßnahmen zur Lärmsanierung keine lückenlose ausreichende Senkung der 
Lärmwerte erreicht werden würde. 

Rechtliche Vorgaben wie die Richtlinien für den Verkehrslärmschutz an Bundesfern-
straßen in der Baulast des Bundes (VLärmSchR 97) sehen erst ab 62 dB(A) nachts in 
Mischgebieten eine Verpflichtung für Lärmschutzmaßnahmen vor. Der Wert von 61 
dB(A) am 10 10 liegt im Beurteilungsbereich von 60 — 65 dB(A) und bedeutet, dass die 
Schwelle zur Gesundheitsgefährdung überschritten ist. Erwiesen ist eine Gesundheits-
gefährdung ab 65 dB(A). Die Überschreitung lag bereits vor der Planung bzw. dem 
Umbau der entsprechenden Abschnitte vor und der Konflikt wird durch die Neuplanung 
nicht verschärft. Daher kann eine abschließende Konfliktbewältigung allein über aktive 
Schallschutzmaßnahmen nicht erreicht werden. 

Um eine Konfliktlösung zu erreichen und die Schwelle zur Gesundheitsgefährdung 
auch am 10 10 zu unterschreiten, können darüber hinaus entsprechend passive Lärm-
schutzmaßnahmen (bspw. Schallschutzfenster oder Fassadenschutz) zur Anwendung 
kommen. 

Art und Umfang der letztlich tatsächlich zur Anwendung kommenden Schallschutz-
maßnahmen im entsprechenden Bereich bzw. an  den betroffenen Fassaden werden in 
einem nachgeordneten Verfahren abschließend überprüft. Die Stadt gewährleistet ent-
sprechend ihrer rechtlichen Verpflichtung die Erfüllung der Ansprüche auf Lärmschutz. 
Es wird darauf hingewiesen, dass ein Anspruch auf Einrichtung passiver Schall-
schutzmaßnahmen für den einzelnen Anspruchsberechtigten nicht besteht, sofern akti- 

2  Variante 3 und 5: 10 9 (Kurt-Romstöck-Ring 5) = 67 / 60 db(A) tags / nachts, 10 10 (Untere Marktstraße 
34) = 68 / 61 dB(A) tags / nachts, 10 11 (Mühlstraße 3 Nord) = 66 / 58 dB(A) tags / nachts 
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ve Maßnahmen der Lärmvorsorge umgesetzt werden und durch diese Maßnahmen der 
Schutzanspruch erfüllt wird. 

Zu 4.2.10 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

In der Stellungnahme werden die Inhalte der lufthygienischen Untersuchung wiederge-
geben. Angemerkt wird, dass bei den Berechnungen zu niedrige Verkehrszahlen an-
gesetzt wurden, da der Immissionsprognose die Verkehrsuntersuchung zum Bebau-
ungsplan "Unteres Tor II" der R+T Ingenieure für Verkehrsplanung zugrundelag, die die 
im Gesamtverkehrsplan (GVP) enthaltenen Maßnahmen zum Ausbau des Straßennet-
zes als umgesetzt voraussetzt. 

Es wird auf die Stellungnahme des Planers zu Punkt 4.2.4 verwiesen. 

Es ist hinreichend sichergestellt, dass die Maßnahmen so umgesetzt werden, dass 
planungsmethodisch ihr positiver Einfluss auf die Verkehrsbelastung und in den darauf 
aufbauenden Fachgutachten berücksichtigt werden kann. Damit wurden nicht zu nied-
rige Verkehrszahlen angesetzt. 

Zu 4.2.11 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Die getroffenen Grundannahmen sind nicht falsch. Es wird auf die Stellungnahme des 
Planers zu Punkt 4.2.4 verwiesen. 

Es ist hinreichend sichergestellt, dass die Maßnahmen so umgesetzt werden, dass 
planungsmethodisch ihr positiver Einfluss auf die Verkehrsbelastung und in den darauf 
aufbauenden Fachgutachten berücksichtigt werden kann. Damit wurden nicht zu nied-
rige Verkehrszahlen angesetzt. 

4.3 	Wasserwirtschaftsamt Regensburg 
(Schreiben vom 10.06.2013) 

4.3.1 

„zum Bebauungsplan "Nr. 054/1-Unteres Tor" haben wir mit Schreiben vom 05.11.2012 
und 23.03.2012 bereits Stellung genommen. Diese Stellungnahme gilt weiter. Auf sie 
wird hiermit Bezug genommen." 

4.3.2 

„Ergänzend hierzu weisen wir auf folgende Unstimmigkeiten hin: 

In der Begründung (S. 42, Nr. 14.2) und dem Umweltbericht (S. 24) wird ausgeführt, 
dass Niederschlagswasser in den Pilsach-Leitgraben eingeleitet werden soll. Dies war 
nie Gegenstand der verschiedenen Vorbesprechungen. Eine Einleitung in den Pilsach-
Leitgraben scheidet definitiv aus." 
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4.3.3 

„Im Übrigen wird auf die erforderlichen Wasserrechtsverfahren hingewiesen (Nieder-
schlagswasser, Grundwasser, Bauwasserhaltung)." 

Stellungnahme des Planers  

Zu 4.3.1 

Die Stellungnahmen des Wasserwirtschaftsamt vom 05.11.2012 und 23.03.2012 liegen 
der Stadt Neumarkt i.d.OPf. vor. 

Die Stellungnahme vom 05.11.2012 bezog sich auf die Änderung des Flächennut-
zungsplans und inhaltlich wurde ebenfalls auf die Stellungnahme vom 23.03.2012 ver-
wiesen. 

Diese lautete: 

„zur Bauleitplanung ‚Unteres Tor II` für den Bereich ‚Neuer Markt gibt es aus wasser-
wirtschaftlicher Sicht keine grundsatzlichen Einwande. 

Auf die seit langen Jahren taufenden Abstimmungen zu verschiedenen Konzepten darf 
verwiesen werden. Auch zum jetzigen Planungskonzept haben bereits Vorgespräche 
stattgefunden. 

Die jetzt vorgelegten Unterlagen enthalten keine wasserwirtschaftliehen Festlegungen. 
In einigen Textpassagen finden sich Verweise, dass .... Neue Untersuchungen noch 
eingearbeitet werden 	 

Auch unsere Stellungnahme kann deshalb nur vorbehaltlich der Ergebnisse der weite-
ren Planungen und der Erkenntnisse von Untersuchungen sein. 

In drei Bereichen sind wasserwirtschaftliche Belange im wesentlichen betroffen: 

1. Altlasten  

Nach unserer Kenntnis ist die Altlastensanierung des Geländes weitgehend abge-
schlossen. Ein Abschlussbericht liegt aber noch nicht vor. 

Der Abschluss der Altlastensanierung ist jedoch unverzichtbare Voraussetzung für die 
nachfolgenden wasserwirtschaftlichen Maßnahmen. 

Nur in Kenntnis auch der qualitativen Belastungen im Untergrund / Grundwasser sind 
weitere Planungen möglich. 

inwieweit sich durch die umfangreichen Erdarbeiten auch die quantitativen Grundwas-
serverhältnisse geändert haben (Bodendurchlässigkeit, Grundwasserstand) wird erst 
das neu aufzustellende Grundwassermodell ergeben. 

2. Niederschlagswasser 

Zum Umgang mit Niederschlagswasser beim Einkaufszentrum haben bereits Gesprä-
che stattgefunden. 
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In Abhängigkeit der Ergebnisse aus Punkt 1. können die vorgestellten Planungen / 
Konzepte die Anforderungen aus den einschlägigen Merkblättern zum Ableiten oder 
Versickern von Niederschlagswasser einhalten. 

Ggf. sind aber noch Ergänzungen / Änderungen erforderlich. 

Sowohl die Versickerung von Niederschlagswasser als auch die Einleitung in die 
Schwarzach erfordern ein wasserrechtliches Verfahren. 

Auf die entsprechenden Merkbläter und Verfahrensregelungen wird insoweit verwie-
sen. 

3. Grundwasser 

Bei den Eingriffen in das Grundwasser ist zunächst zu unterscheiden, ob Eingriffe nur 
während der Bauzeit erfolgen oder dauerhaft sind. 

Aus den vorliegenden Schnitten und den enthaltenen Grundwasserstanden ergibt sich, 
dass beide Sachverhalte zutreffen. 

Dies gilt für die Tiefgarage, die Gebäude mit den verschiedenen Ver- und Entsor-
gungseinrichtungen sowie auch für die Fußgängerunterführung. 

Durch die Altlastensanierung wurde bereits umfangreich in den Untergrund eingegrif-
fen. 

Sowohl der Bodenaustausch als auch die Umlagerung des örtlichen Materials bedin-
gen neue Einflüsse auf die Grundwasserbewegungen und damit auch auf die Grund-
wasserstände. 

Die Aussagen und Erkenntnisse aus den früheren Planungen und Modellen können so 
deshalb nicht übernommen werden. 

Wie bereits auch in den früheren Planungsabschnitten dargelegt, halten wir die Erstel-
lung eines Grundwassermodells für erforderlich. 

Für die Eingriffe in das Grundwasser sind verschiedene wasserrechtliche Verfahren 
erforderlich; dies gitl sowohl für dauerhafte Eingriffe als auch für verschiedene Bauzu-
stande. 

Eine frühzeitige Abstimmung, wie auch bei früheren Planungen, halten wir für sinnvoll. 

Für weitere Gespräche und Erläuterungen stehen wir gerne zur Verfügung." 

Die Stellungnahme des Planers lautete: 

„Im Zuge des Bebauungsplanverfahrens wurde folgendes Fachgutachten erstellt: 

Fachgutachten Hydrogeologie zum Bebauungsplan Nr. 54/1 „Unteres Tor II", Stadt 
Neumarkt i.d.OPf., Baugrundinstitut Dr.-Ing. Spotka und Partner GmbH, März 2013 

[Altlasten] 
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Von Altlasten bzw. dem Verdacht auf ein Vorkommen von Altlasten betroffen sind das 
Sondergebiet „Einkaufszentrum" sowie das Mischgebiet Ml 1 aufgrund der vorherge-
henden Nutzungen auf den Gebieten wie bspw. Tankstellen oder dem Schlachthof. 

Die Altlastenbeseitigung auf dem Gelände des Sondergebiets ist nahezu abgeschlos-
sen, in Randbereichen kann diese aber erst im Zuge der Baugrubenherstellung erfol-
gen. Ein amtlich bestätigter Abschlussbericht zur Sanierung liegt daher bislang nicht 
vor. 

In den Bebauungsplan wird eine Kennzeichnung von Flächen, deren Böden mit um-
weltgefährdenden Stoffen belastet sind, nach § 9 Abs. 5 BauGB aufgenommen. Da-
nach wird aufgeführt, dass in den betreffenden Gebieten nach ordnungs- und abfall-
rechtlichen Gesichtspunkten auffällige Bodenverunreinigungen festgestellt wurden. 
Vorgabe für den Umgang mit den Bodenverunreinigungen ist, dass diese fachgerecht 
unter Einhaltung der mit den Fachbehörden abgestimmten Maßnahmen zu beseitigen 
und Aushub- und Sanierungsmaßnahmen mit Dokumentation der Aushub-, Sanie-
rungs- und Entsorgungsmaßnahmen mit fachgutachterlicher Begleitung und Überwa-
chung durchzuführen sind. 

Entsprechend werden vor wasserwirtschaftlichen Maßnahmen die erforderlichen Sa-
nierungen durchgeführt sein. Mit einem Abschluss des Verfahrens ist im Herbst 2013 
zu rechnen. 

Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplans „Unteres Tor 11" wurde ein Grundwas-
sermodell erarbeitet. In diesem wurde die Änderung der quantitativen Grundwasser-
verhältnisse durch Altlastensanierung bzw. Erdarbeiten dargestellt. 

Wie das Grundwassermodell zeigt, ist mit keinen signifikanten Veränderungen der 
quantitativen Grundvvasserverhältnisse (Bodendurchlässigkeit, Grundwasserstand) zu 
rechnen. 

[Niederschlagswasser] 

Die Abwasserbeseitigung im Geltungsbereich des Bebauungsplans kann mit Ausnah-
me der Straßenverkehrsflächen im Trennsystem erfolgen. 

Das Plangebiet wird in 4 Teilflächen betrachtet: 

Teilfläche 1: Sondergebiet „Einkaufszentrum" 

Das Sondergebiet kann im Trennsystem entwässert werden. Das Schmutzwasser kann 
in die umliegenden Mischwasserkanäle abgeleitet werden. Das Niederschlagswasser 
kann in die Verrohrung der Schwarzach, nach Vorschaltung einer Regenrückhaltung, 
gedrosselt eingeleitet werden. Die Vorgabe der gedrosselten Einleitmenge erfolgt über 
eine wasserrechtliche Erlaubnis. 

Teilfläche 2: Mischgebiet nördlich der Dammstraße (M11) 

Das Mischgebiet Mll kann im Trennsystem entwässert werden. Das Schmutzwasser 
kann in die umliegenden Mischwasserkanäle abgeleitet werden. Das Niederschlags-
wasser kann in die Verrohrung der Entlastungsleitung des Pilsach-Leitgrabens, nach 
Vorschaltung einer Regenrückhaltung, gedrosselt eingeleitet werden. Die Vorgabe der 
gedrosselten Einleitmenge erfolgt über eine wasserrechtliche Erlaubnis. 
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Stimmt der Eigentümer der Entlastungsleitung des Pilsach-Leitgrabens, der Freistaat 
Bayern, vertreten durch das Wasserwirtschaftsamt Regensburg der Einleitung nicht zu, 
kann das Niederschlagswasser, nach Vorschaltung einer Regenrückhaltung, gedros-
selt in die Mischwasserkanalisation eingeleitet werden. 

Die Einleitungsmöglichkeit und die Vorgabe der gedrosselten Einfeitmenge erfolgt über 
eine wasserrechtliche Erlaubnis. 

Teilfläche 3: Mischgebiet südlich der Dammstraße (M12) 

Das Mischgebiet Ml2 kann im Trennsystem entwässert werden. Das Niederschlags-
wasser kann in die Verrohrung des Pilsach-Leitgrabens, nach Vorschaltung einer Re-
genrückhaltung, gedrosselt eingeleitet werden. Die Vorgabe der gedrosselten Einleit-
menge erfolgt über eine wasserrechtliche Erlaubnis. 

Stimmt der Eigentümer des Pilsach-Leitgrabens, der Freistaat Bayern, vertreten durch 
das Wasserwirtschaftsamt Regensburg der Einleitung nicht zu, kann das Nieder-
schlagswasser, nach Vorschaltung einer Regenrückhaltung, gedrosselt in die Misch-
wasserkanalisation eingeleitet werden. 

Die Einleitungsmöglichkeit und die Vorgabe der gedrosselten Einleitmenge erfolgt über 
eine wasserrechtliche Erlaubnis. 

Teilfläche 4: Straßenverkehrsflächen 

Das Niederschlagswasser der Straßenverkehrsflächen wird über die bestehenden 
Mischwasserkanäle abgeleitet. Im Bereich der Nürnberger Straße muss die Mischwas-
serkanalisation ergänzt werden. 

[Grundwasser] 

Als dauerhafte Eingriffe in das Grundwasser wurden verschiedene Teilbereiche im Gel-
tungsbereich des Bebauungsplans identifiziert: In den Baugebieten ist einmal im Son-
dergebiet „Einkaufszentrum" an der nordwestlichen Ecke im 2. Untergeschoss ein dau-
erhafter Eingriff zu sehen, außerdem in den Mischgebieten Ml 1 und Mt 2 durch mögli-
che Untergeschosse. Im Bereich der öffentlichen Verkehrsfläche werden durch den 
Bau der Fußgängerunterführung Dammstraße und den Neubau der Schwarzachver-
rohrung dauerhafte Eingriffe in das Grundwasser vorgenommen. 

Im Grundwassermodell wurde der Aufstau der dauerhaften Eingriffe dargestellt und 
Gegenmaßnahmen definiert. So sind Dränagen zur Begrenzung des Grundwasser-
stands durchzuführen, deren Dimensionierung im Einzelfall zu bestimmen ist. Für die 
Dränagen ist eine wasserrechtliche Genehmigung erforderlich. 

Eingriffe in das Grundwasser während der Bauzeit können Wasserhaltung oder was-
serdichter Verbau sein. Für diese ist im Einzelfall ein wasserrechtliches Verfahren 
durchzuführen." 

Hinweis: 

In der Stellungnahme des Planers wird auf die Mischgebiete 1 und 2 eingegangen, die 
zum Zeitpunkt des Vorentwurfs und Entwurfs enthalten waren. 

21 

Bau Rückhaltesystemen ?!
S.21-RW-Ableitung in Kanal - Zusammenhang mit
Zusammenhang mit Bau der Rückhaltebecken Papiermühle, Seelstr. ua. ?! 

geschl
Pfeil

-
S.21-Grundwassereingriff-Rückstau und Dränwasser
Aufstau des GW ist Rückstau in Stadt! - Wohin mit dem Dränwasser? 



Bebaüungsplan ,,Unteres Tor II" / Abwägungsdokurnent 

Für das Mischgebiet „M11" konnte zum jetzigen Zeitpunkt keine abgestimmte städte-
bauliche Zielsetzung entwickelt werden. Trotz mehrfacher Abstimmungen konnten die 
unterschiedlichen Vorstellungen zwischen der Stadt, dem Eigentümer und den Nach-
barn bisher nicht in Form eines Kompromisses unter Wahrung der städtebaulichen 
Zielsetzungen der Stadt (Planungshoheit!) in Einklang gebracht werden. 

Das südlich der Dammstraße gelegene Mischgebiet MI2 steht in einem städtebauli-
chen Zusammenhang mit dem gegenüberliegenden Mischgebiet. So beeinflussen sich 
z.B. die Festsetzungen zur Höhe der baulichen Anlagen zur Fassung des Straßen-
raums gegenseitig. 

Angesichts dieser bestehenden Konfliktlage sollen die beiden Mischgebiete (MI1 und 
MI2) an der Dammstraße aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplans „Unteres Tor 
II" herausgetrennt werden. Damit werden die weiteren städtebaulichen Zielsetzungen 
des Bebauungsplans „Unteres Tor II" (Entwicklung des Sondergebietes „Einkaufszent-
rum", Umbau der anliegenden Straßen und Kreuzungsbereiche) von der Lösung der 
beschriebenen noch bestehenden städtebaulichen Konfliktsituation entkoppelt. 

Es ist beabsichtigt, an der Abstimmung hinsichtlich der städtebaulichen Zielsetzungen 
für die beiden Flächen kontinuierlich weiter zu arbeiten. In diesem Zusammenhang 
werden die Anregungen berücksichtigt. 

Zu 4.3.2 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Für das Mischgebiet „Mn" konnte zum jetzigen Zeitpunkt keine abgestimmte städte-
bauliche Zielsetzung entwickelt werden. Trotz mehrfacher Abstimmungen konnten die 
unterschiedlichen Vorstellungen zwischen der Stadt, dem Eigentümer und den Nach-
barn bisher nicht in Form eines Kompromisses unter Wahrung der städtebaulichen 
Zielsetzungen der Stadt (Planungshoheit!) in Einklang gebracht werden. 

Das südlich der Dammstraße gelegene Mischgebiet M12 steht in einem städtebauli-
chen Zusammenhang mit dem gegenüberliegenden Mischgebiet. So beeinflussen sich 
z.B. die Festsetzungen zur Höhe der baulichen Anlagen zur Fassung des Straßen-
raums gegenseitig. 

Angesichts dieser bestehenden Konfliktlage sollen die beiden Mischgebiete (M11 und 
M12) an der Dammstraße aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplans „Unteres Tor 
II" herausgetrennt werden. Damit werden die weiteren städtebaulichen Zielsetzungen 
des Bebauungsplans „Unteres Tor II" (Entwicklung des Sondergebietes „Einkaufszent-
rum", Umbau der anliegenden Straßen und Kreuzungsbereiche) von der Lösung der 
beschriebenen noch bestehenden städtebaulichen Konfliktsituation entkoppelt. 

Es ist beabsichtigt, an der Abstimmung hinsichtlich der städtebaulichen Zielsetzungen 
für die beiden Flächen kontinuierlich weiter zu arbeiten. In diesem Zusammenhang 
werden die Anregungen zu einem späteren Zeitpunkt berücksichtigt. 

Zu 4.3.3 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Die Wasserrechtsverfahren sind jedoch nicht Inhalt des Bebauungsplanverfahrens, 
sondern nachfolgender Planungs- und Genehmigungsverfahren. 
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4.4 	Deutsche Telekom Technik GmbH 
(Schreiben vom 26.09.2012) 

4.4.1 

„zu Ihrer mit Schreiben vom 23.03.2012 vorgelegten Planung nehmen wir wie folgt 
Stellung: 

Zunächst möchten wir darüber informieren, daSs die die Deutsche Telekom Netzpro-
duktion GmbH durch Umfirmierung seit dem 01.03.2012 zur Deutsche Telekom Tech-
nik GmbH geworden ist. 

Außerdem weisen wir darauf hin, dass die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend 
Telekom genannt) - als Netzeigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 
TKG - die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt hat, alle 
Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren 
Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen 
abzugeben." 

4.4.2 

„Mit diesem Bebauungsplan werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur 
Realisierung eines Projektes des Vorhabensträgers ,NeuerMarkt Besitz- und Vermie-
tungS GmbH' geschaffen. 

Gegen diese Planung bestehen erhebliche Einwände. 

Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom, die sie bereits 
erhalten haben. Die Aufwendungen der Telekom sind bei der Verwirklichung des Be-
bauungsplans so gering wie möglich zu halten. Insbesondere müssen der Bestand und 
der Betrieb der vorhandenen TK-Linien weiterhin gewährleistet bleiben." 

4.4.3 

„Nach dem Planentwurf steht die bisherige Verkehrsfläche FI-Nr. 1007, in der sich Te-
lekommunikationslinien befinden, künftig nicht mehr als öffentlichen Verkehrsweg zur 
Verfügung. 

Wir bitten Sie, für diese Flächen die Eintragung einer beschränkten persönlichen 
Dienstbarkeit im Grundbuch zu Gunsten der Telekom Deutschland GmbH, Sitz Bonn, 
mit folgendem Wortlaut zu veranlassen: 

‚Beschränkte persönliche Dienstbarkeit für die Telekom Deutschland GmbH, Bonn, 
bestehend in dem Recht auf Errichtung, Betrieb, Änderung und Unterhaltung von Tele-
kommunikationslinien, verbunden mit einer Nutzungsbeschränkung." 

4.4.4 

„Nach dem Planentwurf sind Änderungen im Verlauf der Dammstraße wegen einer 
Fußgängerpassage zum Baukomplex des Vorhabenträgers vorgesehen, in der sich 
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Telekommunikationslinien der Telekom befinden, die nur mit einem unverhältnismäßig 
hohen Kostenaufwand gesichert, verändert oder verlegt werden können. 

Wir bitten deshalb, die unterirdische Passage so auf die vorhandenen Telekommunika-
tionslinien abzustimmen, dass Veränderungen oder Verlegungen der Telekommunika-
tionslinien vermieden werden können." 

4.4.5 

„Der Vorhabenträger hat einen Bauablaufzeitenplan aufzustellen und unter Berücksich-
tigung der Belange der Telekom abzustimmen, damit Bauvorbereitung, Materialbestel-
lung, Verlegungsarbeiten, Ausschreibung von Tiefbauleistungen usw. rechtzeitig einge-
leitet werden können." 

4.4.6 

„Im Teilbereich des Bebauungsplanes sind Änderungen an den Verkehrswegen vorge-
sehen, die vorhandene Telekommunikationslinien beeinträchtigen. Diese Änderung an 
den Verkehrswegen erfolgt ursächlich nicht aus straßenbaulastspezifischen Gründen, 
sondern aus Gründen des Investorenprojektes. 

Die Abgrenzung der straßenbaulastspezifischen Intension zum Interesse des Investo-
renprojekt lässt sich am Verkehrslösungskonzept "Unteres Tor" nachvollziehen. 

Für diese Änderung im Interesse des Investorenprojektes bestehen für die Telekom-
munikationslinien der Telekom keine Folgepflicht aus § 72 TKG, so dass Telekom die 
Anpassung bzw. die Verlegung der TK-Linien nicht auf eigene Kosten durchzuführen 
hat." 

4.4.7 

„Wir beantragen, die Planungen so zu verändern, dass die betroffene TK-Linien der 
Telekom in ihrer jetzigen Lage verbleiben können," 

alternativ 

dem Träger des Vorhabens aufzuerlegen, die Kosten der Telekom für die Sicherung / 
Änderung / Verlegung ihrer TK-Linien aufgrund des geplanten Vorhabens im erforderli-
chen Umfang zu tragen." 

4.4.8 

„Diese Stellungnahme gilt sinngemäß auch für die Änderung des Flächennutzungspla-
nes." 

4.4.9 

„Weitere Aspekte und Sachzusammenhänge würden wir gerne in einem persönlichen 
Gespräch erörtern. Für einen Terminvorschlag sind wir dankbar." 
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Stellungnahme des Planers  

Vorbemerkung: 

Das Schreiben wurde außerhalb der Beteiligungsfrist eingereicht. Dennoch wird diese 
im Abwägungsdokument aufgeführt und zu den vorgetragen Punkten Stellung genom-
men. 

Zu 4.4.1 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine Beschlussfassung ist nicht erforder-
lich. 

Zu 4.4.2 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Die Stadt verfolgt seit Jahren das städtebauliche Ziel, den Bereich am Unteren Tor für 
eine attraktive, den zentralen Versorgungsbereich Innenstadt ergänzende Einkaufsnut-
zung zu entwickeln. Mit dieser Planung geht auch eine umfassende Anpassung der 
verkehrlichen Erschließungsanlagen und der technischen Infrastruktur einher. 

Zur Koordinierung dieser Umbau- und Anpassungsmaßnahmen wurde von der Stadt 
ein Arbeitskreis eingerichtet, der in regelmäßigen Abständen alle relevanten Infrastruk-
turträger versammelt und die erforderlichen Maßnahmen miteinander und untereinan-
der abstimmt. Die Deutsche Telekom Technik GmbH ist Teilnehmer in diesem Arbeits-
kreis. 

Die konkreten Maßnahmen sind jedoch nicht Gegenstand des Bauleitplanverfahrens, 
sondern nachfolgender Planungs- und Genehmigungsverfahren. 

Zu 4.4.3 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Ob die Eintragung einer beschränkt persönlicher Dienstbarkeiten für das Flurstück 
1007 noch relevant ist, ergeben die Abstimmungen des o.g. Arbeitskreises. Grundsätz-
lich ist die Eintragung einer beschränkt persönlicher Dienstbarkeiten jedoch nicht Ge-
genstand eines Bauleitplanverfahrens, sondern getrennt laufender Abstimmungen zwi-
schen dem Grundstückseigentümer bzw. Vorhabenträger und der Deutschen Telekom 
Technik GmbH. 

Zu 4.4.4 

Der Anregung wird gefolgt. 

Zur Koordinierung dieser Umbau- und Anpassungsmaßnahmen wurde ein Arbeitskreis 
eingerichtet, der in regelmäßigen Abständen alle relevanten Infrastrukturträger ver-
sammelt und die erforderlichen Maßnahmen miteinander und untereinander abstimmt. 
Die Deutsche Telekom Technik GmbH ist Teilnehmer in diesem Arbeitskreis. 

Im Rahmen dieser Abstimmungen werden auch die Konsequenzen für die durch die 
geplante unterirdische Passage betroffenen Medien betrachtet. 
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Die unterirdische Passage und ihre Lage sind zur Erschließung für Fußgänger und zur 
Anbindung des Einkaufszentrums an das Untere Tor und die bestehende Innenstadt 
von besonderer Bedeutung. Insofern kann auf diese Verbindung nicht verzichtet wer-
den. 

Zu 4.4.5 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine Beschlussfassung ist nicht erforder-
lich. 

Bauvorbereitungen und konkrete Baumaßnahmen sind jedoch nicht Gegenstand des 
Bauleitplanverfahrens, sondern nachfolgender Planungs- und Genehmigungsverfah-
ren. Die Hinweise werden an die betreffenden Stellen weitergeleitet. 

Zu 4.4.6 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine Beschlussfassung ist nicht erforder-
lich. 

Kostenverpflichtungen für Baumaßnahmen sind nicht Gegenstand eines Bauleitplan-
verfahrens, sondern nachfolgender Planungs-, Abstimmungs- und Genehmigungsver-
fahren. Der Hinweis wird an die betreffenden Stellen weitergeleitet. 

Zu 4.4.7 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Zur Koordinierung dieser Umbau- und Anpassungsmaßnahmen wurde ein Arbeitskreis 
eingerichtet, der in regelmäßigen Abständen alle relevanten Infrastrukturträger ver-
sammelt und die erforderlichen Maßnahmen miteinander und untereinander abstimmt. 
Die Deutsche Telekom Technik GmbH ist Teilnehmer in diesem Arbeitskreis. 

Fragen der Kostenaufteilung sind nicht Gegenstand eines Bauleitplanverfahrens, son-
dern nachfolgender Planungs-, Abstimmungs- und Genehmigungsverfahren. 

Zu 4.4.8 

Die Änderung des Flächennutzungsplans ist nicht Gegenstand dieser Abwägung zum 
Bebauungsplan. 

Die vom Stadtrat am 31.01.2013 beschlossene Änderung des Flächennutzungsplanes 
der Stadt Neumarkt im Bereich "Unteres Tor II" wurde gemäß § 6 BauGB von der Re-
gierung der Oberpfalz genehmigt. Es wird auf die entsprechende Abwägung vom 
31.01.2013 verwiesen. 

Zu 4.4.9 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine Beschlussfassung ist nicht erforder-
lich. 

Zur Koordinierung dieser Umbau- und Anpassungsmaßnahmen wurde ein Arbeitskreis 
eingerichtet, der in regelmäßigen Abständen alle relevanten Infrastrukturträger ver- 
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sammelt und die erforderlichen Maßnahmen miteinander und untereinander abstimmt. 
Die Deutsche Telekom Technik GmbH ist Teilnehmer in diesem Arbeitskreis. 

4.5 	Handwerkskammer Niederbayern-Oberpfalz 
(Schreiben vom 12.06.2013) 

4.5.1 

„die Handwerkskammer Niederbayern-Oberpfalz wird als Träger öffentlicher Belange 
erneut am o. g. Verfahren um eine Stellungnahme gebeten. 

Gemäß der vorliegenden Unterlagen bzw. Ihrer Schreiben haben wir sowohl den Be-
schluss des Stadtrates zu unserer vorangegangenen Stellungnahme vom 26.03.2012, 
als auch die Inhalte der landesplanerischen Überprüfung in Form eines vereinfachten 
Raumordnungsverfahrens zur Kenntnis genommen." 

4.5.2 

Wir möchten an dieser Stelle noch anknüpfend darauf hinweisen, dass Einzelhandels-
großprojekte eine wichtige Ergänzung bestehender Zentrumslagen sein können. Klas-
sisches eigentümergeführtes Ladenhandwerk findet dort jedoch nur in seltenen Fällen 
einen geeigneten Standort. Gleichzeitig können großflächige Einzelhandelsbetriebe nur 
wirtschaftlich agieren, wenn sie einen der Verkaufsfläche angemessenen Umsatz täti-
gen. Da Verbraucher aber wegen der Angebotsvielfalt nicht mehr konsumieren und die 
Betriebsform keinen Einfluss auf die Menge der verbrauchten Güter hat, können groß-
flächige Flächenausweisungen, wie bereits untersucht, zu entsprechenden Verdrän-
gungseffekten in den umliegenden Gebieten und somit ggf. auch zu schädlichen Aus-
wirkungen in zentralen Versorgungsbereichen führen. Für das Lebensmittelhandwerk 
bedeutet dies beispielsweise, dass ein vollumfängliches Backwaren- und Wurstwaren-
sortiment eines großflächigen Lebensmittelmarktes zu massiven Auswirkungen in der 
Nahversorgungsstruktur bei Bäckern und Metzgern führt. 

Gerade für die Sicherung der Grund- und Nahversorgung sorgt speziell auch das ei-
gentümergeführte Ladenhandwerk, das stärker als andere Branchen flächendeckend in 
allen Siedlungsstrukturen vertreten ist und zur Lebendigkeit von Stadtzentren beiträgt. 
Durch ihre klein- und mittelbetriebliche Struktur sind auch Handwerker stärker als an-
dere Branchen flächendeckend in allen Siedlungsstrukturen vertreten. Dabei ist zu be-
achten, dass durchmischte Siedlungsstrukturen nicht nur kulturell und sozial attraktiv 
sind. Sie erweisen sich auch auf lange Sicht aufgrund ihrer Energie- und Ressourcen-
schonung als der zukunftsfähigste Ansatz. Zugleich sichert die soziale wie räumliche 
Nähe Lebensqualität. Das Handwerk sollte daher als modernes und zukunftsweisen-
des Gewerbe weiterhin im Stadtzentrum "sichtbar" bleiben. Aufgrund der beschriebe-
nen Aspekte sollte auch eine mögliche Gefährdung kleinteiliger Gewerbestrukturen 
nicht außer Acht gelassen werden und der landesplanerischen Zielvorgabe (Teil B II, 
1.1.3.1), handwerkliche Wirtschaftsstrukturen zu erhalten sowie einen ausgewogenen 
Branchen- und Betriebsgrößenmix zu gewährleisten, gleichzeitig nachgekommen wer-
den," 

27 



Bebauungsplan „Unteres Tor II" / Abwägungsdokument 

4.5.3 

„Weitere Anregungen, Bedenken bzw. Informationen, die gegen die übrigen Planungen 
sprechen, liegen uns aktuell nicht vor. Wir bitten Sie, uns im weiteren Verfahren zu 
beteiligen und zu informieren." 

Stellungnahme des Planers  

Zu 4.5.1 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Zu 4.5.2 

Der Anregung wird gefolgt. 

Für das angeführte Einzelhandelsgroßprojekt wurde im August 2010 von den Gutach-
tern BBE, Köln, im Auftrag der Stadt Neumarkt i.d.OPf. eine Verträglichkeitsanalyse 
erstellt. Dabei sollte aufgezeigt werden, ob im Falle einer Projektrealisierung städte-
baulich nachteilige Auswirkungen auf die Funktionsfähigkeit der Neumarkter Innenstadt 
als zentralem Versorgungsbereich sowie die Nahversorgung in Neumarkt i.d.OPf. und 
in umliegenden Städten und Gemeinden zu erwarten wären. In der Verträglichkeitsana-
lyse wurden sämtliche Einzelhandelsbetriebe in der Innenstadt berücksichtigt — damit 
auch klassisches eigentümergeführtes Ladenhandwerk. 

Zur Sicherung der Grund- und Nahversorgung und zum eigentümergeführten Laden-
handwerk wird ausgeführt, dass auch in den grundversorgungsrelevanten Bedarfsgü-
tern bei den relevanten innerstädtischen Anbietern Umsatzumverteilungseffekte zu 
erwarten sind (Verträglichkeitsanalayse, vgl. S. 79). Die höchsten Umsatzrückgänge im 
Sortiment Nahrungs- und Genussmittel werden nach Aussage der Gutachter zu Lasten 
der Supermärkte in der Unteren und Oberen Marktstraße gehen — der EDEKA in der 
Unteren Marktstraße bspw. ist jedoch zwischenzeitlich bereits unabhängig vom Neu-
enMarkt aufgegeben worden. Weitere Umsatzumverteilungseffekte wären gegenüber 
der Vielzahl an Bäckerei- und Metzgereibetrieben sowie spezialisierten Lebensmittel-
anbietern (Käse, Feinkost, Getränkeanbieter) der Innenstadt zu erwarten. Diese liegen 
jedoch nach Aussage der Gutachter auf einzelbetrieblichem Niveau auf einem äußerst 
geringfügigen Niveau, so dass Existenz gefährdende Umsatzverluste für einzelne An-
bieter nicht zu erwarten sind (Verträglichkeitsanalayse, vgl. S. 81). 

Negative Auswirkungen auf die Versorgungsfunktion der Innenstadt und die Nahver-
sorgung der Bevölkerung sind damit nicht zu erwarten, sondern es ist durch die Reali-
sierung des Planvorhabens vielmehr damit zu rechnen, dass die innerstädtische Ver-
sorgung im Bereich des Nahrungs- und Genussmittelsortiments eine Verbesserung 
erreichen kann (Verträglichkeitsanalayse, vgl. S. 81). 

In der Begründung zum Bebauungsplan wurde als Fazit zur Verträglichkeit des Neu-
enMarkts aufgeführt (vgl. S. 35): 

„Das Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass durch die Planung weder städtebauli-
che noch raumordnerische Ziele oder die Vorgaben nach § 11 Abs. 3 BauNVO verletzt 
werden: Es sind keine Auswirkungen, die als „nicht nur unwesentlich" einzustufen wä- 
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ren, zu erwarten und es wird keine städtebaulich relevanten Auswirkungen auf die be-
stehenden innerstädtischen Versorgungsstrukturen bzw. die Funktionsfähigkeit der 
Innenstadt geben. 

Die Kaufkraftabschöpfung wird in den betrachteten Einzelsortimenten innerhalb der 
landesplanerisch zulässigen Wertbereiche liegen, womit die Planung den landesplane-
rischen Vorgaben entspricht. [...] Unerwünschte Auswirkungen auf die Nahversorgung 
der Bevölkerung in Neumarkt sind ebenfalls nicht zu erwarten. [..1" 

Insgesamt gesehen ist damit auch das eigentümergeführte Ladenhandwerk zur Siche-
rung der Grund- und Nahversorgung (Bäckerei- und Metzgereibetriebe sowie speziali-
sierte Lebensmittelanbieter) durch die vorliegenden Planungen zum Unteren Tor nicht 
als gefährdet einzustufen. Das Handwerk kann weiterhin „als modernes und zukunfts-
weisendes Gewerbe im Stadtzentrum ‚sichtbar" bleiben". Das Planvorhaben ist damit, 
wie die Auswirkungsanalyse zeigt, gegenüber dem Lebensmittelhandwerkt als verträg-
lich einzustufen. Dieser Einschätzung wird von Seiten der Handwerkskammer nicht 
widersprochen. 

Zu 4.5.3 

Der Anregung wird gefolgt. 

Die Handwerkskammer Niederbayern-Oberpfalz wird als Träger öffentlicher Belange 
grundsätzlich in den Verfahrensschritten der Bauleitplanung beteiligt. 

4.6 	Handelsverband Bayern 
(Schreiben vom 25.06.2013) 

4.6.1 

„unsere Stellungnahme vom 29.03.2012 wird weiterhin aufrechterhalten." 

Stellungnahme des Planers  

Zu 4.6.1 

Die Stellungnahme des Handelsverbands Bayern vom 29.03.2012 liegt der Stadt 
Neumarkt i.d.OPf. vor. Diese lautete: 

„zu der Änderung des Flächennutzungs- bzw. Bebauungsplanes ‚Unteres Tor IV neh-
men wir folgt Stellung. 

Grundsätzlich ist die Stadt Neumarkt als mögliches Oberzentrum geeignet, dieses Ein-
zelhandelsgroßprojekt aufzunehmen. Folgende Korrekturen sind jedoch erforderlich: 

1. Die deutliche Reduzierung der geplanten Verkaufsflache im Textilsektor von 3.600 
qm auf maximal 2.000 qm ist zwingend erforderlich. 
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2. Die fußläufige Anbindung mit dem ‚Unteren Markt' ist zu optimieren. 

3. Weitere dezentrale Flachen im Lebensmittelsektor sollten zukünftig ausgeschlossen 
werden. 

Begründung:  

Potentielle positive Auswirkungen dieses Vorhabens sind eine gewisse Zentralitäts-
steigerung, die Verbesserung der Nahversorgung im zentralen Bereich, teilweise die 
Schließung von Branchenlücken im zentralen Sektor sowie eine geringe Erweiterung 
des Einzugsbereiches des möglichen Oberzentrums. 

Negative Kriterien sind sicherlich ein beträchtlicher Kaufkraftabfluss aus dem ‚Oberen 
bzw. Unteren Markt' nebst Seitenstraßen sowie Umverteilungseffekte. Nach unseren 
Berechnungen liegt z.B. die Umverteilung im Textilsektor weit über 10 %. Hier ist eine 
Reduzierung der vorgesehenen Verkaufsflächen von 3.600 qm zwingend erforderlich. 
Die in einem früheren Gutachten der BBE-Handelsberatung vorgegebene maximale 
Größe von 2.000 qm ist einzuhalten. Hier ist auch zu berücksichtigen, dass eine we-
sentliche Frequenzverlagerung sowie ein Standortwechsel von Unternehmen aus dem 
Zentrum in dieses Großprojekt zu erwarten ist. Insbesondere die Seitenstraßen bzw. 
1b-Lagen im Zentrum werden negative Auswirkungen erfahren. Da die Textilbranche 
das Leitsortiment des innerstädtischen Einzelhandels ist, ist die geforderte Reduzie-
rung auf maximal 2.000 qm ein absolutes Muss. 

Der geplante Lebensmittelmarkt wird sicherlich die Nahversorgung im zentralen Be-
reich verbessern. Um diese Verbesserung auf Dauer zu gewährleisten, ist die Ansied-
lung von weiteren dezentralen Flachen im Food-Sektor auszuschließen." 

Die Stellungnahme des Planers lautete: 

,,Der Landesverband des Bayer. Einzelhandels / Handelsverband Bayern gibt die pla-
nungsrechtlichen Hintergründe für die Bauleitplanung „Unteres Tor 11" korrekt wider. 

So stellt die höhere Landesplanungsbehörde bei der Regierung der Oberpfalz in ihrer 
landesplanerischen Beurteilung des Vorhabens fest, dass „die geplante Errichtung des 
Einkaufszentrums „NeuerMarkt" grundsätzlich im Einklang mit den landes- und regio-
nalplanerischen Zielen der Raumstruktur und zentralörtlichen Status" von Neumarkt 
i.d.Opf steht. Darüber hinaus schreibt die Behörde, dass mit dem Einkaufszentrum die 
Stadt Neumarkt in den Versorgungsfunktionen für den ihr zugeordneten Verflechtungs-
bereich weiter gestärkt werden kann. 

[Reduzierung der geplanten Verkaufsflache im Textilsektor] 

Die vorgetragene Anregung bezieht sich auf das Konzept zum Zeitpunkt 2007, dass 
dem Bebauungsplan Unteres Tor (2008) zugrunde lag. Zu diesem Zeitpunkt war von 
einer Fachmärkte- bzw. Einkaufscenter-Entwicklung auszugehen, die sich vom heute 
diskutierten Plankonzept deutlich unterscheidet. 

Zum Zeitpunkt 2007 stellte das Vorhaben keine funktionale Ergänzung des Innenstadt-
bereichs dar, sondern war aufgrund der Gebäudestruktur, Sicht- und Wegeachsen als 
solitärer Einzelhandelsstandort zu beurteilen. Mit dem Planvorhaben, das mit dem Be-
bauungsplan Unteres Tor 11 NeuerMarkt erreicht werden soll, liegt zum ersten Mal eine 
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Planung dahingehend vor, den Innenstadtbereich funktional zu erweitern. Über die 
damals geplanten Einzelhandelsnutzer und wenige Dienstleistungsnutzer hinaus sind 
ferner Wohnnutzungen, erweitere Gewerbe- und Dienstleistungsfunktionen und ein 
Hotel geplant. 

Aufgrund dieses deutlich veränderten Nutzungskonzepts ist funktional, und damit auch 
im Hinblick auf die städtebauliche Bewertung eine neue Situation gegeben: Die Anbin-
dung an die Altstadt wird über eine anspruchsvolle Verkehrslösung (unterirdische Pas-
sage) sichergestellt. Eine Vergrößerung der Verkaufsflächen für Bekleidung/Wäsche ist 
damit nun als Wettbewerbswirkung innerhalb der erweiterten Innenstadt zu bewerten 
und nicht mehr als Einwirkung von außen. 

[Optimierung der fußläufigen Anbindung] 

Das Fuß- und Radverkehrsnetz im Geltungsbereich des Bebauungsplans wird mit dem 
Straßenausbau neu gestaltet. Dabei sollen in der Dammstraße und im südlichen Teil-
bereich der Nürnberger Straße bis zum Kanalweg beidseitig Rad- und breite Fußwege 
angelegt werden sollen. Dies dient sowohl der Verkehrsberuhigung als auch der An-
bindung des „Neuen Markts". 

Die fußläufige Verknüpfung des Plangebietes mit der Innenstadt sichert zum Einen die 
weiterhin vorgesehenen höhengleichen Fußgängerquerungen der Dammstraße und 
der Nürnberger Straße am Unteren Tor. Diese werden als breite beampelte Fußgän-
gerfurten ausgestaltet. Hinter der Fußgängerfurt an der Dammstraße führt ebenerdig 
ein Fußweg quer durch den „NeuenMarkt" nach Norden in die Grünverbindung. Zum 
Anderen verbindet die geplante Unterführung der Dammstraße den NeuenMarkt mit 
der Innenstadt, so dass für Fußgänger eine Querung der Dammstraße sowohl ober-
als auch unterirdisch möglich ist. 

Kreuzungen von Hauptverkehrsstraßen sind eine besondere Herausforderung. Höhen-
gleiche Querungen sind baulich zumeist einfacher vorzusehen, jedoch sind Wartezei-
ten bei Ampelanlagen oftmals verbunden mit unangenehmen Ansammlungen in Stoß-
zeiten für Fußgänger und Radfahrer. Die Trennung des nicht motorisierten Verkehrs-
teilnehmers vom kreuzenden motorisierten Verkehr kann durch die Schaffung einer 
zweiten Ebene die Kreuzung sicherer und unabhängiger gestaltet werden. 

Bei der Wahl der Querung in einer zweiten Ebene gibt es mehrere Möglichkeiten: 
Überführungen mittels Fußgängerbrücken, Unterführung des M!V oder des Fußver-
kehrs. Überführungen mittels Fußgängerbrücken würden Höhen von ca. 5,50 m über 
dem Fahrbahnniveau erfordern. Sie sind hier am Unteren Tor mit den notwendigen 
Rampen nicht zu verwirklichen. Fußgängerbrücken können zudem optisch störend 
wirken und können bei Regen und bei schlechtem Wetter Gefahren bergen - insbeson-
dere für ältere Menschen. Die Verlegung des motorisierten Verkehrs in den Untergrund 
würde mehrere 60 m bis 80 m lange, mindestens zweispurige Rampen bedingen, die 
bei den innerstädtischen Platzverhältnissen nur schwer unterzubringen sind. Begüns-
tigt würde mit einer solchen Verlegung vorrangig der Durchgangsverkehr, was hier 
nicht erwünscht ist. Die erforderlichen Aufwendungen für Bau und Unterhalt stünden 
dabei nicht im Verhältnis zum Nutzen. 

Die Fußgängerunterführung ist deshalb die gewählte Kreuzungsart der Dammstraße. 
Eine hohe Akzeptanz der Unterführung kann durch geeignete bauliche Voraussetzun- 
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gen und moderne technische Mittel erreicht werden, so dass Fußgänger diese nicht 
wegen Dunkelheit oder Gefühlen von Beengung meiden. Hilfreich ist es dabei, großflä-
chige Geländemulden abzutragen, so dass nur flache Böschungen entstehen und die 
Unterführung quasi als eine im abgesenkten Gelände stehende Brücke erscheint. Im 
Unterführungsbauwerk sind die Breite, die Höhe und die Helligkeit von besonderer Be-
deutung. Das lichte Profil der Unterführung der Dammstraße ist mit 12,00 bis 20 m 
Breite und 2,70 m Höhe vorgesehen. Damit bietet die Achse Altstadt - NeuerMarkt aus-
reichend Platz für den Fußgängerverkehr. 

Das wichtigste Element in der Passage ist die ausreichende Helligkeit. Hierfür gibt es 
die Möglichkeit von Lichtbändern, die in die Wände integriert sind und sich an den po-
tentiellen Dunkelzonen verdichten. Weiterhin können helle Farben der Beschichtungen 
bzw. Verkleidungen aus Glas und reflektierenden Paneelen vorgesehen werden, deren 
glatte Flächen zudem ein Beschmieren der Wände erschweren. Vorgesehen ist zu-
dem, dass innerhalb des begrünten Mittelstreifens in der Dammstraße ein Oberlicht 
vorgesehen ist, womit die Passage mit Tageslicht versorgt wird. 

Der südliche Zugang zur Passage bietet aufgrund seiner Aufweitung sehr viel Platz, in 
dem Ebenen und Aufenthaltszonen geschaffen werden können. Vorgesehen ist neben 
grüngestalterischen Maßnahmen ein Brunnengarten im Rampenbereich zur Passage, 
der auch als Aufenthaltsort mit Bänken gedacht ist. Über Rampen, Treppen und Auf-
züge wird das unterschiedliche Höhenniveau überwunden Der als Teil der öffentlichen 
Verkehrsanlage geplante Personenaufzug sichert für gehbehinderte Bürger sowie für 
Rollstuhlfahrer, Kinderwägen etc. eine bequeme und sichere Nutzung der Unterfüh-
rung. 

Mit dem Angebot der Verlegung des Fußverkehrs in das Untergeschoss verringert sich 
für Fußgänger die Unfallgefahr mit Kraftfahrzeugen ganz wesentlich, da mit der Gelän-
devertiefung die Querung einer stark frequentierten Hauptverkehrsstraße für den nicht 
motorisierten Verkehrsteilnehmer sicherer gemacht wird. Gleichzeitig kann durch die 
weiterhin vorhandene höhengleiche Fußßgängerquerung vom Fußgänger die vorgezo-
gene Querungsmöglichkeit ausgewählt werden. 

Die Maßnahmen bedeuten, dass die fußläufige Anbindung mit dem Unteren Markt 
durch die beiden verschiedenen von Fußgängern wählbaren Querungsmöglichkeiten 
sowie die Ausgestaltung der Unterführung bereits optimiert ist. 

[Ausschluss weiterer dezentraler Flachen im Lebensmittelsektor] 

Festsetzungen im Allgemeinen sowie zum Einzelhandel können nur für den Geltungs-
bereich des Bebauungsplans getroffen werden. Für die im Geltungsbereich liegenden 
Mischgebiete ist festgesetzt, dass Einzelhandelsbetriebe mit nahversorgungsrelevan-
ten oder innenstadtrelevanten Sortimenten (gemäß der „Neumarkter Liste") unzulässig 
sind, so dass hier keine neuen Flächen für den Lebensmittelsektor entstehen. 

Für Flächen, die nicht im Geltungsbereich liegen, kann im Verfahren zum Bebauungs-
plan „Unteres Tor II" keine Steuerung von Einzelhandelsflächen erfolgen, daher ist es 
nicht möglich, weitere dezentrale Flächen im Lebensmittelsektor auszuschließen." 
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Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 

Hinweis: 

In der Stellungnahme des Planers wird auf die Mischgebiete 1 und 2 eingegangen, die 
zum Zeitpunkt des Vorentwurfs und Entwurfs enthalten waren. 

Für das Mischgebiet „MW konnte zum jetzigen Zeitpunkt keine abgestimmte städte-
bauliche Zielsetzung entwickelt werden. Trotz mehrfacher Abstimmungen konnten die 
unterschiedlichen Vorstellungen zwischen der Stadt, dem Eigentümer und den Nach-
barn bisher nicht in Form eines Kompromisses unter Wahrung der städtebaulichen 
Zielsetzungen der Stadt (Planungshoheit!) in Einklang gebracht werden. 

Das südlich der Dammstraße gelegene Mischgebiet MI2 steht in einem städtebauli-
chen Zusammenhang mit dem gegenüberliegenden Mischgebiet. So beeinflussen sich 
z.B. die Festsetzungen zur Höhe der baulichen Anlagen zur Fassung des Straßen-
raums gegenseitig. 

Angesichts dieser bestehenden Konfliktlage sollen die beiden Mischgebiete (MI1 und 
MI2) an der Dammstraße aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplans ,,Unteres Tor 
II" herausgetrennt werden. Damit werden die weiteren städtebaulichen Zielsetzungen 
des Bebauungsplans „Unteres Tor II" (Entwicklung des Sondergebietes „Einkaufszent-
rum", Umbau der anliegenden Straßen und Kreuzungsbereiche) von der Lösung der 
beschriebenen noch bestehenden städtebaulichen Konfliktsituation entkoppelt. 

Es ist beabsichtigt, an der Abstimmung hinsichtlich der städtebaulichen Zielsetzungen 
für die beiden Flächen kontinuierlich weiter zu arbeiten. 

4.7 	Stadtwerke Neumarkt i.d.OPf. 
(Schreiben vom 17.06.2013) 

4.7.1 

"Ihren Auszug aus dem Beschlussbuch zur Sitzung des Stadtrats vom 25.04.2013 ha-
ben wir zur Kenntnis genommen, 

Im Rahmen der Benachrichtigung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB verweisen wir nochmals auf unsere Stellungnahme 
vom 27. März 2012. Dieses Schreiben behält weiterhin seine Gültigkeit." 

4.7.2 

"Als Träger öffentlicher Belange bitten wir Sie um die weitere Beteiligung an diesem 
Planverfahren." 
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Stellungnahme des Planers 

Zu 4.7.1 

Die Stellungnahme der Stadtwerke Neumarkt vom 25.04.2013 liegt der Stadt Neumarkt 
i.d.OPf. vor. Diese lautete: 

„im Rahmen der frühzeitigen Unterrichtung der Behörden und sonstigen Träger öffent-
licher Belange gemäß § 4 Abs.1 BauGB nehmen wir wie folgt Stellung: 

Stromversorgung:  

Zur elektrischen Erschließung des Bereiches ,Neuer Markt' ist die Erweiterung der 20 
kV und 0,4 kV Kabelnetze sowie die Errichtung von weiteren Trafostationen geplant. In 
Zusammenhang mit den geplanten Straßen- und Tiefbauarbeiten sind umfangreiche 
Anpassungen der kompletten vorhandenen elektrischen Infrastruktur erforderlich. 

Wasserversorunq: 

Im Zuge der Umsetzung des geplanten Bebauungsplanes sind umfangreiche Um- und 
Neuverlegearbeiten von Wasserleitungen im Bereich Nürnberger Straße, Schwarz-
achweg, Dammstraße, Altdorfer Straße und Mühlstraße notwendig. 

Gasversorgung:  

In diesem Versorgungsbereich sind umfangreiche Um- und Neuverlegearbeiten im 
Hochdruck- und Mitteldruckgasbereich durchzuführen. 

Öffentlicher Personennahverkehr: 

Die Andienung erfolgt derzeit an der Nürnberger Straße mit den Linien 561 Pölling und 
562 Holzheim» 

Die Haltestelle Dammstraße wird weiter zusätzlich durch die Linien 563 Altenhof und 
573 Koppenmühle angedient. 

Als Träger öffentlicher Belange bitten wir Sie um die weitere Beteiligung an diesem 
Planverfahren." 

Die Stellungnahme des Planers lautete: 

lf 

[Strom-, Wasser- und Gasversorgung] 

Zur Koordinierung dieser Umbau- und Anpassungsmaßnahmen wurde ein Arbeitskreis 
eingerichtet, der in regelmäßigen Abständen alle relevanten Infrastrukturträger ver-
sammelt und die erforderlichen Maßnahmen miteinander und untereinander abstimmt. 
Die Stadtwerke Neumarkt sind Teilnehmer in diesem Arbeitskreis. 

Die konkreten Maßnahmen sind jedoch nicht Gegenstand des Bauleitplanverfahrens, 
sondern nachfolgender Planungs- und Genehmigungsverfahren. 

[Öffentlicher Personennahverkehr] 
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Bei der Erschließungsplanung wird sichergestellt, dass allen relevanten Ansprüche des 
ÖPNV bei der Umgestaltung des öffentlichen Stra ßenraumses im Bereich des Unteren 
Tores Rechnung getragen wird. 

[weitere Beteiligung im Verfahren] 

Die Stadtwerke sind in der Liste der zu beteiligenden Träger öffentlicher Belange auf-
geführt." 

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich. 
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4.8 	Bürger 1 1 Unterschriftensammlung 1 
(Schreiben vom 28.06.2013) 

4.8.1 

„hiermit möchte ich Bedenken äußern zum Bebauungsplanentwurf des sogenannten 
"Mischgebiets 1" zwischen dem neuen Einkaufszentrum und der Lammsbrauerei. 

Als sicherlich betroffener Anwohner des neuen Einkaufszentrums gehe ich davon aus, 
daß sich durch die Eröffnung des Bögl-Komplexes die Zufahrts- und Parksituation in 
meinem eh schon strapazierten Viertel deutlich verschlechtern wird." 

4.8.2 

„Gerade deswegen würde ich es als eine Zumutung erachten, wenn die Zufahrt - oder 
auch nur irgendein zusätzlicher Verkehr - zum geplanten Grundstück "Mischgebiet 1" 
über die Mittenhuber bzw. die Bernfurter Straße erfolgen würde, 

Bitte planen Sie die Zufahrt zu diesem Gebiet so, daß unser eng bewohntes Viertel 
nicht noch mehr belastet wird." 

Stellungnahme des Planers 

Zu 4.8.1 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

In der Verkehrsuntersuchung zum Bebauungsplan „Unteres Tor II" durch das Büro R+T 
(Stand: Februar 2013) wird der Nachweis geführt, dass das Hauptverkehrsnetz Nürn-
berger Straße, Dammstraße / Amberger Straße, Altdorfer Straße und die entsprechen-
den Knotenpunkte nach Umsetzung der auch im Gesamtverkehrsplan Neumarkt vor-
gesehenen Maßnahmen eine ausreichende Leistungsfähigkeit aufweisen, um den zu 
erwartenden Ziel- und Quellverkehr des Vorhabens Einkaufszentrum NeuerMarkt auf-
zunehmen. 

Dennoch wird nicht vollkommen auszuschließen sein, dass einzelne Besucher des 
Einkaufszentrums versuchen, in den genannten Wohnstraßen zu parken. Zunächst ist 
zur Vermeidung bzw. Verringerung von Parksuchverkehr in den benachbarten Gebie-
ten das Einrichten von Zonen für Bewohnerparken vorgesehen. Dort ist Parken mit 
Bewohnerausweisen möglich. Diese müssen von den Bewohnern erworben werden. 
Damit kann das Parken von Unbefugten reduziert werden. 

Weiterhin sieht der Bebauungsplan vor, das prognostizierte Verkehrsaufkommen und 
seine Verteilung im Verkehrsnetz durch ein Monitoring zu beobachten und zu doku-
mentieren. Sollten sich dabei die getroffenen Annahmen nicht bestätigen, steht der 
Stadt ein Bündel an Maßnahmen zur Verfügung, um einer unzumutbaren Belastung 
der Anwohner im o.g. Wohngebiet entgegen zu wirken: 

• Verkehrslenkende Maßnahmen (z.B. Einbahnstraßenregelungen entgegen 
des Fahrziels Einfahrt der TG am Schwarzachweg), 
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• Umgestaltung der Straßenräume (Verringerung der Fahrbahnquerschnitte, 
um die Fahrzeiten für Schleichfahrer zu verlängern und damit unattraktiv zu 
gestalten), 

• Kontrollen durch die Ordnungsbehörden. 

Dadurch kann gewährleistet werden, dass sich die Zufahrts- und Parksituation in den 
angrenzenden Vierteln nicht deutlich verschlechtern wird. 

Zu 4.8.2 

Der Anregung wird teilweise gefolgt. 

Eine Zufahrt zum Mischgebiet Mil wird zum jetzigen Zeitpunkt über die Mittenhuber 
bzw. die Bernfurter Straße nicht weiterverfolgt. Dies liegt darin begründet, dass für das 
Mischgebiet „MW zum jetzigen Zeitpunkt keine abgestimmte städtebauliche Zielset-
zung entwickelt werden konnte. Trotz mehrfacher Abstimmungen konnten die unter-
schiedlichen Vorstellungen zwischen der Stadt, dem Eigentümer und den Nachbarn 
bisher nicht in Form eines Kompromisses unter Wahrung der städtebaulichen Zielset-
zungen der Stadt (Planungshoheit!) in Einklang gebracht werden. 

Das südlich der Dammstraße gelegene Mischgebiet Ml2 steht in einem städtebauli-
chen Zusammenhang mit dem gegenüberliegenden Mischgebiet. So beeinflussen sich 
z.B. die Festsetzungen zur Höhe der baulichen Anlagen zur Fassung des Straßen-
raums gegenseitig. 

Angesichts dieser bestehenden Konfliktlage sollen die beiden Mischgebiete (MI1 und 
MI2) an der Dammstraße aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplans „Unteres Tor 
II" herausgetrennt werden. Damit werden die weiteren städtebaulichen Zielsetzungen 
des Bebauungsplans „Unteres Tor II" (Entwicklung des Sondergebietes „Einkaufszent-
rum", Umbau der anliegenden Straßen und Kreuzungsbereiche) von der Lösung der 
beschriebenen noch bestehenden städtebaulichen Konfliktsituation entkoppelt. 

Es ist beabsichtigt, an der Abstimmung hinsichtlich der städtebaulichen Zielsetzungen 
für die beiden Flächen kontinuierlich weiter zu arbeiten. 

4.9 	Bürger 2.1 
(Schreiben vom 24.06.2013) 

„hiermit lege ich gegen das im Betreff genannte Bauvorhaben" Unteres Tor 11" Einwen-
dungen ein und stelle folgende Anträge: 

- Die gesamte Flächenversiegelung des Areals "Unteres Tor II" ist zu verhindern. 

- Die Überbauung der verrohrten Schwarzach darf nicht genehmigt werden. 

- Das Grund- und Oberwasser muss bei Starkregen auf dem eigenen Areal des "Neuen 
Marktes" verbleiben und versickern können. Es darf nicht zu einer Verschlechterung 
der Grund-und Hochwasser-Situation der Wohngrundstücke am• Schwarzachweg füh-
ren. 

- Grünflächen mit Bäumen sind noch zu berücksichtigen. 
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Begründung: 

Das zur Bebauung vorgesehene Areal "Stadtteil Unteres Tor 11" ist von seiner Lage her 
Grund- und Hochwasser gefährdet, denn es liegt zwischen dem Ludwig-Donau-Kanal 
und der Schwarzach. Der Leitgraben ist ebenfalls in der Nähe. 

Wegen der gleichen geologischen Lage hat das nahegelegene Wohnviertel am 
Schwarzachweg, führend zum LGS-Park, bei Starkregen Grund- und Oberwasser 
Probleme. Denn wenn bei Hochwasser die Rückstauventile an der Schwarzach schlie-
ßen, müssen die Keller, durch Abpumpen des Überlaufes der Grundwasser Dränagen, 
vor Überschwemmungen geschützt werden. 

Es ist zu befürchten, dass nach der großflächigen Versiegelung des Bögl Areals es 
vermehrt zu Überschwemmungen des Grund- und Hochwasser kommt. Denn bereits 
jetzt kommt die Schwarzach bei Starkregen, unter der Brücke der Karl-Oppel-Straße in 
Richtung LGS-Park führend, als reißender Fluss der über 2 Meter hoch ansteigt aus 
der Verrohrung im Bögl Areal. Die dort geplante Flächenversiegelung wird noch zu-
sätzliche Niederschlagsmengen in die Schwarzach einleiten und die bedrohliche Situa-
tion bei großen Regenmengen weiter verschlimmern. 

Auch ist durch den Bau der geplanten Tiefgarage eine starke Anhebung des Grund-
wasserspiegels zu befürchten. Die dabei einhergehende Verdrängung des Grundwas-
sers wird im angrenzenden Wohngebiet zu nassen Kellern führen. 

Nach der Hochwasserkatastrophe im Mai 2013 werden auch in Bayern große Vorwürfe 
gegen die verantwortlichen Stadtverwaltungen erhoben, welche die Hochwasser verur-
sachenden Flächenversiegelungen genehmigt hatten. 

PS: Die zur LGS 1998 durchgeführte Verengung der Schwarzach, ab dem Holz-Steg 
nach Überquerung der Karl-Oppel-Straße, trägt zusätzlich bei Starkregen zum Anstei-
gen des reißenden Flusses bei." 

Stellungnahme des Planers  
Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Hochwasserverhältnisse  

Aktuelle Hochwasserereignisse, die zu großen Schäden in mehreren Bundesländern 
geführt haben, führen verständlicherweise zu Sorgen und Befürchtungen von Bürgern. 
Aufgrund der Lage des Bebauungsplangebiets zwischen dem Ludwig-Donau-Kanal 
und der Schwarzach sowie in der Nähe des Leitgrabens bestehen bei der Einwenderin 
Befürchtungen, dass es bei Starkregenereignissen durch die künftige (Neu-) Versiege-
lung im Geltungsbereich des Bebauungsplans vermehrt zu Überschwemmungen und 
Hochwasser kommt. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt nicht in einem fachplanerisch festge-
stellten hochwassergefährdeten Bereich wie bspw. in einem Risikogebiet nach § 73 
Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG). Die Fläche ist weder in einer Gefahren- noch in 
einer Risikokarte nach dem WHG eingetragen, noch ist sie ein festgesetztes Über- 
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schwemmungsgebiet, für das besondere Vorgaben getroffen werden, bspw. hinsicht-
lich der Versiegelung. Auch in den Plänen der Stadt Neumarkt oder der zuständigen 
Fachbehörde wird nirgends auf. eine Hochwassergefährdung hingewiesen. Damit sind 
grundsätzlich keine besonderen Vorkehrungen für das Plangebiet hinsichtlich des 
Hochwasserschutzes erforderlich. 

Dennoch sollten natürlich allgemeine Vorkehrungen zugunsten der Regenwasserversi-
ckerung oder Regenwasserrückhaltung getroffen werden, die zu einer Reduzierung 
des Oberflächenabflusses beitragen. 

Bezüglich der Flächenversiegelung als eine Ursache für Hochwasser ist grundsätzlich 
zu unterscheiden zwischen der bauplanungsrechtlichen und der tatsächlichen nieder-
schlagswasserrelevanten Versiegelung. Die bauplanungsrechtliche Versiegelung, die 
über die Grundflächenzahl ermöglicht wird, gibt an, wieviel Quadratmeter Grundfläche 
je Quadratmeter Grundstücksfläche für eine Bebauung mit Gebäuden, Garagen und 
Stellplätzen, Nebenanlagen und unterirdischen baulichen Anlagen zulässig ist. Im 
Sondergebiet wurde eine GRZ von 1,0 festgesetzt, folglich grundsätzlich eine baupla-
nungsrechtliche Versiegelung von 100%. 

Die bauplanungsrechtlich mögliche Versiegelung von 100% bedeutet jedoch nicht, 
dass sämtliches Niederschlagswasser direkt in die Schwarzach oder einen Kanal ab-
geleitet wird. Es gibt verschiedene Möglichkeiten auch bei großflächiger Versiegelung 
Niederschlagswasser zurückzuhalten, zu versickern und damit den unmittelbaren Nie-
derschlagswasserabfluss zu verzögern. 

Nach § 55 Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz soll Niederschlagswasser ortsnah versickert, 
verrieselt, direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in 
ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige 
öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. 
Durch einen "naturnahen" Umgang mit Regenwasser wird heutzutage angestrebt, das 
natürliche Gleichgewicht des Wasserkreislaufs möglichst wenig zu beeinträchtigen. 
Das bringt nicht nur wasserwirtschaftliche sondern auch finanzielle Vorteile. Eine 
schnelle Ableitung des Wassers beeinträchtigt die Grundwasserneubildung und wälzt 
das Überschwemmungsrisiko auf die Unterlieger ab. 

Die Niederschlagswasserentsorgung im Sondergebiet „Einkaufszentrum" wurde nicht 
über Festsetzungen im Bebauungsplan geregelt, da für das im Zuge der Maßnahme 
durchzuführende Genehmigungsverfahren (Wasserrecht) für die wasserwirtschaftli-
chen Belange (Niederschlagswasserableitung) ein Konzept zu entwickeln war (Ingeni-
eurbüro Dotzer GmbH: Erläuterung zum Wasserrechtsverfahren für die Einleitung von 
Niederschlagswasser in den Stadtbach (Schwarzach) sowie Grundwasseranstiegs-
begrenzung (Ringdrainage), 20.02.2013). 

BeZüglich der tatsächlichen niederschlagswasserrelevanten Versiegelung wurde im 
o.g. Konzept dargelegt, dass die ursprünglichen Nutzungen der Fläche des Sonderge-
biets (Tankstelle, Schlachthof, Parkplatz) etc. hohe Verschmutzungspotentiale und 
eine direkte ungebremste Einleitung in die Schwarzach beinhalteten. Die Nutzungen 
hatten einen Umfang von 3,7 ha, davon waren 2,8 ha versiegelt (76 %). Neu berechnet 
wurde die zukünftige Versiegelung: Das Areal soll in einem Flächenumfang von rd. 3,0 
ha bebaut werden. Unter Einbeziehung von Kies-/ Gründächern, extensiven Grünflä-
chen oder teildurchlässige Pflasterbelägen, die nicht zu 100% in die niederschlags- 
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wasserrelevante Versiegelung einberechnet werden, ergibt sich, dass von den 3,0 ha 
ca. 1,7 ha Fläche versiegelt (57 %) und damit abflussrelevant sind, In der Flächenbi-
lanz weist das Bauvorhaben „NeuerMarkr damit eine Verringerung der Versiegelung 
von mindestens 1 ha im Vergleich zu der vorherigen Situation auf. Allein daraus resul-
tiert schon, dass bei Niederschlägen zukünftig weniger Niederschlagswasser der 
Schwarzach zufließt als bei der ursprünglichen Nutzung. 

Darüber hinaus werden die Niederschlagsabflüsse aus dem unmittelbaren Bebau-
ungsbereich nicht direkt in die Schwarzach eingeleitet (wie bei der ursprünglichen Nut-
zung), sondern werden erst in einem Regenrückhaltebecken im Tiefgaragenbereich 
zwischengespeichert und über eine Pumpe gedrosselt der Vorflut zugeführt. Weitere 
Verzögerungseffekte treten in Gründachbereichen und bei teildurchlässigen Pflasterbe-
lägen auf. Die das Bebauungsgebiet angrenzenden Straßenflächen bzw. die Zufahrten 
zum Anlieferungsbereich und zur Tiefgarage werden als potentiell stark belastete Be-
reiche in die Mischkanalisation des Hauptsammlers, in den früheren Schlachthofkanal 
oder in andere Mischwasserkanäle im Bereich Dammstraße/Nürnberger Straße und 
Schwarzachweg angeschlossen werden, also gar nicht in die Schwarzach oder den 
Leitgraben eingeleitet. 

Die Pumpenförderleistung zur gedrosselten Einleitung in die Vorflut wurde in Überein-
stimmung mit dem zuständigen Regelwerk der Wasserwirtschaft M 153 auf 25 l/s fest-
gelegt, was dem zukünftigen regelmäßigen Zufluss zur Schwarzach bei Regenwetter 
entspricht. Zum Vergleich wurde die Festlegung auf 25 lis mit dem potentiell „natürli-
chen" Regenwetterabfluss aus dem fraglichen Areal zu rd. 59 l/s abgestimmt, d.h. mit 
den angesetzten 25 lis tritt bei Regenwetter ein geringerer Zufluss in die Schwarzach 
auf, als wenn anstelle des geplanten Bauvorhabens eine „grüne Wiese" entstehen 
würde. 

Aufgrund dieser konservativ abflusstechnischen Festlegungen dürfte somit keine 
Hochwasserverschärfung durch das Bauvorhaben „NeuerMarkt" zu befürchten sein. 

Die im Niederschlagswasserentsorgungskonzept für das Sondergebiet „Einkaufszent-
rum" bereits einberechnete Dachbegrünung wird für das Sondergebiet im Bebauungs-
plan festgesetzt: „Mindestens 50% der Dachflächen (Flachdach, Pultdach bis 10° Nei-
gung} sollen als extensive Dachbegrünung ausgeführt werden." Damit wird der Re-
genwasserrückhalt unterstützt, was die Niederschlagsabflussspitzen minimiert. 

Vor diesem Hintergrund ist die Forderung einer Verhinderung der gesamten Flächen-
versiegelung des Areals "Unteres Tor 11" nicht haltbar. 

Überbauung der verrohrten Schwarzach  

Eine Überbauung der verrohrten Schwarzach im Plangebiet ist hinsichtlich technischer, 
wirtschaftlicher und rechtlicher Machbarkeit zu beurteilen. 

Die technische Machbarkeit, bei der u.a. die dauerhafte Unversehrtheit des Bauwerks 
„verrohrte Schwarzach" nachgewiesen werden muss, hat ergeben, dass es tech-
nisch/statisch möglich ist, mögliche Setzungen von Gebäuden so abzufangen, dass die 
verrohrte Schwarzach aus technischer Sicht überbaut werden kann. 
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Aus den vorliegenden Bauantragsunterlagen für das SO „Einkaufszentrum", die die 
Überbauung der verrohrten Schwarzach vorsehen, ist zu entnehmen, dass es für den 
Vorhabenträger wirtschaftlich tragbar ist, den notwendigen technischen Aufwand wirt-
schaftlich darzustellen. 

Im Bebauungsplan ist die Überbauuhg durch die Festsetzung eines Leistungsrechtes 
im SO „Einkaufszentrum" planungsrechtlich vorgesehen. Der zuständige Träger der 
verrohrten Schwarzach hat einer Überbauung nicht widersprochen. Darüber hinaus 
fanden im Vorfeld zum Bauantrag Abstimmungsgespräche zwischen den betroffenen 
Parteien, auch zum Sachverhalt der Überbauung der verrohrten Schwarzach, statt. 
Weitergehende rechtliche Vereinbarungen sind nicht Gegenstand des Bebauungs-
plans. 

Grundwasseranstieg  

Beim Umbau des Mischwassersammlers vor einigen Jahren, der parallel zur verrohrten 
Schwarzach quer durch das Sondergebiet verläuft, wurde bereits ein Drainagensystem 
zur Grundwasserregulierung vorgesehen, das einen Grundwasseranstieg begrenzt. 
Dieses Drainagesystem mündet in einem Versickerungsbereich mit Überlauf in die 
Leitgabenentlastungsleitung. Über Staueinrichtungen an drei Schächten kann damit 
der Grundwasserstand reguliert bzw. konstant gehalten werden. 

Ergänzend dazu ist eine Ringdrainage um den Gebäudekomplex im Sondergebiet vor-
gesehen, die über die Leitgrabenverrohrung bzw. Stadtbachverrohrung zur Schwarz-
ach entwässert, falls sich ein Grundwasserspiegelanstieg über den bisher höchsten 
bekannten Grundwasserspiegel infolge des geplanten Bauvorhabens einstellen sollte. 

Insgesamt ist damit keine starke Anhebung des Grundwasserspiegels zu befürchten, 
die im angrenzenden Wohngebiet zu nassen Kellern führen könnte. 

Grünflächen mit Bäumen 

Baumpflanzungen wurden im Geltungsbereich des Bebauungsplans berücksichtigt. 
Beispielsweise sind die im Grünordnungsplan verzeichneten bestehenden Einzelbäu-
me, die nicht als „Baum wird gerodet" gekennzeichnet sind, im Bebauungsplan als zu 
erhaltende Bäume festgesetzt. 

Baumpflanzungen in den Bereichert, die künftig bebaut werden sollen, sind nicht mög-
lich. Hier wird jedoch eine Dachbegrünung von mindestens 50 % festgesetzt. Darüber 
hinaus werden insbesondere in den Straßenverkehrsräumen (Dammstraße und Nürn-
berger Straße sowie begleitend zum Schwarzachweg) großflächig Baumpflanzungen 
festgesetzt. 

In den Grünflächen (insb. östlich des Sondergebiets) werden keine Baumpflanzungen 
festgesetzt, lediglich Baumerhaltungen. Jedoch liegt die Gestaltung der öffentlichen 
Grünflächen in der Hand der Stadt Neumarkt, die eigenverantwortlich Pflanzungen zur 
Gestaltung vornehmen wird. Eine entsprechende Festsetzung von Baumpflanzungen 
ist daher nicht erforderlich. 
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4.10 Bürger 2.21 Unterschriftensammlung 2 vorn 30.06.2013 
(Schreiben vorn 02.07.2013) 

„Sehr geehrte Damen und Herren, 

• zum im Betreff genannten Bauvorhaben erhalten Sie die Einwendungen 
vom 30.06.2013, mit den Unterschriften von betroffenen Grundstückseigen-
tümern, wegen Grund- und Hochwassergefährdung. 

• Ebenfalls werden hiermit Einwendungen gegen die Verkehrs- und Lärmbe-
lästigungen der künftigen Besucher des Neubau Stadtquartier Neuer Markt 
"Unteres Tor ll", in den Wohngebieten in der Karl-Oppel-Straße und dem 
Schwarzachweg, geltend gemacht. 

Wir legen gegen das im Betreff genannte Bauvorhaben" Unteres Tor II" Einwendungen 
ein und stelle folgende Anträge: 

• Die gesamte Flächenversiegelung des Areals "Unteres Tor II" ist zu verhin-
dern. 

• Die Überbauung der verrohrten Schwarzach darf nicht genehmigt werden. 

• Grünflächen mit Bäumen sind noch zu berücksichtigen. 

• Das Grund- und Oberwasser muss bei Starkregen auf dem eigenen Areal 
des "NeuenMarktes" verbleiben und versickern können. Es darf nicht zu ei-
ner Verschlechterung der Grund-und Hochwasser-Situation der Wohn-
grundstücke am Schwarzachweg und Karl-Oppel-Straße führen. Sollten 
wegen dem Bauvorhaben den jeweiligen Eigentümern der betreffenden 
Wohngrundstücke Grund- und Oberwasser-Schäden entstehen, so hat die 
Firma "NeuerMarkt Besitz- und Vermietungs GmbH" sowie die Firma Max 
Bögl in 92369 Sengenthal und die Stadt Neumarkt, schnell und unbürokra-
tisch die Kosten zu übernehmen und Schadenersatz zu leisten. 

Begründung: 

Das zur Bebauung vorgesehene Areal "Stadtteil Unteres Tor II" ist von seiner Lage her 
Grund- und Hochwasser gefährdet, denn es liegt zwischen dem Ludwig-Donau-Kanal 
und der Schwarzach. Der Leitgraben ist ebenfalls in der Nähe. 

Wegen der gleichen geologischen Lage hat das nahegelegene Wohnviertel am 
Schwarzachweg, führend zum LGS-Park, bei Starkregen Grund- und Oberwasser-
Probleme. Denn wenn bei Hochwasser die Rückstauventile an der Schwarzach schlie-
ßen, müssen die Keller, durch Abpumpen des Überlaufes der Grundwasser-Dränagen, 
vor Überschwemmungen geschützt werden. 	• 

Es ist zu befürchten, dass nach der großflächigen Versiegelung des Bögl Areals es 
vermehrt zu Überschwemmungen des Grund- und Hochwasser kommt. Denn bereits 
jetzt kommt die Schwarzach bei Starkregen, unter der Brücke der Karl-Oppel-Straße in 
Richtung LGS-Park führend, als reißender Fluss der über 2 Meter hoch ansteigt aus 
der Verrohrung im Bögl Areal. Die dort geplante Flächenversiegelung wird noch zu- 
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sätzliche Niederschlagsmengen in die Schwarzach einleiten und die bedrohliche Situa-
tion bei großen Regenmengen weiter verschlimmern. 

Auch ist durch den Bau der geplanten Tiefgarage eine starke Anhebung des Grund-
wasserspiegels zu befürchten. Die dabei einhergehende Verdrängung des Grundwas-
sers wird im angrenzenden Wohngebiet zu nassen Kellern führen. 

Nach der Hochwasserkatastrophe im Mai 2013 werden auch in Bayern große Vorwürfe 
gegen die verantwortlichen Stadtverwaltungen erhoben, welche die Hochwasser verur-
sachenden Flächenversiegelungen genehmigt hatten. 

PS: Die zur LGS 1998 durchgeführte Verengung der Schwarzach, ab dem Holz-Steg 
nach Überquerung der Karl-Oppel-Straße, trägt zusätzlich bei Starkregen zum Anstei-
gen des reißenden Flusses bei." 

Stellungnahme des Planers 

Vorbemerkung: 

Die Unterschriftensammlung wurde außerhalb der Beteiligungsfrist vorgelegt. Dennoch 
wird diese im Abwägungsdokument aufgeführt und zu den vorgetragen Punkten Stel-
lung genommen. 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Hochwasserverhältnisse  

Aktuelle Hochwasserereignisse, die zu großen Schäden in mehreren Bundesländern 
geführt haben, führen verständlicherweise zu Sorgen und Befürchtungen von Bürgern. 
Aufgrund der Lage des Bebauungsplangebiets zwischen dem Ludwig-Donau-Kanal 
und der Schwarzach sowie in der Nähe des Leitgrabens bestehen bei der Einwenderin 
Befürchtungen, dass es bei Starkregenereignissen durch die künftige (Neu-) Versiege-
lung im Geltungsbereich des Bebauungsplans vermehrt zu Überschwemmungen und 
Hochwasser kommt. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt nicht in einem fachplanerisch festge-
stellten hochwassergefährdeten Bereich wie bspw. in einem Risikogebiet nach § 73 
Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG). Die Fläche ist weder in einer Gefahren- noch in 
einer Risikokarte nach dem WHG eingetragen, noch ist sie ein festgesetztes Über-
schwemmungsgebiet, für das besondere Vorgaben getroffen werden, bspw. hinsicht-
lich der Versiegelung. Auch in den Plänen der Stadt Neumarkt oder der zuständigen 
Fachbehörde wird nirgends auf eine Hochwassergefährdung hingewiesen. Damit sind 
grundsätzlich keine besonderen Vorkehrungen für das Plangebiet hinsichtlich des 
Hochwasserschutzes erforderlich. 

Dennoch sollten natürlich allgemeine Vorkehrungen zugunsten der Regenwasserversi-
ckerung oder Regenwasserrückhaltung getroffen werden, die zu einer Reduzierung 
des Oberflächenabflusses beitragen. 
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Bezüglich der Flächenversiegelung als eine Ursache für Hochwasser ist grundsätzlich 
zu unterscheiden zwischen der bauplanungsrechtlichen und der tatsächlichen nieder-
schlagswasserrelevanten Versiegelung. Die bauplanungsrechtliche Versiegelung, die 
über die Grundflächenzahl ermöglicht wird, gibt an, wieviel Quadratmeter Grundfläche 
je Quadratmeter Grundstücksfläche für eine Bebauung mit Gebäuden, Garagen und 
Stellplätzen, Nebenanlagen und unterirdischen baulichen Anlagen zulässig ist. Im 
Sondergebiet wurde eine GRZ von 1,0 festgesetzt, folglich grundsätzlich eine baupla-
nungsrechtliche Versiegelung von 100%. 

Die bauplanungsrechtlich mögliche Versiegelung von 100% bedeutet jedoch nicht, 
dass sämtliches Niederschlagswasser direkt in die Schwarzach oder einen Kanal ab-
geleitet wird. Es gibt verschiedene Möglichkeiten auch bei großflächiger Versiegelung 
Niederschlagswasser zurückzuhalten, zu versickern und damit den unmittelbaren Nie-
derschlagswasserabfluss zu verzögern. 

Nach § 55 Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz soll Niederschlagswasser ortsnah versickert, 
verrieselt, direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in 
ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige 
öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. 
Durch einen "naturnahen" Umgang mit Regenwasser wird heutzutage angestrebt, das 
natürliche Gleichgewicht des Wasserkreislaufs möglichst wenig zu beeinträchtigen. 
Das bringt nicht nur wasserwirtschaftliche sondern auch finanzielle Vorteile. Eine 
schnelle Ableitung des Wassers beeinträchtigt die Grundwasserneubildung und wälzt 
das Überschwemmungsrisiko auf die Unterlieger ab. 

Die Niederschlagswasserentsorgung im Sondergebiet „Einkaufszentrum" wurde nicht 
über Festsetzungen im Bebauungsplan geregelt, da für das im Zuge der Maßnahme 
durchzuführende Genehmigungsverfahren (Wasserrecht) für die wasserwirtschaftli-
chen Belange (Niederschlagswasserableitung) ein Konzept zu entwickeln war (Ingeni-
eurbüro Dotzer GmbH: Erläuterung zum Wasserrechtsverfahren für die Einleitung von 
Niederschlagswasser in den Stadtbach (Schwarzach) sowie Grundwasseranstiegs-
begrenzung (Ringdrainage), 20.02.2013). 

Bezüglich der tatsächlichen niederschlagswasserrelevanten Versiegelung wurde im 
o.g. Konzept dargelegt, dass die ursprünglichen Nutzungen der Fläche des Sonderge-
biets (Tankstelle, Schlachthof, Parkplatz) etc. hohe Verschmutzungspotentiale und 
eine direkte ungebremste Einleitung in die Schwarzach beinhalteten. Die Nutzungen 
hatten einen Umfang von 3,7 ha, davon waren 2,8 ha versiegelt (76 %). Neu berechnet 
wurde die zukünftige Versiegelung: Das Areal soll in einem Flächenumfang von rd. 3,0 
ha bebaut werden. Unter Einbeziehung von Kies-/ Gründächern, extensiven Grünflä-
chen oder teildurchlässige Pflasterbelägen, die nicht zu 100% in die niederschlags-
wasserrelevante Versiegelung einberechnet werden, ergibt sich, dass von den 3,0 ha 
ca. 1,7 ha Fläche versiegelt (57 %) und damit abflussrelevant sind. In der Flächenbi-
lanz weist das Bauvorhaben „NeuerMarkt" damit eine Verringerung der Versiegelung 
von mindestens 1 ha im Vergleich zu der vorherigen Situation auf. Allein daraus resul-
tiert schon, dass bei Niederschlägen zukünftig weniger Niederschlagswasser der 
Schwarzach zufließt als bei der ursprünglichen Nutzung. 

Darüber hinaus werden die Niederschlagsabflüsse aus dem unmittelbaren Bebau-
ungsbereich nicht direkt in die Schwarzach eingeleitet (wie bei der ursprünglichen Nut- 
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zung), sondern werden erst in einem Regenrückhaltebecken im Tiefgaragenbereich 
zwischengespeichert und über eine Pumpe gedrosselt der Vorflut zugeführt Weitere 
Verzögerungseffekte treten in Gründachbereichen und bei teildurchlässigen Pflasterbe-
lägen auf. Die das Bebauungsgebiet angrenzenden Straßenflächen bzw. die Zufahrten 
zum Anlieferungsbereich und zur Tiefgarage werden als potentiell stark belastete Be-
reiche in die Mischkanalisation des Hauptsammlers, in den früheren Schlachthofkanal 
oder in andere Mischwasserkanäle im Bereich Dammstraße/Nürnberger Straße und 
Schwarzachweg angeschlossen werden, also gar nicht in die Schwarzach oder den 
Leitgraben eingeleitet. 

Die Pumpenförderleistung zur gedrosselten Einleitung in die Vorflut wurde in Überein-
stimmung mit dem zuständigen Regelwerk der Wasserwirtschaft M 153 auf 25 l/s fest-
gelegt, was dem zukünftigen regelmäßigen Zufluss zur Schwarzach bei Regenwetter 
entspricht. Zum Vergleich wurde die Festlegung auf 25 l/s mit dem potentiell „natürli-
chen" Regenwetterabfluss aus dem fraglichen Areal zu rd. 59 1/s abgestimmt, d.h. mit 
den angesetzten 25 l/s tritt bei Regenwetter ein geringerer Zufluss in die Schwarzach 
auf, als wenn anstelle des geplanten Bauvorhabens eine „grüne Wiese" entstehen 
würde. 

Aufgrund dieser konservativ abflusstechnischen Festlegungen dürfte somit keine 
Hochwasserverschärfung durch das Bauvorhaben „NeuerMarkt" zu befürchten sein. 

Die im NiederschlagswasserentsorgungSkonzept für das Sondergebiet „Einkaufszent-
rum" bereits einberechnete Dachbegrünung wird für das Sondergebiet und auch für die 
Mischgebiete im Bebauungsplan festgesetzt: „Mindestens 50% der Dachflächen 
(Flachdach, Pultdach bis 10° Neigung) sollen als extensive Dachbegrünung ausgeführt 
werden." Damit wird der Regenwasserrückhalt auch in den Mischgebieten unterstützt, 
was die Niederschlagsabflussspitzen minimiert. 

Vor diesem Hintergrund ist die Forderung einer Verhinderung der gesamten Flächen-
versiegelung des Areals "Unteres Tor II" nicht haltbar. 

Überbauung der verrohrten Schwarzach  

Eine Überbauung der verrohrten Schwarzach im Plangebiet ist hinsichtlich technischer, 
wirtschaftlicher und rechtlicher Machbarkeit zu beurteilen. 

Die technische Machbarkeit, bei der u.a. die dauerhafte Unversehrtheit des Bauwerks 
„verrohrte Schwarzach" nachgewiesen werden muss, hat ergeben, dass es tech-
nisch/statisch möglich ist, mögliche Setzungen von Gebäuden so abzufangen, dass die 
verrohrte Schwarzach aus technischer Sicht überbaut werden kann. 

Aus den vorliegenden Bauantragsunterlagen für das SO „Einkaufszentrum", die die 
Überbauung der verrohrten Schwarzach vorsehen, ist zu entnehmen, dass es für den 
Vorhabenträger wirtschaftlich tragbar ist, den notwendigen technischen Aufwand wirt-
schaftlich darzustellen. 

Im Bebauungsplan ist die Überbauung durch die Festsetzung eines Leistungsrechtes 
im SO „Einkaufszentrum" planungsrechtlich vorgesehen. Der zuständige Träger der 
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verrohrten Schwarzach hat einer Überbauung nicht widersprochen. Darüber hinaus 
fanden im Vorfeld zum Bauantrag Abstimmungsgespräche zwischen den betroffenen 
Parteien, auch zum Sachverhalt der Überbauung der verrohrten Schwarzach, statt. 
Weitergehende rechtliche Vereinbarungen sind nicht Gegenstand des Bebauungs-
plans. 

Grundwasseranstieq  

Beim Umbau des Mischwassersammlers vor einigen Jahren, der parallel zur verrohrten 
Schwarzach quer durch das Sondergebiet verläuft, wurde bereits ein Drainagensystem 
zur Grundwasserregulierung vorgesehen, das einen Grundwasseranstieg begrenzt. 
Dieses Drainagesystem mündet in einem Versickerungsbereich mit Überlauf in die 
Leitgabenentlastungsleitung. Über Staueinrichtungen an drei Schächten kann damit 
der Grundwasserstand reguliert bzw. konstant gehalten werden. 

Ergänzend dazu ist eine Ringdrainage um den Gebäudekomplex im Sondergebiet vor-
gesehen, die über die Leitgrabenverrohrung bzw. Stadtbachverrohrung zur Schwarz-
ach entwässert, falls ein Grundwasserspiegelanstieg über den bisher höchsten be-
kannten Grundwasserspiegel infolge des geplanten Bauvorhabens befürchtet wird. 

Insgesamt ist damit keine starke Anhebung des Grundwasserspiegels zu befürchten, 
die im angrenzenden Wohngebiet zu nassen Kellern führen könnte. 

Grünflächen mit Bäumen  

Baumpflanzungen wurden im Geltungsbereich des Bebauungsplans berücksichtigt. 
Beispielsweise sind die im Grünordnungsplan verzeichneten bestehenden Einzelbäu-
me, die nicht als „Baum wird gerodet" gekennzeichnet sind, im Bebauungsplan als zu 
erhaltende Bäume festgesetzt. 

Baumpflanzungen in den Bereichen, die künftig bebaut werden sollen, sind nicht mög-
lich. Hier wird jedoch eine Dachbegrünung von mindestens 50 % festgesetzt. Darüber 
hinaus werden insbesondere in den Straßenverkehrsräumen (Dammstraße und Nürn-
berger Straße sowie begleitend zum Schwarzachweg) großflächig Baumpflanzungen 
festgesetzt. 

in den Grünflächen (insb. östlich des Sondergebiets) werden keine Baumpflanzungen 
festgesetzt, lediglich Baumerhaltungen. Jedoch liegt die Gestaltung der öffentlichen 
Grünflächen in der Hand der Stadt Neumarkt, die eigenverantwortlich Pflanzungen zur 
Gestaltung vornehmen wird. Eine entsprechende Festsetzung von Baumpflanzungen 
ist daher nicht erforderlich. 

Unbürokratische Kostenübernahme und Schadenersatz bei Grund- und Oberwasser-
schäden  

Grundsätzlich besteht die Pflicht der Gemeinden gegenüber möglicherweise betroffe-
nen Grundstückseigentümern, die Grundstücke in hochwassergefährdeten Gebieten 
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bereits im Rahmen der Aufstellung eines Bebauungsplans vor Gesundheits- und Le-
bensgefahren zu schützen. Der Bauleitplanung muss eine Erschließungskonzeption 
zugrunde hegen, nach der das im Plangebiet anfallende Niederschlagswasser so be-
seitigt werden kann, dass Gesundheit und auch Eigentum der Planbetroffenen keinen 
Schaden nehmen. 

Im vorliegenden Fall jedoch ist nicht mit entsprechenden Folgen für die Anwohner zu 
rechnen — weder mit gesundheitlicher Gefährdung noch mit Nachteilen für das Eigen-
turn. Das gesamte Gebiet (Geltungsbereich und Umgebung) liegt nicht in einem hoch-
wassergefährdeten Bereich, wie es beispielsweise bei einem Überschwemmungsge-
biet der Fall wäre. Darüber hinaus sind das Erschließungskonzept bzw. die Vorgaben 
zur Regenwasserbewirtschaftung geeignet, keine unkontrollierte Hochwassersituation 
entstehen zu lassen. Die tatsächlich niederschlagsrelevante Versiegelung wird bspw. 
noch gegenüber dem Vorzustand reduziert und es werden Vorschaltungen einer Re-
genrückhaltung sowie gedrosselte Einleitungen des Niederschlagswassers erfolgen. 

Insgesamt ist deshalb davon zu auszugehen, dass durch die vorliegende Planung kei-
ne Schäden durch Grundwasser oder Oberflächenwasser in der Nachbarschaft entste-
hen werden. 

Die Forderung nach unbürokratischer Kostenübernahme und Schadenersatz durch die 
Firmen "NeuerMarkt Besitz- und Vermietungs GmbH" und Max Bögl sowie die Stadt 
Neumarkt bei Grund- und Oberwasserschäden entbehrt damit jedweder Grundlage. 

Einwendungen gegen Verkehrs- und Lärmbelästigungen durch Besucher des Sonder-
gebiets in den angrenzenden Wohngebieten  

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Um den zu erwartenden zusätzlichen Verkehr durch die neuen Nutzungen im Gel-
tungsbereich des Bebauungsplans „Unteres Tor II" aufnehmen zu können, werden im 
Gesamtverkehrsplan Neumärkt Maßnahmen vorgesehen, die die Straßen im Gel-
tungsbereich des Bebauungsplans entlasten. Durch die Lage der Tiefgaragenzufahrt 
im Schwarzachweg wird es jedoch zu einer Zunahme der Verkehrsbelastung im 
Schwarzachweg kommen — allerdings nur bis zur Tiefgaragenzufahrt. Vor der Einfahrt 
der Tiefgarage des „NeuenMarkts" soll ein Kreisverkehrsplatz eingerichtet werden, von 
dem aus die Tiefgarage direkt erschlossen wird. Zum Schutz der nördlich angrenzen-
den Wohngebiete vor Schleichverkehr ist die Ausfahrt aus dem Kreisverkehr in nördli-
cher Richtung in den Schwarzachweg nicht vorgesehen. Es handelt sich dabei um eine 
"unechte Einbahnstraße", da der Radverkehr den Kreisverkehr nach Norden hin ver-
lassen und dem Schwarzachweg weiter folgen darf. 

Auch bezüglich Parksuchverkehr kann künftig nicht von einer unzumutbaren Beein-
trächtigung ausgegangen werden. Insgesamt kann durch die Dimensionierung der 
Tiefgaragen davon ausgegangen werden, dass die Parkplätze im Sondergebiet ausrei-
chend bemessen sind. Dennoch wird nicht vollkommen auszuschließen sein, dass ein-
zelne Besucher des Einkaufszentrums versuchen in den genannten Wohnstraßen zu 
parken. Zunächst ist zur Vermeidung bzw. Verringerung von Parksuchverkehr in den 
benachbarten Gebieten das Einrichten von Zonen für Bewohnerparken vorgesehen. 
Dort ist Parken nur mit Bewohnerausweisen möglich. Diese müssen von den Bewoh-
nern erworben werden und damit kann das Parken von Unbefugten reduziert werden. 
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Weiterhin sieht der Bebauungsplan vor, das prognostizierte Verkehrsaufkommen und 
seine Verteilung im Verkehrsnetz durch ein Monitoring zu beobachten und zu doku-
mentieren (vgl. Begründung zum Bebauungsplan S. 82f). Sollten sich dabei die ge-
troffenen Annahmen nicht bestätigen, steht der Stadt ein Bündel an Maßnahmen zur 
Verfügung, um einer unzumutbaren Belastung der Anwohner im o.g. Wohngebiet ent-
gegen zu wirken: 

• Verkehrslenkende Maßnahmen (z.B. Einbahnstraßenregelungen entgegen 
des Fahrziels Einfahrt der TG am Schwarzachweg), 

• Umgestaltung der Straßenräume (Verringerung der Fahrbahnquerschnitte, 
um die Fahrzeiten für Schleichfahrer zu verlängern und damit unattraktiv zu 
gestalten), 

• Kontrollen durch die Ordnungsbehörden. 

Bezüglich des Lärms wurden zum Schwarzachweg bzw. der dort befindlichen Grund-
stücke Aussagen im Schallimmissionsschutz-Gutachten des Ingenieurbüros Sorge 
(Stand: März 2013) getroffen. An den im Schwarzachweg geprüften Immissionsorten 
werden die relevanten Immissionsgrenzwerte nach der 16. BlmSchV eingehalten. Ent-
sprechend ist hier nicht von einer unzumutbaren Beeinträchtigung durch Verkehrslärm 
auszugehen. 

Eine „wesentliche Änderung" gemäß den Kriterien der 16. BlmSchV (Erhöhung um bis 
zu 5 bzw. 6 dB(A)) und gleichzeitig teilweise eine Überschreitung des Immissions-
grenzwerte „tags" 16. BlmSchV für Allgemeine Wohngebiete festgestellt (59-63 dB(A)) 
wurde im Außenwohnbereich der Grundstücke am Schwarzachweg, Flur-Nr. 1033/3 
und 1033/4, in einem Abstand von bis zu 7,00 m von der östlichen Grundstücksgrenze 
der o.g. Grundstücke festgestellt. In der Begründung zum Bebauungsplan auf S. 29 
wurde dazu ausgeführt: 

„Aufgrund der Situation vor Ort ist festzustellen, dass im derzeitigen Bestand ein Teil 
der betroffenen Fläche als Grundstückszufahrt genutzt wird. Insoweit scheidet ein Teil 
der Fläche bereits aus diesem Grund als Außenwohnbereich aus. In Ansehung der 
Tatsache, dass das Grundstück auch im westlichen Bereich über Freiflächen verfügt, 
bestehen erhebliche Bedenken, ob gerade die am Schwarzachweg an der Grund-
stücksgrenze gelegene 7-m breite Fläche vorliegend als Außenwohnbereich angese-
hen werden kann. Es liegen keine Anhaltspunkte dafür vor, dass diese Fläche für re-
gelmäßigen Aufenthalt benutzt wird." Von einer unzumutbaren Beeinträchtigung ist 
damit auch in diesem Bereich nicht auszugehen. 

4.11 	Bürger 3 
(Schreiben vom 27.06.2013) 

Vorbemerkung: Aufgrund des Umfangs der Stellungnahme wird zur besseren Lesbar-
keit der Inhalte vom bisherigen Aufbau der Beantwortung der Anregungen abgewichen: 
Auf einen Punkt der Anregung folgt direkt die Stellungnahme des Planers. 
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4.11.1 

„die Stadt Neumarkt beabsichtigt zusammen mit der Firma Bögl für die rund 30.000 qm 
große Fläche am Unteren Tor einen Bebauungsplan zu erlassen, welcher der Fa. Bögl 
ermöglicht, ein Einkaufszentrum mit rund 13.100 qm innenstadtrelevanter Verkaufsflä-
che, weitere rund 2.000 qm sonstiger nicht innenstadtrelevanter Fläche sowie ein Hotel 
und ein Kino auf dieser Fläche zu bauen. in diesen Bebauungsplan einbezogen ist 
auch die gewerbliche Fläche des angrenzenden "Lammesgrundstücks". 

Bis etwa Mitte letzten Jahres waren neben dem geplanten Einkaufstempel, Gastrono-
mie sowie Außengastronomie, noch ein Hotel sowie Wohnungen in nennenswerter 
Zahl und eine Kleinkinderbetreuung mit Außenfläche vorgesehen. Erst seit letztem 
Sommer fielen die Wohnungen und die Kleinkinderbetreuung weg und das Kino kam 
hinzu. Die geplante 2-geschossige Tiefgarage fiel ebenfalls weg und soll nun 1-
geschossig gebaut werden (s. AS&P vorn 23.2.2012 ). Sowohl die Verkehrslösung als 
auch der Baukörper wurde massiv geändert und hat mit der Entwurfsvorstellung zum 
Bürgerbegehren nichts mehr zu tun. Auch der vorgesehene Durchgang zum LGS-
Gelände und die Sichtachse zur Altstadt fielen durch die Neuplanung weg. 

Die ursprünglich vorgesehene begehbare und begrünte Dachfläche fielen der Neupla-
nung ebenfalls zum Opfer. Bereits im Winter/Frühjahr 2012 erfolgte jedoch für den Flä-
chennutzungsplan, den Bebauungsplan und das Bauvorhaben als solches, die frühzei-
tige Beteiligung der Träger öffentlicher Belange. Der aktuelle Planungsstand war den 
beteiligten Stellen und auch der Landesplanung damals nicht bekannt. Die Vorhabens-
beschreibung der Firma Bögl vom Herbst 2011 liegt damit den TöB als Grundlage vor. 
Die darin gemachten Angaben treffen in weiten Teilen nicht mehr zu. Die zu berück-
sichtigenden Auswirkungen haben einen Stand von 2010 bzw. beruhen auf den Gut-
achten von 2005 und sind damit noch älter." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.1  

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

In einem Planungsprozess entwickeln sich die Inhalte einer Planung stetig weiter. Im 
Laufe des Planungsprozesses und damit auch des Planungsverfahrens kam es auf-
grund einer Vielzahl von Faktoren zu einer Änderung der Planung. Es ist dem Pla-
nungsprozess geradezu systemimmanent, dass er auf vorgetragene Anregungen, ver-
tiefte Erkenntnisse und Umplanungen reagiert, und das Vorhaben weiterentwickelt. 
Nicht zuletzt durch die gesetzlich vorgeschrieben weiteren Beteiligungsverfahren (hier: 
öffentliche Auslegung) wird gewährleistet, dass Behörden und Öffentlichkeit die Wei-
terentwicklung der Planung mit verfolgen und erneut mit Stellungnahmen begleiten 
können. 

Mit den Planänderungen wurde u.a. auf die Kritik von Stadtrat, Landesdenkmalamt und 
Anwohnern reagiert, insbesondere hinsichtlich einer „verfehlten Höhenentwicklung", 
wie es das Landesdenkmalamt formuliert hatte. Daher wurden geringere maximale 
Höhen festgesetzt, woraus folgt, dass alle Gebäudeteile um ein Stockwerk reduziert 
wurden. 

Welche der im Bebauungsplan zulässigen Nutzungen später Inhalt der Genehmi-
gungsverfahren werden, ist nicht Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens. Das 
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neue vom Investor kommunizierte Nutzungskonzept hatte nicht zur Folge, dass Teile 
der zum Zeitpunkt der frühzeitigen Beteiligung zulässigen Nutzungen im Entwurf zum 
Bebauungsplan nicht mehr zulässig wären. Nach Aussage des Betreibers mussten als 
Konsequenz aus der reduzierten Höhe die Kinderkrippe und Wohnungen aus dem 
Konzept gestrichen werden. Auch das Ärztehaus wurde auf die Hälfte der vorgesehe-
nen Geschossflächen halbiert. Weitere vormals geplante Elemente wie die begrünte 
und begehbare Dachfläche oder die 2-geschossige Tiefgarage entsprechen nicht mehr 
den aktuellen Zielen der Planung oder sind nicht mehr erforderlich. 

Schließlich gab es noch Ergänzungen bei der Art der baulichen Nutzung — die Kinonut-
zung: Ein Kino in Neumarkt wurde bereits seit mehreren Jahren diskutiert und unter-
schiedliche Standort- und Betreiberalternativen betrachtet. Nachdem die Kino-Nutzung 
jedoch auf anderen Flächen und mit anderen Investoren nicht verwirklicht werden 
konnte, sehen die Planungen nun vor, diese Nutzung in den multifunktionalen, innen-
stadtnahen NeuenMarkt zu integrieren. Der Standort Unteres Tor war für ein Kino 
schon mehrfach im Gespräch, seit die Fläche geräumt wurde. Auch eine Mehrheit im 
Stadtrat hatte dies seinerzeit befürwortet (vgl. Neumarkter Nachrichten, 19.10.2012). 

Der detaillierte architektonische Entwurf mit Fassadengestaltung etc. ist nicht Gegen-
stand des Bebauungsplanverfahrens. Von Seiten der Stadt Neumarkt wurden jedoch 
mit Festsetzungen gestalterische Vorgaben gemacht, bspw. zu Einschnitten in der 
Fassade. Danach müssen einzelne Stockwerke nach hinten versetzt werden, so dass 
der Eindruck mehrerer einzelner Gebäude entsteht. Damit soll verhindert werden, dass 
der Gebäudekomplex zu wuchtig erscheint. Zudem wird mit den festgesetzten Fassa-
deneinschnitten die kleinteilige Altstadt „gestalterisch zitiert'. Auch mit der Änderung 
der gestalterischen Vorgaben wird auf die Kritik des Landesdenkmalamts reagiert. Die 
bereits veröffentlichten architektonischen Detailplanungen und Ansichten sowie die 
Beschreibung, die auch in der Begründung zum Bebauungsplan enthalten ist, entspre-
chen der parallelen und bereits weit fortgeschrittenen Planung des Vorhabenträgers 
und dienen der Bürgerinformation. 

Die Verkehrslösung wurde weiterentwickelt. Eine Tiefgaragenzufahrt im Schwarzach-
weg war bereits zu Anfang der Planungen vorgesehen. Über längere Phasen diskutiert 
wurde die Lage der Zufahrt zur Tiefgarage in der Dammstraße. Die ursprünglich ver-
folgte Erschließung über einen Eigentümerweg zwischen dem im Entwurf enthaltenen 
Ml 1 und dem Sondergebiet „Einkaufszentrum" musste aufgegeben werden, da durch 
die Geräuschimmissionsbelastung für die angrenzenden Grundstücke sowie das Ge-
ländegefälle eine gleichzeitige Zufahrt auf beide Grundstücke nicht möglich war. Daher 
erfolgt die Zufahrt zur Tiefgarage nun direkt von der Dammstraße. 

Die Anbindung nach Norden zum LGS-Gelände ist weiterhin vorhanden. In der Be-
gründung zum Bebauungsplan wurde dazu ausgeführt (vgl. S. 66f): Das Gehrecht G, 
das durch das Sondergebiet ‚Einkaufszentrum' verläuft, „dient der direkten Verbindung 
der Innenstadt mit dem LGS-Park und soll von der Öffentlichkeit genutzt werden kön-
nen. Die Verbindung verläuft mittig durch das geplante Einkaufszentrum und gewähr-
leistet so eine direkte räumlich-funktionale Verknüpfung der Altstadt mit dem nördlich 
angrenzenden Stadtgebiet. [...] 
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Das Gehrecht beschränkt sich auf die Öffnungszeiten des Einkaufszentrums und je-
weils 1 Stunde davor und danach. [...] Ausweichmöglichkeiten außerhalb der Öff-
nungszeiten als Wegeverbindung von der Altstadt zum LGS-Park ergeben sich aus der 
öffentlichen Straße ,Schwarzachweg`, die u.a. von Fußgängern genutzt werden kann, 
sowie aus dem geplanten Fuß- und Radweg östlich des Sondergebietes, der durch die 
Grünfläche mit der Zweckbestimmung Grünanlage verläuft. Diese bedeuten zwar keine 
direkte Verbindung wie durch das Einkaufszentrum, jedoch auch keinen unzumutbaren 
Umweg. Gerade der Fuß- und Radweg im Osten, der nördlich des Einkaufszentrums 
auf den bestehenden Fuß- und Radweg zum LOS-Park führt, wird von Bepflanzungen 
flankiert, und stellt somit eine attraktive Alternative dar." 

Die Aussage des Wegfallens der Sichtachse zur Altstadt kann nicht nachvollzogen 
werden. Eine Blickbindung von und zur Altstadt war nie Zielsetzung und Inhalt der Pla-
nung — allein aufgrund der örtlichen Gegebenheiten mit dem Wiederaufbau des histori-
schen Unteren Tors ist eine direkte Sichtachse unrealistisch. 

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange nach §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB erfolgte mit der vorherigen, 
auch zum Bürgerentscheid gezeigten, nun überarbeiteten Planungskonzeption. Unter 
anderem durch die Ergebnisse aus diesem Schritt im Planungsverfahren „Unteres Tor 
II" änderte sich die Konzeption (s.o.). Dies ist jedoch kein Verfahrenshindernis. § 3 
Abs. 1 S. 3 und § 4 Abs. 1 S. 2 BauGB stellen klar, dass eine auf Grund der frühzeiti-
gen Beteiligung erfolgte Änderung der Planung im Interesse der Verfahrensbeschleu-
nigung keine zweite frühzeitige Beteiligung auslöst. Soweit Bürger bzw. Behörden mit 
der auf Grund der Anhörung geänderten Planung nicht einverstanden sind, bleibt ihnen 
die Möglichkeit, bei der Auslegung bzw. bei der Einholung der Stellungnahmen Anre-
gungen vorzutragen (vgl. Battis/Krautzberger/Löhr: Baugesetzbuch, § 3, Rn 11, 11. 
Auflage 2009). Entsprechend wurde die Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behör-
den und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB 
ohne erneute frühzeitige Beteiligung zur Neukonzeption durchgeführt und die Behör-
den und sonstigen Träger öffentlicher Belange konnten in der Zeit vom 17.05.2013 
(Datum des Anschreibens) bis zum 28.06.2013 (einschließlich) Anregungen — auch zur 
Neukonzeption — vortragen. 

4.11.2 

„Anmerkung: Da laut Bekanntmachung der Stadt in einem möglichen gerichtlichen 
Verfahren nur Einwendungen berücksichtigt werden, wenn diese auch in diesem Ver-
fahren schon vorgebracht werden und andernfalls keine Berücksichtigung finden wür-
den, sind meine Bedenken und Anregungen ausführlich." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.2  

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

In der Bekanntmachung vom 17.05.2013 erfolgte der Hinweis, „dass nicht während der 
Auslegungsfrist abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Be-
bauungsplanentwurf unberücksichtigt bleiben können. 
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Ferner wurde darauf hingewiesen, dass ein Antrag auf Normenkontrolle nach § 47 
VwG() unzulässig ist, soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom 
Antragsteller im Rahmen der Beteiligung nicht oder verspätet geltend gemacht wurden, 
aber hätten geltend gemacht werden können." 

Diese sogenannte Präklusion entspricht der Vorgabe zur Beteiligung der Öffentlichkeit 
nach § 3 Abs. 2 S. 2 BauGB. 

Bedenken und Anregungen, die von der Öffentlichkeit vorgebracht werden, werden 
unabhängig von ihrer Ausführlichkeit berücksichtigt. Es steht jedoch jedermann frei, in 
welchem Umfang eine Stellungnahme abgegeben wird. 

4.11.3 

„1. Ich möchte darauf hinweisen, dass den ausgelegten Unterlagen keinerlei Inhalts-
verzeichnis beigefügt war. Damit kann ich nicht nachvollziehen, was tatsächlich ausge-
legen hat bzw. was ausgelegt hat werden müssen. Eine Prüfung auf Vollständigkeit 
war nicht möglich." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.3  

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Nach § 3 Abs. 2 S. 1 BauGB sind die Entwürfe der Bauleitpläne ,,mit der Begründung 
und den nach Einschätzung der Gemeinde wesentlichen, bereits vorliegenden umwelt-
bezogenen Stellungnahmen" auszulegen. 

Wesentliche Inhalte einer Begründung sind nach § 2a S. 1 BauGB die Ziele, Zwecke 
und wesentlichen Auswirkungen des Bauleitplans und in dem Umweltbericht die auf 
Grund der Umweltprüfung ermittelten und bewerteten Belange des Umweltschutzes. 
Diese Inhalte waren Teil der ausgelegten Unterlagen. 

Ein Inhaltsverzeichnis aller Unterlagen ist nach § 3 Abs. 2 S. 1 BauGB keine zwingen-
de Voraussetzung. Jedoch waren auf dem Deckblatt der Unterlage „Bebauungsplan 
Nr. 54/1 ‚Unteres Tor 	die Inhalte der Unterlage (Planzeichnung, Textliche Festset- 
zungen, Begründung, Umweltbericht) verzeichnet. Darüber hinaus enthielt die Begrün-
dung auf S. 84 ein Verzeichnis der Gutachten, die dem Bebauungsplan zugrundege-
legt und im Rahmen der Beteiligung ausgelegt wurden. Auch der Umweltbericht ent-
hielt auf S. 41 ein Anlagenverzeichnis, in dem die weiteren Anlagen aufgeführt wurden, 
die bereits der Unterlage beigefügt waren. Anhand dieser Aufzählungen konnte ein 
Überblick über die ausgelegten Unterlagen gewonnen werden. 

Daneben wurden die wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellung-
nahmen aus der frühzeitigen Beteiligung ausgelegt. Aus Gründen der Verfahrensöko-
nomie müssen nicht alle der Gemeinde vorliegenden Unterlagen ausgelegt werden, 
sondern nur die von ihr für wesentlich eingeschätzten und umweltbezogenen Berichte 
und Empfehlungen (vgl. Battis/Krautzberger/Löhr: Baugesetzbuch, § 3, Rn 13, 11. 
Auflage 2009). Damit obliegt die Verantwortung dessen, was über den Bebauungsplan 
und die Begründung an sich hinaus ausgelegt werden muss, der Einschätzung der 
Gemeinde. 
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Damit waren die Unterlagen zur öffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB voll-
ständig. 

4.11.4 

„In dem Zusammenhang ist es äußerst fragwürdig, wenn den Unterlagen ein Bericht 
beiliegt, welcher den Stand vom 5.6.2013 hat, also nach Beginn der Auslegungsfrist. 
Mit Entscheidung vom 13.12.2012 hat der VGH entschieden, dass ein Bebauungsplan 
einen erheblichen Mangel hat und es einen Verfahrensfehler darstellt, wenn die Unter-
lagen unvollständig ausgelegen haben. Ich denke gleiches hat zu gelten, wenn Unter-
lagen nachträglich hinzugefügt werden oder nach Beginn der Auslegung noch geändert 
werden. Meiner Auffassung nach stellt dies einen so erheblichen Mangel dar, dass der 
Bebauungsplan in Gänze nochmals auszulegen ist." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.4 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Der Stadt Neumarkt i.d.OPf. ist nicht bekannt, welche Unterlage ausgelegen haben 
soll, die den Stand 05.06.2013 hat. Die ausgelegten Unterlagen haben den Stand 
25.04.2013 (Datum der Sitzung des Stadtrats, bei dem der Billigungs- und Ausle-
gungsbeschluss zum Bebauungsplan „Unteres Tor II" gefasst wurde) oder im Falle der 
Gutachten, die im Bebauungsplan berücksichtigt werden mussten, einen früheren 
Stand. 

Entsprechend ist die Anregung nicht nachvollziehbar. Auch ein erheblicher Mangel 
kann daher nicht festgestellt werden. 

4.11.5 

„Ein weiterer Punkt ist der verschiedentliche Hinweis in den aktuellen BBE-I etc. Gut-
achten auf bereits ältere vorliegende Gutachten und Stellungnahmen. Diese Gutachten 
(z.B. BBE 2005) gehören deshalb zwangsläufig ebenfalls mit ausgelegt. Hier werden 
rechtsstaatliche Grundsätze verletzt, wenn diese Bezugsunterlagen nicht geprüft und 
überprüft werden können und auch der Inhalt dieser Unterlagen nirgends öffentlich 
bekannt gemacht wird." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.5  

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Die Auswirkungsanalyse wurde im Jahr 2010 durchgeführt und basiert auf dem dama-
ligen Konzept des Projektentwicklers MULTI Development. 

Die zeitlich vorgelagerten Analysen der BBE beziehen sich auf vorherige Konzepte am 
Projektstandort. Jene Analyseergebnisse stehen in keinem sachlichen Zusammenhang 
mit dem aktuellen Planvorhaben. Im Nachgang zu der in 2007 durchgeführten Auswir-
kungsanalyse wurde Baurecht am Standort Unteres Tor für das damalige Einzelhan-
delsvorhaben geschaffen. Hinweise im Text auf frühere Gutachten dienen lediglich der 
vereinfachten Lesbarkeit, um Unterschiede zwischen den Planungen hervorzuheben, 
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und stellen keine relevanten Inhalte für die vorliegende Auswirkungsanalyse in 2010 
dar. 

Damit ist die Auslegung dieser Unterlagen im Rahmen der Beteiligung nach § 3 Abs. 2 
BauGB nicht erforderlich. 

4.11.6 

„2. Die Behörden als Träger öffentlicher Belange wurden bereits zu Beginn des Jahres 
2012 gehört. Danach gab es noch wesentliche Änderungen - wie die Bauform oder das 
Kino, welche auch in die Bauleitplanung einfließen. Diese Änderungen haben nicht nur 
negative bauliche Auswirkungen sondern auch weitere erhebliche negative Auswirkun-
gen auf die Handelsstandorte in Neumarkt und insbesondere auch negative städtebau-
liche Auswirkungen auf die Innenstadt." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.6 

In einem Planungsprozess entwickeln sich die Inhalte einer Planung stetig weiter. Im 
Laufe des Planungsprozesses und damit auch des Planungsverfahrens kam es auf-
grund einer Vielzahl von Faktoren zu einer Änderung der Planung. Es ist dem Pla-
nungsprozess geradezu systemimmanent, dass er auf vorgetragene Anregungen, ver-
tiefte Erkenntnisse und Umplanungen reagiert, und das Vorhaben weiterentwickelt. 
Nicht zuletzt durch die gesetzlich vorgeschrieben weiteren Beteiligungsverfahren (hier: 
öffentliche Auslegung) wird gewährleistet, dass Behörden und Öffentlichkeit die Wei-
terentwicklung der Planung mit verfolgen und erneut mit Stellungnahmen begleiten 
können. 

Mit den Planänderungen wurde u.a. auf die Kritik von Stadtrat, Landesdenkmalamt und 
Anwohnern reagiert, insbesondere hinsichtlich einer „verfehlten Höhenentwicklung", 
wie es das Landesdenkmalamt formuliert hatte. Daher wurden geringere maximale 
Höhen festgesetzt, woraus folgt, dass alle Gebäudeteile um ein Stockwerk reduziert 
wurden. 

Welche der im Bebauungsplan zulässigen Nutzungen später Inhalt der Genehmi-
gungsverfahren werden, ist nicht Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens. Das 
neue vom Investor kommunizierte Nutzungskonzept hatte nicht zur Folge, dass Teile 
der zum Zeitpunkt der frühzeitigen Beteiligung zulässigen Nutzungen im Entwurf zum 
Bebauungsplan nicht mehr zulässig wären. Nach Aussage des Betreibers mussten als 
Konsequenz aus der reduzierten Höhe die Kinderkrippe und Wohnungen aus dem 
Konzept gestrichen werden. Auch das Ärztehaus wurde auf die Hälfte der vorgesehe-
nen Geschossflächen halbiert. Weitere vormals geplante Elemente wie die begrünte 
und begehbare Dachfläche oder die 2-geschossige Tiefgarage entsprechen nicht mehr 
den aktuellen Zielen der Planung oder sind nicht mehr erforderlich. 

Schließlich gab es noch Ergänzungen bei der Art der baulichen Nutzung — die Kinonut-
zung: Ein Kino in Neumarkt wurde bereits seit mehreren Jahren diskutiert und unter-
schiedliche Standort- und Betreiberalternativen betrachtet. Nachdem die Kino-Nutzung 
jedoch auf anderen Flächen und mit anderen Investoren nicht verwirklicht werden 
konnte, sehen die Planungen nun vor, diese Nutzung in den multifunktionalen, innen- 
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stadtnahen NeuenMarkt zu integrieren. Der Standort Unteres Tor war für ein Kino 
schon mehrfach im Gespräch, seit die Fläche geräumt wurde. Auch eine Mehrheit im 
Stadtrat hatte dies seinerzeit befürwortet (vgl. Neumarkter Nachrichten, 19.10.2012). 

Der detaillierte architektonische Entwurf mit Fassadengestaltung etc. ist nicht Gegen-
stand des Bebauungsplanverfahrens. Von Seiten der Stadt Neumarkt wurden jedoch 
mit Festsetzungen gestalterische Vorgaben gemacht, bspw. zu Einschnitten in der 
Fassade. Danach müssen einzelne Stockwerke nach hinten versetzt werden, so dass 
der Eindruck mehrerer einzelner Gebäude entsteht. Damit soll verhindert werden, dass 
der Gebäudekomplex zu wuchtig erscheint. Zudem wird mit den festgesetzten Fassa-
deneinschnitten die kleinteilige Altstadt „gestalterisch zitiert'. Auch mit der Änderung 
der gestalterischen Vorgaben wird auf die Kritik des Landesdenkmalamts reagiert. Die 
bereits veröffentlichten architektonischen Detailplanungen und Ansichten sowie die 
Beschreibung, die auch in der Begründung zum Bebauungsplan enthalten ist, entspre-
chen der parallelen und bereits weit fortgeschrittenen Planung des Vorhabenträgers 
und dienen der Bürgerinformation. 

Entscheidend für die Beurteilung des Vorhabens hinsichtlich negativer städtebaulicher 
Auswirkungen sind die Anbindungsqualität zum Bereich der Innenstadt innerhalb der 
Stadtmauer und die „Bestückung" der Ladeneinheiten (zur Verbesserung und Abrun-
dung des gesamtstädtischen Einzelhandelsangebots). Hinsichtlich der Verkaufsfläche 
oder der Anbindung an die Innenstadt über eine unterirdische Passage und eine ober-
irdische Ampellösung wurden keine Änderungen im Bebauungsplan vorgenommen, die 
möglicherweise Auswirkungen auf den Handelsstandort Neumarkt und in diesem Zu-
sammenhang negative städtebauliche Auswirkungen auf die Innenstadt hätten haben 
können. Die Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung sind mit Ausnahme der Ki-
nonutzung gleich geblieben und insbesondere bei der maximal zulässigen Gesamtver-
kaufsfläche von 13.100 m2  und auch bei den maximalen sortimentsbezogenen Ge-
samtverkaufsflächen im Kern- und Randsortiment gab es keine Änderungen. Das Vor-
handensein eines Kinos und die Bauform des Objekts sind keine entscheidenden Krite-
rien für die Frage nach negativen städtebaulichen Auswirkungen für die Innenstadt. 

Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
nach § 4 Abs. 1 BauGB erfolgte mit der vorherigen, auch zum Bürgerentscheid gezeig-
ten, nun überarbeiteten Planungskonzeption. Unter anderem durch die Ergebnisse aus 
diesem Schritt im Planungsverfahren ,,Unteres Tor II" änderte sich die Konzeption 
(s.o.). Dies ist jedoch kein Verfahrenshindernis. § 4 Abs. 1 S. 2 BauGB stellt klar, dass 
eine auf Grund der frühzeitigen Beteiligung erfolgte Änderung der Planung im Interesse 
der Verfahrensbeschleunigung keine zweite frühzeitige Beteiligung auslöst. Soweit 
Behörden mit der auf Grund der Anhörung geänderten Planung nicht einverstanden 
sind, bleibt ihnen die Möglichkeit, bei der Auslegung bzw. bei der Einholung der Stel-
lungnahmen Anregungen vorzutragen (vgl. Battis/Krautzberger/Löhr: Baugesetzbuch, § 
3, Rn 11, 11. Auflage 2009). Entsprechend konnten die Behörden und sonstigen Trä-
ger öffentlicher Belange in der Zeit vom 17.05.2013 (Datum des Anschreibens) bis zum 
28.06.2013 (einschließlich) Anregungen — auch zur Neukonzeption — vortragen. 
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4.11.7 

„3. Den Behörden waren damit nur die alten Gutachten und Stellungnahmen zur Ver-
träglichkeit öder des Kaufkraftabzugs bekannt. Es liegt auf der Hand, dass ein Bauvor-
haben bzw. die Bauleitplanung hierzu, sämtliche landesplanerische und städtebauliche 
Auswirkungen hieraus zu berücksichtigen hat. Die Bewertungen und Urteile der Fach-
stellen und TöB beruhten auf falschen Vorgaben und Annahmen. Die Anhörung der 
TöB war so unklar, dass verschiedene Stellen sowohl Angaben zum Bebauungsplan 
als auch zum Bauvorhaben miteinander vermischt haben. Die Anhörung hätte so erfol-
gen müssen, dass eine klare Zuordnung erfolgen hätte können. Die Vermischung zeigt 
eine deutliche Unklarheit bei der Beurteilung durch die TöB auf." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.7  

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

In einem Planungsprozess entwickeln sich die Inhalte einer Planung stetig weiter. Im 
Laufe des Planungsprozesses und damit auch des Planungsverfahrens kam es auf-
grund einer Vielzahl von Faktoren zu einer Änderung der Planung, bspw. bei der ma-
ximal zulässigen Oberkante der baulichen Anlagen oder der Lage der Baugrenzen. 
Hinsichtlich der Verkaufsfläche oder der Anbindung an die Innenstadt über eine unter-
irdische Passage 'und eine oberirdische Ampellösung wurden keine Änderungen im 
Bebauungsplan vorgenommen, die möglicherweise Auswirkungen auf den Handels-
standort Neumarkt und in diesem Zusammenhang negative städtebauliche Auswirkun-
gen auf die Innenstadt hätte haben können. Die Festsetzungen zur Art der baulichen 
Nutzung sind mit Ausnahme der Kinonutzung gleich geblieben und insbesondere bei 
der maximal zulässigen Gesamtverkaufsfläche von 13.100 m2  und auch bei den maxi-
malen sortimentsbezogenen Gesamtverkaufsflächen im Kern- und Randsortiment gab 
es keine Änderungen. 

Inhalt der Begründung zum Bebauungsplan, der Teil der Unterlagen zur Behördenbe 
teiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB war, war auch eine Beschreibung der Ergebnisse des 
vereinfachten Raumordnungsverfahrens, in dem das Vorhaben landesplanerisch über-
prüft wurde. Auf S. 8 f wurde dazu ausgeführt: „Nach Abschluss des vereinfachten 
Raumordnungsverfahrens hat die Regierung der Oberpfalz als landesplanerische Be- • 
urteilung mit Schreiben vom 04.07.2012 festgestellt, dass die Bauleitplanung „Unteres 
Tor II" unter Beachtung der im Schreiben aufgeführten Maßgaben den Erfordernissen 
der Raumordnung und Landesplanung entspricht. Bei den Maßgaben handelt es sich 
um Inhalte der textlichen Festsetzungen zu den Verkaufsflächen, welche in die textli-
chen Festsetzungen aufgenommen wurden." Damit bestätigte auch die zuständige 
Behörde. 

Entsprechend ist eine Anpassung des Einzelhandelsgutachtens nicht erforderlich ge-
wesen. Für das Planvorhaben am Unteren Tor, zu dessen Zweck die Bauleitplanung 
durchgeführt wird, existiert folglich nur ein Gutachten - die Auswirkungsanalyse aus 
2010. Damit lagen keine alten Gutachten oder Stellungnahmen vor, die dazu führen 
könnten, dass die Bewertungen und Urteile der Fachstellen und TöB im Rahmen der 
Beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB auf falschen Vorgaben und Annahmen beruhten. 

Inwiefern die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange Angaben zum Be-
bauungsplan und zum Bauvorhaben im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung nach § 3 
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Abs. 1 BauGB „miteinander vermischt' haben, ist nicht nachvollziehbar und liegt nicht 
in der Hand der Stadt Neumarkt. Welche Unterlagen der frühzeitigen Beteiligung genau 
zugrunde liegen, ist durch das BauGB nicht vorgegeben. Es wurden im Rahmen der 
frühzeitigen Beteiligung die zum damaligen Zeitpunkt bekannten Informationen gezeigt 
— dies beinhaltete auch die Baupläne und Grundrisse des Vorhabens „NeuerMarkt". 
Die Behörden, die Stellungnahmen abgegeben haben, sind aufgrund ihres fachlichen 
Hintergrunds durchaus grundsätzlich in der Lage, zwischen dem Bebauungsplan und 
dem Bauvorhaben zu unterscheiden. 

Jedoch blieb den Behörden und Träger öffentlicher Belange die Möglichkeit, bei der 
Auslegung bzw. bei der Einholung der Stellungnahmen weitere Anregungen vorzutra-
gen und sie konnten in der Zeit vom 17.05.2013 (Datum des Anschreibens) bis zum 
28.06.2013 (einschließlich) Anregungen vortragen — auf Basis aktueller Gutachten und 
Unterlagen. 

Die Kritik geht somit fehl. 

4.11.8 

„4. Aufgrund der Größe des Bauvorhabens führt diese zu so erheblichen Verwerfun-
gen in der Innenstadt, dass die Planung rechtswidrig ist. Im Laufe der Zeit hat die BBE 
mehrere Gutachten bzw. Stellungnahmen zur Verträglichkeit eines Einkaufszentrums 
auf dem Gelände am Unteren Tor erstellt. So war im Jahr 2005 ein Verträglichkeitsgut-
achten mit 11.000 qm Vkfl. auf der Basis von 39.600 Einwohnern erstellt worden. Auch 
sollten nur geringe sonstige Flächen hinzukommen. Die Marktstellung gegenüber der 
Altstadt war im Wesentlichen auf einem SB-Markt und Elektronikmarkt aufgebaut. Heu-
te wird durch die Planung demgegenüber eine Rundumversorgung im EKZ ermöglicht 
(autark und abgeschottet)." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.8  

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Im Jahr 2005 hat sich die BBE zum ersten Mal mit einer Einzelhandelsplanung am Un-
teren Tor auseinandergesetzt. Aufgrund von Änderungen in der Sortimentszusammen-
setzung und der Wettbewerbsstrukturen wurde das Gutachten im Jahr 2007 aktuali-
siert, Für das Vorhaben war in beiden Fällen von einer Fachmärkte- bzw. Einkaufscen-
ter-Entwicklung auszugehen, die sich vom zuletzt diskutierten Plankonzept (das dem 
Bebauungsplan zugrunde liegt) deutlich unterscheidet, Zum damaligen Zeitpunkt stellte 
das Vorhaben keine funktionale Ergänzung des Innenstadtbereichs dar, sondern war 
aufgrund der Gebäudestruktur und Wegeachsen als solitärer Einzelhandelsstandort zu 
beurteilen. 

Mit dem Planvorhaben MULTI Development / Bögl lag dem Einzelhandelsgutachter 
zum ersten Mal eine detaillierte Planung dahingehend vor, den Innenstadtbereich funk-
tional zu erweitern. Über die in 2007 geplanten Einzelhandelsnutzer hinaus sind ferner 
Gewerbe- und Dienstleistungsfunktionen, eingebunden in eine attraktive städtebauliche 
Lösung, geplant. Aufgrund dieses deutlich veränderten Nutzungskonzepts ist funktio-
nal, und damit auch im Hinblick auf die städtebauliche Bewertung eine neue Situation 
gegeben: Die Anbindung an die Altstadt wird über eine entsprechende Verkehrslösung 
sichergestellt 
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Entsprechend sind die Abweichungen an Nutzungen und Verkaufsflächengröße zu den 
Planungen und Gutachten zu begründen. 

4.11.9 

„5. Bereits die "alten" Gutachten (auf welche die BBE aber auch im aktuellen Schluss-
gutachten immer wieder zurückgreift) gehen von erheblichen Umsatzeinbußen und 
Konkursen aus. Dies, obgleich von der BBE keine Neutralität in der Beurteilung der 
Sache gegeben ist. So schreibt die BBE " ... müssen in die Ableitung des Konzepts 
auch investorenseitige Belange - soweit wie möglich - einbezogen werden (2005 Seite 
5). Diese Aussage wurde bisher auch nicht revidiert." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.9 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Im Zuge der Realisierung eines Vorhabens in der Größenordnung der Planung am 
Unteren Tor kann es zur Verlagerung von Betrieben kommen. Ggfs. kann es auch zur 
Aufgabe einzelner Betriebe kommen. Diese Entwicklungen können jedoch im Kontext 
der baulichen Erweiterung der Innenstadt gutachterlich nur als eine Lagerverschiebung 
innerhalb der Innenstadt gewertet werden. Der Begriff „Konkurs" wird im Gutachten 
nicht genannt. 

In 2005 wurde innerhalb des durch den Projektentwickler weitgehend geplanten Nut-
zungskonzepts (insb. Ankermieter) durch die BBE für die noch ungeplante Teilver-
kaufsfläche „Sonstiger Handel" (insgesamt 3.000 m2  VKF) ein Nutzungskonzept erar-
beitet - unter Berücksichtigung der Angebotssituation in Neumarkt und der Verträglich-
keit entsprechender Nutzungen. Dabei waren investorenseitige Belange insoweit zu 
berücksichtigen, als Sortimente mit Synergiepotentialen zu den avisierten Ankermie-
tern für einen nachhaltigen Nutzungsmix herauszustellen waren. 

Darüber hinaus haben sich investorenseitige Belange z.B. aus notwendigen Mindest-
verkaufsflächen ergeben, damit interessierten Händlern die Darstellung zumindest ih-
res Standartsortimentes ermöglicht werden kann. Dieses Vorgehen stellt die gutachter-
liche Neutralität an keiner Stelle in Frage und ist deshalb nicht zu revidieren. 

Die angebliche fehlende Neutralität der BBE ist eine Unterstellung, die durch nichts 
belegt wird. 

4.11.10 

„6. Statt wie ursprünglich einmal vorgesehen, im Einkaufscenter nur Waren des geho-
benen Bedarfs anzubieten, handelt es sich jetzt nur um innenstadt-relevanten Bedarf. 
Sowohl nach landesplanerischen Grundsätzen als auch städtebaulichen Grundsätzen 
gehören Verkaufsflächen hierfür typischer Weise in die Innenstadt. Dieser Grundsatz 
wird durch die Planung verletzt." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.10  
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Der Anregung wird nicht gefolgt 

Als Einzelhandelsnutzer sind neben dem Ankermieter Lebensmittelsupermarkt und 
Elektrofachmarkt Anbieter mit innenstadtrelevanten Waren geplant. Als entsprechende 
Betreiber sind dabei - für Einkaufszentren typische - Vertreter höherwertiger Qualitäts-
stufen geplant. Der Begriff „gehobener Bedarf" ist bauleitplanerisch und landesplane-
risch nicht gefasst. 

Die Bauleitplanung stellt eine Erweiterung der Innenstadt dar - die geplanten Sortimen-
te werden damit in der Innenstadt realisiert; womit den genannten Grundsätzen ent-
sprochen wird. 

4.11.11 

„7. Die Verkehrsproblematik ist nicht gelöst. Dies betrifft z.B. die rund 25.000 Fahr-
zeuge alleine an der Dammstraße (weit über 30.000 Kfz am Knotenpunkt (s.AS&P) 
oder auch die Zu-/Abfahrten zu den Schulen (weit über 2.000 Schüler als Fußgänger 
oder Radfahrer) und das Landratsamt - Beschäftigte und Besucher -. Mit dem Bauvor-
haben kommen tagtäglich ca. 5-10.000 Fahrzeugbewegungen ins 1 vom EKZ hinzu (lt. 
Büro Kurzak 10.800 Kfz/24 Stunden). Mit einem weiteren Anstieg bis 2020 um ca. 
30% ist zu rechnen. Auch ist nach Kurzak auf dem Schwarzachweg eine Verkehrszu-
nahme um "Faktor 10" anzunehmen! Dies führt zu einer erheblichen Mehrung des 
Verkehrs, des Lärms und der Luftbelastung, sowie zu einer erhöhten Gefährdung aller 
dortigen Anwohner. Dies übersteigt auch bei weitem die rechtlich zulässige Grenze. 
Mehr als 3 % werden in der Regel bereits als erheblich angesehen." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.11  

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Zunächst ist klarzustellen, dass die Zahl „25.000 Fahrzeuge alleine an der Dammstra-
ße (weit über 30.000 Kfz am Knotenpunkt)" sich auf die heutige Situation bezieht -
zumindest die 25.000 Fahrzeuge auf der Dammstraße, die Zahl „30.000 Kfz am Kno-
tenpunkt" ist nicht in der Begründung aufgeführt. Die Zahl der Fahrzeuge in der 
Dammstraße ist ein Ergebnis der Verkehrsuntersuchung zum Bebauungsplan „Unteres 
Tor II" durch das Büro R+T (Stand: Februar 2013). 

Auch um den zu erwartenden zusätzlichen Verkehr durch die neuen Nutzungen im 
Geltungsbereich des Bebauungsplans „Unteres Tor II" aufnehmen zu können (aller 
Nutzungen, nicht nur die des Sondergebiets „Einkaufszentrum") werden im Gesamt-
verkehrsplan Neumarkt Maßnahmen vorgesehen, die die Straßen im Geltungsbereich 
des Bebauungsplans entlasten. Durch die Entlastung dieser Straßen wird gleichzeitig 
auch der Knotenpunkt am Unteren Tor entlastet. Durch die Verwirklichung der Maß-
nahmen im Gesamtverkehrsplan kommt es zu einer deutlichen Absenkung des Ver-
kehrsaufkommens, so dass in der Dammstraße im Prognose-Nullfall (ohne Neubebau-
ung) von einer niedrigeren Verkehrsbelastung von 21.100 KfZ ausgegangen werden 
kann. 

Die in der Stellungnahme aufgeführten 5.000 - 10.000 Kfz zum bzw. vom Sondergebiet 
„NeuerMarkt' entsprechen nicht der Anzahl an neuen Kfz-Fahrten, die das Ergebnis 
der Ermittlung des Verkehrsaufkommens in der Verkehrsuntersuchung zum Bebau- 
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ungsplan ist. Hier wird von einer Gesamterzeugung von 5.000 neuen Kfz-Fahrten an 
einem Werktag ausgegangen, die sich auf die 3 Teilgebiete Sondergebiet "Einkaufs-
zentrum", Mischgebiet MI 1 und Mischgebiet MI 2 aufteilen. Das Sondergebiet „Neuer-
Markt" alleine generiert etwa 4.240 Kfz/24 h, also weniger als 5.000 - 10.000 Kfz. Die-
ses Verkehrsaufkommen ist maßgebend für die Prüfung der Leistungsfähigkeit im 
Straßennetz. 

Die Zahl aus der Verkehrsuntersuchung des Büros Kurzak aus dem vorhergehenden 
Bebauungsplanverfahren „Unteres Tor" (Verkehrsuntersuchung vom 07.12.2006, erg. 
04.07.2007) weicht von dieser neu ermittelten Zahl ab — es wurde damals ein deutlich 
größeres Verkehrsaufkommen ermittelt. Dies ist damit zu begründen, dass bei der Er-
mittlung des Verkehrsaufkommens des Büros Kurzak der Verbundeffekt nicht berück-
sichtigt wurde, sondern lediglich von Neukunden ausgegangen wurde — für jeden Markt 
bzw. jedes Geschäft. Verbundeffekte entstehen, wenn Kunden bei räumlich nahelie-
genden Märkten verschiedener Branchen mehrere Märkte bei einem Einkauf besu-
chen. Dies kann beim NeuenMarkt angenommen werden. 

Selbst durch die neu hinzukommenden Verkehrsbelastungen durch die neuen Nutzun-
gen nimmt die Verkehrsbelastung wegen der niedrigeren Hintergrundbelastung im 
Vergleich zu heute nicht zu. In der Prognose weisen damit das Hauptverkehrsnetz 
Nürnberger Straße, Dammstraße / Araberger Straße, Altdorfer Straße und die entspre-
chenden Knotenpunkte eine ausreichende Leistungsfähigkeit auf, um den zu eiwarten-
den Ziel- und Quellverkehr aufzunehmen. 

Durch die Lage der Tiefgaragenzufahrt im Schwarzachweg wird es zu einer Zunahme 
der Verkehrsbelastung im Schwarzachweg kommen — zumindest bis zur Tiefgaragen-
zufahrt. Vor der Einfahrt der Tiefgarage des „NeuenMarkts" befindet sich ein Kreisver-
kehrsplatz, von dem aus die Tiefgarage direkt erschlossen wird. Zum Schutz der nörd-
lich angrenzenden Wohngebiete vor Schleichverkehr ist die Ausfahrt aus dem Kreis-
verkehr in nördlicher Richtung in den Schwarzachweg nicht vorgesehen. Es handelt 
sich jedoch nicht um eine Einbahnstraße, da die Anwohner nördlich des Kreisverkehrs 
in beide Richtungen fahren können. Auch der Radverkehr darf den Kreisverkehr nach 
Norden hin verlassen und dem Schwarzachweg weiter folgen. 

Bezüglich des Lärms wurden zum Schwarzachweg bzw. der dort befindlichen Grund-
stücke Aussagen im Schallimmissionsschutz-Gutachten des Ingenieurbüros Sorge 
(Stand: März 2013) getroffen. An den im Schwarzachweg geprüften Immissionsorten 
werden die relevanten lmmissionsgrenzwerte nach der 16. BlmSchV eingehalten. Ent-
sprechend ist hier nicht von einer unzumutbaren Beeinträchtigung durch Verkehrslärm 
auszugehen. 

Eine „wesentliche Änderung" gemäß den Kriterien der 16. BlmSchV (Erhöhung um bis 
zu 5 bzw. 6 dB(A)) und gleichzeitig teilweise eine Überschreitung des Immissions-
grenzwerte „tags" 16. BlmSchV für Allgemeine Wohngebiete festgestellt (59-63 dB(A)) 
wurde im Außenwohnbereich der Grundstücke am Schwarzachweg, Flur-Nr. 1033/3 
und 1033/4, in einem Abstand von bis zu 7,00 m von der östlichen Grundstücksgrenze 
der o.g. Grundstücke festgestellt. In der Begründung zum Bebauungsplan auf S. 29 
wurde dazu ausgeführt: 

„Aufgrund der Situation vor Ort ist festzustellen, dass im derzeitigen Bestand ein Teil 
der betroffenen Fläche als Grundstückszufahrt genutzt wird. Insoweit scheidet ein Teil 
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der Fläche bereits aus diesem Grund als Außenwohnbereich aus. In Ansehung der 
Tatsache, dass das Grundstück auch im westlichen Bereich über Freiflächen verfügt, 
bestehen erhebliche Bedenken, ob gerade die am Schwarzachweg an der Grund-
stücksgrenze gelegene 7-m breite Fläche vorliegend als Außenwohnbereich angese-
hen werden kann. Es liegen keine Anhaltspunkte dafür vor, dass diese Fläche für re-
gelmäßigen Aufenthalt benutzt wird." Von einer unzumutbaren Beeinträchtigung ist 
damit auch in diesem Bereich nicht auszugehen. 

Bezüglich der Luftbelastung wurde im Rahmen der Bauleitplanung im Schadstoffgut-
achten (Müller-BBM, März 2013) die Belastung des gesamten Gebiets mit den für die 
menschliche Gesundheit relevanten Schadstoffen Stickstoffoxide (NO,() sowie 
Feinstaubpartikel (PM2,5  und PMio) vor und mit Realisierung der Planung untersucht. 

In der Begründung zum Bebauungsplan wurde auf S. 32 dazu ausgeführt: 

„Ergebnis der Untersuchung ist, dass die Luftqualität in Neumarkt i.d.OPf, hinsichtlich 
der 39. BlmSchV (Grenzwerte) grundsätzlich als gut einzuschätzen ist. Die Belas-
tungsschwerpunkte liegen auf der Dammstraße und dem Kurt-Romstöck-Ring, hier ist 
von höheren Immissionen auszugehen. Die Grenzwerte der 39. BlmSchV für Feinstaub 
(PM10  und PM2,5) und für Stickstoffdioxid (NO2) jedoch werden sowohl an den Gebäu-
defassaden am Straßenzug als auch im gesamten Umfeld weit unterschritten. Der 
Schutz der menschlichen Gesundheit entsprechend der 39. BlmSchV (gesetzlicher 
Wert) ist damit im Umfeld gewährleistet." 

Das bedeutet, dass nicht von einer unzumutbaren Beeinträchtigung durch Luftschad-
stoffe auszugehen ist — weder im Schwarzachweg noch im sonstigen Betrachtungs-
raum. 

In den Untersuchungen traten keine durch die Planung erzeugten Ergebnisse zutage, 
die „bei weitern die rechtlich zulässige Grenze" übersteigen. Eine Steigerung von 3 %, 
die als erheblich angesehen werden könnte, ist dem Plangeber unbekannt. 

Insgesamt gesehen kann damit nicht davon gesprochen werden, dass die Verkehrs-
problematik nicht gelöst sei — weder im Schwarzachweg noch im übrigen Geltungsbe-
reich. 

4.11.12 

„8. Bei einem durch das EKZ generierten Verkehr von rund 10.000 Kfz und einem an-
genommenen 6-fachen Kfz-Parkplatzumschlag sind die EKZ-Parkplätze nicht ausrei-
chend," 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.12 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Zunächst ist festzustellen, dass die Zahl von 10.000 Kfz nicht der Anzahl an neuen Kfz-
Fahrten entspricht, die das Ergebnis der Ermittlung des Verkehrsaufkommens in der 
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Verkehrsuntersuchung zum Bebauungsplan „Unteres Tor II" durch das Büro R+T 
(Stand: Februar 2013) ist. Hier wird von einer Gesamterzeugung von 5.000 neuen Kfz-
Fahrten an einem Werktag ausgegangen, die sich auf die 3 Teilgebiete Sondergebiet 
„Einkaufszentrum'', Mischgebiet MI 1 und Mischgebiet MI 2 aufteilen. Das Sondergebiet 
„NeuerMarkt" alleine generiert etwa 4.240 Kfz124 h, also weit weniger als 10.000 Kfz. 
Dieses Verkehrsaufkommen ist maßgebend für die Prüfung der Leistungsfähigkeit im 
Straßennetz, jedoch nicht unmittelbar für die Berechnung der erforderlichen Stellplätze, 
da hierfür noch verschiedene andere Faktoren berücksichtigt werden müssen (s.u.). 

Bezüglich der Stellplätze und ihrer Anzahl wurde in der Begründung zum Bebauungs-
plan auf S. 45f Folgendes ausgeführt: 

„Für den Kfz-Verkehr hat der Stadtrat für das Sondergebiet ‚Einkaufszentrum' im Vor-
griff auf den Bebauungsplan ‚Unteres Tor am 31.01.2013 beschlossen, dass die Er-
mittlung und die Festsetzung der erforderlichen Stellplätze abweichend von der Rege-
lung der GaSteliV durch eine entsprechende Regelung im Bebauungsplan über eine 
örtliche Bauvorschrift erfolgen soll — berechnet nach einem sogenannten Stellplatz-
ganglinienmodell, Dies kann damit begründet werden, dass die BayBO und die GaS-
telIV jede Nutzung einzeln berechnen und dabei nicht berücksichtigt werden kann, 
dass es sich beim ,NeuenMarkt` um eine multifunktionale Nutzung handelt, bei der Sy-
nergien über die zeitlich gestaffelte Mehrfachnutzung der Stellplätze eingerechnet wer-
den können. 

Grundlage für die örtliche Bauvorschrift mittels der Stellplatzganglinie ist die Berech-
nung der erforderlichen Stellplätze des Büros R+T (vgl. Anlage ,Parkraum ,NeuerMarkt 
- Stellplatzganglinie, Beschluss vom 31.01.2013'). Bei der Berechnung wurde eine vor-
habenbezogene Ermittlung über Tagesganglinien der Parkraum-Nutzergruppen durch-
geführt. Verkehrserzeuger mit Stellplatzbedarf im Plangebiet sind groß- und kleinflä-
chiger Einzelhandel, Hotel, Gastronomie, Büro, Dienstleistung. Arztpraxen und Kino. 
Größter Verkehrserzeuger wird die Einzelhandelsnutzung sein. Hier erfolgt die Ab-
schätzung des Gesamtverkehrsaufkommens nach den Einzelnutzungen (Supermarkt, 
Textilmärkte etc.) sowie unter Berücksichtigung von Verbünd- und Konkurrenzeffekten. 
Verbundeffekte entstehen, wenn Kunden bei räumlich naheliegenden Märkten ver-
schiedener Branchen mehrere Märkte bei einem Einkauf besuchen. Unter Konkurrenz-
effekt wird verstanden, dass die Neuansiedlung eines Marktes nicht das volle Kunden-
potential abschöpfen kann, wenn in räumlicher Nähe weitere Märkte der gleichen 
Branche bestehen. Das errechnete Gesamtverkehrsaufkommen durch die Einzelhan-
delsnutzung setzt sich zusammen aus dem Bestandsverkehr, aus dem ein Mitnahme-
effekt resultiert, wenn Kunden bereits im Bestand vorhandene Fahrten für einen Ein 
kauf unterbrechen, und aus dem Neuverkehr, der zusätzlich zum bereits bestehenden 
Verkehr anfällt. 

Die Abschätzung des Verkehrsaufkommens erfolgte für einen Normalwerktag und für 
Samstag, wo jeweils mit unterschiedlichen Verkehrsstärken und unterschiedlichem 
Stellplatzbedarf gerechnet werden muss. Die Anzahl der auf dem Grundstück nachzu-
weisenden Stellplätze orientiert sich am maximal auftretenden Stellplatzbedarf, der am 
Samstag zu verzeichnen ist. Darüber hinaus ist eine Reserve von 5 % bzw. 10 % des 
maximalen Bedarfs zusätzlich zu berücksichtigen. [...] 

Die Unterbringung der Stellplätze des ,NeuenMarkts‘ ist in zwei Tiefgaragen im Bau-
komplex vorgesehen: 561 Stellplätze, wovon sich 412 Stellplätze in Tiefgarage 1 
(Schwarzachweg) und 149 Stellplätze in Tiefgarage 2 (Dammstraße) befinden. [...] Die 
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beiden Tiefgaragen sind im Norden des Gebäudekomplexes über eine Umfahrung ver-
bunden, die jedoch nicht immer offen ist. Die Verbindung der beiden Tiefgaragen er-
folgt werktags von 22:00 bis 6:00 Uhr und am Wochenende ganztags. Hintergrund für 
die Verbindung nachts ist, dass nachts die Tiefgarage nicht mehr im Schwarzachweg 
verlassen werden soll, um die Anwohner im angrenzenden Wohngebiet vor den dies-
bezüglichen Schallimmissionen zu schützen. Daher wird die Umfahrung in Richtung 
der Tiefgarage Dammstraße geöffnet und die Ausfahrt erfolgt von beiden Tiefgaragen 
auf die Dammstraße. Hintergrund für die Verbindung am Wochenende ist, dass die 
Mitarbeitertiefgarage am Wochenende weniger ausgelastet ist als werktags, diese Ka-
pazitäten aber durch das erhöhte Kunden- und Besucheraufkommen im ,NeuenMarkt` 
benötigt werden, um den erforderlichen Stellplatzbedarf decken zu können. 

Ergebnis der Ermittlung des Stellplatzbedarfs ist damit, dass auch am kritischsten Tag 
Samstag in der Spitzenstunde ausreichend Stellplätze in den Tiefgaragen vorhanden 
sind, inkl. einer Reserve von 10%." 

Damit kann insgesamt davon ausgegangen werden, dass die Parkplätze ausreichend 
bemessen sind. 

4.11.13 

„9. Die gesamte Verkaufsfläche der Innenstadt beträgt ca. 28.000 qm. Die gesamte 
"innenstadtrelevante" Verkaufsfläche des Einkaufszentrums soll ca. 13.100 qm, betra-
gen. Die gesamte Verkaufsfläche inkl. z.B. Reisebüros, Kioske, Gastronomie u,ä.) ist 
ohne rechtliche Beschränkung. Zu dieser Fläche sind deshalb Kino, Hotel und Büro-
IFreiberuflerflächen, Reisebüros, Drogerie, Apotheken oder Kioske noch hinzu zu 
rechnen. Die Verkaufsfläche ist im Übrigen nicht nach DIN-Norm anzurechnen (welche 
im Übrigen nichtöffentliche Normen sind), sondern es sind nach der Rechtsprechung 
alle Flächen heranzuziehen, welche von Kunden betreten werden können (z.B. Ein-
kaufswagenbereich im Inneren) oder auch Bedientheken. Eine pauschale Annahme, 
dass z.B. 85 %der Mietfläche als Verkaufsfläche anzusetzen sind, ist unzulässig. Die 
Festlegung der Verkaufsfläche ist ungenau und in der Planung zu definieren und klar 
zu stellen, dass es sich bei der zulässigen Verkaufsfläche nicht nach D1N-Norm han-
delt." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.13 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Die maximal zulässige Verkaufsfläche beträgt 13.100 m2. Weitere Mietflächen, wie z.B. 
Gastronomieflächen, Dienstleistungsflächen, Kino, Hotel, etc. stellen demgegenüber 
keine Verkaufsflächen dar. Sie sind bauleitplanerisch in dieser Hinsicht nicht erfasst. 

In der Auswirkungsanalyse wurde die maximal zulässige Verkaufsfläche innerhalb der 
Warengruppen in den Shops geprüft. Der Bebauungsplan regelt detailliert die maximal 
zulässigen Verkaufsflächen in den einzelnen Warengruppen und die Gesamtverkaufs-
fläche der Einzelhandelsbetriebe. 
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Weitere, ebenfalls vom Kunden zu betretende Flächen (wie. z.B. Einkaufswagenberei-
che, interne Mall-Flächen, weitere „sonstige Flächen') wurden bei der Bewertung des 
Gesamtvorhabens berücksichtigt. In der Festlegung zulässiger Verkaufsflächen nach 
Sortimenten wurden diese Flächen aber explizit nicht berücksichtigt, weil sie bei einem 
Vorhaben dieser Größenordnung nahezu kontinuierlich konstruktionsbedingten Abwei-
chungen unterworfen sind und keinen Maßstab für die Umsatzfähigkeit in einzelnen 
Sortimenten darstellen. 

Gerade durch die Begutachtung und Festsetzung maximaler Verkaufsflächen in den 
Sortimenten/den Shops sind die Ergebnisse der Auswirkungsanalyse (unabhängig von 
einem „mehr oder weniger" bei Einkaufswagenbereichen, Mall-Fläche, etc.) in jedem 
Fall gültig. 

Die Annahme, dass bei Einzelhandelsbetrieben rd. 85 % der Mietfläche als Verkaufs-
fläche genutzt werden, ist der marktübliche Standard. Im Rahmen der vorliegenden 
Analyse ist dieser Relativwert allerdings ohne Bedeutung, da sich die Auswirkungsana-
lyse auf die Verkaufsflächen bezieht (vgl. oben). Ob in Ergänzung hierzu mehr oder 
weniger Lagerfläche genutzt wird, ist unerheblich. 

Die maximal zulässige Verkaufsfläche stellt somit die Nutzfläche (NF) nach DIN 277 
ohne Lagerfläche dar. Sie entspricht der Mietfläche in der Ermittlung der Gesellschaft 
für immobilienwirtschaftlichen Forschung (gif); hier MF-G1 (Mietfläche zur exklusiven 
Nutzung; wiederum ohne Lagerfläche), 

Die Berücksichtigung von weiteren Mietflächen, z.B. Verkehrsfläche (VF) nach DIN 
oder MF-G2 (Mietflächen zur gemeinschaftlichen Nutzung) nach gif wurde, da eine 
eindeutige Zuordnung zu bestimmten BetriebsformeniWarengruppen nicht mehr 
durchgeführt werden kann, bei der Ermittlung maximal zulässiger Verkaufsfläche gera-
de nicht durchgeführt. Größenunterschiede bei diesen Nicht-Verkaufsflächen führen 
nicht zu unterschiedlichen Umsatzleistungen des Planvorhabens. 

4.11.14 

„10. Auf dem angrenzenden sogenannten "Lammsbräugrundstück" kommen noch 
weitere gewerbliche Flächen hinzu und werden sich ebenfalls negativ auf die Innen-
stadt auswirken. Bei der Bewertung ist die gesamte gewerbliche Nutzung des Areals 
zu sehen und zu beurteilen. Die bisher getrennte bzw. nichtgemachte Beurteilung bzw. 
Beurteilung ohne dieses Areal ist falsch. Bei der Beurteilung des Flächenzuwachses, 
des Kaufkraftabzugs und der hieraus resultierenden städtebaulichen Konsequenzen 
sind alle Frequenzbringer mit zu bewerten." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.14 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Für das Mischgebiet „Ml1" konnte zum jetzigen Zeitpunkt keine abgestimmte städte-
bauliche Zielsetzung entwickelt werden. Trotz mehrfacher Abstimmungen konnten die 
unterschiedlichen Vorstellungen zwischen der Stadt, dem Eigentümer und den Nach- 
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barn bisher nicht in Form eines Kompromisses unter Wahrung der städtebaulichen 
Zielsetzungen der Stadt (Planungshoheit!) in Einklang gebracht werden. 

Das südlich der Dammstraße gelegene Mischgebiet M12 steht in einem städtebauli-
chen Zusammenhang mit dem gegenüberliegenden Mischgebiet. So beeinflussen sich 
z.B. die Festsetzungen zur Höhe der baulichen Anlagen zur Fassung des Straßen-
raums gegenseitig. 

Angesichts dieser bestehenden Konfliktlage sollen die beiden Mischgebiete (MI1 und 
MI2) an der Dammstraße aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplans „Unteres Tor 
II" herausgetrennt werden. Damit werden die weiteren städtebaulichen Zielsetzungen 
des Bebauungsplans „Unteres Tor II" (Entwicklung des Sondergebietes „Einkaufszent-
rum", Umbau der anliegenden Straßen und Kreuzungsbereiche) von der Lösung der 
beschriebenen noch bestehenden städtebaulichen Konfliktsituation entkoppelt. 

Es ist beabsichtigt, an der Abstimmung hinsichtlich der städtebaulichen Zielsetzungen 
für die beiden Flächen kontinuierlich weiter zu arbeiten. 

Die Änderung der Abgrenzung des Geltungsbereichs erfördert nach § 4a Abs. 3 
BauGB eine erneute öffentliche Auslegung. Diese soll nach den entsprechenden Be-
schlüssen durchgeführt werden. Die bisherigen grafischen und textlichen Festsetzun-
gen innerhalb des nun verkleinerten Geltungsbereichs bleiben unverändert. Deshalb 
kann bestimmt werden, dass in der erneuten öffentlichen Auslegung Stellungnahmen 
nur zu den geänderten Teilen abgegeben werden können (§ 4a Abs. 3 Satz 2 BauGB). 

Entsprechend werden im Bebauungsplan „Unteres Tor II" keine weiteren gewerblichen 
Flächen hinzukommen, die sich negativ auf die Innenstadt auswirken könnten. 

4.11.15 

„Wie der Umzug vieler Ärzte in das Ärztezentrum an der Regensburger Straße zeigt, 
bewirkten solche Betriebe und Einrichtungen einen erhöhten Umsatzeinbruch in der 
Innenstadt. Der Umzug hat nicht berücksichtigte Auswirkungen auf den geschätzten 
Umsatz der Altstadt und den prognostizierten Kaufkraftabzug. Die städtebaulichen 
Auswirkungen sind durch ein weiteres Ärztezentrum im Einkaufscenter noch weitaus 
massiver." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.15 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Im Jahr 2009 wurde das Ärztehaus Neumarkt an der Regensburger Straße eröffnet In 
diesem Haus findet sich eine Konzentration des medizinischen Versorgungsangebotes 
über viele Fachbereiche von Hausärzten und Fachärzten einschließlich einer Apotheke 
und weiterer begleitender (medizinischer) Dienstleistungen wie Physiotherapie. 

Die Einwenderin führt an, dass eine solche Einrichtung zu einem erhöhten Umsatzein-
bruch in der Innenstadt führen kann und der Umzug nicht berücksichtigte Auswirkun-
gen auf den geschätzten Umsatz der Altstadt und den prognostizierten Kaufkraftabzug 
hat. Diese behaupteten Auswirkungen sind jedoch nicht zu belegen. 
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Zunächst ist hervorzuheben, dass der Umzug von Ärzten bzw. begleitender (medizini-
scher) Dienstleistungen in das Ärztehaus nicht nur von der Altstadt / Innenstadt aus 
erfolgte, woraus Auswirkungen auf die innenstadt abzuleiten wären. Zwar waren die 
meisten der rund 20 Ärzte bzw. Praxisgemeinschaften vor der Eröffnung bereits in 
Neumarkt ansässig und nur eine untergeordnete Zahl von Ärzten siedelte sich neu in 
Neumarkt an. Jedoch hatten lediglich 2 der Ärzte zuvor ihre Praxisräume in der Alt-
stadt, wovon sich in einer Praxis wieder ein Arzt ansiedelte. Die Praxis für Physiothe-
rapie hat im Ärztehaus einen weiteren Standort zusätzlich zur Altstadt eröffnet, so dass 
diese Praxis weiterhin in der Altstadt vorhanden und nicht umgezogen ist. Mehrere 
Arztpraxen befinden sich nach wie vor in der Altstadt. Weitere 4 Ärzte sind aus der 
Bahnhofstraße (nähere Umgebung der Altstadt) ins Ärztehaus umgesiedelt, aber auch 
hier sind weiterhin mehrere Ärzte ansässig. 

Diese Umsiedlungen im geringen Umfang sind als normale Bewegungen auf dem Im-
mobilienmarkt zu werten. Es lässt sich nicht schlussfolgern, dass der Umzug eines 
einzigen Arztes aus der Altstadt bzw. von 4 Ärzten aus der Umgebung der Altstadt er-
hebliche Auswirkungen auf den geschätzten Umsatz der Altstadt und den prognosti-
zierten Kaufkraftabzug hat. 

Die bislang geplante Größe der beabsichtigten Arztpraxen im Vorhaben ,,NeuerMarkt" 
ist darüber hinaus nicht mit dem Ärztezentrum an der Regensburger Straße zu verglei-
chen. Haben die Praxisflächen im Ärztezentrum Regensburger Straße (ohne Erschlie-
ßungsflächen, Apotheke, Gastronomie etc.) in etwa eine Größe von 4.400 m2, sind im 
„NeuenMarkt" lediglich 1.750 m2  für Ärzteräume vorgesehen. 

Einkaufskoppelungseffekte durch das Ärztezentrum und weiterer Nutzungen zum ge-
planten Einzelhandel wurden in der Verträglichkeitsanalyse und damit bei den Auswir-
kungen auf die Innenstadt berücksichtigt. 

Insgesamt sind folglich keine erheblichen städtebaulichen Auswirkungen durch weitere 
Praxisräume im Geltungsbereich des Bebauungsplans zu erwarten. 

4.11.16 

„11. So hat z.B. das VG Darmstadt mit Urteil vom 8.9.2010 entschieden, dass bei der 
Prognose, ob schädliche Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche vorliegen, 
unter anderem die Verkaufsfläche des Vorhabens im Vergleich zu den im zentralen 
Versorgungsbereich vorhanden Verkaufsflächen derselben Branche und ein daraus 
herzuleitender voraussichtlicher Kaufkraftabfluss, die Entfernung zwischen dem Vor-
haben und dem betroffenen zentralen Versorgungsbereich, die Bedeutung der "Fre-
quenzbringer bzw. Magnetbetriebe" im Versorgungsbereich und deren Gefährdung, 
eine etwaige Vorschädigung des zentralen Versorgungsbereichs z.B. durch das Vor-
handensein branchengleicher Einzelhandelsangebote an nichtintegrierten Standorten 
im Einzugsbereich des Versorgungsbereichs und die Kundenattraktivität des geplanten 
Vorhabens durch standortbedingte Synergieeffekte Eine der wesentlichen Aussagen 
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dieses Urteils ist z.B. folgende:" Nach der vorgenannten Rechtsprechung des BVerwG 
sind schädliche Auswirkungen auf einen zentralen Versorgungsbereich zu erwarten, 
wenn die Funktionsfähigkeit des betroffenen zentralen Versorgungsbereichs in beacht-
lichem Ausmaß beeinträchtigt und damit gestört wird. Eine solche Funktionsstörung 
liegt vor, wenn der Versorgungsbereich seinen Versorgungsauftrag generell oder hin-
sichtlich einzelner Branchen voraussichtlich nicht mehr in substantieller Weise wird 
wahrnehmen können. Und: Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche sind al-
lerdings nicht erst dann schädlich, wenn sie die Schwelle zur Unzumutbarkeit über-
schreiten. Schutzzweck des 34/4 BauGB ist vielmehr die Vermeidung städtebaulich 
nachhaltiger negativer Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.16 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Das Urteil ist bekannt. Beim Planvorhaben handelt es sich allerdings um ein Vorhaben 
in einem integrierten Bereich. Insbesondere handelt es sich um ein Vorhaben, das der 
baulichen und funktionalen Erweiterung der Innenstadt dient. Mögliche Umverteilungs-
effekte und hiervon ggfs. abzuleitende betriebliche Umverlagerungen stellen deshalb 
eine Verschiebung innerhalb der Innenstadt - und keinen Einfluss von außen - dar. 
Eine Beeinträchtigung der Funktionsfähigkeit des zentralen Versorgungsbereichs ist 
nicht zu erwarten. 

4.11.17 

„12. Beeinträchtigung durch Wertminderung3, Auszug des Textilmieters 

Mein Hauptmieter hat mir gegenüber verlauten lassen, dass er in Zukunft ins EKZ zu 
gehen beabsichtigt. Die jetzt schon schlechte Vermietungssituation in Neumarkt wird 
sich durch das Einkaufscenter noch verschlechtern. Auch die Mietpreise fallen zwangs-
läufig. Eine Verlängerung des bestehenden Mietverhältnisses konnte zuletzt nur 
dadurch erreicht werden, dass auf den Inflationsausgleich verzichtet wurde. Bei einer 
Neuvermietung nach dem EKZ-Bau sind die verfallenen Mietpreise auch als Grundlage 
für die Wertermittlung heran zu ziehen. Da das EKZ als großes autarkes Objekt ge-
plant ist, welches auch ohne die innenstadt bestehen kann (siehe auch weitere Ein-
wände), sind die langfristigen städtebaulichen Auswirkungen enorm. Zwar wird in den 
verschiedenen Gutachten der BBE/Stadt darauf hingewiesen, dass es durchaus zu 
Existenzgefährdungen und Konkursen kommen wird, jedoch finden diese Aussagen 
keine Berücksichtigung in der Abwägung des Bebauungsplanes sowie bei der Größe 
des jetzigen Bauobjekts. Durch den Rückgang und die Verschlechterung der Vermie-
tungssituation unterbleiben über kurz oder lang Renovierungen sowie Attraktivierungs-
arbeiten am Gebäudebestand, was ebenfalls negative städtebauliche Auswirkungen 
auf Dauer hervorruft." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.17 

3 s.BVerwG 4.Senat, Beschluss vom 2.8.1993 zur Frage des Nachteils bei Grundstückswertminderung 
infolge Schaffung von Bebauungsmöglichkeiten durch Bauplanung in der Nachbarschaft -"Erreicht die 
Wertminderung eine bestimmten Grad, so kann dies als Indiz dafür zu werten sein, dass Eigentümerinte-
ressen auf dem Spiel stehen, die in der Abwägung berücksichtigungs- und gegebenenfalls im Verhältnis 
zu entgegenstehenden Interessen durchsetzungsfähig sind. 
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Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Grundsätzlich sind Auswirkungen und Veränderungen durch die beabsichtigte Ansied-
lung eines Einkaufszentrums am Unteren Tor für die bestehenden Strukturen in der 
Altstadt nicht ausgeschlossen. in der Begründung zum Bebauungsplan wurden die 
Auswirkungen bereits beschrieben und in die Abwägung eingestellt (vgl. S. 40 f): 

„In der Planung zu berücksichtigen sind die Belange der Wirtschaft, auch in ihrer mit-
telständischen Struktur im Interesse einer verbrauchernahen Versorgung der Bevölke-
rung. Zu den Belangen der Wirtschaft gehören u. a. [...] die Standortinteressen der 
Unternehmen. 1...] 

Darunter werden auch die Belange von Betrieben gefasst. In der Verträglichkeitsanaly-
se zum Planvorhaben „NeuerMarkt" wurden die Auswirkungen der geplanten Dimensi-
onierung der Einzelhandelsflächen auf die Innenstadt untersucht. Dabei war ein Er-
gebnis, dass die Entwicklung mit Umsatzumverteilungseffekten und einem Struktur-
wandel innerhalb der Innenstadt von Neumarkt einhergehen. Vor allem in den Neben-
lagen der Innenstadt könnte es hinsichtlich einiger Sortimentsbereiche zu vereinzelten 
Leerständen oder Mindernutzungen kommen [...1. Der Wettbewerb und der Konkur-
renzdruck auf den bestehenden Einzelhandel wird zunehmen, weswegen Umsatzver-
luste einzelner Betriebe nicht ausgeschlossen werden können. Die Umsatzeffekte des 
Vorhabens führen laut Gutachten allerdings lediglich zu einer Schwerpunktverlagerung 
innerhalb der Innenstadt und durch die innerstädtische Lage des Vorhabens wird die 
Funktionsfähigkeit und Versorgungsleistung der Innenstadt insgesamt gestärkt. Außer-
dem sind die Anbieter, die deutlich höhere Umverteilungseffekte generieren, auch die-
jenigen Betriebsformen, die eine gesteigerte Marktdurchdringung innerhalb des Ein-
zugsgebietes zur Folge haben und daher einen Zugewinn an Einzelhandelszentralität 
gegenüber Nürnberg und Regensburg ermöglichen. Insgesamt ist das Fazit des Gut-
achtens, dass die Planung in der empfohlenen Struktur, Dimensionierung und Anbin-
dung zu einer funktionalen Stärkung der Innenstadt sowie der Gesamtstadt Neumarkt 
führt. 

Daneben ist zu berücksichtigen, dass die Bauleitplanung kein Instrument der Wirt-
schaftsplanung ist, sondern sich auf die Berücksichtigung wirtschaftlicher Belange in-
nerhalb der geordneten städtebaulichen Entwicklung beschränken muss. Das bedeu-
tet, dass die Gemeinde zwar die Belange der Wirtschaft berücksichtigen muss, ein 
einzelner Gewerbetreibender jedoch keinen Anspruch darauf hat, dass eine vorhande-
ne Wettbewerbssituation nicht verschlechtert wird, Auch ist ein entsprechendes Inte-
resse nicht schutzwürdig, weil mit neuer Konkurrenz ständig gerechnet werden muss. 
Die Gemeinde muss sich wettbewerbsneutral verhalten4  und darf nicht anstelle der 
Ordnung der städtebaulichen Entwicklung den Wettbewerbsschutz des ortsansässigen 
Handels verfolgen.5" 

In der Stellungnahme der Bürgerin wird weiterhin hervorgehoben, dass die Vermieter 
der Immobilien für die jeweiligen Einzelhandelsbetriebe durch die mögliche Schwer-
punktverlagerung oder Leerstände infolge von Konkursen in der Innenstadt ebenfalls 
Nachteile zu befürchten haben, insbesondere in der Wertminderung ihrer Grundstücke 

4  Vgl. BVerwG NVwZ 1997, 683 
5  Vgl. Spannowsky!Uechtritz: Beck'scher Online-Kommentar BauGB, § 1, Rn. 107 
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bzw. durch sinkende Mieteinnahmen. Dies wäre ein privatrechtlicher Belang nach § 1 
Abs. 7 BauGB. 

Diese Wertminderung wird unterstellt, nicht aber belegt, eine entsprechende Auswir-
kung der Planung kann nicht nachgewiesen werden. 

Darüber hinaus wurde vom Bundesverwaltungsgericht (Beschluss vom 09.02.1995 — 4 
NB 17194, NVwZ 1995, 895) festgestellt, dass „die Auswirkungen eines Bebauungs-
plans auf den Verkehrswert [...] zwar zum Abwägungsmaterial gehören [mögen], so-
weit sie das überplante Grundstück selbst betreffen [...]. Etwas anderes gilt jedoch für 
nur mittelbare Auswirkungen auf den Verkehrswert, vor allem, wenn sie bei Grundstü-
cken außerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans auftreten." Ausgeführt wird 
in dem Beschluss weiterhin: „Die Frage der Wesentlichkeit der Auswirkungen einer 
Planung auf ‚Nachbargrundstücke' beurteilt sich grundsätzlich nicht nach dem Umfang 
einer möglichen Verkehrswertminderung, sondern nach dem Grad der faktischen und 
unmittelbaren, sozusagen ,in nature' gegebenen Beeinträchtigungen, die durch die 
angegriffene Norm zugelassen werden," Da der Verkehrswert von vielen Faktoren ab-
hängt, auch solchen, die im Rahmen der städtebaulichen Belange nicht berücksichtigt 
werden können, sind in die Abwägung daher „nicht die potentiellen Wertveränderungen 
von Grundstücken einzustellen, sondern nur die Auswirkungen, die von der geplanten 
Anlage faktisch ausgehen. [..1 Eine Grundstückswertminderung stellt daher keinen 
eigenständigen Abwägungsposten dar. [...] Daran ändert auch der Umstand nichts, 
dass der Grundstücksmarkt möglicherweise auf eine solche Veränderung mit einer 
Wertminderung [...] des Verkehrswerts reagiert; denn der [Grundstücks-]Markt berück-
sichtigt auch solche Faktoren, die außerhalb des planerischen Abwägungsmaterials 
liegen."6  

Auf den gegebenen Fall bezogen, wären faktische Auswirkungen bspw. erhöhte Im-
missionen oder Verkehrsbelastung durch die Neuplanung im Geltungsbereich des Be-
bauungsplans. Diese sind für Grundstücke in der Oberen Marktstraße und der Kasten-
gasse bzw. der kompletten Altstadt jedoch nicht nachweisbar. Im Gegenteil wird eine 
Bewältigung dieser Problematik im Umfeld der geplanten Nutzungen durch entspre-
chende Festsetzungen gewährleistet. Eine weitere faktische Beeinträchtigung wäre, 
dass die Nutzung der Fläche durch die Inhalte des Bebauungsplans eingeschränkt 
wird. Dieser Fall liegt jedoch ebenfalls nicht vor, das vorhandene Nutzungsrecht in der 
Altstadt von Neumarkt bleibt erhalten, somit ist auch die Vermietung bzw. Nutzung der 
Immobilien für Einzelhandelsbetriebe weiterhin möglich. 	• 

Weiterhin ist anzuführen, dass in der Verträglichkeitsanalyse zum Planvorhaben „Neu-
erMarkt" hervorgehoben wurde, dass die Planung zu einer funktionalen Stärkung der 
Innenstadt führt und ein Zugewinn an Einzelhandeiszentralität gegenüber Nürnberg 
und Regensburg ermöglicht. 

Die unterstellten negativen städtebaulichen Auswirkungen durch unterbleibende Reno-
vierungs- und Attraktivierungsarbeiten können sich ursächlich nicht aus den Inhalten 
des Bebauungsplans ableiten lassen. 

6  BVerwG: Beschluss vom 09.02.1995 — 4 NB 17194, NVwZ 1995, 895 
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Darüber hinaus hat die Stadt Aktivitäten zur Attraktivierung der Innenstadt eingeleitet. 
Insbesondere sind Maßnahmen enthalten im Integrierten Stadtentwicklungskonzept 
(ISEK), welches im Jahr 2012 vom Stadtrat beschlossen wurde und damit eine infor-
melle Planung nach § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB ist, deren Ergebnisse bei der Aufstellung 
von Bauleitplanungen zu berücksichtigen ist. Im Beschluss wird ausgeführt, dass die 
Umsetzung des städtebaulichen Entwicklungskonzeptes anhand des Maßnahmenkata-
loges unter Federführung des Stadtplanungsamtes erfolgen soll. 

Im ISEK enthaltene kurz- bis mittelfristige Maßnahmen (Umsetzung 2012 - 2017 bzw. 
2017 - 2022) zur Attraktivierung für den Bereich „Historischer Stadtkern" sind bspw. die 
Aufstellung eines Gestaltungsleitfadens für den historischen Stadtkern oder die Gestal-
tung einer attraktiven Verbindung vom Bahnhof über die Marktstraße zum „Neuen-
Markt". Hierunter fallen bspw. Straßenbelag, Beleuchtung, Möblierung etc. Ein 
Schwerpunkt liegt bei den Maßnahmen auf der Markstraße, wo attraktive Flächen für 
Gastronomie und Handel geschaffen und das öffentliche Stellplatzangebot neugeord-
net werden sollen. Darüber hinaus soll die Eingangssituation zum historischen Stadt-
-kern an der Unteren Marktstraße modernisiert und aufgewertet werden. 

Zur genaueren Definition und Umsetzung der Maßnahmen zur Aufwertung der Innen-
stadt hat die Stadt Neumarkt einen Wettbewerb ausgelobt, dessen Gegenstand der 
Umbau und die Neugestaltung von Straßen und Plätzen ist, unter Berücksichtigung der 
Planungsbereiche Obere Marktstraße, Untere Marktstraße, Rathausplatz und Kloster-
gasse sowie Hallertorstraße. Für diese Bereiche sollen ein Gesamt- und ein Beleuch-
tungskonzept entwickelt werden. 

Insgesamt wird festgestellt, dass die möglichen Auswirkungen durch die beabsichtigte 
Ansiedlung eines Einkaufszentrums am Unteren Tor zu keinen umzumutbaren Verän-
derungen der städtebaulichen Ordnung führen. 

4.11.18 

„13. Das Ziel des Bögl-Bebauungsplanes "qualitätsvolle Ergänzung der Innenstadtein-
zelhandelsfunktion" wird durch die Überdimensionierung verfehlt. (so auch AS&P im 
Vorbericht: Die Entwicklung kann allerdings mit Umsatzumverteilungseffekten und ei-
nem Strukturwandel innerhalb der Innenstadt von Neumarkt einhergehen. Vor allem in 
den Nebenlagen der Innenstadt könnte es hinsichtlich einiger Sortimentsbereiche zu 
vereinzelten Leerständen oder Mindernutzungen kommen. Insbesondere im Beklei-
dungssektor können die Umsatzverteilungen teilweise eine als kritisch anzusehende 
Größenordnung zur Folge haben. Der Wettbewerb und der Konkurrenzdruck auf den 
bestehenden Einzelhandel wird zunehmen, weswegen Umsatzverluste einzelner Be-
triebe in nicht zu vernachlässigender Höhe nicht ausgeschlossen werden können.) Die 
von städtischer und BBE Seite vorgeschobenen Begründungen zur Rechtfertigung 
werden u.a. auch dadurch ad absurdum geführt." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.18  

Der Anregung wird nicht gefolgt. 
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Mit der Verträglichkeitsanalyse wird festgestellt, dass das Planvorhaben zu einer 
Schwerpunktverlagerung innerhalb der Innenstadt führt. Deren Funktionsfähigkeit wür-
de durch das Planvorhaben gestärkt und die Kaufkraftbindung des Neumarkter Einzel-
handels insgesamt im Einzugsgebiet gestärkt - im Gleichklang mit dem Kompromiss, 
an einigen Stellen, insbesondere den Nebenlagen der Innenstadt, durch vereinzelte 
Ladenleerstände bzw. Mindernutzungen eine kleinräumige Abwertung in Kauf nehmen 
zu müssen. 

Der Vorwurf, dass von Seiten der Stadt oder dem Gutachter BBE Begründungen zu 
einer Rechtfertigung vorgeschoben werden, ist haltlos. 

4.11.19 

„14. Eine der Begründungen für das geplante EKZ ist, der Kaufkraftabwanderung an 
den Ausfallstraßen entgegenzuwirken. Dies ist falsch, ja geradezu absurd. Erst durch 
die Planungen und Aktivitäten der Stadt an diesen Straßen sowie Einkaufsbereichen 
(z.B. Kleblzentrum) wurden die Verkaufs- und Dienstleistungsflächen bzw. gewerbliche 
Nutzflächen so erheblich ausgeweitet und die Kaufkraftabwanderung an die Ausfall-
straßen möglich." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.19 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Grundsätzlich mag es durch Standortentscheidungen in der Vergangenheit zu Verlage-
rungen von Verkaufs- und Dienstleistungsflächen an die Ausfallstraßen gekommen 
sein. Dies bedeutet jedoch nicht, dass als Konsequenz daraus künftig jegliche Ansied-
lungen von Einzelhändlern verhindert werden sollten. 

Daher soll mit der aktuellen Planung versucht werden, die Innenstadt zu stärken. Das 
Einkaufszentrum hat die Aufgabe, Kaufkraftabflüssen entgegenzuwirken. Dies ge-
schieht durch die Schaffung von Einkaufsalternativen für Sortimente, die bislang über-
wiegend durch Betriebe an den Ausfallstraßen angeboten werden (z.B. Elektrofach-
markt). 

4.11.20 

„15. Besonders nachteilig hat sich z.B. auch die Abwanderung von Aldi vom Unteren 
Tor bzw. Tevi an den Einkaufspunkt Nürnberger Str. bei Esso Rödl ausgewirkt. Diese 
Abwanderung mit den negativen Auswirkungen erfolgte auf Betreiben der Stadt Neu-
markt und führte schon damals zu einer Beeinträchtigung und Vorschädigung des zent-
ralen Versorgungsbereichs Innenstadt." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.20  

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Grundsätzlich wird attestiert, dass Standortentscheidungen auch negative Auswirkun-
gen haben können, die zum Zeitpunkt der Planungen bzw. Entscheidungen nicht ab-
schließend absehbar waren. Dies bedeutet jedoch nicht, dass als Konsequenz daraus 
künftig jegliche Ansiedlungen von Einzelhändlern verhindert werden sollten. 
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Daher stellen Standortveränderungen in der Vergangenheit für die Beurteilung des 
aktuellen Planvorhabens grundsätzlich keine erheblichen relevanten Aspekte dar. Der 
zum Untersuchungszeitpunkt vorhandene Wettbewerbsbestand ist prüfungsrelevant. 

Die Auswirkungen des aktuellen Planvorhabens werden vom Gutachter positiv einge-
schätzt. Im Gegensatz zu früheren (auch angeführten Beispielen von) Standortent-
scheidungen befindet sich das Vorhaben in integrierter Lage in der Innenstadt. Insge-
samt ist das Fazit der Verträglichkeitsanalyse, dass die Planung in der empfohlenen 
Struktur, Dimensionierung und Anbindung zu einer funktionalen Stärkung der Innen-
stadt sowie der Gesamtstadt Neumarkt führt. Zum gegebenen Zeitpunkt sind keine 
Gründe bekannt, die gegen diese Einschätzung sprechen. 

4.11.21 

"16. Stellplätze werden nach einer Sonderregelung für Bögl berechnet und sind viel zu 
wenig. Dies führt zu einer erheblichen Beeinträchtigung der Nachbarschaft- durch an-
und abfahrende Fahrzeuge, durch Parksuchverkehr und Lieferverkehr. Die Auswirkun-
gen sind besonders stark um das Einkaufszentrum herum ( z.B. Faktor 10 Schwarz-
achweg ). Besonders stark sind aber auch die Marktstraße sowie die Kastengasse be-
troffen. Eine Lösung ist hier nicht gefunden. Statt dessen werden verschiedene Ansät-
ze noch überlegt. Das Problem wird hier in die Zukunft verlagert nach dem Motto, 
schauen wir mal, was die Zukunft bringt und reagieren dann - wenn es geht." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.21  

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Wie bereits ausgeführt, entspricht die Sonderregelung für das Sondergebiet ,,Einkaufs-
zentrum" einem Beschluss des Stadtrats, dass die Ermittlung und die Festsetzung der 
erforderlichen Stellplätze abweichend von der Regelung der GaStelIV durch eine ent-
sprechende Regelung im Bebauungsplan über eine örtliche Bauvorschrift erfolgen soll. 
Dies ist als Möglichkeit in Art. 47 Abs. 2 BayBO ausdrücklich vorgesehen. 

Die Abweichung von den Regelungen der GaStelIV kann damit begründet werden, 
dass die BayBO und die GaStellV jede Nutzung einzeln berechnen und dabei nicht 
berücksichtigt werden kann, dass es sich beim ,NeuenMarkt` um eine multifunktionale 
Nutzung handelt, bei der Synergien über die zeitlich gestaffelte Mehrfachnutzung der 
Stellplätze eingerechnet werden können. 

Dennoch wird nicht vollkommen auszuschließen sein, dass einzelne Besucher des 
Einkaufszentrums versuchen in den genannten Wohnstraßen zu parken. Zunächst ist 
zur Vermeidung bzw. Verringerung von Parksuchverkehr in den benachbarten Gebie-
ten das Einrichten von Zonen für Bewohnerparken vorgesehen. Dort ist Parken nur mit 
Bewohnerausweisen möglich. Diese müssen von den Bewohnern erworben werden 
und damit kann das Parken von Unbefugten reduziert werden. 

Weiterhin sieht der Bebauungsplan vor, das prognostizierte Verkehrsaufkommen und 
seine Verteilung im Verkehrsnetz durch ein Monitoring zu beobachten und zu doku-
mentieren (vgl. Begründung zum Bebauungsplan S. 82f). Sollten sich dabei die ge- 
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troffenen Annahmen nicht bestätigen, steht der Stadt ein Bündel an Maßnahmen zur 
Verfügung, um einer unzumutbaren Belastung der Anwohner im o.g. Wohngebiet ent-
gegen zu wirken: 

• Verkehrslenkende Maßnahmen (z.B. Einbahnstraßenregelungen entgegen 
des Fahrziels Einfahrt der TG am Schwarzachweg),. 

• Umgestaltung der Straßenräume (Verringerung der Fahrbahnquerschnitte, 
um die Fahrzeiten für Schleichfahrer zu verlängern und damit unattraktiv zu 
gestalten), 

• Kontrollen durch die Ordnungsbehörden. 

Das Monitoring ist nicht als Problemverlagerung in die Zukunft zu verstehen, sondern 
als Nachsteuerung, falls die Prognosen nicht zutreffen. Davon kann zum heutigen Zeit-
punkt allerdings nicht ausgegangen werden. 

Die (Obere) Marktstraße und die Kastengasse befinden sich am anderen Ende der 
Altstadt. Parksuchverkehr, der durch die Nutzungen im Bebauungsplan (Sondergebiet 
„Einkaufszentrum") ausgelöst wird, ist in einer Entfernung von 600 bis 1.000 m Entfer-
nung inmitten oder in der Nähe der Altstadt nicht realistisch. Parksuchverkehr in der 
(Oberen) Marktstraße und der Kastengasse könnte eher ein Kundenpotential für die 
Altstadt und die dortigen Einzelhandelseinrichtungen darstellen. 

4.11.22 

„17. Die Gutachten zu Verträglichkeit, Verkehr etc. wurden von der Stadt zwar an re-
nommierte Büros (insbesondere BBE) vergeben, doch haben diese Büros ihre Gutach-
ten regelmäßig im Sinne des Auftraggebers erstellt. Es sind uns z.B. keine Gutach-
ten der BBE bekannt, welches sich gegen ein EKZ aussprach, wenn die Stadt als Auf-
traggeber dafür war. Wie hat sich doch der Präsident des Bay. Gemeindetags Dr. 
Brandi erst geäußert: "Wer ein Gutachten in Auftrag gibt und das Ergebnis nicht gleich 
mitbestellt, leidet an Debilität". 

Auf das Gutachten übertragen bedeutet dies; Hier stehen nur Aussagen, welche dem 
Auftraggeber genehm sind. Es wäre deshalb dringend nötig, die Situation und Planung 
von kritischen Büros begutachten zu lassen. Die Gutachten der BBE werden im 
Gutachten der BBE unter verschiedenen Bezeichnungen genannt, z.B. ISEK, Einzel-
handelskonzept der Stadt, Empfehlung des Einzelhandels- und Nahversorgungskon-
zepts, Verträglichkeitsanalyse eines Einzelhandelsvorhabens etc. Alles dies trägt die 
Handschrift der BBE mit entsprechenden Möglichkeiten an den Stellschrauben zu dre-
hen. 

18. Wie schon dargelegt, bleibt es in der Hand des Gutachters, entscheidende Stell-
schrauben zu beeinflussen, Plausibilität herzustellen und die Ergebnisse zu interpretie-
ren. Dies kann jedoch nur dann rechtlich sauber erfolgen, wenn sich das Büro nicht 
vereinnahmen lässt. Die Darstellung von immer wieder "noch" zulässigen Teilen in 
Verbindung mit den Aussagen zur Verträglichkeit lässt erhebliche Zweifel an der neut-
ralen Bewertung der Verträglichkeit aufkommen. Wenn vielfach betont wird, dass die 
EKZ-Fläche vielfach an der Grenze zur Verträglichkeit steht oder die Verkaufsfläche 
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Alle Einzelhandelsgutachten unterschiedlicher Einzelhandelsgutachter basieren auf 
Schätzungen. Das ist das marktübliche und den gesetzlichen Rahmenbedingungen 
angemessene Prüfverfahren. Flächenproduktivitäten und weitere Kennzahlen werden 
dabei von dritten Marktforschungsinstituten herangezogen, Aus der Erhebung der loka-
len Markt- und Wettbewerbssituation lassen sich Abweichungen von Branchendurch-
schnittswerten begründen. 

Entsprechend kann nicht von einer Vorspiegelung von Genauigkeit gesprochen wer-
den. 

4.11.25 

„21. Trotz der auftraggeberfreundlichen Schätzung kommt es lt. BBE zu mehrfachen 
Überschreitungen der städtebaulichen Erheblichkeitsgrenze von 10%- Lt. BBE wird 
diese Grenze nicht mehr so starr gesehen - Hierbei ist auch anzumerken, dass 
nach dem Regelfall der Kaufkraftabzug nicht mehr als 7,5% betragen soll." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.25 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Die 10% stellen einen Orientierungswert dar. Bei der Beurteilung, ob sich von einer 
Umverteilung städtebauliche Folgen ableiten lassen, ist vielmehr die individuelle Situa-
tion vor Ort zu berücksichtigen. Das bedeutet, dass ggfs. mehr als 10 % Umverteilung 
nicht zu städtebaulich relevanten Folgen führen, jedoch in anderen Fällen weniger als 
10% Umverteilung zu städtebaulich relevanten Folgen führen können. Ein pauschaler 
„7,5 % Regelfall" ist nicht praxistauglich. 

Die durch das Planvorhaben induzierte Umverteilung stellt darüber hinaus eine Umver-
teilung innerhalb der Innenstadt dar. 

4.11.26 

„Wichtig ist in diesem Zusammenhang auch die Unterscheidung zwischen landes-
planerischer Zulässigkeit und städtebaulicher Zulässigkeit. Die landesplanerische 
Verträglichkeit lässt Abschöpfungsquoten von bis zu 30% zu. Danach kann jegliches 
Einkaufszentrum ohne Verletzung der Vorgaben gebaut werden. 

Davon zu unterscheiden und zu trennen ist die städtebauliche Verträglichkeit. 
Hier wird von zulässigen Abschöpfungsquoten von bis zu 10% ausgegangen, wobei 
eben von Experten und auch Gerichten im Einzelfall Abschöpfungsquoten von 7 % 
schon als schädlich betrachtet werden. In den Gutachten kommt dies nicht klar und 
eindeutig zum Ausdruck. In den Stellungnahmen der TöB wird hier ebenfalls nicht im-
mer unterschieden, wobei es hier sogar zu fehlerhaften Stellungnahmen (Bauvorhaben 
<-> Bebauungsplan) gekommen ist." . 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.26 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 
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In der Einwendung werden unterschiedliche Kennwerte und Fachbegriffe vermischt. Es 
existieren und sind zu prüfen: 

I. Die landesplanerische „Zulässigkeit". Diese setzt den Umsatz eines Vorhabens 
ins Verhältnis zur sortimentsbezogenen Kaufkraft im Einzugsgebiet. Dies ist ein Maß-
stab, ob das Vorhaben der zugewiesenen Versorgungsbedeutung der Ansiedlungs-
kommune entspricht (Ermittlung der Abschöpfungsquote). 

II. Die städtebauliche „Verträglichkeit". Es wird bilanziert, gegenüber welchen Ein-
zelhandelsbetrieben es zu Umsatz-Umverteilungen kommt und in welcher prozentua-
len Höhe dies zu erwarten ist. Dies ist ein Maßstab, ob bei ansässigen Betrieben Um-
verteilungen zu erwarten sind, die eine Aufgabe des Betriebs wahrscheinlich machen 
würden. Die städtebauliche Bewertung, und damit die Verträglichkeit, bemessen sich 
dabei daran, ob hierdurch die Versorgungsfunktionen der so betroffen Standortberei-
che gefährdet werden würden. 

In den Gutachten wird zwischen diesen beiden Kennwerten und Fachbegriffen unter-
schieden. 

Inwiefern die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange Angaben zum Be-
bauungsplan und zum Bauvorhaben im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung nach § 3 
Abs. 1 BauGB „fehlerhafte Stellungnahmen" abgegeben haben, ist nicht nachvollzieh-
bar und liegt nicht in der Hand der Stadt Neumarkt. Die Behörden, die Stellungnahmen 
abgegeben haben, sind aufgrund ihres fachlichen Hintergrunds grundsätzlich durchaus 
in der Lage, zwischen dem Bebauungsplan und dem Bauvorhaben zu unterscheiden. 

4.11.27 

„22. Weiter wird von der BBE mehrfach die Landesplanung herangezogen- insbeson-
dere wenn es um Abschöpfungsquoten geht- wo doch die Innenstadt mit ihren städte-
baulichen Kriterien als zu wertender Maßstab heranzuziehen ist. Der Innenstadt ist 
nach der Raumplanung die Kernfunktion der Versorgung zugedacht. Eine Störung und 
nachhaltige Beeinträchtigung dieser Funktion ist nach verschiedenen renommierten 
Aussagen- z.B. Institut für Urbanistik u.a. bereits gegeben, wenn eine Mehrung der 
Verkaufsfläche von ca. 10 bis 15 % hinzukommt. Vorliegend vermehrt sich die Ver-
kaufsfläche des Innenstadtsortiments UM rund 50%. Bei der Beurteilung des Planvor-
habens wurden nur innenstadtrelevante Sortimente (s. z.B. S. 68 BBE-Gutachten) in 
die Beurteilung einbezogen. Durch die Ausrichtung des Planvorhabens auf alle Kons-
umbereiche entsteht jedoch eine erheblich größere Sogwirkung mit weiterem Kauf-
kraftabzug." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.27  

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Die Landesplanung ist nur ein Prüfaspekt (vgl. auch Stellungnahme des Planers zu 
4.11.26). 
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Pauschale Aussagen zur Wirkung von Verkaufsflächenerweiterungen sind nicht praxis-
tauglich. Eine aus allgemeinen Feststellungen abgeleitete zusätzliche Begrenzung, 
wonach die neue Verkaufsfläche auf max. 15% der vorhandenen Innenstadtverkaufs-
fläche begrenzt werden sollte, ist nicht zielführend. Eine in dieser Form pauschale For-
derung genügt der einzelfallbezogenen städtebaulichen Bewertung eines Planvorha-
bens und einer Kommune nicht. 

Bei der geplanten Verkaufsfläche ist zusätzlich zu berücksichtigen, dass große Teile 
hiervon durch Lebensmittelanbieter bzw. durch einen Elektrofachmarkt belegt werden. 
Entsprechende Verkaufsflächen/Betriebsformate sind heute in der Neumarkter Innen-
stadt nur sehr unzureichend oder grundsätzlich nicht vorhanden. Neuansiedlungen 
können daher praktisch nicht zu Umverteilungseffekten gegenüber der Innenstadt füh-
ren. 

Jener Flächenzuwachs bei Sortimenten, die innerstädtisch bereits in relevanter Größe 
vorhanden sind, (damit ohne Elektrofachmarkt und zeitgemäße Lebensmittelanbieter) 
beträgt rd. 6.400 m2. Dies entspricht einem Anteil an der vorhandenen Innenstadt-
Verkaufsfläche (rd. 29.250 m2) von rd. 22 %. 

Im Rahmen der Beurteilung des Vorhabens wurde das Betreiberkonzept untersucht. Es 
setzt sich ausschließlich aus Anbietern zusammen, die im Kernsortiment innenstadtre-
levante und/oder nahversorgungsrelevante Sortimente führen. Die letzte, dritte Waren-
hauptgruppe (nicht-innenstadtrelevante Sortimente, wie z.B. Möbel, Autoteile, Bau-
marktartikel) wird im Einkaufszentrum nicht angeboten werden. Zusätzlich erstreckt 
sich der städtebaulich-versorgungsstrukturelle Schutzanspruch nicht auf diese Sorti-
mente. 

4.11.28 

„23. Durch den Auszug eines Großteils der Ärzte der Innenstadt (ins Ärztezentrum), 
verbunden bereits mit der Schließung einer Apotheke, ging der Innenstadt ein erhebli-
cher Frequenz- und Umsatzbringer verloren. Dies ist in den bisherigen Umsatzschät-
zungen und Gutachten nicht berücksichtigt." 

Stellungnahme des Planers zu 4.1t28  

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Im Jahr 2009 wurde das Ärztehaus Neumarkt an der Regensburger Straße eröffnet. In 
diesem Haus findet sich eine Konzentration des medizinischen Versorgungsangebotes 
über viele Fachbereiche von Hausärzten und Fachärzten einschließlich einer Apotheke 
und weiterer begleitender (medizinischer) Dienstleistungen wie Physiotherapie. 

Die Einwenderin führt an, dass mit dem Umzug von Ärzten aus der Innenstadt ein er-
heblicher Frequenz- und Umsatzbringer verloren ging. 

Zunächst ist hervorzuheben, dass der Umzug von Ärzten bzw. begleitender (medizini-
scher) Dienstleistungen in das Ärztehaus nicht nur von der Altstadt / Innenstadt aus 
erfolgte, woraus Auswirkungen auf die Innenstadt abzuleiten wären. Zwar waren die 
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meisten der rund 20 Ärzte bzw. Praxisgemeinschaften vor der Eröffnung bereits in 
Neumarkt ansässig und nur eine untergeordnete Zahl von Ärzten siedelte sich neu in 
Neumarkt an. Jedoch hatten lediglich 2 der Ärzte zuvor ihre Praxisräume in der Alt-
stadt, wovon sich in einer Praxis wieder ein Arzt ansiedelte. Die Praxis für Physiothe-
rapie hat im Ärztehaus einen weiteren Standort zusätzlich zur Altstadt eröffnet, so dass 
diese Praxis weiterhin in der Altstadt vorhanden und nicht umgezogen ist. Mehrere 
Arztpraxen befinden sich nach wie vor in der Altstadt. Weitere 4 Ärzte sind aus der 
Bahnhofstraße (nähere Umgebung der Altstadt) ins Ärztehaus umgesiedelt, aber auch 
hier sind weiterhin mehrere Ärzte ansässig. 

Diese Umsiedlungen im geringen Umfang sind als normale Bewegungen auf dem Im-
mobilienmarkt zu werten. Es lässt sich nicht schlussfolgern, dass der Umzug eines 
einzigen Arztes aus der Altstadt bzw. von 4 Ärzten aus der Umgebung der Altstadt zum 
Verlust von erheblichen Frequenz- und Umsatzbringern der Innenstadt führte. Entspre-
chend ist dies auch in den bisherigen Umsatzschätzungen und Gutachten nicht be-
rücksichtigt worden. 

4.11.29 

„24. Schädliche Vorbelastungen der Innenstadt durch andere Einkaufsbereiche mit 
innenstadtrelevantem Angebot werden ignoriert bzw. im BBE-Gutachten einfach nicht 
erwähnt. Bereits die Auslagerung von Tevi und Aldi an einen eigenen Standort, der 
neue Obi-Standort "NeuMax" mit diversem Warenangebot, die Rundumversorgung an 
den Ausfallstraßen mit Discountern, dem Auszug der Ärzte in ein eigenes Ärztezent-
rum außerhalb der Innenstadt und auch der Schließung des Edeka-Marktes beim Rat-
haus führten in Verbindung mit der erheblich über dem Durchschnitt liegenden Ver-
kaufsfläche in Neumarkt zu einer erheblichen schädlichen Vorbelastung und bedarf 
deshalb des besonderen Schutzes des Normgebers. Bei weiteren nachteiligen Auswir-
kungen droht die Funktionslosigkeit dieses zentralen Versorgungsbereichs. Schädliche 
Auswirkungen werden nach der obergerichtlichen Rechtsprechung nicht erst dann an-
genommen, wenn Funktionsverlust droht, sondern bereits dann, wenn die Folgen 
"nicht nur unwesentliche" sind." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.29  

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

In die Umverteilungsanalyse ist die zum Untersuchungszeitpunkt vorhandene Ange-
bots- und Wettbewerbssituation eingeflossen. 

Gerade in den von der Einwenderin genannten Betrieben/Sortimenten kann durch das 
Planvorhaben wieder ein entsprechendes Angebot in der Innenstadt etabliert werden. 
Ladenlokale zur Aufnahme eines wettbewerbsfähigen Elektrofachmarktes oder eines 
Lebensmittelsupermarktes sind in der Innenstadt heute nicht vorhanden. 

4.11.30 

„25. Im Urteil des BVerwG vom 11.10.2007 - Revision des OVG-Urteils vom 
11.12.2006 NRW - wird der Auffassung des OVG beigetreten, wonach der primäre 
Maßstab für die Beurteilung der städtebaulichen Fernwirkung von Einzelhandelsbetrie-
ben die Verkaufsfläche sei und nicht etwa auf die prognostizierte Umsatzverteilung, da 
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diese bodenrechtlich nicht relevant sei. Im Rahmen des § 34 Abs. 3 BauGB kämme es 
in erster Linie darauf an, welche Verkaufsfläche (Anwendungsvorrang) derselben 
Branche in dem zentralen Versorgungsbereich habe, auf den er einwirke. Vorliegend 
ist eine Mehrung um rund 50% der innenstadtrelevanten Verkaufsfläche geplant. Eine 
Mehrung in dieser Höhe führt zwangsläufig zu erheblichen negativen Auswirkungen 
und ist damit rechtlich beachtlich. Das sozusagen alleinige Abstellen auf den Kauf-
kraftabzug / Umsatzverteilung etc. ist damit sicherlich rechtlich bedenklich.' 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.30 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Die pauschalisierende Aussage ist inhaltlich nicht korrekt. Ein großer Teil der avisierten 
Verkaufsfläche wird durch Angebotsformate besetzt, die heute in der Innenstadt nicht 
vorhanden sind (Lebensmittelvollsortimenter und Elektrofachmarkt). Neuansiedlungen 
können hier praktisch nicht zu Umverteilungseffekten gegenüber der Innenstadt führen. 
Jener Flächenzuwachs bei Sortimenten, die innerstädtisch bereits in relevanter Größe 
vorhanden sind, (damit ohne Elektrofachmarkt und zeitgemäße Lebensmittelanbieter) 
beträgt rd. 6.400 m2. Dies entspricht einem Anteil an der vorhandenen innenstadt-
Verkaufsfläche (rd. 29.250 m2) von rd. 22 %. 

Das bedeutet, dass eine Mehrung der innenstadtrelevanten Verkaufsfläche nicht 
„zwangsläufig zu erheblichen negativen Auswirkungen" führt, da diese Verkaufsflächen 
von nicht vorhandenen Sortimenten nicht in Konkurrenz zu den bereits vorhandenen 
Einzelhandelsangeboten stehen. 

4.11.31 

„26. Unter Berücksichtigung dieser Vorgaben kann folgendes festgestellt werden: 

Die Einzelhandelsumsätze - wurden lediglich geschätzt - von der BBE-. Die BBE 
schätzt die Flächenleistung je qm Verkaufsfläche auf ein Umsatzvolumen von pau-
schal etwa 3.300 Eurolqm/Jahr, Eine Differenzierung nach Standorten, Flächen oder 
ähnlichem ist aus dem Gutachten nicht zu entnehmen. Nach einer Studie der Consul-
tingfirma Regieelan erwirtschaften nur die schlechtesten 3 % der Einkaufscenter einen 
Umsatz von 3.500 Euro. Der innerstädtische Handel soll hierbei eine Flächenleistung 
von 4.200 Eurolqm/Jahr erwirtschaften, Der restliche Handel soll nur etwa 2.800 Eu-
ro/qm/Jahr erwirtschaften, wo doch Aldi u. Co eine Flächenleistung von etwa 5.000 bis 
9.000 Euro/qm/Jahr aufweisen ! Aber im Gutachten: .. Es wird sichtbar, dass im grund-
versorgungsrelevanten Bedarf sowie Technik der überwiegende Umsatzanteil (rd.75%) 
dem außerhalb der Innenstadt ansässigen Einzelhandel zugute kommt! -" 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.31  

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Dem Gutachten ist eine detaillierte Aufstellung der prognostizierten Raumleistungen 
und Umsätze nach Einzelhandelsbetrieben sowie nach Sortimenten zu entnehmen. Die 
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Struktur- und Marktdaten im Einzelhandel 2010 in Bayern werden hierbei zusätzlich 
berücksichtigt. 

Durch den überdurchschnittlichen Anteil von Lebensmittelverkaufsfläche und Verkaufs-
fläche eines Elektrofachmarktes sowie aufgrund der Ausstattung der Neumarkter Alt-
stadt ist von einer nur mittleren Flächenleistung des Einkaufszentrums insgesamt aus-
zugehen. Die individuelle Mieterzusammensetzung wird somit ebenso berücksichtigt 
wie die vorhandene Wettbewerbssituation. 

Die Flächenleistung des Neumarkter Einzelhandels im Mittel setzt sich aus allen Ein-
zelhandelsbetrieben der Stadt zusammen. Besonders wettbewerbsfähige Lebensmit-
teldiscounter liegen an der Obergrenze des Leistungsintervalls; andere Anbieter deut-
lich unter dem Mittelwert. 

Der Hauptteil des zu erwartenden Umsatzes kommt nicht den außerhalb der Innen-
stadt ansässigen Betriebe zu Gute, sondern wird zu Lasten jener Betriebe künftig in 
der Innenstadt/mit dem Planvorhaben erzielt werden. 

411.32 

„Die Verkaufsfläche je Einwohner beträgt in Deutschland 1,4 qm je Einwohner. In 
Neumarkt beträgt die Verkaufsfläche schon 2,4 qm je Einwohner, also rund 80% mehr 
als im Bundesdurchschnitt! Der Umsatz je qm Fläche wird trotzdem wie im Bundes-
durchschnitt angenommen! Die von der Firma BBE geschätzten Flächenumsätze wei-
chen teilweise erheblich von den Ansätzen anderer Firmen ab. Die Ertragslage in der 
Innenstadt ist erheblich geringer als von der BBE geschätzt. 

Aldi u. Co hat z.B. einen Flächenumsatz von 5.000 - bis 10.000 Euro je qm und 
Jahr! Real hat etwa einen Flächenumsatz von durchschnittlich 5.000 Euro je qm und 
Jahr! Ein Ankermieter Media-Markt hat einen Flächenumsatz von ca. 9.600 Euro je qm 
und Jahr! Die Fachmärkte außerhalb der Innenstadt und ein kommender Media-Markt 
ziehen damit erheblich mehr Kaufkraft aus der Innenstadt ab als von der BBE passend 
per Stellschraube angenommen! In diesem Zusammenhang sind auch die Aussagen 
des VG München vom 25.9.2006 zu sehen bzw. als wichtige Rechtsmeinung zu be-
werten, bei dem es zwar nicht um 15.000 qm Verkaufsfläche gegangen ist, aber auch 
wichtige Hinweise zur Glaubwürdigkeit von Gutachtern wie BBE und Co. und zu Flä-
chenleistungen enthält - siehe Anlage 2 -." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.32  

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Die Pro-Kopf-Verkaufsfläche ist ein Durchschnittswert für ganz Deutschland. In kleinen 
Orten ist oftmals nur geringer oder gar kein Handel ansässig. Zentrale Orte wie Neu-
markt (Oberzentrum) haben Versorgungsbedeutung über das Stadtgebiet hinaus, wo-
mit die Leistungsfähigkeit des Einzelhandels die lokale Nachfrage übersteigt. Selbst-
verständlich liegt die Verkaufsfläche pro Einwohner Stadtbevölkerung damit über den 
Bundesdurchschnitt. Die Pro-Kopf-Verkaufsfläche von Neumarkt liegt demgegenüber 
sogar deutlich unter den Vergleichswerten von Weiden und Amberg in der OPf. Im re-
gionalen Vergleich ist die Verkaufsflächenausstattung Neumarkts sogar nur als unter- 
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durchschnittlich zu bewerten'. Demnach verfügt Neumarkt über eine Verkaufsfläche 
von rd. 2,5 m2  pro Einwohner (EW), Amberg über 3,4 m2  pro EW und Weiden über 4,5 
m2  pro EW. Die Einwohnerzahlen von Amberg und Weiden liegen dabei sogar über der 
von Neumarkt. Auch das bevölkerungsstarke Oberzentrum Regensburg liegt mit einer 
Verkaufsfläche von rd. 3,3 m2  pro EW deutlich über den Werten von Neumarkt. 

Verkaufsflächenleistungen nur an einem Bundesdurchschnittswert fest zu machen ist 
nicht möglich. Bereits in Neumarkt verfügen z.B. einige Schuhhändler (bei vergleichba-
rer Verkaufsfläche) über erwartbar sehr unterschiedliche Flächenleistungen. 

Die von der Einwenderin genannten Flächenleistungen sind ohne Quellenangabe. 

Ein geplanter Elektrofachmarkt kann der Innenstadt praktisch keine Kaufkraft entzie-
hen, da es entsprechende Sortimente in der Innenstadt bislang höchstens als Randsor-
timent gibt. Ein Ladenlokal, das für die Nutzung als Elektrofachmarkt geeignet er-
scheint, ist nicht vorhanden. 

Das zitierte Urteil stammt aus dem Jahr 2006 und steht in keinem inhaltlichen Zusam-
menhang mit dem aktuellen Planvorhaben. Ein Übertrag ist deshalb nicht möglich. 
Spekulationen und Aussagen auf dieser Basis, die das aktuelle Vorhaben betreffen, 
sind somit nicht sachgerecht. 

4.11.33 

„Einen weiteren wichtigen Anhaltspunkt zur Bewertung von Einkaufscentern gibt die 
Arbeitshilfe des Deutschen Instituts für Urbanistik wieder (siehe Anlage 3). In diesem 
wird insbesondere auch beschrieben, dass Kunden nicht bereit sind recht weit außer-
halb eines solchen Centers zu gehen, dass Flächenzuwächse von 15 % und mehr äu-
ßerst bedenklich sind, selbst bei "Großstädten bis 200.000 Euro nicht mehr als 15.000 
qm Verkaufsfläche dazu kommen sollte, dass Ein-Punkt-Kontakte zum Haupteinkaufs-
bereich nicht ausreichend sind, dass typische (negativ zu bewertende) Randlagen un-
mittelbar im Anschluss an den Hauptgeschäftsbereich, getrennt durch Hauptverkehrs-
straßen sind und anderes mehr." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.33  

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Einer der Fachgutachter der BBE ist Mitarbeiter des Deutschen Institut für Urbanistik 
(Difu). Herausgeber der Arbeitshilfe ist das Ministerium für Wirtschaft, Energie, Bauen, 
Wohnen und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen. Deshalb stellen mitunter lan-
desrechtliche Vorgaben einen Rahmen der Publikation dar, die in Bayern nicht gege-
ben sind, bzw. sind mitunter Rahmenbedingungen des Landes Bayern gegeben, die in 
der Arbeitshilfe nicht berücksichtigt worden sind (z.B. landesplanerische Abschöp-
fungsquoten). 

Die Publikation ist bekannt und die Inhalte auch für das geplante Vorhaben berücksich-
tigt Vergleiche insbesondere die Ausführungen in „Stellungnahme des Planers zu 
4.11.60" bis „4.11.76". 

7 vgl. hierzu: IHK Regensburg - Ostbayern konkret, Standortpolitik Oktober 2009, Handel(n) für die Zu-
kunft? Strukturen und zukünftige Entwicklungen des Einzelhandels im Bezirk der IHK Regensburg, 
http://www.ihk-regensburg.de/ink-r/autouploadiofficefiles/Handeln_fuer  clie_Zukunft.pdf 
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4.11.34 

„27. Die Discounter oder auch z.B. Obi (Erweiterung der Verkaufsfläche erst aktuell 
genehmigt) bieten in erheblichem Ausmaß saisonbedingte Innenstadtartikel an. Dies 
betrifft z.B. die Bereiche der Kassenzone, Wohnaccessoires, Dekoartikel, Heimtierbe-
darf, Haushalts- und saisonale Wechselflächen, Bastelbedarf etc. Dieser Kaufkraftab-
zug führt zu einer weiteren Reduzierung des Umsatzes in der Innenstadt, was neben 
der hohen Innenstadtverkaufsfläche von 2,4 qm/E in den Gutachten ebenfalls nicht 
berücksichtigt ist. Die Schätzung des Kaufkraftabzugs hat deshalb nach aktuellen Zah-
len zu erfolgen und muss branchen-/flächen- und standortbezogen erfolgen. Die Nach-
vollziehbarkeit muss gewährleistet werden." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.34 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Dem Gutachter sind alle, über das eigentliche Planvorhaben hinausgehende Planvor-
haben zur Ansiedlung/Erweiterung von Handelsbetrieben bekannt, Entsprechende 
Planvorhaben wurden im Rahmen des jeweiligen bauleitplanerischen Genehmigungs-
prozess ebenfalls im Hinblick auf ihre Auswirkungen untersucht und bei der Analyse 
des vorliegenden Planvorhabens berücksichtigt. Ergebnisse dieser Untersuchungen 
dürfen aus rechtlichen Gründen jedoch nicht im Zuge eines anderen Einzelhandelsgut-
achtens publiziert werden. Sie stellen keine relevanten Inhalte für die Bewertung des 
Vorhabens „NeuerMarkt" dar. 

In Bezug auf die Verkaufsfläche pro Einwohner sei auf die „Stellungnahme des Planers 
zu 4.11.32" verwiesen. 

4.11.35 

„28. Bei der Beurteilung des Kaufkraftabzugs sind verschiedene Faktoren zu berück-
sichtigen. Dazu zählen z.B. die Häufigkeit der Bedarfsdeckung im Sortimentsbereich, 
der Zeit- und Wegeaufwand, der vom Kunden in Kauf genommen wird (zusätzlicher 
Aufwand in die Stadt), die geplante Wettbewerbssituation in Verbindung mit der Attrak-
tivität des neuen EKZ, die verkehrliche Erreichbarkeit - insbesondere mit dem Pkw, die 
Barrierewirkung durch die jetzt geschlossene Bauart, die trennende Wirkung durch die 
Dammstraße sowie die Pfortenwirkung des Unteren Tores. Diese Faktoren wurden in 
den Gutachten nicht berücksichtigt. Statt dessen wurde z.B. geäußert, dass eine ge-
genseitige Befruchtung nur dann erfolgen kann, wenn eine beste Anbindung gewähr 
leistet ist. (Dies ist wohl eine Art Rückversicherung für die BBE.)" 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.35 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Die genannten Punkte wurden berücksichtigt. Die Verbindung beider Bereiche ist Teil 
des Plankonzepts und verschieden Ausbaustufen wurden diskutiert. (vgl. dazu die Aus-
führungen unter „Stellungnahme des Planers zu 4.11.36"). Dies wurde im Einzelhan-
delsgutachten berücksichtigt. 
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4.11.36 

„29. In allen Aussagen wurde immer wieder festgestellt, dass nur durch eine besonders 
gute Anbindung an die Innenstadt- bauliche Zuwegung oder Sichtachse etc. u eine 
gewisse Milderung des Schadens für die Innenstadt erreicht werden kann. Die jetzige 
Lösung ist das Gegenteil einer guten Anbindung. Zusätzlich ist nicht beachtet, dass 
das „untere Tor" als Engstelle zur Innenstadt wirkt. Die Altstadt wird durch Damm-
Straße und Unteres Tor sozusagen abgetrennt. Nach einer DSSW-Studie, Thema In-
tegration von Einkaufszentren, .. "kann der Gesamtstandort nur dann von der Ansied-
lung profitieren (Anm.: eine angepasste Größe vorausgesetzt), wenn der Frequenz-
bringer nicht nur in räumlicher Nähe zur Innenstadt angesiedelt wir, sondern wirklich 
in diese integriert ist. Eine entsprechende Einbindung dieser Formate in die Innen-
stadt ist häufig sehr mangelhaft. Anstatt sich zur Innenstadt zu öffnen, wenden sich die 
meisten großflächigen Ansiedlungen durch Barrieren ab. " Durch die vorliegende Pla-
nung wird genauso ein falsches Konzept erst ermöglicht. Es wäre Aufgabe der Bauleit-
planung dafür zu sorgen, dass eine bestmögliche Öffnung und Integration zur Altstadt 
hin erfolgt und schädliche Bauplanungen nicht möglich werden." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.36 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Es ist korrekt, dass die Dammstraße durch ihre Breite und das Verkehrsaufkommen als 
Barriere wirken kann. Eine gute Anbindung des Sondergebiets „Einkaufszentrum' an 
die Innenstadt ist deshalb für die Gesamtplanung von großer Bedeutung: Durch die 
Lage am Unteren Tor weist der Standort einen Innenstadtbezug auf und das Verknüp-
fungspotenzial mit den innerstädtischen Angebotsstrukturen ist als sehr hoch einzustu-
fen — sofern eine geeignete fußläufige Anbindung und eine geschickte baustrukturelle 
Realisierung gewährleistet sind. Essentiell ist die Schaffung einer Austauschbeziehung 
für Fußgänger und Radfahrer zwischen der Innenstadt und dem neuen Standort. Nur 
durch diese Anbindung können die Synergieeffekte entfaltet werden. 

Um der Barrierewirkung der Dammstraße entgegenzutreten, werden verschiedene 
Maßnahmen ergriffen: 

Zunächst ist im Gesamtverkehrsplan zur Reduzierung der Verkehrsbelastung die Ver-
lagerung des durch die Kernstadt fahrenden Durchgangsverkehrs vorgesehen. So ist 
ein Baustein zur Verlagerung die Erhöhung des Durchfahrwiderstandes durch die 
Kernstadt. Dieser Baustein enthält beispielsweise Verkehrsberuhigungsmaßnahmen in 
der Dammstraße durch die Reduzierung der Fahrbahnbreiten oder der Grünzeiten, 
durch den Einbau von Radfahrstreifen und die optische Einschränkung der Fahrbahn 
durch Begrünung. Die Dammstraße wird letztlich zweistreifig in jede Richtung mit zu-
sätzlichen Abbiegespuren sowie beidseitigen Fuß- und Radfahrwegen ausgestaltet. 
Diese Verkehrsberuhigungsmaßnahmen fördern auch eine attraktive Verbindung mit 
der Altstadt. 

Für die fußläufige Anbindung des Sondergebietes „Einkaufszentrum" wurden verschie-
dene Alternativen geprüft, die Besuchern des „NeuenMarkts" eine bequeme und siche-
re Querung der Dammstraße ermöglichen und damit die Erreichbarkeit der Altstadt 
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verbessern. Zur letztlich gewählten Verbindungsart wurde in der Begründung auf S. 48f 
ausgeführt: 

„Die fußläufige Verknüpfung des Plangebietes mit der Innenstadt wird zum Einen durch 
die weiterhin vorgesehenen höhengleichen Fußgängerquerungen der Dammstraße 
und der Nürnberger Straße am Unteren Tor gesichert. [...] Diese wird als breite beam-
pelte Fußgängerfurt ausgestaltet. Zum Anderen verbindet die geplante Unterführung 
der Dammstraße den „NeuenMarkt" mit der Innenstadt, so dass für Fußgänger eine 
Querung der Dammstraße sowohl ober- als auch unterirdisch möglich ist. [...] 

Der südliche Zugang zur Passage bietet aufgrund seiner Aufweitung sehr viel Platz, in 
dem Ebenen und Aufenthaltszonen geschaffen werden können. Vorgesehen ist neben 
grüngestalterischen Maßnahmen ein Brunnengarten im Rampenbereich zur Passage, 
der auch als Aufenthaltsort mit Bänken gedacht ist. Über Rampen, Treppen und Auf-
züge wird das unterschiedliche Höhenniveau überwunden. Der als Teil der öffentlichen 
Verkehrsanlage geplante Personenaufzug sichert für gehbehinderte Bürger sowie für 
Rollstuhlfahrer, Kinderwägen etc. eine bequeme und sichere Nutzung der Unterfüh-
rung." 

Darüber hinaus ist klarzustellen, dass die BBE nicht von Schäden bzw. von Schäden 
die gemildert werden können, spricht. 

Insgesamt wird durch die Maßnahmen zur Erschließung im Rahmen der Bauleitpla-
nung sowie begleitender und nachfolgender Planungen eine Öffnung und Integration 
zur Altstadt ermöglicht. 

4.11.37 

„30. Der Gesamtstandort Innenstadt könnte jedoch nur dann von der Ansiedlung und 
den prognostizierten neu gewonnenen Kundenströmen profitieren, wenn der Fre-
quenzbringer nicht nur in räumlicher Nähe zur Innenstadt angesiedelt wird, sondern 
wirklich in diese integriert ist. Hier geht die BBE von Koppelungsquoten aus, erwähnt 
jedoch nicht, dass diese vorher von der gewachsenen Innenstadt und den weiteren 
Fachmarktstandorten (Obi, Tevi) abgezwackt wurden. Eine Verträglichkeit wäre mög-
licherweise nur gegeben, wenn das Center inmitten des Hauptgeschäftsbereiches (z.B. 
direkt an die Untere Marktstraße gebaut würde) liegen würde, es den Flächenbestand 
nur moderat erweitert (z.B. etwa 3-5000 qm) und es sich zur Einkaufslage hin öffnet 
(so im Wesentlichen z.B. Difu 2008. Popp 2002. DSSW 2008. Weidner et.a1.2008, Ma-
ver-Dukart 2010. Monheim2010- die alle zu ähnlichen Feststellungen kommen.). So 
auch Difu-Berichte 312008: "Bei einem Blick in die Städte deutet einiges darauf hin.  
dass den Innenstädten durch ein zu massives und vorbehaltlos hingenommenes Vor-
dringen zu groß dimensionierter, stereotyp angelegter und suboptimal verorteter Ein-
kaufscenter nachhaltig geschadet werden kann." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.37  

Der Anregung wird nicht gefolgt. 
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Koppelungsquoten beschreiben den Besuch von Einkaufszentrum und bisheriger In-
nenstadt und umgekehrt. Dies steht nicht in Zusammenhang mit den städtischen 
Fachmarktstandorten. In der Innenstadt gibt es keinen Bau- und Gartenfachmarkt und 
keinen Elektrofachmarkt. 

Das Vorhaben ist, wie die Auswirkungsanalyse zeigt, verträglich im Hinblick auf die 
Vorgaben aus §11 Abs. 3 BauNVO. Es kann ggfs. zu Lageverschiebungen in der In-
nenstadt kommen, die damit einem innerstädtischen Wettbewerb zwischen Handelsbe-
trieben entsprechen. 

Die Aussage der Einwenderin (VKF 3.000 bis 5.000 m2) fällt pauschal, unbegründet 
und ohne Sortimentsbezug oder Betriebstypenklassifizierung aus. Stichhaltige Ergeb- 
nisse sind hieraus nicht abzuleiten. 	" 

. Untersuchungsergebnisse der Fachliteratur können keine einzelfallbezogene Auswir-
kungsanalyse ersetzen. Gleichwohl sind entsprechende Inhalte und Forschungsergeb-
nisse in der Auswirkungsanalyse berücksichtigt. 

Durch die mit dem Planvorhaben avisierte funktionale Erweiterung der Innenstadt (wei-
tere Dienstleistungsnutzungen, etc. ...) wird am Standort „NeuerMarkt" gerade nicht ein 
stereotypisches Einkaufszentrum zu realisieren versucht. Hierauf deutet auch der ver-
gleichsweise geringe Anteil mit Textilverkaufsfläche zu Gunsten eines großformatigen 
Lebensmittelsupermarktes hin — ein Betrieb, der aufgrund seiner Mietertragsfähigkeit 
vor dem Hintergrund der Grundstücks- und insbesondere der Baukosten für ein Ein-
kaufszentrum ein nur bedingt rentables Investment darstellt. 

4.11.38 

„31. Immer wieder wird versucht, den geplanten Standort als innenstadtnahen Standort 
damit integrierten Standort darzustellen.. Die Altstadt als gewachsener Handelsstandort 
mit Funktionszuweisung der Bedarfsdeckung durch die Landesplanung ist unabhängig 
von einem autarken Einkaufscenter zu sehen. Von Bedeutung ist hier z.B. auch die 
Aussage im Verträglichkeitsgutachten der CIMA für Celle, wonach schon eine Entfer-
nung von 100 Metern zwischen dem Haupteinkaufsbereich und dem Shoppingcenter 
ausreichen kann, um für die Shopping-Center-Besucher die Anziehungskraft der um-
liegenden Geschäfte deutlich zu schmälern. Räumliche Barrieren (z.B. in Form von 
Straßen) trennen die Innenstadt vom Shopping-Center und können die Austauschbe-
ziehungen erheblich erschweren. Auch der Bau von Brücken oder Unterführungen führt 
langfristig nicht zu zufrieden stellenden Lösungen. Die auf den Gutachten der BBE etc. 
beruhende Planung berücksichtigt in keinster Weise mehr die räumfiche Trennung und 
die trennende Wirkung der Dammstraße sowie das Untere Tor als weitere Trennlinie. 
(Anmerkung: für die Stadt Celle wurde von der BBE im Jahr 2007 eine Flächenpro-
duktivität von 2.660 Euro als erwirtschaftet prognostiziert)." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.38  

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Die städtebaulichen Planungsziele der Stadt Neumarkt i.d.OPf. sind durch die Bauleit-
planung am Unteren Tor auf eine bauliche und funktionale Fortsetzung der Altstadt hin 

85 

-
Rechteck

-
S.85-""geringe Textilverkaufsfläche""
S.85-geringe Textilverkaufs- fläche - was soll der Schmarrn? s.auch Einzel- handelsverband < 2.000 qm 



Bebauungsplan „Unteres Tor 11" / Abwägungsdokument 

ausgerichtet. Ziel ist es gerade dadurch, die Entstehung eines ,,autarken" Einzelhan-
dels- und Dienstleistungszentrums auf dem Projektareal zu vermeiden. 

Zur Vermeidung einer städtebaulichen Barriere wird eine Fußgängerunterführung ge-
baut. Auch die räumlich trennende Wirkung der Dammstraße wurde berücksichtigt Zur 
Wahl der fußläufigen Anbindung nach Untersuchung verschiedener Varianten wird auf 
die „Stellungnahme des Planers zu 4.11.52" verwiesen. Durch die Einschätzung von 
unterschiedlichen Kopplungsintensitäten wurde darüber hinaus auch die unterschiedli-
che städtebauliche Anbindungsqualität von Projektareal und Altstadt eingestuft. 

Die für die Stadt Celle im Jahr 2007 prognostizierte Flächenleistung steht in keinem 
Zusammenhang mit der vorliegenden Analyse. 

4.11.39 

„32. Eine entsprechende Ein-An-bindung in die Innenstadt wurde mit der letzten Pla-
nung komplett aufgegeben. Anstatt sich zur InnenStadt zu öffnen, wendet sich die neue 
Planung wie eine Betonburg auch durch eine optische Barriere ab: ungünstige Wege-
führung, nicht mehr vorhandene Blickbindung von und zur Altstadt, abweisende Au-
ßengestaltung, fast ausschließliche Autoorientierung etc. Unter diesen Umständen wird 
sich eine unzureichenden Einbindung des Frequenzbringers (Edeka, Elektronikmarkt) 
sogar entgegengesetzt den gewünschten Effekten auswirken: Verödung der traditionel-
len la Lagen der Innenstadt durch Verschiebung der Kundenströme. Somit wird das 
Problem der "Grünen Wiese" nicht gelöst, sondern nur- und zwar direkt ans Zentrum 
der Altstadt als gewachsene Innenstadtlage verlagert. Dieser Punkt mag zwar Teil des 
Baugenehmigungsverfahrens sein, doch handelt es sich hier um einen vorhabensbe-
zogenen Bebauungsplan, welcher in Abstimmung mit Bögl gemacht wird. Aus dem 
Grund sind die Vorstellungen (auch die letzte) von Bedeutung und städtbaulicher Wich-
tigkeit auch im Bebauungsplanverfahren." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.39 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Im Gesamtverkehrsplan ist zur Reduzierung der Verkehrsbelastung die Verlagerung 
des durch die Kernstadt fahrenden Durchgangsverkehrs vorgesehen. So ist ein Bau-
stein zur Verlagerung die Erhöhung des Durchfahrwiderstandes durch die Kernstadt. 
Dieser Baustein enthält beispielsweise Verkehrsberuhigungsmaßnahmen in der 
Dammstraße durch die Reduzierung der Fahrbahnbreiten oder der Grünzeiten, durch 
den Einbau von Radfahrstreifen und die optische Einschränkung der Fahrbahn durch 
Begrünung. Die Dammstraße wird letztlich zweistreifig in jede Richtung mit zusätzli-
chen Abbiegespuren sowie beidseitigen Fuß- und Radfahrwegen ausgestaltet. Diese 
Verkehrsberuhigungsmaßnahmen fördern auch eine attraktive Verbindung mit der Alt-
stadt. 

Für die fußläufige Anbindung des Sondergebietes „Einkaufszentrum" wurden verschie-
dene Alternativen geprüft, die Besuchern des „NeuenMarkts" eine bequeme und siche-
re Querung der Dammstraße ermöglichen und damit die Erreichbarkeit der Altstadt 
verbessern. Zur letztlich gewählten Verbindungsart wurde in der Begründung auf S. 48f 
ausgeführt: 
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„Die fußläufige Verknüpfung des Piangebietes mit der Innenstadt wird zum Einen durch 
die weiterhin vorgesehenen höhengleichen Fußgängerquerungen der Dammstraße 
und der Nürnberger Straße am Unteren Tor gesichert. [...] Diese wird als breite beam-
pelle Fußgängerfurt ausgestaltet. Zum Anderen verbindet die geplante Unterführung 
der Dammstraße den „NeuenMarkt" mit der Innenstadt, so dass für Fußgänger eine 
Querung der Dammstraße sowohl ober- als auch unterirdisch möglich ist. [...] 

Der südliche Zugang zur Passage bietet aufgrund seiner Aufweitung sehr viel Platz, in 
dem Ebenen und Aufenthaltszonen geschaffen werden können. Vorgesehen ist neben 
grüngestalterischen Maßnahmen ein Brunnengarten im Rampenbereich zur Passage, 
der auch als Aufenthaltsort mit Bänken gedacht ist. Über Rampen, Treppen und Auf-
züge wird das unterschiedliche Höhenniveau überwunden. Der als Teil der öffentlichen 
Verkehrsanlage geplante Personenaufzug sichert für gehbehinderte Bürger sowie für 
Rollstuhlfahrer, Kinderwägen etc. eine bequeme und sichere Nutzung der Unterfüh-
rung." 

Diese Maßnahmen dienen auch der Erreichbarkeit des Sondergebiets für Radfahrer. 
Ziel der Stadt Neumarkt ist die Förderung des Radverkehrs, festgehalten auch im Inte-
grierten Gesamtverkehrsplan der Stadt Neumarkt. Neben dem Ausbau von Radwegen 
ist ein weiterer Baustein die Bereitstellung von ausreichenden Fahrradstellplätzen, ins-
besondere bei besucherintensiven Nutzungen wie dem „NeuenMarkt". Eine entspre-
chende örtliche Bauvorschrift zur Bereitstellung von Fahrradabstellplätzen ist im Be-
bauungsplan enthalten. 

Insofern kann auch nicht von einer fast ausschließlichen Autoorientierung gesprochen 
werden. 

Die Aussage einer optischen Barriere kann nicht nachvollzogen werden. Eine Blickbin-
dung von und zur Altstadt war nie Zielsetzung und Inhalt der Planung — allein aufgrund 
der örtlichen Gegebenheiten mit dem Wiederaufbau des historischen Unteren Tors ist 
eine Sichtachse unrealistisch. 

Insgesamt wird durch die Maßnahmen zur Erschließung im Rahmen der Bauleitpla-
nung sowie begleitender und nachfolgender Planungen eine Öffnung und Integration 
zur Altstadt ermöglicht. 

Eine unterstellte „abweisende Außengestaltung" liegt im Auge des jeweiligen Betrach-
ters, ist aber nicht Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens. Die bereits veröffent-
lichten architektonischen Detailplanungen und Ansichten sowie die Beschreibung, die 
auch in der Begründung zum Bebauungsplan enthalten ist, entsprechen der parallelen 
und bereits weit fortgeschrittenen Planung des Vorhabenträgers und dienen der Bür-
gerinformation. 

Im Übrigen handelt es sich beim Bebauungsplan „Unteres Tor II" nicht um einen vor-
habenbezogenen Bebauungsplan nach § 12 BauGB, sondern um einen „Angebotsbe-
bauungsplan" im Sinne des § 30 Abs. 1 BauGB. Grundsätzlich ist die Zusammenarbeit 
mit dem Investor des „NeuenMarkt" (Firma NeuerMarkt Besitz- und Vermietungs 
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GmbH) intensiv, damit gemeinsam die Ziele für das Gebiet erreicht werden - sowohl 
was die Nutzungen im Sondergebiet betrifft als auch beispielsweise Regelungen zur 
baulichen Ausgestaltung oder Werbeanlagen etc. 

4.11.40 

„33. Das geplante Einkaufszentrum hat erhebliche negative raumordnerische und städ-
tebauliche Auswirkungen - insbesondere auf die direkten Nachbargemeinden durch die 
Sogwirkung und auf unterbleibende Renovierungen in der Innenstadt, da diese unren-
tabel und nicht mehr bezahlbar werden. Einige Gebäude in der Handelslage bedürfen 
noch der Sanierung. Bei einem Verfall der Mieten verfallen auch die Gebäude mit der 
Folge, dass sich der Abwärtstrend in den Handelslagen noch verschärft." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.40  

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Die Aussage ist unbegründet. 

Im Einzelhandelsgutachten konnte auf Basis der Analyseergebnisse festgestellt wer-
den, dass es zu keinen negativen städtebaulichen Auswirkungen in Neumarkt i.d.OPf. 
im Sinne von § 11 Abs. 3 BauNVO führt. Insgesamt würde durch das Planvorhaben die 
Angebotsvielfalt der Neumarkter Innenstadt gesteigert, die Kaufkraftbindung im Ein-
zugsgebiet gesteigert, Umsätze vorrangig zu Lasten umliegender Oberzentren und 
städtebaulich nicht-integrierter Lagen in Neumarkt umverteilt. 

Durch das Planvorhaben würde sich zweifelsohne die Wettbewerbsdichte innerhalb 
Neumarkts verstärken. Kopplungseffekte - Kunden die bislang für bestimmte Einkäufe 
Standorte außerhalb der Neumarkter Innenstadt aufgesucht haben, nutzen nun das 
Angebot am NeuenMarkt und koppeln hieran Einkäufe in der Altstadt - können diesen 
gesteigerten Wettbewerb teilweise amortisieren. Die sich durch das Planvorhaben stei-
gernde Wettbewerbsdichte würde sich insgesamt durch eine Lageverschiebung ge-
genüber Randbereichen der Innenstadt zeigen. Hier wäre am ehesten von Betriebs-
aufgaben bzw. von einer Verlagerung in die la-Lagen auszugehen (wenn dortige La-
denlokale zur Verfügung stehen). 

Inwieweit hier daher eine ggfs. notwendige Renovierungstätigkeit der Altstadt unter-
bleibt, kann nicht abgeschätzt werden. 

Im Einzelhandelsgutachten konnte auf Basis der Analyseergebnisse festgestellt wer-
den, dass es zu keinen negativen städtebaulichen Auswirkungen gegenüber Nachbar-
kommunen im Sinne von § 11 Abs. 3 BauNVO führt. Dieses Analyseergebnis wird 
durch das Ausbleiben von Stellungnahmen der Nachbargemeinden im Zuge der Offen-
lage des Bebauungsplans und durch das Ergebnis des Vereinfachten Raumordnungs-
verfahrens bei der Höheren Landesplanungsbehörde unterstrichen. 

Das Planvorhaben führt nicht zu raumordnerischen Auswirkungen. Es hält die Ziele der 
Raumordnung für die Bemessung von Planvorhaben des Einzelhandels in vollem Um-
fang ein. 
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4.11.41 

„34. Nach Auffassung der BBE in ihren Gutachten wird das EKZ sich mit dem bisheri-
gen Einzugsbereich des Neumarkter Einzelhandels weitgehend decken. Da weder eine 
räumliche Ausweitung erfolgt, noch ein weiteres Umsatzpotential abschöpfbar ist, wer-
den alle Umsätze des EKZ aus dem bisherigen Bereich generiert. Auch heute schon 
kaufen die Berufspendler in Neumarkt ein bzw. die Auspendler überwiegend in Nürn-
berg. Dies wird sich durch das EKZ nicht ändern. Der Verflechtungsbereich der Stadt 
NM wird mit 170.000 Menschen angegeben. Dabei sind jedoch Orte einbezogen, wel-
che nicht nach Neumarkt orientiert sind. So z.B. Hohenfels, Dietfurt, Altdorf, Winkelhaid 
oder Beiingries. Diese sind ganz klar nach Nürnberg, Eichstätt oder Ingolstadt orien-
tiert. Auch Parsberg, Seubersdorf oder Velburg sind überwiegend schon nach Regens-
burg orientiert. insofern ist der Verflechtungsbereich und die zu generierenden Umsät-
ze ebenfalls, falsch." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.41  

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Für das Planvorhaben konnte ein Einzugsgebiet ermittelt werden, das sich aus Zonen 
unterschiedlicher, nach außen hin abnehmender Kaufkraftbindung zusammensetzt. 
Wie die Analyseergebnisse zeigen, entsprechen die Umsätze des Neumarkter Einzel-
handels nur einem geringen Teil des Kaufkraftpotentials, insbesondere im erweiterten 
Einzugsgebiet - zugleich stellt die Stadt Neumarkt für diese Gemeinden allerdings das 
Oberzentrum dar. Dies spiegelt den Sachverhalt wider, dass die Bewohner des Ein-
zugsgebiets an unterschiedlichen Standorten (Betriebe in Neumarkt, Nürnberg, Re-
gensburg, etc. ...) einkaufen. 

Zusätzliche Umsätze des Neumarkter Einzelhandels durch eine gesteigerte Kaufkraft-
bindung im Einzugsgebiet sind vor diesem Hintergrund zu erwarten. Ursächlich hierfür 
ist, dass durch das Planvorhaben neue Angebotsformate (die ggfs. in den umliegenden 
Oberzentren vorhanden sind) geschaffen werden. 

Der Verflechtungsbereich des Neumarkter Einzelhandels stellt eine zugewiesene Ein-
heit der Landesplanung dar. 

Die ermittelten Umsätze stehen nur in einem mittelbaren Zusammenhang mit der Grö-
ße des Einzugsgebiets. Aufgrund des sehr großen Kaufkraftpotentials steht die Gene-
rierung von Marktanteilen innerhalb des Einzugsgebiets im Vordergrund. 

Entsprechend ist die Aussage, dass der Verflechtungsbereich und die zu generieren-
den Umsätze falsch seien, nicht zutreffend. 

4.11.42 

„35. Durch die raumbezogenen Auswirkungen wäre ein Raumordnungsverfahren 
nötig gewesen — das verkürzte Verfahren ist unzureichend." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.42 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

89 



Bebauungsplan „Unteres Tor 11" / Abwägungsdokument 

In der Begründung zum Bebauungsplan wurde dazu auf S. 8 ausgeführt: 

„Im Sondergebiet ‚Einkaufszentrum' soll großflächiger Einzelhandel entstehen. Für den 
Einzelhandel wird unterstellt, dass bei Einkaufszentren bzw. großflächigem Einzelhan-
del oberhalb der Regelvermutung in § 11 Abs. 3 S. 3 BauNVO (1.200 m2  Geschossflä-
che bzw. 800 m2  Verkaufsfläche) Auswirkungen auf die Verwirklichung der Ziele der 
Raumordnung bzw. städtebauliche Entwicklung und Ordnung bestehen. Daher muss 
ein Einzelhandelsprojekt dieser Größe landesplanerisch überprüft werden. 

Das geplante Einkaufszentrum mit einer Gesamtverkaufsfläche von 13.100 m2  fällt 
nach § 1 Nr. 19 RoV unter die Kategorie ,Errichtung von Einkaufszentren', weswegen 
ein Raumordnungsverfahren durchgeführt werden soll. Die zuständige Höhere Lan-
desplanungsbehörde bei der Regierung der Oberpfalz hat festgelegt, dass ein Raum-
ordnungsverfahren erforderlich ist (§ 15 Abs. 1 ROG und Art. 21 Abs. 1 Nr. 1 BayLplG 
i.V.m § 1 Nr. 19 Raumordnungsverordnung)." 

Die raumbezogenen Auswirkungen wurden folglich in einem Raumordnungsverfahren 
überprüft — nicht in einem verkürzten, sondern in einem vereinfachten Verfahren nach 
§ 16 ROG und Art. 23 BayLplG. Die Vereinfachung bedeutet, dass das Verfahren pa-
rallel zum Bauleitplanverfahren durchgeführt wurde und damit die für das Raumord-
nungsverfahren erforderliche Anhörung der Nachbarkommunen parallel zum frühzeiti-
gen Beteiligungsverfahren nach § 4 Abs. 1 BauGB stattfand. Zu diesem Zweck wurde 
ein größerer Kreis an Nachbarkommunen bei der frühzeitigen Beteiligung um Stellung-
nahme gebeten als es für die Bauleitplanung sonst erforderlich gewesen wäre. 

Insgesamt wird durch das parallele und vereinfachte Raumordnungsverfahren eine 
Verfahrensbeschleunigung und -ökonomisierung ermöglicht, da die betroffenen Behör-
den lediglich einmal eine Stellungnahme abgeben müssen, nicht mehrere Stellung-
nahmen zur Bauleitplanung und zum Raumordnungsverfahren. 

Nach Abschluss des vereinfachten Raumordnungsverfahrens hat die Regierung der 
Oberpfalz als landesplanerische Beurteilung mit Schreiben vorn 04.07.2012 festge-
stellt, dass die Bauleitplanung "Unteres Tor IU unter Beachtung der im Schreiben auf-
geführten Maßgaben den Erfordernissen der Raumordnung und Landesplanung ent-
spricht. Damit ist die Durchführung des vereinfachten Raumordnungsverfahrens auch 
von der zuständigen Behörde bestätigt worden. 

4.11.43 

„36. Die zusätzlichen Lärmbelästigungen - Belastungen durch Kino und Hotel wur-
den nirgends berücksichtigt. Hotel und Kino sind insbesondere auch an Sonn- und Fei-
ertagen in Betrieb. Die zusätzlichen Verkehrs- und damit Lärm- und Abgasbelastungen 
( z.B. durch Zunahme des Verkehrs am Schwarzachweg um den Faktor 10 und auch in 
weiteren Bereichen ) werden unter den Tisch gekehrt." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.43 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Die Lärmbelastungen durch Kino- und Hotelnutzungen fallen unter den Gewerbelärm. 
Zu diesem Thema wurde in der Begründung zum Bebauungsplan auf S. 31 ausgeführt: 
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„Das Ziel für die schalfirnmissionsschutztechnische Planung bezüglich des Gewerbe-
lärms besteht darin, mögliche Lärmkonflikte mit der geplanten bzw. angrenzenden 
Wohnnutzung zu vermeiden. Ein Konflikt ist dann zu erwarten, wenn an einem Immis-
sionsort die Summe aller auf den Immissionsort einwirkenden Geräusche von Betrie-
ben und Anlagen im Plangebiet sowie der gewerblichen Vorbelastung durch Gewerbe-
geräusche bestehender Betriebe den Gesamt-Immissionswert überschreitet. In Bezug 
auf die Planung wurde daher von einer entsprechenden rechtlich zulässigen Lärmbe-
lastung ausgegangen, die sich an den Nutzungen orientiert. [...] 

Für die Vorbelastungen wurden Beurteilungspegel errechnet und den Immissionsorten 
Planwerte zugeordnet, um in einem weiteren Schritt Emissionskontingente für das 
Sondergebiet „Einkaufszentrum" zu ermitteln. 

Entsprechend wurde für das Sondergebiet ein Grundkontingent ermittelt, dem je nach 
nächstgelegenem schutzbedürftigem Immissionsort weitere Zusatzkontingente zuge-
ordnet wurden. Diese Werte wurden im Bebauungsplan festgesetzt. Durch die Einhal-
tung der Lärmwerte aus den Kontingenten (ggf. zuzüglich des Zusatzkontingents),- die 
in den nachfolgenden Planungs-und Genehmigungsverfahren nachgewiesen werden 
muss, wird sichergestellt, dass in den angrenzenden Wohn- bzw. Mischgebieten die 
jeweiligen Werte eingehalten werden. Geeignete Maßnahmen können organisatorische 
Regelungen im Betrieb (z.B. eingeschränkte Öffnungszeiten einzelner Tiefgaragenzu-
fahrten) sein." 

Dies bedeutet, dass die Lärmbelastungen aus dem Kino und dem Hotel lediglich so 
hoch sein dürfen, wie das jeweilige Kontingent aus dem Bebauungsplan es zulässt. Im 
Bauantrag muss nachgewiesen werden, dass diese Kontingente eingehalten werden. 
Ansonsten kann die entsprechende Nutzung nicht genehmigt werden. Sonn- und Feier-
tage sind dabei nach geltendem Recht grundsätzlich nicht zu berücksichtigen, es wird 
bei der Belastung zwischen Tag und Nacht unterschieden. Falls sich nach dem Bau 
des Vorhabens herausstellen sollte, dass Lärmwerte überschritten werden, können 
nachträgliche Anordnungen getroffen werden, die sicherstellen, dass die Lärmwerte 
durch die nachträglich angeordneten Maßnahmen eingehalten werden. 

Über die direkten Lärmbelastungen hinaus wurden die lmmissionsbelastungen durch 
den von den Nutzungen erzeugten Verkehr in den Immissionsgutachten berücksichtigt: 
Die Gutachten zum Thema Lärm und Lufthygiene wurden auf Basis der Verkehrsprog-
nose des Büros R+T erstellt, in die der Besucher-, Nutzer- und Anlieferverkehr für alle 
Gebiete und den darin zulässigen Nutzungen (Sondergebiet ,,Einkaufszentrum" sowie 
die im Entwurf enthaltenen Mischgebiete) einbezogen wurde. 

Bezüglich der Verkehrslärmimmissionen kommt das Schallimmissionsschutz-
Gutachten des Ingenieurbüros Sorge (Stand: März 2013) zu dem Ergebnis, dass be-
reits heute das Straßennetz im Planungsgebiet mit Kfz-Verkehr hoch belastet ist, 
wodurch eine hohe Immissionsbelastung der angrenzenden Gebiete besteht. Die in der 
Gesamtverkehrsplanung (GVP) vorgesehenen Maßnahmen sollen u.a. zu einer Ab-
nahme der Verkehrsbelastung führen, sodass die Straßen und Knotenpunkte durch die 
entstehenden Spielräume das durch die Planung zu erwartende zusätzliche Verkehrs-
aufkommen aufnehmen können. Insoweit ist mit keinen negativen Auswirkungen und 
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nachteiligen Veränderungen der Verkehrslärmsituation gegenüber dem Status-Quo zu 
rechnen. 

Die zu erwartenden Kfz-Verkehre auf den öffentlichen Straßen durch Kino und Hotel 
sind in den Prognose-Werten des Büro R+T mit berücksichtigt, somit auch in den vor-
hegenden Pegelrasterlärmkarten. Der o. g. Verkehr im nicht öffentlichen Bereich (z. B. 
Fahrweg zwischen der öffentlichen Straße und der TG-Ein-/Ausfahrt) wird im Rahmen 
des Nachweises zur Einhaltung der Emissionskontingente (Genehmigungsverfahren) 
berücksichtigt. 

Bezüglich der Luftbelastung wurde im Rahmen der Bauleitplanung im Schadstoffgut-
achten (Müller-BBM, März 2013) die Belastung des gesamten Gebiets mit den für die 
menschliche Gesundheit relevanten Schadstoffen Stickstoffoxide (N0x) sowie 
Feinstaubpartikel (PM2,5  und PM10) vor und mit Realisierung der Planung untersucht. 
Die Grenzwerte der 39. BlmSchV für Feinstaub (PMio  und PM2,5) und für Stickstoffdi-
oxid (NO2) werden sowohl an den Gebäudefassaden als auch im gesamten Umfeld 
weit unterschritten. 

Es wird festgestellt, dass mögliche Lärm- und Luftschadstoffbelastungen, auch die 
durch die Nutzungen Kino und Hotel entstehen können, in den jeweiligen Fachgutach-
ten ermittelt und damit im Bebauungsplanverfahren berücksichtigt wurden. 

4.11.44 

„37. Im Rahmen dieses "verkürzten" Raumordnungsverfahrens hatte die Regierung 
bereits 2007 unter Bezugnahme auf eine Stellungnahme 1997 festgestellt: "Die Höhere 
Landesplanungsbehörde hat im Jahr 1997 das geplante Einkaufszentrum "Areal Unte-
res Tor" im Rahmen eines Raumordnungsverfahrens landesplanerisch überprüft. Sei-
nerzeit war festgestellt worden, dass das Vorhaben den Zielen der Landesplanung 
entspricht, wenn die Lebensmittelverkaufsfläche 3.000 qm - bei einer Gesamtverkaufs-
fläche von 11.000 qm — nicht überschreiten" 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.44 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Die Stellungnahme der Regierung in 2007 hat das Vorhaben aus 2007 bewertet — das 
Vorhaben aus 2010 stellt ein anderes Vorhaben dar. Seit dieser Zeit ist ein weiteres 
Verkaufsflächenwachstum bei Lebensmittelanbietern am Markt zu beobachten. Eben-
falls stellen seitdem veränderte Flächenleistungen die relevante Bezugsbasis dar (vgl. 
„Struktur- und Marktdaten im Einzelhandel", Bayerisches Staatsministerium für Wirt-
schaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie). Außerdem ist zwischenzeitlich der 
EDEKA in der Unteren Marktstraße unabhängig vom NeuenMarkt aufgegeben worden 
und damit ein wichtiger Träger für die Grund- und Nahversorgung weggefallen. Die 
Ausgangssituation ist folglich eine andere als 1997 bzw. 2007. 
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Zur Sicherung der Grund- und Nahversorgung wird in der Verträglichkeitsanalyse aus-
geführt, dass auch in den grundversorgungsrelevanten Bedarfsgütern bei den relevan-
ten innerstädtischen Anbietern Umsatzumverteilungseffekte zu erwarten sind (Verträg-
lichkeitsanalayse, vgl. S. 79). Die höchsten Umsatzrückgänge im Sortiment Nahrungs-
und Genussmittel werden nach Aussage der Gutachter zu Lasten der Supermärkte in 
der Unteren und Oberen Marktstraße gehen (hierunter fiel noch der EDEKA in der Un-
teren Marktstraße, s.o.). Umsatzumverteilungseffekte wären gegenüber der Vielzahl an 
Bäckerei- und Metzgereibetrieben sowie spezialisierten Lebensmittelanbietern (Käse, 
Feinkost, Getränkeanbieter) der Innenstadt zu erwarten. Diese liegen jedoch nach 
Aussage der Gutachter auf einzelbetrieblichem Niveau auf einem äußerst geringfügi-
gen Niveau, so dass Existenz gefährdende Umsatzverluste für einzelne Anbieter nicht 
zu erwarten sind. Durch die Realisierung des Planvorhabens ist damit zu rechnen, 
dass die innerstädtische Versorgung im Bereich des Nahrungs- und Genussmittelsor-
timents eine Verbesserung erreichen kann (vgl. S. 81). 

Aufgrund dieser neuen Voraussetzungen hat die Höhere Landesplanungsbehörde das 
neue Vorhaben auch mit der nun größeren Verkaufsfläche für Nahrungs- und Ge-
nussmittel als mit den Erfordernissen der Raumordnung und Landesplanung entspre-
chend beurteilt. Dies wurde mit dem positiven Ausgang des vereinfachten Raumord-
nungsverfahrens bestätigt. 

4.11.45 

„38. In der 60. Stadtratssitzung vom 20.6.2007 wurde davon ausgegangen, dass das 
Vorhaben ohne Durchführung eines Raumordnungsverfahrens mit den Zielen der 
Raumordnung und Landesplanung vereinbar sei, wenn die ''Gesamtverkaufsfläche" 
12.500 qm nicht überschreitet. Die Ausweitung der jetzigen Verkaufsfläche ist nicht 
nachvollziehbar! Nicht nachvollziehbar ist insbesondere auch, warum früher eine Be-
schränkung auf 11.000 qm als Obergrenze gesehen wurden und jetzt 13.100 qm als 
noch vertretbar angesehen werden- Mehrung ca. 20%- Die unterschiedlichen Beurtei-
lungen sind nicht nachvollziehbar und wohl eher am Wunsch des Investors orientiert! 
Noch in der städtischen Stellungnahme bei der Behandlung der Einwendungen im Jahr 
2008 wurde angeführt "Es ist nicht beabsichtigt, diesen Wert von 12.500 qm Verkaufs-
fläche zu ändern''. 

39. Zuletzt hat der Bay. Landesverband Einzelhandel eine maximale Verkaufsfläche 
von 12.500 qm noch mitgetragen. Überdimensioniert wurden die Verkaufsflächen für 
Textil mit 2.000 qm oder Schuhe mit 600 qm angesehen. Auch die BBE hat im Gutach-
ten 2005 im Maximalansatz eine Fläche von 2.000 qm als obere Grenze erachtet. Bei 
Schuhen waren es 1.000 qm. Bedenklich ist die jetzige Änderung auf über 3.000 qm 
bei Textil oder die Senkung auf 600 qm bei Schuhen. Diese Änderungen sind nicht 
nachvollziehbar geändert worden und stehen im Widerspruch zu Äußerungen ver-
schiedener Träger öffentlicher Belange." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.45 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 
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Das Vorhaben entspricht mit einer Verkaufsfläche von 13.100 m2  den zum Untersu-
chungszeitpunkt gültigen Vorgaben der Landesplanung/Raumordnung in Bezug auf die 
Zulässigkeit maximal gültiger Verkaufsflächen bei einzelnen Sortimenten bzw. Ange-
botsformaten in vollem Umfang. Gegenüber der letzten landesplanerischen Bewertung 
(12.500 m2) ist zu berücksichtigen, dass diese sich auf vorherige Konzepte am Projekt-
standort beziehen. Auch die städtische Stellungnahme in 2008 oder die Stellungnahme 
des Bay. Landesverbands Einzelhandel beziehen sich auf das damalige Vorhaben. Sie 
steht in keinem inhaltlichen Zusammenhang mit dem Planvorhaben aus 2010. 

Für das Vorhaben war in früheren Fällen von einer Fachmärkte- bzw. Einkaufscenter-
Entwicklung auszugehen, die sich vom zuletzt diskutierten Plankonzept deutlich unter-
scheidet. Zum damaligen Zeitpunkt stellte das Vorhaben keine funktionale Ergänzung 
des Innenstadtbereichs dar, sondern war aufgrund der Gebäudestruktur und 
Wegeachsen als solitärer Einzelhandelsstandort zu beurteilen. Mit dem Planvorhaben 
MULTI Development / Bögl lag eine detaillierte Planung dahingehend vor, den Innen-
stadtbereich funktional zu erweitern. Über die in 2007 geplanten Einzelhandelsnutzer 
hinaus sind im vorliegenden Fall ferner Gewerbe- und Dienstleistungsfunktionen, ein-
gebunden in eine attraktive städtebauliche Lösung, geplant. Aufgrund dieses deutlich 
veränderten Nutzungskonzepts ist funktional, und damit auch im Hinblick auf die städ-
tebauliche Bewertung eine neue Situation gegeben: Die Anbindung an die Altstadt wird 
über eine entsprechende Verkehrslösung sichergestellt. 

4.11.46 

"40. Die Gutachter der BBE hatten im Jahr 2005 eine Textilverkaufsfläche von 2.000 
qm als verträglich an - die Reduzierung von ursprünglich 3.000 auf 2.000 qm beruht 
auf dem BBE-Gutachten 	Die jetzt geplante Textilverkaufsfläche liegt deutlich dar- 
über. Den schon früher immer dazu geäußerten Bedenken der TÖB wurde nicht Rech-
nung getragen. Warum und weshalb bleibt das Geheimnis der Planer oder des Inves-
tors, dessen Interessen die Gutachter ja Rechnung tragen - s. Äußerung im Gutachten- 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.46  

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Die Textilverkaufsflächen der vorherigen Planvorhaben stellten eine externe Auswir-
kung auf den innerstädtischen Einzelhandel dar. Die avisierten Nutzungen waren auf-
grund ihrer Preis- und Qualitätsausrichtung (Fachmärkte) nicht in der Lage, das Ein-
zugsgebiet der Stadt Neumarkt bzw. die Marktdurchdringung im Einzugsgebiet zu stär-
ken. Sie konnten nicht dazu beitragen, attraktive Einkaufsalternativen zu den benach-
barten Oberzentren zu schaffen. Aus diesem Grund war damals eine sehr restriktive 
Vorgabe in Bezug auf die Schaffung zusätzlicher Textilverkaufsflächen gefordert. 

Mit dem nun diskutierten Planvorhaben beabsichtigt der Investor eine Erweiterung der 
Innenstadt durch ein multifunktionales Dienstleistungs- und Einkaufszentrum. Es wird 
mit einer entsprechenden Verbindung zum Altstadtbereich hin ausgerüstet und unter-
scheidet sich deutlich von den in den Vorjahren geplanten solitären Fachmärkten. Der 
Nutzungsmix zielt (entgegen den vorherigen Planungen) auf Mieter ab, die das (Textil-) 
Handelsangebot in Neumarkt ergänzen und dadurch die Attraktivität gegenüber den 

94 



Bebauungsplan ,.Unteres Tor II" / Abwägungsdokument 

umliegenden Oberzentren stärken. Die zusätzlichen Umsätze resultieren damit zu ei-
nem großen Teil aus der Bindung von Kaufkraft, die bislang aus dem oberzentralen 
Versorgungsbereich der Stadt Neumarkt abfließt. 

4.11.47 

„41. Hinsichtlich der Lebensmittelverkaufsfläche hatte die Regierung die Zulässigkeit 
bejaht, wenn diese eine Verkaufsfläche von 3.000 qm nicht überschreitet. Diese Be-
schränkung wurde in den Beurteilung von 1997, 2000 und 2007 bestätigt. Die jetzt ge-
plante Ausweitung auf 4.358 qm entspricht einer Ausweitung von nahezu 50%. Die 
frühere Beschränkung und insbesondere die jetzige Ausweitung ist nicht nachvollzieh-
bar zu begründen und entspricht lediglich dem Investoreninteresse." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.47  

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Zunächst ist festzustellen, dass die Zahl der Verkaufsfläche mit einer Ausweitung auf 
4.358 qm nicht der im Bebauungsplan festgesetzten maximalen Verkaufsfläche im Sor-
timent Nahrungs- und Genussmittel entspricht. Festgesetzt sind hier 3.800 qm. Folglich 
ist keine Ausweitung von nahezu 50 % vorgesehen, sondern eine Ausweitung von 
3.000 auf 3.800 qm (ca. 26%). 

Zur Ausweitung um 800 qm: Frühere Gutachten bezogen sich auf die Errichtung eines 
Lebensmittelsupermarktes bzw. eines SB-Warenhauses im Rahmen einer solitären 
Fachmarktcenterplanung. Ein innerstädtischer Lebensmittelsupermarkt stellte zum da-
maligen Zeitpunkt einen relevanten Wettbewerber dar (mittlerweile wurde das Ladenlo-
kal allerdings umfassend renoviert durch einen Schuhfilialisten ersetzt). Über einen 
Lebensmittelsupermarkt verfügt die Neumarkter Innenstadt im Bereich der Altstadt 
heute nicht mehr. Über ein Ladenlokal oder eine zumindest mittelfristig durch einen 
wettbewerbsfähigen Lebensmittelsupermarkt nutzbare Potenzialfläche verfügt der 
Standortbereich Altstadt ebenfalls nicht. 

Mit der zuletzt begutachteten Planung sind die Errichtung eines Lebensmittelsuper-
marktes und eines Lebensmitteldiscountrrrarktes geprüft worden. Beide Betriebe sind 
landesplanerisch zulässig und städtebaulich verträglich. 

Auch die Realisierung der im Gutachten geprüften Lebensmittelverkaufsfläche durch 
nur einen Anbieter - einen Lebensmittelsupermarkt - in Verbindung mit dem Wegfall 
des Lebensmitteldiscounters ist landesplanerisch zulässig. Ebenfalls ist für diesen Fall 
von einer städtebaulichen Verträglichkeit auszugehen, da der Ersatz von Lebensmittel-
discounter- durch weitere Supermarktverkaufsfläche nur zu vergleichsweise geringeren 
Flächen- und damit Umsatzleistungen führen würde. Discounter- und Supermarkt wür-
den zusammen über eine deutlich höhere Umsatzleistung verfügen, als ein einzelner 
Supermarkt auf vergleichbarer Gesamtverkaufsfläche. Deshalb wurde die Errichtung 
von zwei Lebensmittelanbietern im Gutachten als „Worst-Case-Szenario" geprüft. 

Darüber hinaus wurde in der Verträglichkeitsanalayse ausgeführt, dass es zu Umsatz-
rückgängen im Sortiment Nahrungs- und Genussmittel kommen kann (vgl. S. 79) - ins-
besondere zu Lasten der Supermärkte in der Unteren und Oberen Marktstraße gehen. 
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Jedoch ist der EDEKA in der Unteren Marktstraße bspw. zwischenzeitlich bereits un-
abhängig vom NeuenMarkt aufgegeben worden. Entsprechend sind hier weniger Flä-
chen dieses Sortiments vorhanden als in den früheren Gutachten berücksichtigt wer-
den mussten. Weitere Umsatzumverteilungseffekte wären gegenüber der Vielzahl an 
Bäckerei- und Metzgereibetrieben sowie spezialisierten Lebensmittelanbietern (Käse, 
Feinkost, Getränkeanbieter) der Innenstadt zu erwarten. Diese liegen jedoch nach 
Aussage der Gutachter auf einzelbetrieblichem Niveau auf einem äußerst geringfügi-
gen Niveau, so dass Existenz gefährdende Umsatzverluste für einzelne Anbieter nicht 
zu erwarten sind (vgl. S. 81). 

Negative Auswirkungen auf die Versorgungsfunktion der Innenstadt und die Nahver-
sorgung der Bevölkerung sind damit nicht zu erwarten, sondern es ist durch die Reali-
sierung des Planvorhabens vielmehr damit zu rechnen, dass die innerstädtische Ver-
sorgung im Bereich des Nahrungs- und Genussmittelsortiments eine Verbesserung 
erreichen kann (vgl. S. 81). Damit stellt die Errichtung einer großen Lebensmittelver-
kaufsfläche in zentraler Lage der Stadt Neumarkt, die durch Fußgänger, den öffentli-
chen Personenverkehr und Autofahrer gleichermaßen gut zu erreichen ist, ein zentra-
les, nachhaltiges städtebauliches Entwicklungsziel der Stadt Neumarkt dar und steht 
über einzelparteilichen Investoreninteressen. Es spiegelt sich im Stadtleitbild 2010-
2016 und dem Einzelhandelskonzept der Stadt wider. 

4.11.48 

„42. Die Verkaufsflächenbeschränkungen der einzelnen Sortimente ist unzureichend. 
Diesbezüglich wurden auch Bedenken der Träger öffentlicher Belange vorgebracht, 
jedoch nicht berücksichtigt! So hat die BBE die Strukturdaten und Marktdaten im 
Einzelhandel für 2010 im Internet stehen. Legt man diese Daten bei möglichen zulässi-
gen Verkaufsflächen zugrunde, so errechnen sich ganz andere Werte. Bei den Schu-
hen wären beispielsweise über 1.200 qm Verkaufsfläche zulässig, bei Drogeriewaren 
über 3.000 qm. Deshalb erscheint die geplante Flächenbegrenzung 1-erhöhung äußert 
fragwürdig. Unterlagen, warum und weshalb die jeweiligen Flächen festgesetzt wurden, 
sind nicht ausgelegen und deshalb auch nicht nachvollziehbar. Es fehlt an der notwen-
digen Klarheit und Begründetheit dieser Festsetzungen. 

Das Einkaufszentrum entsteht als einheitlicher Komplex mit abgeschotteten Strukturen. 
Eine Beschränkung der Verkaufsfläche auf innenstadtrelevante Verkaufsflächen ist 
unzureichend. Um die negativen Auswirkungen auf die Innenstadt zu begrenzen, hätte 
es weiterer Festsetzungen bzw. Beschränkungen von Flächen bedurft. Als Beispiel sei 
hier die Gastronomie genannt. 

Nachdem solche Flächen erhebliche Auswirkungen auf den Kundenstrom und die 
Verweildauer im Center besitzen, hätten auch solche Flächen einer Beschränkung be-
durft. Dies ist nicht geschehen. Damit einher gehen erhebliche negative städtebauliche 
Auswirkungen." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.48  

Der Anregung wird nicht gefolgt. 
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Die Verkaufsflächenbeschränkungen sind detailliert und sortimentsbezogen erfolgt. Sie 
berücksichtigen die Vorgaben aus der Landesplanung und der Begutachtung der städ-
tebaulichen Verträglichkeit. Beides muss erfüllt werden. 

Die BBE-Struktur- und Marktdaten bilden den Bezugsrahmen zur Ermittlung landespla-
nerisch zulässiger Verkaufsflächen unter Berücksichtigung zulässiger Abschöpfungs-
quoten im Einzugsgebiet. Die tatsächliche städtebauliche Verträglichkeit, bzw. eben die 
Grenze zur Unverträglichkeit hin kann allerdings bereits bei deutlich geringeren, als 
den landesplanerisch zulässigen Verkaufsflächenobergrenzen erreicht werden. Sie 
bemisst sich an der konkreten städtebaulichen Situation 

Hierzu sind die individuelle städtebauliche Situation sowie die Angebots-, Nachfrage-
und Wettbewerbsstruktur im Einzelfall vor Ort zu prüfen. Dies wurde durchgeführt. Des-
halb ist z.B. bei Schuhen und Drogeriewaren eine deutlich schärfere Verkaufsflächen-
begrenzung notwendig, als dies alleine aus landesplanerischer Sicht erforderlich wäre. 

Gastronomieflächen, etc. stellen kein beurteilungsrelevantes Kriterium für den Einzel-
handelsgutachter dar. Durch die Ausrichtung des Gesamtvorhabens auf ein multifunk-
tionales Dienstleistungs- und Einzelhandelszentrum ist die Errichtung entsprechender 
innovativer und für Neumarkt neuer Angebotsformate sicherlich notwendig. 

Für die Beschränkung von Gastronomieflächen gibt es darüber hinaus keine Festset-
zungsgrundlage im Bauplanungsrecht. Daneben ist zu berücksichtigen, dass die Bau-
leitplanung kein Instrument der Wirtschaftsplanung ist, sondern sich auf die Berück-
sichtigung wirtschaftlicher Belange innerhalb der geordneten städtebaulichen Entwick-
lung beschränken muss. Das bedeutet, dass die Gemeinde zwar die Belange der Wirt-
schaft berücksichtigen muss, ein einzelner Gewerbetreibender (Gastronomie) jedoch 
keinen Anspruch darauf hat, dass eine vorhandene Wettbewerbssituation nicht ver-
schlechtert wird. Die Gemeinde muss sich wettbewerbsneutral verhalten.8  

Im Rahmen der Auswirkungsanalyse für Einzelhandelsbetriebe sind Kopplungseffekte 
zu Gastronomie- und weiteren Dienstleistungsangeboten berücksichtigt. 

4.11.49 

„43. Das geänderte Kaufverhalten der Bevölkerung wurde nicht (richtig) bewertet. Nicht 
nur dass die Verkaufsfläche in der Innenstadt etwa doppelt so hoch ist wie im Bundes-
durchschnitt (Vorbelastung), verbunden mit der Ansiedlung div. Discounter rund um 
die Stadt, so wird durch den Internethandel weiteres Käufervolumen abgezogen. Dies 
wurde nirgends berücksichtigt. Alleine die schleppende Vermietung der Altstadtpassa-
ge (siehe hierzu auch die Aussage des Sparkassendirektors Nowotny) ist ein wichtiger 
Beweis, dass die Innenstadt wegen der schon vorhandenen übergroßen Verkaufsflä-
chen besonderen Nachteilen ausgesetzt ist und der nicht berücksichtigte Internethan-
del weitere Verschärfungen bringt. Mit Urteil vom 1.2.2010 -7A 1635/07 hat das OVG 
NRW wichtige Aussagen zu Vorbelastungen und Kaufkraftabfluss gemacht. Unter 

8  Vgl. BVerwG NVwZ 1997, 683 
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anderem wurde ausgeführt, dass ein Kaufkraftabfluss von (nur) 7,9 bis 8,8% schädli-
che Auswirkungen auf den zentralen Versorgungsbereich erwarten lasse "denn er füh-
re endgültig zu einer städtebaulich nachhaltigen Beeinträchtigung der Funktionsfähig- 
keit des zentralen Versorgungsbereichs Innenstadt und damit zu seiner Störung 	 .,  
Folge war die Ablehnung des Bauvorhabens. Im BBE-Fazit zur Verträglichkeit und 
Verkehr auf Seite 87 wir beispielsweise ausgeführt; "Diese Umsatzverlagerungen sind 
insbesondere im Bekleidungssektor gegenüber bestimmten Anbietern, verstärkt durch 
deren Lagequalitäten, nicht nur von unwesentlicher Qualität. Rund ein Viertel der vor-
handen sortimentsspezifischen Innenstadt-Verkaufsfläche würde am Standort des 
Planvorhabens neu entstehen. Angebotsspezifische Umverteilungsquoten von bis zu 
20% deuten an einigen Stellen auf Veränderungen und Brüche im Bestand hin". Auch 
unter Berücksichtigung der bisherigen Ausführungen zur BBE und nicht vorhandenen 
wissenschaftlich fundierter Grundlagen kommt die BBE in Schätzung der Auswirkun-
gen aller Hauptwarengruppen weiter zu folgender Aussage - S.87 unten u. 88 oben: 
"sind Umverteilungseffekte überwiegend unterhalb der 10%-Schwelle gegenüber den 
Bestandsbetrieben zu erwarten .... Damit liegt auch nach der BBE ein Großteil aller 
Bestandsbetriebe über dieser 10%- Grenze." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.49 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Neumarkt ist Oberzentrum. Die gesamtstädtische (nicht die innerstädtische) Verkaufs-
fläche liegt deshalb über dem Bundesdurchschnitt. Die Verkaufsfläche Neumarkts pro 
Einwohner orientiert sich an Verkaufsflächen von Mittel- und Oberzentren in ländlichen 
Räumen (bundesweit). Im regionalen Vergleich ist die Verkaufsflächenausstattung 
Neumarkts sogar nur als unterdurchschnittlich zu bewerten9. Demnach verfügt Neu-
markt über eine Verkaufsfläche von rd. 2,5 m2  pro Einwohner (EW), Amberg über 3,4 
m2  pro EW und Weiden über 4,5 m2  pro EW. Die Einwohnerzahlen von Amberg und 
Weiden liegen dabei sogar über der von Neumarkt. Auch das bevölkerungsstarke 
Oberzentrum Regensburg liegt mit einer Verkaufsfläche von rd. 3,3 rn2  pro EW deutlich 
über den Werten von Neumarkt. 

Aktuelle Entwicklungen im Einzelhandel wurden berücksichtigt. Dem Wettbewerb durch 
den Internethandel sieht sich der gesamte stationäre Einzelhandel gegenüber. Dispen-
se Ansiedlungen preisorientierter Fachmärkte verlieren vor diesem Hintergrund im Be-
sonderen an Attraktivität. Insbesondere durch leistungsfähige und attraktive stationäre 
Angebote kann diesem begegnet werden. Der Ansiedlungen von Fachmärkten und 
Discountbetrieben (hier verstanden als Lebensmitteldiscounter und preisorientierte 
Fachmärkte) wird durch das Planvorhaben entgegengetreten. Die durch eine hohe 
Preissensibilität gekennzeichneten Elektrowaren werden erstmals in der Innenstadt 
angeboten. 

9 vgl. hierzu: IHK Regensburg - Ostbayern konkret, Standortpolitik Oktober 2009, Handel(n) für die Zu-
kunft? Strukturen und zukünftige Entwicklungen des Einzelhandels im Bezirk der IHK Regensburg, 
http://www.ihk-regensburg.de/ihk-r/autouploadlofficefiles/Handelniuerdie_Zukunft.pdf  
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Gründe für eine unzureichende Vermietung von Handelsflächen sind in aller Regel viel-
fältiger Natur. Nicht eingeschätzt werden kann an dieser Stelle, inwieweit hier aufgeru-
fene Mietzinsvorstellungen einer nachhaltigen Vermietung entgegenstehen. 

Der Gutachter hat die Entwicklungen der Altstadtpassage über inzwischen mehr als 
vier Jahre verfolgt. Festgestellt werden kann vor diesem Hintergrund, dass die zum 
Markt hin orientieren Flächen (Gerry Weber und Esprit) mit leistungsfähigen Mieter 
versehen und dauerhaft belegt waren. Die inneren Einzelhandelsflächen sehen sich 
dem grundsätzlichen funktionalen Problem gegenüber, dass die Passage keinen inne-
ren bzw. hinteren Anker hat und aus Einzelhandelssicht ins „Nichts" führt. Die innerhalb .  
der Altstadtpassage realisierbare Verkaufsfläche stellt zusätzlich keine Größenordnung 
dar, die sie als „Kompetenzschwerpunkt" wettbewerbsfähig werden lässt. Sie ist zu 
klein. Für Passantenfpotentielle Kunden gibt es vor diesem Hintergrund nur einen ge-
ringen Anreiz, die Passage zu betreten. 

Als Vergleich kann z.B. die „Altstadtpassage" der Stadt Bayreuth dienen. Innerhalb 
einer leistungsfähigen Innenstadt ist auch diese durch eine deutliche Mindernutzung 
und Leerstände gekennzeichnet. Entsprechende Gebäudegrundrisse sind unter Ein-
zelhandelsgesichtspunkten, auch im Kontext deutlich unterdurchschnittlicher Mieten, 
dauerhaft nicht marktfähig. Dies trifft unabhängig von der sonstigen Wettbewerbssitua-
tion zu, wie bundesweite Vergleichsbeispiele ebenfalls zeigen. 

Der Begriff der Vorbelastung stellt entgegen der Darstellung der Einwenderin auf das 
Verhältnis von Verkaufsfläche/Umsätzen innerhalb und außerhalb zentraler Versor-
gungsbereiche ab. Das zitierte Urteil ist bekannt: Es stellt auf städtebauliche Wirkun-
gen ab, die aufgrund der Vorbelastung trotz einer Umverteilung von unter 10 % zu er-
warten sind, da, vereinfacht gesagt, die dort betroffenen Betriebe bereits „Grenzer-
tragsbetriebe" darstellen. Für die dortige kausale Angebots- und Versorgungsstruktur 
war eine Störung zu erwarten. 

Aussagen und Gerichtsentscheide zu Vorbelastungen sind im vorliegenden Fall nur 
bedingt zu verwenden, da es sich um eine andere Ausgangssituation handelt. Durch 
das Planvorhaben wäre ggfs. eine Lageverschiebung innerhalb der Innenstadt zu er-
warten. Dies beträfe insbesondere Textilanbieter. Eine nachhaltige Beeinträchtigung 
der Funktionsfähigkeit des zentralen Versorgungsbereichs oder eine Störung sind al-
lerdings nicht zu erwarten. Insgesamt würden Angebotsvielfalt und Verkaufsfläche in 
der Innenstadt zunehmen. 

4.11.50 

„44. Zum Kaufkraftabzug sind für das EKZ viel zu geringe Umsätze angesetzt. Außer-
dem sind durch die nichtinnenstadtrelevanten Verkaufsflächen weitere Kaufkraftabzüge 
zu berücksichtigen. Dies betrifft auch Kino und Hotelerie. In der Folge führt dies zu 
existenzgefährenden Auswirkungen - insbesondere auch im Textilbereich. Nach den 
BBE-Strukturdaten liegen die Flächenumsätze für Textilwaren zwischen 3.000 und 
4.000 Euro je qm und Jahr, wobei in den Anmerkungen 41 vermerkt ist: "An Hochfre-
quenzstandorten, z.B.1a-Lagen der Innenstädte, sowie in Einkaufszentren wer-
den z.T. deutlich höhere Raumleistungen erzielt." Es ist deshalb fragwürdig und wohl 
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nicht haltbar, dass in der Verträglichkeitsanalyse für Textil im Stadtdurchschnitt ein 
Umsatzwert von nur 3.350 Euro je qm und Jahr zugrunde gelegt wurde, bei Schuhen 
ein Wert von 3.056 Euro je qm und Jahr, in der Innenstadt bei Textil 3.457 Euro qm 
und Jahr, bei Schuhen 3.379 Euro je qm und Jahr. im Durchschnitt soll die Innenstadt 
einen Umsatz von 4.200 Euro je qm' und Jahr erwirtschaften. Die angenommenen Wer-
te der BBE sind in sich nicht schlüssig sondern fehlerhaft. Beispielhaft sei auch er-
wähnt, dass die BBE im Gutachten 2010 für Textil im Einkaufszentrum nur von einer 
Flächenleistung von 2.631 Euro je qm und Jahr ausgeht. Dieser Wert steht im krassen 
Widerspruch zur BBE-Strukturanalyse 2010- Bereich Anmerkungen — siehe oben - und 
ist wohl begründet in den investorenseitigen Belangen (s .BBE a.a.0). Da die Daten 
nicht nachprüfbar sind, stellt sich berechtigterweise auch die Frage, ob nicht auch an-
derweitig an der Stellschraube der "investorenseitigen Belange" eine Feinjustierung 
vorgenommen wurde. 

Wenn hier in meinen Einwendungen gelegentlich auf das Gutachten der BBE aus  
dem Jahr 2005 Bezug genommen wird, dann deshalb, weil auch die BBE auf Sei-
te 46 ihres aktuellen Gutachtens aus 2010 hierauf Bezug nimmt: "Hinsichtlich der 
zu erwartenden Auswirkungen sei auf das seit 2005 vorliegende Gutachten der 
BBE zu den raumordnerischen und städtebaulichen Auswirkungen 
...hingewiesen...". Sowohl das Gutachten 2005 als auch das genannte Gutachten 
"Aktualisierung der Verträglichkeitsanalyse aus dem Jahr 2005 für ein geplantes Ein-
kaufszentrum am Unteren Tor in der Stadt Neumarkt" liegen nicht öffentlich aus. Der 
Vergleich und die Wertungen der Aussagen 2005 / 2007 / 2010 ist deshalb nicht mög-
lich. Das Fehlen dieser Unterlagen in der jetzigen Auslegung beanstande ich hiermit 
ausdrücklich." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.50  

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Die prognostizieren Umsatzleistungen berücksichtigen Branchenkennzahlen und die 
lokale Marktsituation (vgl. auch „Stellungnahme des Planers zu 4.11.32"). Umsätze aus 
nicht-innenstadtrelevanten Sortimenten sind ebenfalls in vollem Umfang berücksichtigt. 
Die Auswirkungsanalyse erstellt getrennte Umsatzprognosen nach Betriebsformen und 
nach Sortimenten. Kino- und Hotellerie-Umsätze sind nicht Gutachten-relevant. 

Die von der BBE prognostizierten Umsatzleistungen der Betriebe in der Innenstadt um-
fassen alle vorhandenen Anbieter. Aufgrund einer großen Spannweite der Leistungsfä-
higkeit der Neumarkter Betriebe ergeben sich auf einzelbetrieblichem Niveau deutliche 
Abweichungen vom Durchschnittswert. Aus Gründen der Lesbarkeit können jedoch 
nicht die Flächenleistungen aller Betriebe einzelbetrieblich im Gutachten dargestellt 
werden. 

Die von der Einwenderin errechneten Durchschnittswerte sind richtig und entsprechen 
den Inhalten der Auswirkungsanalyse (Werte zwischen 3.056 und 3.550 EUR/m2  VKF). 
Sie sind darüber hinaus mit den allgemeinen Durchschnittswerten der BBE-
Strukturdaten vereinbar. 

Die zu erwartenden Flächenleistungen für das Planvorhaben sind von der Einwenderin 
demgegenüber sachlich nicht korrekt dargestellt worden. Die Flächenleistung im Be-
reich Textil beträgt anbieterspezifisch 2.631 EUR/m2  VKF bis 4.511 EUR/m2  VKF je 
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nach Mietermix. Es ist von Seiten der Gutachter von einer mittleren Flächenleistung in 
Höhe von 3.524 EUR/m2  VKF ausgegangen worden (Textil). Diese liegt damit über den 
Durchschnittswerten von Innenstadt (3.457 EUR/m2  VKF) und Gesamtstadt (3.350 
EUR/m2  VKF). 

Alle Zahlen sind dem Einzelhandelsgutachten zu entnehmen und damit nachprüfbar 
(vgl. Auswirkungsanalyse S. 61, Abb. 15 und Abb. 16). Es wurden damit nachweislich 
keine investorenseitigen Belange per „Stellschraube" berücksichtigt. 

Im Rahmen der vorherigen Auswirkungsanalyse wurde an einigen Stellen auf,vorheri-
gen Gutachten Bezug genommen. Diese Bezüge sind allerdings inhaltlich ohne Belang 
für die Bewertung des zugrunde liegende Planverfahrens. Sie dienen der vereinfachten 
Lesbarkeit, um Unterschiede zwischen den Planungen hervorzuheben. 

4.11.51 

„45. Die Dammstraße hat eine trennende Wirkung zwischen Altstadt und Einkaufscen-
ter, Diese wird durch die Planung nicht beseitigt. Gerade die von städtischer Seite im-
mer wieder betonte notwendige enge Verbindung mit der Innenstadt ist jetzt noch we-
niger als vorher, gegeben. Der innerstädtische Handel könnte jedoch nur dann von 
"neu gewonnenen Kundenströmen — so BBE" etwas abbekommen, wenn eine beson-
ders gute Integration in die Handels- und Standorte der Stadt und Innenstadt integriert 
ist. Die jetzt angedachte Anbindung ist mehr als mangelhaft. Statt der früher angedach-
ten Öffnung ist jetzt eine vollständig autarke Einkaufstadt mit vollständiger Autoorientie-
rung geplant. Damit werden die Anforderungen der BBE und TöB in keinster Weise 
(mehr) erfüllt. Die Auswirkungen verkehren sich damit entgegengesetzt der angeblich 
gewünschten Effekte -> Verödung der Innenstadt mit Degenerierung zur Funktionslo-
sigkeit." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.51  

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Die Dammstraße kann durch ihre Breite und das Verkehrsaufkommen als Barriere wir-
ken. Eine gute Anbindung des Sondergebiets „Einkaufszentrum" an die Innenstadt ist 
für die Gesamtplanung von großer Bedeutung: Durch die Lage am Unteren Tor weist 
der Standort einen Innenstadtbezug auf und das Verknüpfungspotenzial mit den inner-
städtischen Angebotsstrukturen ist als sehr hoch einzustufen — sofern eine geeignete 
fußläufige Anbindung und eine geschickte baustrukturelle Realisierung gewährleistet 
sind. Essentiell ist die Schaffung einer Austauschbeziehung für Fußgänger und Rad-
fahrer zwischen der Innenstadt und dem neuen Standort. Nur durch diese Anbindung 
können die Synergieeffekte entfaltet werden. 

Um der Barrierewirkung der Dammstraße entgegenzutreten, werden verschiedene 
Maßnahmen ergriffen: 

Zunächst ist im Gesamtverkehrsplan zur Reduzierung der Verkehrsbelastung die Ver-
lagerung des durch die Kernstadt fahrenden Durchgangsverkehrs vorgesehen. So ist 
ein Baustein zur Verlagerung die Erhöhung des Durchfahrvviderstandes durch die 
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Kernstadt. Dieser Baustein enthält beispielsweise Verkehrsberuhigungsmaßnahmen in 
der Dammstraße durch die Reduzierung der Fahrbahnbreiten oder der Grünzeiten, 
durch den Einbau von Radfahrstreifen und die optische Einschränkung der Fahrbahn 
durch Begrünung. Die Dammstraße wird letztlich zweistreifig in jede Richtung mit zu-
sätzlichen Abbiegespuren sowie beidseitigen Fuß- und Radfahrwegen ausgestaltet. 
Diese Verkehrsberuhigungsmaßnahmen fördern auch eine attraktive Verbindung mit 
der Altstadt. 

Für die fußläufige Anbindung des Sondergebietes „Einkaufszentrum" wurden verschie-
dene Alternativen geprüft, die Besuchern des „NeuenMarkts" eine bequeme und siche-
re Querung der Dammstraße ermöglichen und damit die Erreichbarkeit der Altstadt 
verbessern. Zur letztlich gewählten Verbindungsart wurde in der Begründung auf S. 48f 
ausgeführt: 

„Die fußläufige Verknüpfung des Plangebietes mit der Innenstadt wird zum Einen durch 
die weiterhin vorgesehenen höhengleichen Fußgängerquerungen der Dammstraße 
und der Nürnberger Straße am Unteren Tor gesichert. [...] Diese wird als breite beam-
pelte Fußgängerfurt ausgestaltet. Zum Anderen verbindet die geplante Unterführung 
der Dammstraße den „NeuenMarkt" mit der Innenstadt, so dass für Fußgänger eine 
Querung der Dammstraße sowohl ober- als auch unterirdisch möglich ist. [...] 

Der südliche Zugang zur Passage bietet aufgrund seiner Aufweitung sehr viel Platz, in 
dem Ebenen und Aufenthaltszonen geschaffen werden können. Vorgesehen ist neben 
grüngestalterischen Maßnahmen ein Brunnengarten im Rampenbereich zur Passage, 
der auch als Aufenthaltsort mit Bänken gedacht ist. Über Rampen, Treppen und Auf-
züge wird das unterschiedliche Höhenniveau überwunden. Der als Teil der öffentlichen 
Verkehrsanlage geplante Personenaufzug sichert für gehbehinderte Bürger sowie für 
Rollstuhlfahrer, Kinderwägen etc. eine bequeme und sichere Nutzung der Unterfüh-
rung." 

Diese Maßnahmen dienen auch der Erreichbarkeit des Sondergebiets für Radfahrer. 
Ziel der Stadt Neumarkt ist die Förderung des Radverkehrs, festgehalten auch im Ge-
samtverkehrsplan der Stadt Neumarkt. Neben dem Ausbau von Radwegen ist ein wei-
terer Baustein die Bereitstellung von ausreichenden Fahrradstellplätzen, insbesondere 
bei besucherintensiven Nutzungen wie dem „NeuenMarkt". Eine entsprechende örtli-
che Bauvorschrift zur Bereitstellung von Fahrradabstellplätzen ist im Bebauungsplan 
enthalten. 

Insofern kann auch nicht von einer vollständigen Autoorientierung gesprochen werden. 

Insgesamt wird durch die Maßnahmen zur Erschließung im Rahmen der Bauleitpla-
nung sowie begleitender und nachfolgender Planungen eine Öffnung und Integration 
zur Altstadt ermöglicht. Die unterstellte Auswirkung (Verödung der Innenstadt mit De-
generierung zur Funktionslosigkeit) kann nicht nachvollzogen werden. 

4.11.52 

„46. Laut Industrie- und Handelskammer werden Fußgängerunterführungen als soge-
nannte "Angsträume" bezeichnet, die nur ungern genutzt werden. Dies wirkt einer 
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sinnvollen Anbindung zur Innenstadt entgegen. Auch durch eine besondere bauliche 
Gestaltung und Beleuchtung kann - u.a. wegen des Platzmangels - dieser Missstand 
nicht behoben werden. Die Überquerung der Straße bzw. die Unterführung sind nicht 
behindertengerecht 1 rolistuhlgerecht herzustellen." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.52  

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Eine gute Anbindung des Sondergebiets „Einkaufszentrum" ist ein zentrales Ziel der 
Planung, da eine gute fußläufige Anbindung der Flächen an die Altstadt die Vorausset-
zung für die städtebauliche Verträglichkeit der vorgesehenen Ergänzung des Einzel-
handels ist. 

Zum Erreichen der Altstadt muss die verkehrsintensive Dammstraße gequert werden. 
Kreuzungen von Hauptverkehrsstraßen sind eine besondere Herausforderung, wes-
wegen mehrere Alternativen geprüft wurden: höhengleiche Querung sowie die Tren-
nung des motorisierten und nicht motorisierten Verkehrs. 

Höhengleiche Querungen sind baulich zumeist einfacher vorzusehen, jedoch sind War-
tezeiten bei Ampelanlagen oftmals verbunden mit Ansammlungen in Stoßzeiten für 
Fußgänger und Radfahrer. In der Dammstraße bzw. der Nürnberger Straße sind be-
reits beampelte höhengleiche Querungen vorhanden. Diese Querungen sind der kür-
zeste Weg und insbesondere die Querung in der Dammstraße verfügt über eine direkte 
Blickbeziehung vom Unteren Tor in Richtung Sondergebiet. Bei der erwarteten Zu-
nahme von Fußgängerverkehr und damit auch der Ansammlungen an der Ampelanla-
ge wäre diese Querung alleine jedoch voraussichtlich nicht ausreichend. 

Bei einer Trennung des nicht motorisierten Verkehrsteilnehmers vom kreuzenden mo-
torisierten Verkehr kann die Kreuzung durch die Schaffung einer zweiten Ebene siche-
rer und unabhängiger gestaltet werden. Dazu wurde in der Begründung auf S. 489 Fol-
gendes ausgeführt: 

„Bei der Wahl der Querung in einer zweiten Ebene gibt es mehrere Möglichkeiten: 
Überführungen mittels Fußgängerbrücken, Unterführung des MIV oder des Fußver-
kehrs. Überführungen mittels Fußgängerbrücken würden Höhen von ca. 5,50 m über 
dem Fahrbahnniveau erfordern. Sie sind am Unteren Tor mit den notwendigen Ram-
pen nicht zu verwirklichen. Fußgängerbrücken können zudem optisch störend wirken 
und bei Regen und bei schlechtem Wetter Gefahren bergen - besonders für ältere 
Menschen. 

Die Verlegung des motorisierten Verkehrs in den Untergrund würde mehrere 60 m bis 
80 m lange, mindestens zweispurige Rampen bedingen, die bei den innerstädtischen 
Platzverhältnissen nur schwer unterzubringen sind. Begünstigt würde mit einer solchen 
Verlegung vorrangig der Durchgangsverkehr, was hier nicht erwünscht ist. Die erfor-
derlichen Aufwendungen für Bau und Unterhalt stünden dabei nicht im Verhältnis zum 
Nutzen. Die Fußgängerunterführung ist deshalb die gewählte Kreuzungsart der 
Dammstraße." 

Ergebnis der Alternativenprüfung ist, dass zum Einen weiterhin die höhengleichen 
Fußgängerquerungen der Dammstraße/Nürnberger Straße bestehen bleiben und zum 
Anderen die geplante Unterführung der Dammstraße den „NeuenMarkt" mit der Innen-
stadt verbindet. Insgesamt können Fußgänger damit die Dammstraße sowohl ober- als 
auch unterirdisch queren. 
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Dem Plangeber ist bewusst, dass Unterführungen als beängstigende Räume wahrge-
nommen werden können. Jedoch kann eine hohe Akzeptanz der Unterführung durch 
geeignete bauliche Voraussetzungen und moderne technische Mittel erreicht werden, 
so dass Fußgänger diese nicht wegen Dunkelheit oder Gefühlen von Beengung mei-
den. Im Unterführungsbauwerk sind die Breite, die Höhe und die Helligkeit von beson-
derer Bedeutung. Das lichte Profil der Unterführung der Dammstraße ist mit 12,00 bis 
20 m Breite und 2,70 m Höhe vorgesehen. Damit bietet die Achse Altstadt — „Neuer-
Markt" ausreichend Platz für den Fußgängerverkehr. 

Wichtiges Element in der Passage ist die ausreichende Helligkeit. Hierfür gibt es die 
Möglichkeit von Lichtbändern, die in die Wände integriert sind und sich an den potenti-
ellen Dunkelzonen verdichten. Weiterhin können helle Farben der Beschichtungen 
bzw. Verkleidungen aus Glas und reflektierenden Paneelen vorgesehen werden, deren 

. glatte Flächen zudem ein Beschmieren der Wände erschweren. Vorgesehen ist zudem 
ein Oberlicht innerhalb des begrünten Mittelstreifens in der Dammstraße, womit die 
Passage mit Tageslicht versorgt wird. Dieses liegt etwa in der Mitte der Unterführung 
und ist mit einem Ausmaß von 1,25 m Länge auf 17 m Breite groß bemessen, so dass 
viel Tageslicht in der Unterführung wahrnehmbar ist. 

Besonderes Augenmerk liegt auf der barrierefreien Erreichbarkeit des Sondergebiets. 
Neben der höhengleichen und ohnehin barrierefrei auszugestaltenden Querung der 
Dammstraße ist im Erschließungsplan vorgesehen, dass im Bereich der Unterführung 
über Rampen und Aufzüge das unterschiedliche Höhenniveau überwunden werden 
kann. Der als Teil der öffentlichen Verkehrsanlage geplante Personenaufzug sichert für 
gehbehinderte Bürger sowie für Rollstuhlfahrer, Kinderwägen etc. eine bequeme und 
sichere Nutzung der Unterführung. 

4.11.53 

„47. Die Fundamente des EKZ greifen durch die Lehmdeckschicht in gundwasserfüh-
rende Bereiche ein. Die Auswirkungen sind nicht abgeklärt." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.53  

Der Anregung wird gefolgt. 

Die Festsetzungen des Bebauungsplans sehen vor, dass Gebäudeteile unterhalb der 
Geländeoberfläche bis zu einer maximalen Tiefe von 410,0 m ü.NN zulässig sind (text-
liche Festsetzung Nr. 2.3.2). Dies gilt auch für Fundamente und Gründungsbauteile. 

Dem Fachgutachten „Hydrogeologisches Gutachten zum Bebauungsplan 054/1 Unte-
res Tor 11 der Stadt Neumarkt (Dr. K.-H. Prösl, Sachverständigenbüro für Grundwasser, 
September 2013), das sich auf die Auswertung der vorhandenen Datenlage stützt, ist 
auf Seite 22 unter Punkt 6 Schlussfolgerung zu entnehmen, dass 

„... die unterjurassische Schichtfolge [..] eine wirksame Barriere gegenüber vordrin-
gendem Oberflächenwasser darfstellt]. Da es grundsätzlich im Rahmen von Bohrungen 
zu einer Störung des Gesteinsverbandes kommen kann, wird vorgeschlagen, als Un-
tergrenze von Eingriffen in diese Schichtfolge das Höhenniveau 405 m ü.NN anzuset- 
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zen. Somit kann die notwendige wirksame Trennschicht in ihrer Funktion erhalten wer-
den. 

Da die bestehende Festsetzung diesen gutachterlichen Vorschlag (mit einem zusätzli-
chen Puffer von 5 m) einhält, ist eine Änderung dieser Festsetzung nicht erforderlich. 

Der Umweltbericht wird entsprechend ergänzt. 

Im Übrigen wird darauf hingewiesen, dass in einem nachfolgenden Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren durch die Fachbehörde die wasserrechtliche Genehmigung für 
die Gründungsmaßnahmen erteilt werden muss. 

4.11.54 

„48. Zu den Umweltprüfungen gehören nicht nur die Auswirkungen auf Flora und Fau-
na, Auch die Auswirkungen auf die Menschen gehört zu den notwendigen Umweltprü-
fungen. Vermehrte Fahrzeuge mit erheblicher Verkehrsgefährdung, mehr Lärm, Abga-
se und Feinstaub sind umweltrelevante Auswirkungen, welche in die Umweltabwägung 
einzubeziehen sind. Dies ist, soweit ersichtlich, unterblieben." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.54 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Das Schutzgut Mensch ist im Umweltbericht im Kapitel 3.1 beschrieben und bewertet 
worden. Zunächst ist die Bestandssituation beschrieben und anschließend die Auswir-
kungen der Planungen betrachtet worden. Dabei sind Aussagen zu Lärm, Luftschad-
stoffen, Erholung und Verschattung getroffen worden. 

Auch in der Begründung zum Bebauungsplan wurde im Kapitel 8 „Belange der allge-
meinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse" der Mensch be-
trachtet und dabei die Aspekte Lärm, Luftschadstoffen und ausreichende Belichtung, 
Besonnung und Belüftung/ Verschattung in Bezug auf die gesunden Wohn- und Ar-
beitsverhältnisse berücksichtigt. 

Damit sind die Auswirkungen auf den Mensch auch in die Umweltabwägung einbezo-
gen worden. 

4.11.55 

,,49. Durch die hohe Verkehrsbelastung (Bremsen/Anfahren) gibt es im Bereich um das 
EKZ auch sehr hohe Feinstaubbelastungen, welche insbesondere auch erhebliche 
nachteilige Auswirkungen auf die Gesundheit der Bewohner, Beschäftigten sowie 
Schüler hat. Die vorhandene Feinstaubbelastung wurde dort bisher nicht dauerhaft 
gemessen. Eine früher gemachte mobile Messung hat für diesen Bereich jedoch Über-
schreitungen ergeben." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.55 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 
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Im Schadstoffgutachten (Müller-BBM, März 2013) wurde die Belastung des Gebiets mit 
den für die menschliche Gesundheit relevanten Schadstoffen Stickstoffoxide (NO>,) 
sowie Feinstaubpartikel (PM2,5  und PM10) vor und mit Realisierung der Planung unter-
sucht. 

Die Schadstoffhintergrundbelastung wurde im Schadstoffgutachten unter Berücksichti-
gung der vorliegenden Messdaten angesetzt (vgl. Lufthygienisches Gutachten S. 11 
und s. 23ff). Für die Immissionsberechnungen wurden lokal repräsentative meteorolo-
gische Daten verwendet, welche von der meteomedia AG zur Verfügung gestellt wur-
den. Es wurden die verkehrsbedingten Immissionen im Untersuchungsgebiet flächen-
haft ermittelt und mit der Hintergrundbelastung überlagert. Zur Hintergrundbelastung 
wurden Messdaten von lufthygienischen Messstationen im Einzugsbereich des Unter-
suchungsgebietes verwendet. Das Bayerische Landesamt für Umwelt (LfU) betreibt 
das Luftmessnetz zur Überwachung der Luftqualität, an deren Stationen u.a_ die bo-
dennahen Konzentrationen von Luftschadstoffen gemessen werden. Ein (geeigneter) 
Teil dieser Messdaten lagen als Hintergrundbelastung der Berechnung der Feinstaub-
werte im Geltungsbereich des Bebauungsplans „Unteres Tor II" zugrunde. 

In der Begründung zum Bebauungsplan wird ausgeführt (vgl. S. 32f), dass das „Ergeb-
nis der Untersuchung ist, dass die Luftqualität in Neumarkt i.d.OPf. hinsichtlich der 39. 
BlmSchV (Grenzwerte) grundsätzlich als gut einzuschätzen ist. Die Belastungsschwer-
punkte liegen auf der Dammstraße und dem Kurt-Romstöck-Ring. Hier ist von höheren 
Immissionen auszugehen. Die Grenzwerte der 39. BlmSchV für Feinstaub (PMic, und 
PM2.5) und für Stickstoffdioxid (NO2) jedoch werden sowohl an den Gebäudefassaden 
am Straßenzug als auch im gesamten Umfeld weit unterschritten. Der Schutz der 
menschlichen Gesundheit entsprechend der 39. BlmSchV (gesetzlicher Wert) ist damit 
im Umfeld gewährleistet. 

Fazit ist, dass die gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse bezüglich Luftschadstoffe 
nicht beeinträchtigt werden." 

Damit wurde zum Einen die Feinstaubbelastung berücksichtigt und zum Anderen 
nachgewiesen, dass keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die Gesundheit 
zu erwarten sind. 

4.11.56 

„50. Durch die geplante Nutzung des betroffenen Grundstücks wird die nach der Lan-
desplanung maßgebliche Versorgungsfunktion so gestört, dass diese nicht mehr 
aufrecht erhalten werden kann. Vor dem Hintergrund des regionalen und überregiona-
len Wettbewerbs, verbunden mit der zu großen vorhandenen Verkaufsfläche und des 
Internethandels kann die Innenstadt die ihr vorgegebene Funktion nicht mehr erfüllen 
bzw. ist so stark beeinträchtigt, dass es zu so erheblichen Auswirkungen kommt, dass 
die Funktionsfähigkeit in Gefahr ist. Die BBE - S.89 - umschreibt dies wie folgt: " Die 
durch das Planvorhaben induzierten Umsatzverlagerungen werden in Bezug auf die 
bestehenden Versorgungsstrukturen eine als kritisch anzusehende Größenordnung zu 
Folge haben,"! Der nachfolgende Begründungsversuch mit "Schulterschluss etc." geht 
ins Leere und wird durch die Umplanung noch mehr ad absurdum geführt. 
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Weiter ist festzustellen, dass Lücken im bestehenden Einzelhandelsangebot der In-
nenstadt durch die Planung und das Vorhaben nicht etwa geschlossen werden sollen. 
Der Umsatz des Einkaufszentrums soll nahezu vollständig durch Kaufkraftumlenkung 
erreicht werden. Das führt nicht nur in der Innenstadt zu den beschriebenen negativen 
Auswirkungen, sondern auch an den anderen Handelsstandorten (z.B. Tevi-Bereich, 
Klebl-Bereich). Damit einher geht die Gefährdung der verbrauchernahen Versorgung 
der Bevölkerung." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.56 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Die Aussagen der Einwenderin sind sachlich nicht korrekt bzw. aus dem Zusammen-
hang gerissen. 

Das Vorhaben entspricht den landesplanerischen Kriterien. Die Versorgungsfunktion 
des innerstädtischen sowie des Neumarkter Einzelhandels wird gestärkt. 

Nicht nur unwesentliche Umsatzverlagerungen werden zu erwarten sein, aber negati-
ven Auswirkungen im Sinne des §11 Abs. 3 BauNVO sind hieraus nicht abzuleiten. 

Das Vorhaben ergänzt im Wesentlichen das Neumarkter Einzelhandelsangebot. Die zu 
erwartenden Umsätze werden vollständig durch Kaufkraftumlenkung erreicht. Dies 
geht allerdings primär zu Lasten städtebaulich nicht relevanter und damit im Sinne der 
Bauleitplanung nicht schützenswerter Standorte. So stellt der Standorte des Anbieters 
tevi keinen städtebaulich schützenswerten Bereich dar; der Standortverbund Klebl 
(NeuMax) wird nicht in dem Maß tangiert, dass sich hieraus negative Auswirkungen 
ableiten lassen würden. Die verbrauchernahe Versorgung der Bevölkerung wird nicht 
gefährdet. 

Zum Thema Gefährdung der verbrauchernahen Versorgung wird auf die „Stellungnah-
me des Planers" zu 4.11.44 und 4.11.47 verwiesen. 

4.11.57 

„51. In den verschiedenen Gutachten ist immer wieder die Rede davon, dass sich ein-
zelne Vorgaben "noch im rechtlich zulässigen' Rahmen bewegen. Aber nicht alles, 
was rechtlich gerade noch zulässig ist, ist für die Bürger noch vertretbar. Insofern ist 
eine Größenverringerung dringend nötig. Über die Auswirkungen von Einkaufszentren-
und insbesondere so große Einkaufszentren im Verhältnis zur vorhandenen Größe der 
Innenstadt - gibt es keine gesicherte wissenschaftliche Erkenntnislage (s. DSSW-
Handlungsoptionen zum Umgang mit EKZ-Ansiedlungen). Unter Berücksichtigung 
dessen sind die vielfachen Aussagen wie „noch rechtliche zulässig, Umsatzlenkungen 
von 15 bis 22% - s. BBE Seite 93/94 -, Dimensionierung bereits jetzt oberhalb jener 
Schwelle ... mehr als ausgereizt- s. BBE Seite 102 -, betriebsgefährdende Auswirkun-
gen bei kleineren Anbietern, und so weiter" von besonderer Bedeutung. Entgegen den 
offiziellen Bekundungen sind die negativen Auswirkungen nicht einmal ansatzweise in 
ihrer Gänze erfassbar und nicht richtig bewertet und abgewogen. Da in den Bewertun-
gen nahezu immer an die "rechtlich zulässige Grenze" gegangen wird, sind die Auswir-
kungen in der Summe weitaus dramatischer als wenn es sich nur um einen einzigen 
Grenzfall handeln würde. Auch die bisherigen Frequenzbringer Hackner und Drogerie 
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Müller werden erhebliche Frequenzrückgänge hinnehmen müssen (Gutachten: " 
werden nur überleben, weil sie so breit gestreut sind ... "). Dies hat erhebliche nachtei-
lige Auswirkungen auf die innenstadt." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.57 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Die geforderte Größenverringerung ist unbestimmt und Wird pauschal und ohne hinrei-
chende Begründung gefordert. 

Die Auswirkungsanalyse würdigt und bewertet das gesamte Planvorhaben in ange-
messener und gutachterlich notwendiger Weise. Ergänzend werden hierzu für einzelne 
Warengruppen Untersuchungsergebnisse vertiefend und detailliert dargestellt. 

Die benannte Publikation ist bekannt; die hierin enthaltenen Forschungsergebnisse 
sind berücksichtigt. 

Die von der Einwenderin benannten Einzelhandelsunternehmen Hackner und Drogerie 
Müller haben sich nicht zum Planvorhaben geäußert. 

4.11.58 

„52. Nicht berücksichtigt wurden die jahrezeitlichen Auswirkungen auf das Käuferver-
halten. So wird in der schlechten Jahreszeit das in sich geschlossene EKZ mit dem 
Pkw angefahren, die Einkäufe werden überdacht erledigt und danach erfolgt die Heim-
fahrt. Dies hat weitere Kaufkraftabflüsse aus der Innenstadt zur Folge. 

Trotzdem soll laut Gutachten der "Einkaufsstandort Neumarkt" eine Attraktivitätssteige-
rung erfahren. Da diese BBE-Gutachten aber gleichzeitig von erheblichen nachteiligen 
Wirkungen sprechen - wie z.B.: ... wegen des Kaufkraftabflusses von der Innenstadt 
wohl einige Konkurse und auch erhebliche Beeinträchtigungen des Handels geben 
wird ... - wird wohl nur das EKZ eine "Attraktivitätssteigerung" erfahren. Statt wie ur-
sprünglich einmal vorgesehen, keine die Innenstadt beeinträchtigenden Sortimente in 
das EKZ aufzunehmen, wird jetzt verlangt, dass die gewachsene Innenstadt ihr Sorti-
ment ändern soll. Die geplante Sortimentsliste erhält nur innenstadtrelevante Waren. 
Die Auswirkungen sind teils so erheblich, dass neben verschiedenen TöB sogar die 
BBE von kritischen Auswirkungen spricht." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.58 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Städtebauliche Auswirkungsanalysen werden im Überblick über alle regionaltypischen 
Wetter- und Witterungsbedingungen erstellt und berücksichtigen den ganzjährigen Ver-
lauf. Wie es die Einwenderin richtig darstellt, wird mit dem Planvorhaben zum ersten 
Mal eine leistungsfähige überdachte größere Einkaufsmöglichkeit geschaffen. Dies 
stellt dann ein neues Neumarkter Leistungsmerkmal gegenüber den Einkaufsstandor-
ten in den Unilandkommunen dar und kann gerade zu einer verstärkten Bindung an 
Neumarkt beitragen. 

Der Begriff „Konkurse" wird im Gutachten nicht genannt. 
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Sortimente per se können nicht zu einer Beeinträchtigung führen. Zahl, Verkaufsfläche 
und die Zielgruppenausrichtung der Anbieter in diesen Sortimenten sind bewertungsre-
levant. 

Die geplante Sortimentsliste setzt sich zum absolut überwiegenden Teil aus innen-
stadt-relevanten Sortimente zusammen, weil Handelsformate mit nicht-
innenstadtrelevanten Waren in der Regel über eine deutlich abweichende Ertragsstruk-
tur im Hinblick auf ihre Flächenleistung verfügen. Die für ein Einkaufszentrum notwen-
digen Mieterträge zur Deckung der Grundstübks-, Bau- und Betriebskosten können von 
z.B. Baumärkten, Autozubehörhändlern, Möbelhäusern und Teppichhändlern dauerhaft 
nicht erwirtschaftet werden. 

Die BBE spricht von Auswirkungen, allerdings stellen diese keine nach §11 Abs. 3 
BauNVO relevanten Auswirkungen dar. 

4.11.59 

„53. Das OVG NRW - s.o. - hat die kritischen Auswirkungen auf gewachsene Lagen 
des Einzelhandels bereits weit unterhalb der 10 %-Grenze gesehen. Bereits Kaufkraft-
abflüsse von weniger als 8 % können schon schädliche Auswirkungen auf die zentra-
len Versorgungsbereiche haben und zur Unzulässigkeit führen. Dies gilt auch und ins-
besondere, soweit eine suboptimale Flächen- und Erreichbarkeitssituation gegeben 
ist. Beides trifft für die Altstadt - und im umgekehrten Sinne — für das EKZ nach dem 
jetzigen Planungstand zu." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.59  

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Das benannte Zitat des OVG NRW ist aus dem Zusammenhang gerissen und nicht 
näher benannt. Insoweit hier auf die „10%-Schwelie" Bezug genommen wird, sei darauf 
hingewiesen, dass die 10% einen Orientierungswert darstellen. Bei der Beurteilung, ob 
sich von einer Umverteilung städtebauliche Folgen ableiten lassen, ist vielmehr die 
individuelle Situation vor Ort zu berücksichtigen. Dabei können ggfs. sowohl auch mehr 
als 10 % zu nicht städtebaulich relevanten Folgen führen, als auch bereits unter 10% 
Umverteilung zu städtebaulich relevanten Folgen führen können. 

Aussagen und Gerichtsentscheide sind im vorliegenden Fall nur bedingt zu verwenden, 
da es sich um eine andere Ausgangssituation handelt. Durch das Planvorhaben wäre 
ggfs. eine Lageverschiebung innerhalb der Innenstadt zu erwarten. Dies beträfe insbe-
sondere Textilanbieter. Eine nachhaltige Beeinträchtigung der Funktionsfähigkeit des 
zentralen Versorgungsbereichs oder eine Störung wären allerdings nicht zu erwarten. 
Insgesamt würden Angebotsvielfalt und Verkaufsfläche in der Innenstadt zunehmen. 

Die Einschätzung der Einwenderin, die Neumarkter Innenstadt sei durch eine subopti-
male Flächen- und Erreichbarkeitssituation gekennzeichnet, ist subjektiv. Die Vor-Ort-
Erhebung zeigt, dass große Teile von Oberem und Unterem Markt per Fuß, Rad, Pkw 
und ÖPNV (Bus) erreichbar sind. Die vorhandenen Ladenlokale reichen von kleinteili-
gen Fachgeschäften bis zu großformatigen Textil- und Mehrsortimentskaufhäusern. 
Nutzungen sind überwiegend im Erdgeschoss bis teilweise ins 4. Obergeschoss gege- 
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ben. Leerstände einzelner Geschosse innerhalb von Ladenflächen sind dauerhaft nicht 
vorhanden. 

Die Flächensituation des Planvorhabens ist, da es sich um einen Neubau handelt, auf 
die Bedürfnisse der Nutzer hin ausgerichtet (u.a. Einzelhandel, Dienstleistung, Gastro-
nomie, Kino), Die bauliche Herausforderung liegt hier in der Integration der Nutzungen 
in ein Objekt. Die zu schaffende Parkierungsanlage steht auch für Besucher der Innen-
stadt zur Verfügung. Vor Beginn der Baumaßnahmen hat das Areal bereits als Park-
platz gedient. Die innerstädtische Erreichbarkeit ist damit unverändert. 

4.11.60 

„54. Die Arbeitshilfe "Zum Umgang mit großen innerstädtischen Einkaufscentern" vom 
Januar 2011, welche im Auftrag des Ministeriums für Wirtschaft, Energie, Bauen, Woh-
nen und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen von den anerkannten Fachleuten / 
Büros Junker, Kühn und Pump-Uhlmann erstellt wurde, gibt für die Beurteilung von 
Einkaufscentern, deren Lage und Größe, wertvolle und richtige Hinweise und bestätigt 
eigentlich alle Bedenken meinerseits. 

So wird dort ausgeführt: 

"- Zu Beginn des Jahres 2010 gab es bundesweit 428 Shoppingcenter, die größer als 
10.000 qm waren. Über 40 weitere Center sind geplant - fast alle in innerstädtischen 
Lagen." - Dies trifft auch in Neumarkt zu, da hier sind weitaus größere Umsätze zu er-
warten sind. Zur reinen Fahrkundschaft kommen auch die Besucher mit Fahrrad oder 
zu Fuß in das Center." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.60  

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Die benannte Arbeitshilfe liegt vor. Ihre Inhalte sind bekannt und wurden, insoweit sie 
für das vorliegende Planvorhaben zutreffen, berücksichtigt. Insoweit sich aus den um-
fangreichen Zitaten durch die Einwenderin Rückfragen, Anmerkungen oder inhaltliche 
Feststellungen ergeben, wird hierauf im Folgenden Bezug genommen. 

Hinweis: Die Arbeitshilfe stellt eine Grundsatzarbeit dar, losgelöst von der Bewertung 
eines Einzelvorhabens. Die Publikation wurde im Auftrag des Ministeriums für Wirt-
schaft, Energie, Bauen, Wohnen und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen erstellt. 
Deshalb stellen mitunter landesrechtliche Vorgaben einen Rahmen der Publikation dar, 
die in Bayern nicht gegeben sind, bzw. sind mitunter Rahmenbedingungen des Landes 
Bayern gegeben, die in der Arbeitshilfe nicht berücksichtigt worden sind (z.B. landes-
planerische Abschöpfungsquoten). 

Vor diesem Hintergrund kann die Arbeitshilfe auch nur zu Empfehlungen kommen, die 
nach Formulierung in der Arbeitshilfe sowie nach Zitat der Einwenderin berücksichtigt 
werden „sollte«. 
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4.11.61 

„"- Statt sich aber zunächst der Frage des grundsätzlichen stadtentwicklungspolitischen 
Sinns einer solchen Centeransiedlung zu widmen, geht es vielerorts oft einzig darum, 
wie ein Center städtebaulich integriert werden kann."- Dies trifft auch in Neumarkt zu. 
Lange Zeit ging es nur um die städtebauliche Integration. Vergessen und vernachläs-
sigt wurden die Interessen der Altstadt bzw. auch der weiteren Handelsstandorte in 
Neumarkt. Erst jetzt auf Drängen verschiedener Stellen wie FlitZ, Aktives Neumarkt, 
IHK oder Einzelhandelsverband, rückte die Innenstadt in den Fokus einer notwendigen 
Sanierung. Viel zu spät und auch völlig unzureichend, weil nur die Hauptverkehrsstra-
ßen in diese Betrachtung einbezogen werden. Die B-und C-Lagen sowie die zu entwi-
ckelnden Wohnbereiche der Innenstadt werden nicht mit einbezogen." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.61  

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Die städtebauliche Grundsatzdiskussion zur Entwicklung der Neumarkter Innenstadt, 
auch in Bezug auf Einzelhandel, ist nicht Arbeitsinhalt der Auswirkungsanalyse zum 
Einzelhandel. 

Die städtebauliche Grundsatzdiskussion ist grundsätzlich auch nicht Arbeitsinhalt des 
Bebauungsplanverfahrens. Städtebauliche Ziele sind mit dem städtebaulichen Entwick-
lungskonzept formuliert und durch den Stadtrat verabschiedet. 

Jedoch liegen der Bauleitplanung gesamtstädtische Ziele zugrunde, die das Einkaufs-
zentrum betreffen. So ist ein Ziel die Erhöhung der Attraktivität des Standortes Neu-
markt als mögliches Oberzentrum, so dass mit diesem Bebauungsplan die planungs-
rechtlichen Grundlagen geschaffen werden sollen, am Unteren Tor ein Einkaufs- und 
Dienstleistungszentrum errichten zu können. Um der Errichtung großflächiger Einzel-
handelsmärkte an dezentralen Standorten abseits des Stadtzentrums und der Innen-
stadt entgegenzuwirken und so die (fußläufige) Nahversorgung der Bevölkerung zu 
sichern und zu stärken, erfolgte vom Stadtrat der Beschluss, das Stadtzentrum in sei-
ner Funktion als Einzelhandelsstandort zu stärken. Dazu soll in integrierter Lage, in 
unmittelbarem Anschluss an die Innenstadt, weiterer Einzelhandel angesiedelt werden. 
Das Plangebiet stellt geeignete Flächen für eine integrierte Ansiedlung von Einzelhan-
del zur Verfügung. 

Für die Lage des Vorhabens gab es wenige Alternativen. Um die Funktionsfähigkeit 
der Innenstadt nicht zu gefährden, ist die Vorgabe der Raumordnung, die Flächen für 
den Einzelhandel in unmittelbarer räumlicher Nähe zur Innenstadt zu verorten. In 
Neumarkt i.d.OPf. stehen keine weiteren Flächen mit einer entsprechenden Größe und 
Anbindung in integrierter Lage zur Verfügung, die als Standortalternative für eine Fort-
führung der Innenstadt und eine Ausweitung des Angebotes an integrierten Einzelhan-
delsflächen geeignet wären. Bei der Fläche im Geltungsbereich des Bebauungsplans 
handelt es sich zu einem großen Teil um eine nicht genutzte und brachliegende Fläche 
im direkten Anschluss an die historische Altstadt von Neumarkt. Das Potential einer 
größeren zusammenhängenden Fläche in Innenstadtnähe ergibt sich lediglich auf der 
betrachteten Fläche. 
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Dass die Interessen der Altstadt vernachlässigt werden bzw. die Innenstadtsanierung 
unzureichend ist, da nur die Hauptverkehrsstraßen betrachtet werden, nicht jedoch die 
B- und C-Lagen, ist nicht zutreffend. Im kürzlich verabschiedeten Integrierten Stadt-
entwicklungskonzept (1SEK) bspw. werden für den Bereich „Historischer Stadtkern" 
unterschiedliche Maßnahmen unter verschiedenen Handlungsschwerpunkten definiert. 
Dabei wird nicht nur die A-Lage betrachtet (laut BBE die Obere Markstraße), sondern 
auch die B- und C-Lagen — sowohl was Stadtbild und Stadtgestalt betrifft als auch 
bspw. Maßnahmen für Wohnen und Soziales oder Wirtschaft und Handel. Hier werden 
auch Maßnahmen für die Untere Marktstraße und die Klostergasse (laut BBE die B-
Lagen) und weitere Straßen aufgeführt. 

4.11.62 

„"- Zudem ist die aktuelle Verkaufsflächenausstattung in Deutschlang als Folge einer 
rasanten Aufwärtsentwicklung „schon sehr hoch-". In Deutschland beträgt diese "schon 
sehr hohe" Verkaufsflächenausstattung rund 1,4 qm je Einwohner (Spitzenplatz in Eu-
ropa). In Neumarkt beträgt diese Fläche, schon ohne EKZ, bald das Doppelte und füh-
ren - auf die Innenstadt bezogen - zu einer Mehrung der Verkaufsfläche von rund 50 
%. Aufgrund der Verteilung auf die verschiedensten Standorte und Randlagen der Dis-
counter, hat die Innenstadt schon erhebliche Nachteile und negative Vorbelastungen. 
Weitere negative Auswirkungen durch ein Center in dieser Größe verträgt die Stadt 
nicht mehr." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.62 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Die Pro-Kopf-Verkaufsfläche ist ein Durchschnittswert für ganz Deutschland. In kleinen 
Orten ist oftmals nur geringer oder gar kein Handel ansässig. Zentrale Orte wie Neu-
markt (Oberzentrum) haben Versorgungsbedeutung über das Stadtgebiet hinaus, wo-
mit die Leistungsfähigkeit des Einzelhandels die lokale Nachfrage übersteigt. Selbst-
verständlich liegt die Verkaufsfläche pro Einwohner Stadtbevölkerung damit über den 
Bundesdurchschnitt. Die Pro-Kopf-Verkaufsfläche von Neumarkt liegt demgegenüber 
sogar deutlich unter den Vergleichswerten von Weiden und Amberg in der OPf. Im re-
gionalen Vergleich ist die Verkaufsflächenausstattung Neumarkts sogar nur als unter-
durchschnittlich zu bewerten'''. Demnach verfügt Neumarkt über eine Verkaufsfläche 
von rd. 2,5 m2  pro Einwohner (EW), Amberg über 3,4 m2  pro EW und Weiden über 4,5 
m2  pro EW. Die Einwohnerzahlen von Amberg und Weiden liegen dabei sogar über der 
von Neumarkt. Auch das bevölkerungsstarke Oberzentrum Regensburg liegt mit einer 
Verkaufsfläche von rd. 3,3 m2  pro EW deutlich über den Werten von Neumarkt. 

Verkaufsflächenleistungen nur an einem Bundesdurchschnittswert fest zu machen ist 
nicht möglich. Bereits in Neumarkt verfügen z.B. einige Schuhhändler (bei vergleichba-
rer Verkaufsfläche) über erwartbar sehr unterschiedliche Flächenleistungen. 

10  vgl. hierzu: IHK Regensburg - Ostbayern konkret, Standortpolitik Oktober 2009, Handel(n) für die Zu-
kunft? Strukturen und zukünftige Entwicklungen des Einzelhandels im Bezirk der IHK Regensburg, 
http://www.ihk-regensburg .de/ihk-rlautoupload/officefilesiliandeln_fuer_die_Zukunft.pdf  
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4.11.63 

„"- Die im Rahmen der Vorher-Nachher-Betrachtung konzipierte Wirkungsanalyse 
durchgeführten Untersuchungen verdeutlichen, dass die Integration von Einkaufscen-
tern nur dann gelingen kann, wenn die maßgeblichen Parameter richtig eingestellt sind. 
Dies sind Verfahrensaspekte, die Größe des Centers, die Lage des Centers, die Archi-
tektur und städtebauliche Gestalt des Centers, die Nutzungen und die Stellplätze im 
Center. Die Einordnung setzt voraus, dass die verkehrlichen Aspekte und die Umwelt-
belange bei der Ansiedlung gelöst sind." - Die Belange sind in Neumarkt nicht gelöst. 
Neben Lage, Gestaltung oder Stellplätze, sind auch die verkehrlichen Belange in keins-
ter Weise gelöst. Noch immer wird über Vor- und Nachteile einer Öffnung der Markt-
straße geredet, über mögliche Umleitungen der Verkehrsströme mit Verdrängung in 
Nebenstraßen. Ein, in sich schlüssiges Konzept liegt nicht vor." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.63  

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Dem Bebauungsplan liegt ein Nutzungskonzept zu Grunde, das die zitierten städtebau-
lich-funktionalen Aspekte umfassend berücksichtigt. Es wird bezüglich der verkehrli-
chen Belange auf die Ausführungen „Stellungnahme des Planers" zu 4.11.11, 4.11.12 
und 4.11.36 verwiesen. 

Davon unabhängig ist die diskutierte Öffnung der Markstraße zu sehen. Diese Diskus-
sion, die im Anschluss an die Aufstellung des ISEK und im Rahmen des Innen-
stadtwettbewerbs geführt wird, ist unabhängig vom „NeuenMarkt" zu sehen — sie hat 
keine Auswirkungen auf die Erreichbarkeit des Sondergebietes, sondern auf die Attrak-
tivität der Innenstadt. 

4.11.64 

„"- Der gerne von Entwicklerseite ins Spiel gebrachte These, dass Centerbetreiber und 
Stadt die gleichen Interessen verfolgen, nämlich die Stärkung von Stadt, Innenstadt 
und Hauptgeschäftsbereich, meist verkürzt auf die Zauberformel - Erhöhung der Zent-
ralität - gebracht, muss bereits an dieser Stelle deutlich widersprochen werden. Die 
Wirklichkeit stellt sich leider komplizierter dar.-" Auch dies trifft genau auf Neumarkt zu. 
Genau diese Argumente oder besser - Schlagworte zur Vertuschung - wurden als völlig 
falsche Schlagworte bei der Schmackhaftmachung des EKZ gebraucht und haben mit 
der Realität nichts zu tun. Worthülsen taugen zur Beurteilung in keinster Weise." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.64 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Die negative Einschätzung des Planvorhabens erfolgt pauschal und unbegründet. 

Bei der Beurteilung der Zentralität handelt es sich nicht um Worthülsen. Die Untersu-
chung der Zentralität ist ein methodisch marktüblicher Inhalt von Einzelhandelsgutach-
ten, der der Bewertung dient — so auch zur Bewertung des Vorhabens „NeuerMarkt" in 
der Verträglichkeitsanalyse. 
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4.11.65 

„"- Zumindest in der Startphase sind Nachteile für die Städte bei der Verfahrenssteue-
rung wie auch bei inhaltlichen Fragen deshalb kaum zu vermeiden. Dies gilt insbeson-
dere dann, wenn sich die maßgeblichen Entscheidungsträge sehr früh im Verfahren 
und oft vor dem Vorliegen aller notwendigen Informationen pro-Center positionieren.-" 
Dies ist auch in Neumarkt der Fall. Angefangen noch vom Investor Krause, dem Ver-
ramschen des städtischen Filetgrundstücks und der arglistigen Täuschung der Bürger 
über die verschiedenen Baukonzepte. Die Mehrheit der Stadträte hat sich ohne nähere 
Kenntnis der zahlreichen negativen Auswirkungen blindlings auf die Seite des Centers 
gestellt." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.65 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Das Auswahlverfahren des Entwicklers und/oder Eigentümers einer im Geltungsbe-
reich des Bebauungsplans liegenden Fläche bzw. eines Grundstücks ist nicht Gegen-
stand des Bebauungsplanverfahrens. 

Aufgabe der Bauleitplanung ist es nach § 1 Abs. 1 BauGB „die bauliche und sonstige 
Nutzung der Grundstücke in der Gemeinde nach Maßgabe dieses Gesetzbuchs vorzu-
bereiten und zu leiten." Kaufverfahren und Kaufpreise für eine Teilfläche im Geltungs-
bereich des Bebauungsplans sind darin nicht enthalten. 

Von einer „arglistigen Täuschung" der Bürger über verschiedene Baukonzepte kann 
nicht gesprochen werden. In einem Planungsprozess entwickeln sich die Inhalte einer 
Planung stetig weiter. Änderungen am Konzept, das 2011 zum Zeitpunkt der Bürger-
entscheide aktuell war, haben sich aufgrund einer Vielzahl von Faktoren im Laufe des 
Planungsprozesses und damit auch des Planungsverfahrens ergeben, u.a. gerade 
durch Äußerungen der Bürger. Mit der Planänderung wurde u.a. auf die Anregungen 
von Stadtrat, Landesdenkmalamt und Anwohnern reagiert. Es ist dem Planungspro-
zess geradezu systemimmanent, dass er auf vorgetragene Anregungen, vertiefte Er-
kenntnisse und Umplanungen reagiert, und das Vorhaben weiterentwickelt. Nicht zu-
letzt durch die gesetzlich vorgeschrieben weiteren Beteiligungsverfahren (hier: öffentli-
che Auslegung) wird gewährleistet, dass Behörden und Öffentlichkeit die Weiterent-
wicklung der Planung mit verfolgen und erneut mit Stellungnahmen begleiten können. 

im Rahmen des Planungsprozesses hatte auch der Stadtrat mehrfach Gelegenheit, 
sich ein Bild über die verschiedenen Auswirkungen der Planung am Unteren Tor zu 
machen und Kenntnis über die Inhalte der Planung zu erlangen. Mit jedem Verfahrens-
schritt wurden dem Stadtrat jeweils die neuesten Erkenntnisse mitgeteilt. 

Mit den Beschlüssen zur frühzeitigen Beteiligung am (§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB) 
sowie der Prüfung der Anregungen von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher 
Belange und der Öffentlichkeit und dem anschließenden Billigungsbeschluss zum Ent-
wurf mit dem Beschluss zur öffentlichen Auslegung sowie der förmlichen Träger- und 
Behördenbeteiligung (§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB) bestätigte der Stadtrat jeweils 
die Prüfung der Planungsinhalte. Insofern kann nicht davon gesprochen werden, dass 
der Stadtrat ohne nähere Kenntnis der Auswirkungen entscheidet. 
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4.11.66 

„"- In den Gutachten wird in allen Fällen eine Verträglichkeit für die Stadt attestiert. 
Heute sind Verträglichkeitsgutachten die Regel; allerdings ist zu beobachten, dass den 
Centerentwicklern häufig eine große Mitsprache bei der Auswahl des Gutachters ein-
geräumt wird, wohl auch deshalb, weil diese Gutachten oft von ihnen finanziert wer-
den."- Auch dies ist in Neumarkt der Fall. Trotz aller, immer wieder zwischen den Zei-
len geäußerter Bedenken, wird dem Vorhaben eine Noch-Verträglichkeit attestiert. Dies 
funktioniert jedoch nicht auf der Basis gesicherter Erkenntnisse, sondern eher nach 
dem Motto der "Glaskugel der Gutachter"." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.66  

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Den Aussagen muss widersprochen werden. Das Einzelhandelsgutachten erfüllt die 
notwendigen methodischen und inhaltlichen Voraussetzungen in vollem Umfang. Auf-
traggeber des Einzelhandelsgutachtens ist die Stadt Neumarkt i.d.OPf. Die Stadt Neu-
markt hat bereits 2005 ein Einzelhandels- und Nahversorgungskonzept an die BBE-
Unternehmensberatung in Auftrag gegeben, welches 2009 — ebenfalls von der BBE -
fortgeschrieben wurde. Damit hat die Stadt schon weit vor Beginn der Planungen der 
Firma NeuerMarkt Besitz- und Vermietungs GmbH bzw. MULTI Development mit die-
sem Gutachter zusammengearbeitet. Eine irgendwie geartete Mitsprache des Vorha-
benträgers bei der Auswahl des Gutachters ist damit nicht gegeben. 

4.11.67 

„"- Ziele, die bei Centeransiedlungen häufig eine Rolle spielen, wie beispielsweise die 
Beseitigung einer Brache oder die Steigerung der Zentralität, stellen dabei nur eine 
Zielfacette der Komplexen Innenstadtentwicklung dar.-"Auch dies trifft in Neumarkt zu. 
Ja, man könnte sogar der Meinung sein, diese gutachterliche Arbeitshilfe wurde gerade 
in Bezug auf Neumarkt geschrieben. Die Brache und deren Verschleuderung an Bögl, 
die Schlagworte einer angeblichen Steigerung der Zentralität, genau dies ist in Neu-
markt zu beobachten. Zweifel an der fachlichen Kompetenz der Gutachten müssen 
vorliegend nicht unbedingt gegeben sein. Jedoch erfüllen die Gutachten in keinster 
Weise die Forderung nach Neutralität und Transparenz. Soweit in den Gutachten 
Schlussfolgerungen mit Zahlen genannt werden, erfolgt immer ein Bezug auf gutach-
terinterne Datenbanken oder Erhebungen. Transparenz, Nachvollziehbarkeit -leider 
nicht möglich. Dadurch ist die gesamte Planung zweifelhaft und genügt keinesfalls 
rechtsstaatlichen Ansprüchen." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.67 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Das Gutachten genügt den Voraussetzungen in vollem Umfang. Es stellt das übliche 
Vorgehen bei Gutachten dar. Darüber hinaus erfolgte eine Detaillierung der Umsatz-
Umverteilung nach Sortimenten und Standortbereichen innerhalb der Altstadt. 
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Transparenz und Neutralität sind in vollem Umfang eingehalten - es ist beispielsweise 
darauf zu verweisen, dass die Einzelhandelsbetriebe und die Umsatzschätzungen des 
Neumarkter Einzelhandels nicht ursächlich des vorliegenden Planvorhabens erhoben 
wurden, sondern bereits im Vorfeld, aufgrund der Erstellung des Einzelhandels- und 
Zentrenkonzepts der Stadt, vorlagen und lediglich aktualisiert wurden. 

4.11.68 

„" - Die Qualität im Verfahren ist zu gewährleisten. Der Zuschlag für eine Centerent-
wicklung an ein Unternehmen darf wegen der Stärke der Intervention und der damit 
verbundenen Bedeutung für die Stadt nur im Rahmen eines formalisierten, nachvoll-
ziehbaren Auswahlverfahrens geschehen und zwar unabhängig davon, ob städtische 
Grundstücke für die Projektentwicklung veräußert werden müssen." - Die Stadt war im 
Besitz des gesamten Areals am unteren Tor. Statt hier eine Projektentwicklung im Sin-
ne der Gesamt-Stadt zu verfolgen, wurde das Grundstück ohne Ausschreibung, ohne 
jegliches Auswahlverfahren, an die Firma Bögl verramscht. Damit hat sich die Stadt 
jeglicher Kontrolle und positiven Entwicklung entledigt. Bereits vor dem Verkauf hätten 
detaillierte Nutzungsabsprachen und weitere Vereinbarungen zum Vorteil der städti-
schen Handelsstandorte getroffen werden können. Eine Einflussnahme im Sinne der 
Stadt-(Bürger) oder des Handels ist dadurch nicht mehr möglich. Genauso wenig wie 
bei der jetzigen Planung fehlte es hier an einem transparenten und damit auch nach-
vollziehbarem Entscheidungsverfahren." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.68  

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Das Auswahlverfahren des Entwicklers und/oder Eigentümers einer im Geltungsbe-
reich des Bebauungsplans liegenden Fläche bzw. eines Grundstücks ist nicht Gegen-
stand des Bebauungsplanverfahrens. 

Aufgabe der Bauleitplanung ist es nach § 1 Abs. 1 BauGB „die bauliche und sonstige 
Nutzung der Grundstücke in der Gemeinde nach Maßgabe dieses Gesetzbuchs vorzu-
bereiten und zu leiten." Kaufverfahren und Kaufpreise für eine Teilfläche im Geltungs-
bereich des Bebauungsplans sind darin nicht enthalten. 

4.11.69 

„"- Die Größe des Einkaufscenters steht in unmittelbarem Zusammenhang zu dem er-
wartendem Umsatz der Einrichtung und damit- bei eher rückläufigen Bevölkerungszah-
len und weitgehend gesättigten Märkten- der Kaufkraftumverteilung. Sie erlaubt zudem 
Hinweise auf den Grad der Autarkie des Centers. Als Maßgröße sind vor allem die a) 
absolute Verkaufsfläche sowie b) die relative Verkaufsflächenerweiterung bezogen auf 
den bisher in der Innenstadt vorhandenen Einzelhandelsbestand. Dieser Zuwachs ist 
insofern von Bedeutung, als Kunden und Besucher nur begrenzte Wegelängen zurück-
legen-". - Wie schon ausgeführt, ist die Planung weit überdimensioniert vorgesehen, 
die Anbindung an die Innenstadt ist zur Notlösung verkommen und die trennende Wir-
kung von Dammstraße und Tor am Unteren Tor weit unterschätzt. Die Planung erlaubt 
eine Autarkie des Centers, welche die negativen Auswirkungen, unabhängig von der 
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Größe, noch sehr verstärkt. Und wie das letzte Modell der Fa. Bögl zeigt, soll zusätz-
lich noch eine bauliche Abschottung erfolgen - denn dies erlaubt die jetzige Planung 
ebenfalls. Die vorhandene Planung gestattet ein Center als Autofahrer-Center, nach 
dem Motto: Mit dem Auto rein ins Center, alle, Einkäufe im Center tätigen, und dann mit 
dem Auto wieder raus aus dem Center. Die früher zwingend propagierte Anbindung an 
die Innenstadt, die Bindung an die Innenstadt, die Sichtachsen als Verbindung, die 
großzügige Untertunnelung mit einer eigenen Ladenpassage,- all dies ist in der aktuel-
len Planung nicht mehr enthalten. Mit der jetzigen Bebauungsplanung wird einzig und 
alleine den Interessen der Fa. Bögl Rechnung getragen." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.69 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Pauschal und unbegründet wird die Verkaufsfläche als zu groß eingestuft. Weitere In-
formationen Liegen nicht vor. Bezüglich der Auswirkungen des Vorhabens/der Ver-
kaufsfläche sei auf die Vielzahl der vorherigen Punkte hingewiesen. 

Die dem Einzelhandelsgutachten zugrunde liegende städtebauliche Einbindung und 
Funktionalität des Planvorhabens ist als attraktiv und leistungsfähig zu bewerten. Zur 
Bewertung unterschiedlicher Anbindungsqualitäten der Fußgänger wurden verschiede-
ne Modelle in die Bewertung aufgenommen. Es wird auf die Ausführungen in „Stel-
lungnahme des Planers zu 4.11.36" verwiesen. 

4.11.70 

„"- Die Untersuchung zeigt, dass es bei Centern mit mehr als 15.000 qm Verkaufsflä-
che und / oder wo zu Flächenzuwächsen von über 15% der innerstädtische vorhande-
nen Verkaufsfläche gekommen ist, regelmäßig, zum Teil auch deutliche, Veränderun-
gen in den Lagestrukturen des Hauptgeschäftsbereichs auftreten ... Der umgekehrte 
Fall, dass also eine starke Ausweitung des Flächenangebots das bestehende Haupt-
geschäftszentrum stützen bzw. stärken würde, ist in den von uns untersuchten Städten 
nicht aufgetreten".- Auch dies ist bei der jetzigen Planung besonders krass der Fall. In 
Neumarkt soll es zu einem Flächenzuwachs von rund 50%, bezogen auf die Innerstäd-
tischen Verkaufsflächen ( ebenso wohl Hotel und Kino ) kommen." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.70  

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Der Einzelhandelsgutachter geht ebenfalls von einer gewissen Lageverschiebung in-
nerhalb der Neumarkt Innenstadt aus. Städtebaulich relevant im Sinn von §11 Abs. 3 
BauNVO sind diese allerdings nicht. Eine Beeinträchtigung oder Gefährdung der Ver-
sorgungsfunktion durch das Planvorhaben ist nicht zu erwarten. 

4.11.71 

- Das bedeutet konkret, dass bei einer durchschnittlich ausgestatteten Innenstadt 
eine Verkaufsflächenerweiterung von 15 % bezogen auf die vorhandene innerstädti-
sche Verkaufsfläche nicht überschritten werden sollte. Gleichzeitig sollten bei Städte 
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bis 200.000 Einwohnern die innerstädtischen Verkaufsflächen um nicht mehr als 
15.000 qm ausgeweitet werden. Dadurch wird einer Autarkie des Einkaufscenters vor-
gebeugt.- und weiter: Ein Überschreiten der als Regelgröße zu verstehenden Flächen-
erweiterung um 15% setzt jedoch eine besonders intensive und kritischen Prüfung so-
wie die Durchführung von Verträglichkeitsberechnungen durch unabhängige (s.a.0) 
Gutachter voraus.-" Neumarkt hat nur ca. 39.000 Einwohner. Die gerade noch verträg-
liche Verkaufsflächenerweiterung in Städten bis 200.000 wird mit 15% bzw. max. mit 
15.000 qm angegeben. Obwohl nur 20% der angegebenen Einwohner erlaubt die Pla-
nung eine Verkaufsflächenerweiterung von 50 % und bezogen auf die Gesamtfläche 
mit Dienstleistung und Hotelerie / Gastronomie noch weit mehr. Diese Aussagen ste-
hen im krassen Widerspruch zu den Aussagen der Gutachter BBE etc. Eine Aufklä-
rung, warum in Neumarkt so hohe Werte zuträglich sein sollten, gibt es nicht. Den 
BBE-Aussagen (und auch den positiven Aussagen der Raumordnung) fehlt es an jegli-
cher Transparenz und Nachvollziehbarkeit. In den Stellungnahmen erfolgt auch keiner-
lei Auseinandersetzung mit diesem Thema." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.71  

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Die Verkaufsfläche des Planvorhabens liegt unter 15.000 m2. 

Eine aus allgemeinen Feststellungen abgeleitete zusätzliche Begrenzung, wonach die 
neue Verkaufsfläche auf max. 15% der vorhandenen Innenstadtverkaufsfläche be-
grenzt werden sollte, ist nicht zielführend. Eine in dieser Form pauschale Forderung 
genügt der einzelfallbezogenen städtebaulichen Bewertung eines Planvorhabens und 
einer Kommune nicht. 

Bei der geplanten Verkaufsfläche ist zusätzlich zu berücksichtigen, dass große Teile 
hiervon durch Lebensmittelanbieter bzw. durch einen Elektrofachmarkt belegt werden. 
Entsprechende Verkaufsflächen/Betriebsformate sind heute in der Neumarkter Innen-
stadt nur sehr unzureichend oder grundsätzlich nicht vorhanden. Neuansiedlungen 
können hier praktisch nicht zu Umverteilungseffekten gegenüber der Innenstadt führen. 

Jener Flächenzuwachs bei Sortimenten, die innerstädtisch bereits in relevanter Größe 
vorhanden sind (damit ohne Elektrofachmarkt und zeitgemäße Lebensmittelanbieter), 
beträgt rd. 6.400 m2. Dies entspricht einem Anteil an der vorhandenen Innenstadt-
Verkaufsfläche (rd. 29.250 rn2) von rd. 22 %. 

Wie mit der von der Einwenderin zitierten Empfehlung gefordert, erfolgte eine intensive 
und kritische Prüfung des Vorhabens. Eine mit der Arbeitshilfe empfohlene Verträglich-
keitsbetrachtung des Planvorhabens wurde durchgeführt. 

4.1t72 

„"- Für die funktionale Struktur des bestehenden Hauptgeschäftszentrum sind dann die 
geringsten negativen Auswirkungen zu erwarten, wenn das Center inmitten der Haupt-
geschäftsbereichs liegt. ... Dies wird an den Entwicklungen in den Städten Schwerin, 
Siegen, Wetzlar und Wilhelmshaven besonders deutlich. Nur Kempten und mit Abstri-
chen Bochold können ... diesbezüglich auf eine positive Entwicklung verweisen.... An 
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diesem Ergebnis wird deutlich, dass ein Ein-Punkt-Kontakt zum Hauptgeschäftsbereich 
nicht ausreichend ist, um den dort bereits ansässigen Einzelhandel vor negativen Ent-
wicklungen zu schützen.... Völlig risikobehaftet für die Entwicklung des Hauptge-
schäftsbereichs und deshalb nicht mehr zu realisieren sind abgesetzt vom Hauptge-
schäftsbereich liegende Einkaufscenter, da sie bekanntlich zum Umsatzrückgängen 
und damit zu starken funktionalen Störungen in den Hauptgeschäftsbereichen führen 
.... Eine solch typische Randlage ist unmittelbar im Anschluss an den Hauptgeschäfts-
bereich gelegen, jedoch deutlich von dessen Zentrum entfernt. Häufig ist sie durch eine 
Barriere z.B. in Form einer Hauptverkehrsstraße getrennt. — „Wie schon einmal er-
wähnt, scheint diese Arbeitshilfe in besonderer Art und Weise auf Neumarkt zu zutref-
fen. Die hier aufgeführten Nachteile und die zu erwartenden funktionalen Störungen 
des Haupteinkaufsbereichs treffen in Neumarkt in besonderem Maße zu. Die BBE etc. 
gehen immer davon aus, dass die Planung eine besonders gute Anbindung an die In-
nenstadt hat. Doch leider ist das Gegenteil der Fall. Die in der Arbeitshilfe aufgeführten 
negativen Punkte treffen zwar auf Neumarkt zu, werden aber weder in der Beurteilung 
der Verträglichkeit, noch im Kaufkraftabzug oder der Umverteilung der Umsätze (aus-
reichend) berücksichtigt. Statt dessen wird einfach eine optimale Anbindung in den 
Gutachten gefordert und ohne nähere Prüfung der endgültigen Planung einfach unter-
stellt." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.72  

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Eine attraktive Verkehrsanbindung ist Teil des Konzepts, wie es von der BBE in 2010 
geprüft worden ist. Sie ist mit dem Plankonzept unterstellt worden. Die bauliche Um-
setzung kann erst im Nachgang zur Baurechtschaffung erfolgen, im Rahmen derer ein 
Einzelhandelsgutachten erstellt wird. Die dem Einzelhandelsgutachten zugrunde lie-
gende städtebauliche Einbindung und Funktionalität des Planvorhabens ist als attraktiv 
und leistungsfähig zu bewerten. Zur Bewertung unterschiedlicher Anbindungsqualitäten 
der Fußgänger wurden verschiedene Modelle in die Bewertung aufgenommen. 

Es wird auf die Ausführungen in „Stellungnahme des Planers zu 4.11.36" verwiesen. 

4.11.73 

„" - ... im Falle einer räumlichen Verlagerung des Einzelhandels weg vom bisherigen 
Hauptgeschäftsbereichs das Risiko einer funktionalen Störung der Kernstadt gegen-
überstehen. Sinkt dort nämlich infolge der Verlagerung der Einzelhandelsfunktion die 
Investitionsbereitschaft, kann dies zu einer Abwertung der Qualität des dortigen Ge-
bäudebestandes und der umgebenen öffentlichen Räume des einstigen Hauptge-
schäftsbereichs führen. —" Darauf habe ich in meinen Bedenken schon hingewiesen 
und wird durch die Arbeitshilfe jetzt nochmals bestätigt. Die städtebaulichen Auswir-
kungen berühren nicht nur etwa den Handel, sondern längerfristig betrachtet, auch die 
Investitionsbereitschaft bzw. Investitionsmöglichkeit für die Gebäudebesitzer. Eine sich 
abwärts drehende Spirale wird in Gang gesetzt." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.73  

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

119 



Bebauungsplan „Unteres Tor 11" / Abwägungsdokument 

Die unterstellten negativen städtebaulichen Auswirkungen durch unterbleibende Reno-
vierungs- und Attraktivierungsarbeiten wegen sinkender Investitionsbereitschaft bzw. 
Investitionsmöglichkeit können sich ursächlich nicht aus den Inhalten des Bebauungs-
plans ableiten lassen. 

Darüber hinaus hat die Stadt Aktivitäten zur Attraktivierung der Innenstadt eingeleitet. 
Insbesondere sind Maßnahmen enthalten im Integrierten Stadtentwicklungskonzept 
(ISEK), welches im Jahr 2013 vom Stadtrat beschlossen wurde und damit eine infor-
melle Planung nach § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB ist, deren Ergebnisse bei der Aufstellung 
von Bauleitplanungen zu berücksichtigen ist. Im Beschluss wird ausgeführt, dass die 
Umsetzung des städtebaulichen Entwicklungskonzeptes anhand des Maßnahmenkata-
loges unter Federführung des Stadtplanungsamtes erfolgen soll. 

Im ISEK enthaltene kurz- bis mittelfristige Maßnahmen (Umsetzung 2012 - 2017 bzw. 
2017 - 2022) zur Attraktivierung für den Bereich „Historischer Stadtkern" sind bspw. die 
Aufstellung eines Gestaltungsleitfadens für den historischen Stadtkern oder die Gestal-
tung einer attraktiven Verbindung vom Bahnhof über die Marktstraße zum „Neuen-
Markt". Hierunter fallen bspw. Straßenbelag, Beleuchtung, Möblierung etc. Ein 
Schwerpunkt liegt bei den Maßnahmen auf der Markstraße, wo attraktive Flächen für 
Gastronomie und Handel geschaffen und das öffentliche Stellplatzangebot neugeord-
net werden sollen. Darüber hinaus soll die Eingangssituation zum historischen Stadt-
kern an der Unteren Marktstraße modernisiert und aufgewertet werden. 

Zur genaueren Definition und Umsetzung der Maßnahmen zur Aufwertung der Innen-
stadt hat die Stadt Neumarkt einen Wettbewerb ausgelobt, dessen Gegenstand der 
Umbau und die Neugestaltung von Straßen und Plätzen ist, unter Berücksichtigung der 
Planungsbereiche Obere Marktstraße, Untere Marktstraße, Rathausplatz und Kloster-
gasse sowie Hallertorstraße. Für diese Bereiche sollen ein Gesamt- und ein Beleuch-
tungskonzept entwickelt werden. 

4.11.74 

„" - Die baukörperliche Anlage von Einkaufscentern entspricht in den meisten aller Fälle 
immer noch dem tradierten, introvertiert angelegten Schema, Zehn von zwölf in der 
Wirkungsanalyse untersuchten Beispielen setzen auf den nach außen geschlossenen 
Bautyp." - auch dies ist in Neumarkt der Fall und aufgrund der Bauleitplanung auch 
möglich. Um diese Art der Bebauung zu vermeiden ist es notwendig, den Bebauungs-
plan entsprechend zu gestalten und zu formulieren. Nach den geplanten Festsetzun-
gen ist es möglich, und im Rahmen der üblichen Centerausrichtungen und Modellvor-
stellungen von der Fa. Bögl auch so geplant, eine kleine eigenständige Verkaufsstadt 
zu errichten. Diese soll eine direkte Anbindung an die Parkgaragen erhalten, die Ge-
schäfte werden in Art einer Laufstraße aneinandergereiht und das Center erhält eine 
vollständige Innenorientierung als Abschottung gegen Kundenströme in die Innenstadt. 
Selbst die Durchgangs- und Durchsichtachse zum LGS-Geländer braucht nicht erhal-
ten zu werden. Der freien Gestaltung im Sinne der Fa. Bögl und zum Nachteil der Alt-
stadt ist durch den jetzigen Entwurf Tür und Tor geöffnet. 

Aufgrund der jetzigen Festsetztingen ist jegliche Art der abgeschotteten Bebauung und 
Innenorientierung möglich. Die Möglichkeit der Abschottung und Autarkie wäre zwar 
zwingend notwendig, wurde in den städtischen Gutachten aber nicht berücksichtigt." 
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Stellungnahme des Planers zu 4.11.74 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Grundsätzliche Zielsetzung des Bebauungsplans ist es, im Sondergebiet „Einkaufs-
zentrum" ein Einkaufszentrum zu ermöglichen. In der Stellungnahme wird zitiert, dass 
die baukörperliche Anlage von Einkaufscentern in den meisten aller Fälle immer noch 
dem tradierten, introvertiert angelegten Schema entspricht. Auch das Center am Unte-
ren Tor ist nach dem tradierten Schema aufgebaut und organsiert, da sich dieser Bau-
typus in der Praxis bewährt hat. 

Wie der Kunde sich letztlich nach der Eröffnung des Einkaufszentrums verhält (ob er 
lediglich das Einkaufszentrum aufsucht oder auch in die Innenstadt geht), kann ein 
Bebauungsplan nicht regeln. 

Im Übrigen regelt der Bebauungsplan, dass die Verbindung zwischen dem Unteren Tor 
und dem LGS-Gelände durch das Einkaufszentrum und die Wegeführung in der Grün-
fläche und im Schwarzachweg geschaffen wird. 

4.11.75 

" - Vor allem große Center in kleineren Städten übernehmen immer mehr die Funktion 
des ehemaligen (öffentlichen) Hauptgeschäftsbereichs einer Stadt. Wegen der einseiti-
gen Ausrichtung auf den Einzelhandel nimmt die funktionale Vielfalt der traditionellen 
europäischen Städten in den meisten Innenstädten seit Jahren ab. Monofunktionale, 
ausschließlich auf den Einzelhandel fixierte Center intensivieren diese Entwicklung." -
Aufgabe der Bauleitplanung und Raumordnung ist es, die Funktion der innerstädti-
schen Aufgabe- Versorgung der Bevölkerung mit Waren des täglichen Bedarfs etc... -
zu gewährleisten. Die jetzige Bauleitplanung ermöglicht die Zerstörung dieser gewach-
senen und vom Normengeber gewünschten Aufgabenzuteilung. Es kann nicht dem 
Geschäftsinteresse des Investors Bögl überlassen bleiben, inwieweit er bereit ist, eige-
ne finanzielle Interessen zurückzustellen und der Innenstadt möglicherweise mehr 
Raum einzuräumen. Dies ist Aufgabe der Normgeber - im Bauleitplanverfahren Aufga-
be der Stadt. Fehlende konkrete Festsetzungen wirken sich in rechtlich bedenklicher 
Weise aus. 

" - Thema - Privatisierte Kleinstädte in der Stadt- An die Stelle einer funktionalen und 
architektonischen Vielfalt aus Einzelhandel, Arbeiten und Wohnen, Kultur- und Frei-
zeiteinrichtungen mit ihren breit gefächerten architektonischen Ausdrucksformen treten 
in Form großer Einkaufscenter großmaßstäbliche Erlebnisräume mit nach außen ab-
gekapselten Binnenwelten ... aus denen störende Erscheinungen des städtischen Le-
bens ausgesperrt werden: die Witterung und der Straßenverkehr, aber auch bestimmte 
Bevölkerungsgruppen ... Centermanager sehen sich als Bürgermeister ihrer eigenen 
Stadt - "" 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.75 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Grundsätzlich ist die Zusammenarbeit mit dem Investor des „NeuenMarkt" (Firma Neu-
erMarkt Besitz- und Vermietungs GmbH) intensiv, damit gemeinsam die Ziele für das 
Gebiet erreicht werden — sowohl was die Nutzungen im Sondergebiet betrifft als auch 
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beispielsweise Regelungen zur baulichen Ausgestaltung oder Werbeanlagen etc. Dies 
bedeutet jedoch nicht, dass es „ dem Geschäftsinteresse des Investors Bögl überlas-
sen bleibt, inwieweit er bereit ist, eigene finanzielle Interessen zurückzustellen und der 
Innenstadt möglicherweise mehr Raum einzuräumen". 

Darüber hinaus handelt es sich bei dem Vorhaben „NeuerMarkt" nicht um ein mono-
funktionales Center, sondern um ein Vorhaben mit den unterschiedlichen Nutzungs-
bausteinen Einzelhandel, Gastronomie, Dienstleistung, Gesundheit, Büro, Hotel und 
Kino. Die Flächen für den Einzelhandel nehmen davon lediglich einen Teil ein, größere 
Flächenanteile sind auch für das Kino oder Büro- und Arztpraxisflächen vorgesehen. 
Mit diesem breiten Nutzungsspektrum mit einem funktionalen Schwerpunkt auf groß-
flächigem Einzelhandel als Erweiterung des zentralen Versorgungsbereichs (Kern-
stadt) entspricht das Vorhaben dem Nutzungsmix eines klassischen innerstädtischen 
Kernbereichs. Da sich das Vorhaben in unmittelbarer Nähe zur Altstadt befindet (inte-
grierte Lage), wird dieser zentrale Versorgungsbereich nach Norden erweitert. Daher 
steht nicht zu befürchten, dass das Vorhaben „die Funktion des ehemaligen (öffentli-
chen) Hauptgeschäftsbereichs einer Stadt" übernehmen wird. 

Die in der Stellungnahme aufgeführte Aufgabe der Bauleitplanung „Versorgung der 
Bevölkerung mit Waren des täglichen Bedarfs etc." wird mit der vorliegenden Planung 
wahrgenommen. Im Bereich des Nutzungsbausteins Einzelhandel ist auch Nahversor-
gung vorgesehen — mit größeren Flächen (max. Verkaufsfläche von 3.800 m2) für Nah-
rungs- und Genussmittel, so dass gerade durch das Vorhaben auch die Versorgung 
der Bevölkerung gewährleistet wird. In der Begründung wurde auf S. 41 dazu ausge-
führt: 

„Negative Auswirkungen auf die Nahversorgung der Bevölkerung sind durch die Pla-
nung nicht zu erwarten. Wie in der Verträglichkeitsanalyse zum Vorhaben „Neuer-
Markt" beschrieben, liegt dies im Wesentlichen darin begründet, dass die Nahversor-
gung der Wohnbevölkerung im relevanten Segment durch die geplanten neu an den 
Markt tretenden Lebensmittelhändler auch weiterhin gesichert sein wird. Es ist durch 
die Realisierung des Planvorhabens vielmehr damit zu rechnen, dass die innerstädti-
sche Versorgung im Bereich des Nahrungs- und Genussmittelsortiments eine Verbes-
serung erreichen kann, da zum momentanen Zeitpunkt lediglich ein einziger Lebens-
mittelmarkt in der Altstadt ansässig ist Für die Bewohner der angrenzenden Wohnge-
biete bedeutet die Planung daher eine bessere Erreichbarkeit von Nahversorgungsein-
richtungen — auch fußläufig —, womit dem Belang der verbrauchernahen Versorgung 
der Bewohner entsprochen wird." 

Insofern ist nicht davon auszugehen, dass die jetzige Bauleitplanung zur Zerstörung 
der gewachsenen der Innenstadt führt. 

4.11 .76 

„"- Die Einzelhandelsbetriebsform eines Einkaufscenters besitzt aufgrund seiner räum-
lichen, funktionalen und organisatorischen Struktur Wettbewerbsvorteile (Mieten, Bran-
chenmix, Werbegemeinschaft, räumliche Verteilung der Geschäfte etc.) gegenüber den 
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klassischen Einzelhandelsgeschäften oder auch den Warenhäusern, was gleicherrna-
ßen enorme Wettbewerbsvorteile des Centerbetreibers zu seinen Konkurrenten bedeu-
tet, Diese Entwicklung hat gravierende Folgen für die Kaufmannschaft und auf das 
Grundeigentum in den Innenstädten. Sie forciert den schon seit Langem zu beobach-
tenden Rückzug des mittelständischen, inhabergeführten Fachhandels und führt zu 
Veränderungen von Wertigkeiten und städtischen Strukturen- " Natürlich ist es nicht 
Aufgabe der Stadt, Wettbewerb zu behindern oder einzuschränken. Ganz im Gegen-
teil. Gesunder Wettbewerb ist notwendig. Die Planung, verbunden mit den typischen 
Centervorteilen, ermöglicht es dem Investor jedoch diese Wettbewerbsvorteile so zu 
nutzen, dass die Funktionslosigkeit der Innenstadt droht. Die vorliegende Planung ist 
rechtlich bedenklich und widerspricht den vom BVerwG aufgestellten Grundsätzen: 
"Zentrale Versorgungsbereiche sollen erhalten werden, weil ihnen eine herausragende 
Bedeutung für den Bestand und die Entwicklung von Städten und Gemeinden zu-
kommt. Bezweckt wird nicht der Schutz der vorhandenen Einzelhandelsbetriebe uni 
ihrer selbst willen; schon gar nicht geht es um die Verhinderung von Konkurrenz. Viel-
mehr soll eine bestimmte städtebauliche Struktur erhalten werden, die sich durch Zent-
ralität auszeichnet und eine diffuse Verteilung von Einrichtungen in die Fläche vermei-
det (so: BVerwG, Urt. v. 17.12.2009,4 C 1.08, a. a. 0.)." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.76 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Insgesamt ist das Fazit der Verträglichkeitsanalyse, dass die Funktionalität und Ver-
sorgungsreichweite des zentralen Versorgungsbereichs Hauptzentrum Innenstadt 
Neumarkt durch die Realisierung des Planvorhabens zunimmt. Die städtebauliche 
Struktur wird hierdurch nicht in einem schädlichen Maß beeinträchtigt. Da die Positivef-
fekte insgesamt überwiegen, werden die durch die Umsatzverteilung hervorgerufenen 
möglichen negativen städtebaulichen Auswirkungen durch die Planung überkompen-
siert. 

4.11.77 

„55. Zum Bürgerentscheid wurde den Bürgern eine Planung vorgestellt, welche mit 
der Realität des letzten Entwurfs und jetzt bereits eingereichten Bauantrags 
nichts zu tun hat. Hier kann mit Fug und Recht von Roßtäuscherei der Bürger ge-
sprochen werden welche auch rechtliche Auswirkungen auf das jetzige Bauleitplanver-
fahren hat. Insbesondere die fehlende Wohnbebauung und die jetzige bauliche Schlie-
ßung / Abschottung zur Altstadt sind hier zu bemängeln." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.77  

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

In einem Planungsprozess entwickeln sich die Inhalte einer Planung stetig weiter. Än-
derungen am Konzept, das 2011 zum Zeitpunkt der Bürgerentscheide aktuell war, ha-
ben sich aufgrund einer Vielzahl von Faktoren im Laufe des Planungsprozesses und 
damit auch des Planungsverfahrens ergeben, u.a. auch durch Äußerungen der Bürger: 
Es ist dem Planungsprozess geradezu systemimmanent, dass er auf vorgetragene 
Anregungen, vertiefte Erkenntnisse und Umplanungen reagiert, und das Vorhaben 
weiterentwickelt. Nicht zuletzt durch die gesetzlich vorgeschrieben weiteren Beteili- 
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gungsverfahren (hier: öffentliche Auslegung) wird gewährleistet, dass Behörden und 
Öffentlichkeit die Weiterentwicklung der Planung mit verfolgen und erneut mit Stellung-
nahmen begleiten können. 

Mit der Planänderung wurde u.a. auf die Anregungen von Stadtrat, Landesdenkmalamt 
und Anwohnern reagiert, insbesondere hinsichtlich einer „verfehlten Höhenentwick-
lung'', wie es das Landesdenkmalamt formuliert hatte. Daher wurden geringere maxi-
male Höhen festgesetzt, woraus folgt, dass alle Gebäudeteile um ein Stockwerk redu-
ziert werden müssen. Entsprechend ist im Vergleich zu vorher eine geringere Ge-
schossfläche für das später auf dieser Fläche entstehende Vorhaben möglich, was 
Auswirkungen auf die geplanten Nutzungen haben kann. 

Welche der im Bebauungsplan zulässigen Nutzungen später Inhalt der Genehmi-
gungsverfahren werden, ist nicht Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens. Das 
neue vom Investor kommunizierte Nutzungskonzept hatte nicht zur Folge, dass Teile 
der zum Zeitpunkt der frühzeitigen Beteiligung zulässigen Nutzungen im Entwurf zum 
Bebauungsplan nicht mehr zulässig sind. Nach Aussage des Betreibers mussten als 
Konsequenz aus der reduzierten Höhe die Kinderkrippe und Wohnungen aus dem 
Konzept gestrichen werden. Auch das Ärztehaus wurde auf die Hälfte der vorgesehe-
nen Praxen halbiert. Weitere vormals geplante Elemente wie die begrünte und begeh-
bare Dachfläche oder die 2-geschossige Tiefgarage entsprechen nicht mehr den aktu-
ellen Zielen der Planung oder sind nicht mehr erforderlich. Diese Konzeptänderungen 
haben sich jedoch nicht in den Festsetzungen zum Bebauungsplan niedergeschlagen. 

Es gab jedoch noch Ergänzungen bei der Art der baulichen Nutzung — die Kinonut-
zung: Ein Kino in Neumarkt wurde bereits seit mehreren Jahren diskutiert und unter-
schiedliche Standort- und Betreiberalternativen betrachtet. Nachdem die Kino-Nutzung 
jedoch auf anderen Flächen und mit anderen Investoren nicht verwirklicht werden 
konnte, sehen die Planungen nun vor, diese Nutzung in den multifunktionalen, innen-
stadtnahen NeuenMarkt zu integrieren. Der Standort Unteres Tor war für ein Kino 
schon mehrfach im Gespräch, seit die Fläche geräumt wurde. Auch eine Mehrheit im 
Stadtrat hatte dies seinerzeit befürwortet (vgl. Neumarkter Nachrichten, 19.10.2012). 

Der detaillierte architektonische Entwurf mit Fassadengestaltung etc. ist nicht Gegen-
stand des Bebauungsplanverfahrens. Von Seiten der Stadt Neumarkt wurden jedoch 
mit Festsetzungen gestalterische Vorgaben gemacht, bspw. zu Einschnitten in der 
Fassade. Danach müssen einzelne Stockwerke nach hinten versetzt werden, so dass 
der Eindruck mehrerer einzelner Gebäude entsteht. Damit soll verhindert werden, dass 
der Gebäudekomplex zu wuchtig erscheint. Zudem wird mit den festgesetzten Fassa-
deneinschnitten die kleinteilige Altstadt „gestalterisch zitiert". Auch mit der Änderung 
der gestalterischen Vorgaben wird auf die Kritik des Landesdenkmalamts reagiert. Die 
bereits veröffentlichten architektoniSchen Detailplanungen und Ansichten sowie die 
Beschreibung, die auch in der Begründung zum Bebauungsplan enthalten ist, entspre-
chen der parallelen und bereits weit fortgeschrittenen Planung des Vorhabenträgers 
und dienen der Bürgerinformation. 
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Im Rahmen eines Bebauungsplanverfahrens hatten die Bürger zweimal die Gelegen-
heit, sich zu äußern und Kritik und Anregungen abzugeben, die in die Planungen auf-
genommen werden. Der Vorwurf der „Rosstäuscherei" geht damit fehl. 

4.11.78 

„56. Als Nutzungskonzept wird angeführt, dass im direkten Anschluss an den Unteren 
Markt ein innenstadtnahes Einkaufs- und Dienstleistungszentrum geplant wird, welches 
durch seine Anbindung an die Altstadt in unmittelbarer "Korrespondenz" mit dem Unte-
ren Markt und der Altstadt steht. Hierzu ist festzustellen, dass durch die Größe des 
Konzepts i.V.m. der trennenden Wirkung der Dammstraße und Mühlstraße ein selb-
ständiges Konzept verwirklicht werden soll, welches sich extrem negativ für den inner-
städtischen Handel und die weiteren Handelsstandorte, den Grundstückswert und den 
Vermietungswert auswirkt." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.78  

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Die Korrespondenz des Vorhabens mit der Altstadt wird durch die Planung ermöglicht. 

Das Fazit der Verträglichkeitsanalyse zum Vorhaben „NeuerMarkt" ist, dass die Pla-
nung in der empfohlenen Struktur, Dimensionierung und Anbindung zu einer funktiona-
len Stärkung der Innenstadt sowie der Gesamtstadt Neumarkt führt. Da die Positivef-
fekte insgesamt überwiegen, werden die durch die Umsatzverteilung hervorgerufenen 
negativen städtebaulichen Auswirkungen durch die Planung überkompensiert. Voraus-
setzung ist jedoch eine gute Anbindung des Sondergebiets „Einkaufszentrum": Durch 
die Lage am Unteren Tor weist der Standort einen Innenstadtbezug auf und das Ver-
knüpfungspotenzial mit den innerstädtischen Angebotsstrukturen ist als sehr hoch ein-
zustufen — sofern eine geeignete fußläufige Anbindung und eine geschickte baustruktu-
relle Realisierung gewährleistet sind. Essentiell ist die Schaffung einer Austauschbe-
ziehung für Fußgänger und Radfahrer zwischen der Innenstadt und dem neuen Stand-
ort. Nur durch diese Anbindung können die Synergieeffekte entfaltet werden. Es ist 
korrekt, dass die Dammstraße durch ihre Breite und das Verkehrsaufkommen als Bar-
riere wirken kann. Um der Barrierewirkung der Dammstraße entgegenzutreten, werden 
verschiedene Maßnahmen ergriffen: 

Zunächst ist im Gesamtverkehrsplan zur Reduzierung der Verkehrsbelastung die Ver-
lagerung des durch die Kernstadt fahrenden Durchgangsverkehrs vorgesehen. So ist 
ein Baustein zur Verlagerung die Erhöhung des Durchfahrwiderstandes durch die 
Kernstadt. Dieser Baustein enthält beispielsweise Verkehrsberuhigungsmaßnahmen in 
der Dammstraße durch die Reduzierung der Fahrbahnbreiten oder der Grünzeiten, 
durch den Einbau von Radfahrstreifen und die optische Einschränkung der Fahrbahn 
durch Begrünung. Die Dammstraße wird letztlich zweistreifig in jede Richtung mit zu-
sätzlichen Abbiegespuren sowie beidseitigen Fuß- und Radfahrwegen ausgestaltet. 
Diese Verkehrsberuhigungsmaßnahmen fördern auch eine attraktive Verbindung mit 
der Altstadt. 

Für die fußläufige Anbindung des Sondergebietes „Einkaufszentrum" wurden verschie-
dene Alternativen geprüft, die Besuchern des „NeuenMarkts' eine bequeme und siche-
re Querung der Dammstraße ermöglichen und damit die Erreichbarkeit der Altstadt 
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verbessern. Zur letztlich gewählten Verbindungsart wurde in der Begründung auf S. 48f 
ausgeführt: 

„Die fußläufige Verknüpfung des Plangebietes mit der Innenstadt wird zum Einen durch 
die weiterhin vorgesehenen höhengleichen Fußgängerquerungen der Dammstraße 
und der Nürnberger Straße am Unteren Tor gesichert. [...] Diese wird als breite beam-
pelte Fußgängerfurt ausgestaltet. Zum Anderen verbindet die geplante Unterführung 
der Dammstraße den „NeuenMarkr mit der Innenstadt, so dass für Fußgänger eine 
Querung der Dammstraße sowohl ober- als auch unterirdisch möglich ist. [...] 

Der südliche Zugang zur Passage bietet aufgrund seiner Aufweitung sehr viel Platz, in 
dem Ebenen und Aufenthaltszonen geschaffen werden können. Vorgesehen ist neben 
grüngestalterischen Maßnahmen ein Brunnengarten im Rampenbereich zur Passage, 
der auch als Aufenthaltsort mit Bänken gedacht ist. Über Rampen, Treppen und Auf-
züge wird das unterschiedliche Höhenniveau überwunden. Der als Teil der öffentlichen 
Verkehrsanlage geplante Personenaufzug sichert für gehbehinderte Bürger sowie für 
Rollstuhlfahrer, Kinderwägen etc. eine bequeme und sichere Nutzung der Unterfüh-
ru ng 

Diese Maßnahmen dienen auch der Erreichbarkeit des Sondergebiets für Radfahrer. 
Ziel der Stadt Neumarkt ist die Förderung des Radverkehrs, festgehalten auch im Inte-
grierten Gesamtverkehrsplan der Stadt Neumarkt. Neben dem Ausbau von Radwegen 
ist ein weiterer Baustein die Bereitstellung von ausreichenden Fahrradstellplätzen, ins-
besondere bei besucherintensiven Nutzungen wie dem „NeuenIVIarkt". Eine entspre-
chende örtliche Bauvorschrift zur Bereitstellung von Fahrradabstellplätzen ist im Be-
bauungsplan enthalten. 

Insgesamt wird durch die Maßnahmen zur Erschließung im Rahmen der Bauleitpla-
nung sowie begleitender und nachfolgender Planungen eine Öffnung und Integration 
zur Altstadt ermöglicht. Eine „extrem negative" Auswirkung auf den innerstädtischen 
Handel und die weiteren Handelsstandorte ist damit nicht zu befürchten. 

Negative Auswirkungen auf den Grundstücks- und den Vermietungswert in der Altstadt 
sind nicht Teil des Abwägungsmaterials: Vorn Bundesverwaltungsgericht (Beschluss 
vom 09.02.1995 — 4 NB 17194, NVwZ 1995, 895) wurde festgestellt, dass „die Auswir-
kungen eines Bebauungsplans auf den Verkehrswert [...] zwar zum Abwägungsmate-
rial gehören [mögen], soweit sie das überplante Grundstück selbst betreffen [...]. Etwas 
anderes gilt jedoch für nur mittelbare Auswirkungen auf den Verkehrswert, vor allem, 
wenn sie bei Grundstücken außerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans auf- • 
treten." Ausgeführt wird in dem Beschluss weiterhin: „Die Frage der VVesentlichkeit der 
Auswirkungen einer Planung auf ‚Nachbargrundstücke' beurteilt sich grundsätzlich 
nicht nach dem Umfang einer möglichen Verkehrswertminderung, sondern nach dem 
Grad der faktischen und unmittelbaren, sozusagen ,in nature' gegebenen Beeinträchti-
gungen, die durch die angegriffene Norm zugelassen werden." Da der Verkehrswert 
von vielen Faktoren abhängt, auch solchen, die im Rahmen der städtebaulichen Be-
lange nicht berücksichtigt werden können, sind in die Abwägung daher „nicht die po-
tentiellen Wertveränderungen von Grundstücken einzustellen, sondern nur die Auswir-
kungen, die von der geplanten Anlage faktisch ausgehen. [...] Eine Grundstückswert-
minderung stellt daher keinen eigenständigen Abwägungsposten dar. [...] Daran ändert 
auch der Umstand nichts, dass der Grundstücksmarkt möglicherweise auf eine solche 
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Veränderung mit einer Wertminderung [...] des Verkehrswerts reagiert; denn der Markt 
berücksichtigt auch solche Faktoren, die außerhalb des planerischen Abwägungsmate-
rials liegen.01 

Auf den gegebenen Fall bezogen, wären faktische Auswirkungen bspw. erhöhte Im-
missionen oder Verkehrsbelastung durch die Neuplanung im Geltungsbereich des Be-
bauungsplans. Diese sind für Grundstücke in der Oberen Marktstraße und der Kasten-
gasse bzw. der kompletten Altstadt jedoch nicht nachweisbar. im Gegenteil wird eine 
Bewältigung dieser Problematik im Umfeld der geplanten Nutzungen durch entspre-
chende Festsetzungen etc. gewährleistet. Eine weitere faktische Beeinträchtigung wä-
re, dass die Nutzung der Fläche durch die Inhalte des Bebauungsplans eingeschränkt 
wird. Dieser Fall liegt jedoch ebenfalls nicht vor, das vorhandene Nutzungsrecht in der 
Altstadt von Neumarkt bleibt erhalten, somit ist auch die Vermietung bzw. Nutzung der 
Immobilien für Einzelhandelsbetriebe weiterhin möglich. 

4.11.79 

„Weiterhin kommt es zu Park-Suchverkehr (zu wenig Stellplätze), welche auch in Ver-
bindung der nicht gelösten Verkehrsproblematik erhebliche negative Lärmauswirkun-
gen auf die Straßen und Anwohner haben wird." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.79  

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

In der Verkehrsuntersuchung zum Bebauungsplan „Unteres Tor II" durch das Büro R+T 
(Stand: Februar 2013) wird der Nachweis geführt, dass das Hauptverkehrsnetz Nürn-
berger Straße, Dammstraße / Amberger Straße, Altdorfer Straße und die entsprechen-
den Knotenpunkte nach Umsetzung der auch im Generalverkehrsplan Neumarkt vor-
gesehenen Maßnahmen eine ausreichende Leistungsfähigkeit aufweisen, um den zu 
erwartenden Ziel- und Quellverkehr des Vorhabens Einkaufszentrum NeuerMarkt auf-
zunehmen. 

Bezüglich der Stellplätze wurde in der Begründung zum Bebauungsplan auf S. 45f Fol-
gendes ausgeführt: 

„Für den Kfz-Verkehr hat der Stadtrat für das Sondergebiet Einkaufszentrum im Vorgriff 
auf den Bebauungsplan „Unteres Tor II" am 31.01.2013 beschlossen, dass die Ermitt-
lung und die Festsetzung der erforderlichen Stellplätze abweichend von der Regelung 
der GaStelIV durch eine entsprechende Regelung im Bebauungsplan über eine örtliche 
Bauvorschrift erfolgen soll — berechnet nach einem sogenannten Stellplatzganglinien-
modell. Dies kann damit begründet werden, dass die BayBO und die GaStelIV jede 
Nutzung einzeln berechnen und dabei nicht berücksichtigt werden kann, dass es sich 
beim „NeuenMarkt" um eine multifunktionale Nutzung handelt, bei der Synergien über 
die zeitlich gestaffelte Mehrfachnutzung der Stellplätze eingerechnet werden können. 

Grundlage für die örtliche Bauvorschrift mittels der Stellplatzganglinie ist die Berech-
nung der erforderlichen Stellplätze des Büros R+T (vgl. Anlage „Parkraum „Neuer- 

11  BVerwG: Beschluss vom 09.02.1995 — 4 NB 17/94, NVwZ 1995, 895 
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Markt" - Stellplatzganglinie, Beschluss vorn 31.01.2013"). Bei der Berechnung wurde 
eine vorhabenbezogene Ermittlung über Tagesganglinien der Parkraum-
Nutzergruppen durchgeführt. Verkehrserzeuger mit Stellplatzbedarf im Plangebiet sind 
groß- und kleinflächiger Einzelhandel, Hotel, Gastronomie, Büro, Dienstleistung. Arzt-
praxen und Kino. Größter Verkehrserzeuger wird die Einzelhandelsnutzung sein. Hier 
erfolgt die Abschätzung des Gesamtverkehrsaufkommens nach den Einzelnutzungen 
(Supermarkt, Textilmärkte etc.) sowie unter Berücksichtigung von Verbund- und Kon-
kurrenzeffekten. Verbundeffekte entstehen, wenn Kunden bei räumlich naheliegenden 
Märkten verschiedener Branchen mehrere Märkte bei einem Einkauf besuchen. Unter 
Konkurrenzeffekt wird verstanden, dass die Neuansiedlung eines Marktes nicht das 
volle Kundenpotential abschöpfen kann, wenn in räumlicher Nähe weitere Märkte der 
gleichen Branche bestehen, Das errechnete Gesamtverkehrsaufkommen durch die 
Einzelhandelsnutzung setzt sich zusammen aus dem Bestandsverkehr, aus dem ein 
Mitnahmeeffekt resultiert, wenn Kunden bereits im Bestand vorhandene Fahrten für 
einen Einkauf unterbrechen, und aus dem Neuverkehr, der zusätzlich zum bereits be-
stehenden Verkehr anfällt. 

Die Abschätzung des Verkehrsaufkommens erfolgte für einen Normalwerktag und für 
Samstag, wo jeweils mit unterschiedlichen Verkehrsstärken und unterschiedlichem 
Stellplatzbedarf gerechnet werden muss. Die Anzahl der auf dem Grundstück nachzu-
weisenden Stellplätze orientiert sich am maximal auftretenden Stellplatzbedarf, der am 
Samstag zu verzeichnen ist. Darüber hinaus ist eine Reserve von 5 °/0 bzw. 10 % des 
maximalen Bedarfs zusätzlich zu berücksichtigen. Unter Berücksichtigung dieser vor-
gegebenen Stellplatzreserve sind insgesamt mindestens 557 (werktags) bzw. 531 
Stellplätze (samstags) nachzuweisen. 

Die Unterbringung der Stellplätze des „NeuenMarkts" ist in zwei Tiefgaragen im Bau-
komplex vorgesehen: 561 Stellplätze, wovon sich 412 Stellplätze in Tiefgarage 1 
(Schwarzachweg) und 149 Stellplätze in Tiefgarage 2 (Dammstraße) befinden. Eine 
oberirdische Parkierung wird nicht gewünscht, da großzügige Fußgängerbereiche um 
den Gebäudekomplex angelegt werden sollen. Zudem würde eine oberirdische Parkie-
rung größeren Flächenverbrauch bedeuten und ist auch aus stadtgestalterischen 
Gründen nicht gewünscht. Die beiden Tiefgaragen sind im Norden des Gebäudekom-
plexes über eine Umfahrung verbunden, die jedoch nicht immer offen ist. Die Verbin-
dung der beiden Tiefgaragen erfolgt werktags von 22:00 bis 6:00 Uhr und am Wo-
chenende ganztags. Hintergrund für die Verbindung nachts ist, dass nachts die Tiefga-
rage nicht mehr im Schwarzachweg verlassen werden soll, um die Anwohner im an-
grenzenden Wohngebiet vor den diesbezüglichen Schallimmissionen zu schützen. Da-
her wird die Umfahrung in Richtung der Tiefgarage Dammstraße geöffnet und die Aus-
fahrt erfolgt von beiden Tiefgaragen auf die Dammstraße. Hintergrund für die Verbin-
dung am Wochenende ist, dass die Mitarbeitertiefgarage am Wochenende weniger 
ausgelastet ist als werktags, diese Kapazitäten aber durch das erhöhte Kunden- und 
Besucheraufkommen im „NeuenMarkt" benötigt werden, um den erforderlichen Stell-
platzbedarf decken zu können. 

Ergebnis der Ermittlung des Stellplatzbedarfs ist damit, dass auch am kritischsten Tag 
Samstag in der Spitzenstunde ausreichend Stellplätze in den Tiefgaragen vorhanden 
sind, inkl. einer Reserve von 10%. Für die Abweichung von der GaSteliV enthält der 
Bebauungsplan eine entsprechende Festlegung nach Art.47 Abs.2 BayBO i.V. mit 
Art.81 Abs.1 Ziff.4 BayBO." 
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Dennoch wird nicht vollkommen auszuschließen sein, dass einzelne Besucher des 
Einkaufszentrums versuchen in den genannten Wohnstraßen zu parken. Zunächst ist 
zur Vermeidung bzw. Verringerung von Parksuchverkehr in den benachbarten Gebie-
ten das Einrichten von Zonen für Bewohnerparken vorgesehen. Dort ist Parken mit 
Bewohnerausweisen möglich. Diese müssen von den Bewohnern erworben werden 
und damit kann das Parken von Unbefugten reduziert werden. 

Weiterhin sieht der Bebauungsplan vor, das prognostizierte Verkehrsaufkommen und' 
seine Verteilung im Verkehrsnetz durch ein Monitoring zu beobachten und zu doku-
mentieren (vgl. Begründung zum Bebauungsplan S. 82f). Sollten sich dabei die ge-
troffenen Annahmen nicht bestätigen, steht der Stadt ein Bündel an Maßnahmen zur 
Verfügung, um einer unzumutbaren Belastung der Anwohner im o.g. Wohngebiet ent- 

, gegen zu wirken: 

• Verkehrslenkende Maßnahmen (z.B. Einbahnstraßenregelungen entgegen 
des Fahrziels Einfahrt der TG am Schwarzachweg), 

• Umgestaltung der Straßenräume (Verringerung der Fahrbahnquerschnitte, 
uni die Fahrzeiten für Schleichfahrer zu verlängern und damit unattraktiv zu 
gestalten), 

• Kontrollen durch die Ordnungsbehörden. 

Bezüglich der Lärmimmissionen kommt das Schallimmissionsschutz-Gutachten des 
Ingenieurbüros Sorge (Stand: März 2013) zu dem Ergebnis, dass bereits heute das 
Straßennetz im Planungsgebiet mit Kfz-Verkehr hoch belastet (Nürnberger Straße ca. 
14.000 Kfz/24h, Dammstraße ca. 25.000 Kfzi24h) (R+T 2013) ist, wodurch eine hohe 
lmmissionsbelastung der angrenzenden Gebiete entsteht. Die in der Gesamtverkehrs-
planung (GVP) vorgesehenen Maßnahmen sollen zu einer Abnahme der Verkehrsbe-
lastung führen, sodass die Straßen und Knotenpunkte durch die entstehenden Spiel-
räume das durch die Planung zu erwartende zusätzliche Verkehrsaufkommen aufneh-
men können. Insoweit ist mit keinen negativen Veränderungen der Verkehrslärmsitua-
tion gegenüber dem Status-Quo zu rechnen. 

Damit ist gewährleistet, dass weder Parksuchverkehr noch die durch die neuen Nut-
zungen erzeugten Verkehrsmengen erhebliche negative Auswirkungen haben werden. 

4.11.80 

„Die hohe Anzahl von Fahrzeugen wird auch weitere negative Auswirkungen auf die 
Klimatisch-lufthygienischen Verhältnisse haben. Eine vor einigen Jahren durchgeführte 
Luftmessung über 2-3 Monate hat nahezu durchgehend zu Überschreitungen der heu-
te geltenden Feinstaubwerte geführt- und auch zu Überschreitungen der damals gel-
tenden Werte -. Diese Nichtberücksichtigung beeinträchtigt mich unzumutbar in meinen 
Eigentümerrechten und dem Grundrecht auf körperliche Unversehrtheit." 
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Stellungnahme des Planers zu 4.11.80  

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Im Schadstoffgutachten (Müller-BBM, März 2013) wurden die lufthygienischen Verhält-
nisse und die Belastung des Gebiets mit den für die menschliche Gesundheit relevan-
ten Schadstoffen Stickstoffoxide (N0x) sowie Feinstaubpartikel (PM2,5  und PM10) vor 
und mit Realisierung der Planung untersucht. 

Die Schadstoffhintergrundbelastung wurde im Schadstoffgutachten unter Berücksichti-
gung der vorliegenden Messdaten angesetzt (vgl. Gutachten S. 11 und s. 23ff). Für die 
Immissionsberechnungen wurden lokal repräsentative meteorologische Daten verwen-
det, welche von der rneteomedia AG zur Verfügung gestellt wurden. Es wurden die 
verkehrsbedingten Immissionen im Untersuchungsgebiet flächenhaft ermittelt und mit 
der Hintergrundbelastung überlagert. Zur Hintergrundbelastung wurden Messdaten von 
lufthygienischen Messstationen im Einzugsbereich des Untersuchungsgebietes ver-
wendet. Das Bayerische Landesamt für Umwelt (LfU) betreibt das Luftmessnetz zur 
Überwachung der Luftqualität, an deren Stationen u.a. die bodennahen Konzentratio-
nen von Luftschadstoffen gemessen werden. Ein (geeigneter) Teil dieser Messdaten 
lagen als Hintergrundbelastung der Berechnung der Feinstaubwerte im Geltungsbe-
reich des Bebauungsplans „Unteres Tor II" zugrunde. 

In der Begründung zum Bebauungsplan wird ausgeführt (vgl. S. 32f), dass das „Ergeb-
nis der Untersuchung ist, dass die Luftqualität in Neumarkt i.d.OPf. hinsichtlich der 39. 
BlmSchV (Grenzwerte) grundsätzlich als gut einzuschätzen ist. Die Belastungsschwer-
punkte liegen auf der Dammstraße und dem Kurt-Romstöck-Ring. Hier ist von höheren 
Immissionen auszugehen. Die Grenzwerte der 39. BlmSchV für Feinstaub (PM,,, und 
PM2,5) und für Stickstoffdioxid (NO2) jedoch werden sowohl an den Gebäudefassaden 
am Straßenzug als auch im gesamten Umfeld weit unterschritten. Der Schutz der 
menschlichen Gesundheit entsprechend der 39. BlmSchV (gesetzlicher Wert) ist damit 
im Umfeld gewährleistet. 

Fazit ist, dass die gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse bezüglich Luftschadstoffe 
nicht beeinträchtigt werden." 

Damit wurde zum Einen die Feinstaubbelastung berücksichtigt und zum Anderen 
nachgewiesen, dass die körperliche Unversehrtheit gewährleistet wird. 

4.11.81 

„57. Die Auslegung im Rathaus erfolgt einen Monat lang. Nur bis zum Ende der Ausle-
gungsfrist können Einwendungen und Anregungen vorgebracht werden. Die ist bei so 
umfangreichen Unterlagen unzureichend und genügt keinen rechtsstaatliehen Ansprü-
chen. Einem Durchschnittsbürger ist es nicht möglich, viele Tage Urlaub zu nehmen, 
die Unterlagen während der Öffnungszeit im Rathaus durchzuarbeiten und auch noch 
eine Stellungnahme innerhalb dieser Zeit zu erstellen." 

Stellungnahme des Planers zu 4.11.81  

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Die Auslegungsfrist entspricht den Vorgaben des Baugesetzbuches. Dort heißt es un-
ter § 4 Abs. 2 BauGB: „Die Entwürfe der Bauleitpläne sind mit der Begründung und den 
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nach Einschätzung der Gemeinde wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezoge-
nen Stellungnahmen für die Dauer eines Monats öffentlich auszulegen." Diese Frist 
wurde eingehalten. Der Planentwurf inklusive Begründung, Umweltbericht und den 
vorliegenden umweltrelevanten Stellungnahmen hat nach ortsüblicher Bekanntma-
chung am 17.05.2013 (bzw. 18.05.2013 im Neumarkter Tagblatt und den Neumarkter 
Nachrichten) in der Zeit vom 28.05.2013 bis 28.06.2013 (einschließlich) im Rathaus 
der Stadt Neumarkt i.d.OPf. zur öffentlichen Einsichtnahme ausgelegen. Während der 
Auslegungszeit konnten Stellungnahmen zu der Planung eingereicht oder zur Nieder-
schrift gegeben werden. 

Damit entspricht die Auslegungsdauer des Bebauungsplans „Unteres Tor II" den ge-
setzlichen Vorgaben. 

4.12 Bürger 4 —1. Stellungnahme 
(Schreiben 1 vom 28.06.2013) 

4.12.1 

„1. Unsere Mandantschaft ist Eigentümerin des Grundstücks Fist.Nr. 1137, Amberger 
Straße 1, Lorenz-Hiltner-Straße 12, auf dem unsere Mandantschaft seit 1896 eine 
Brauerei sowie mehrere Mineralbrunnen betreibt. 

Aus diesen Mineralbrunnen fördert unsere Mandantschaft - nach erfolgter amtlicher 
Anerkennung - natürliches Mineralwasser. Die amtliche Anerkennung wird nur ausge-
sprochen, wenn das natürliche Mineralwasser seinen Ursprung in unterirdischen, vor 
Verunreinigungen geschützten Wasservorkommen hat und von ursprünglicher Reinheit 
und gekennzeichnet ist durch seinen Gehalt an Mineralien, Spurenelemente und gege-
benenfalls durch bestimmte, insbesondere ernährungsphysiologische Wirkungen (§ 3 
Abs. 1 i. V. m. § 2 Nrn. 1 und 2 Mineral- und Tafelwasserverordnung). Natürliches Mi-
neralwasser verkörpert also höchste natürliche Wasserqualität und ist daher höchst 
schutzwürdig. 

Das natürliche Mineralwasser aus den Mineralbrunnen unserer Mandantschaft speist 
sich aus dem unteren, sog. zweiten Grundwasserstockwerk. 

Der geologische Schutz der Mineralwasservorkommen, aus denen die Brunnen unse-
rer Mandantschaft das natürliche Mineralwasser schöpfen, wird bisher durch ausrei-
chende Deckschichten gewährleistet. Den Deckschichten kommt dabei sowohl eine 
rein physikalische Abdichtungsfunktion als auch eine Rückhaltung von Spurenstoffen 
durch Wechselwirkung mit der Matrix der Deckschichten zu. 

Die vorhandenen Deckschichten sind daher uneingeschränkt zu erhalten und zu schüt-
zen, um die Mineralwasservorkommen - wie von der Mineral- und Tafelwasserverord-
nung gefordert - in ihrer ursprünglichen Reinheit - auch langfristig - zu sichern." 

4.12.2 

„2. Die im Bebauungsplanentwurf ausgewiesenen Baugebiete liegen im unmittelbaren 
Einzugsgebiet der Mineralbrunnen unserer Mandantschaft. 
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Die durch den Bebauungsplanentwurf ermöglichten Baumaßnahmen, die in die hydrau-
lisch wirksamen Deckschichten im Umfeld der Mineralwasserbrunnen eingreifen oder 
sogar, wie z. B. bei Geotherrniesonden, weitgehend durchteufen können, sind ein er-
hebliches Risiko für das Mineralwasservorkommen und den Mineralbrunnenbetrieb. 

Die wissenschaftliche Stellungnahme von PD Dr_ T. Baumann und Univ.-Prof. Dr. R. 
Nießner (Lehrstuhl für analytische Chemie und Institut für Wasserchemie und chemi-
sche Balneologie der Technischen Universität München) vom 26.06.2013, die die hyd-
rogeologischen und hydrochemischen Auswirkungen durch die im Bebauungsplanent-
wurf zugelassene Bebauung begutachtet hat, kommt zu folgenden Ergebnissen: 

„Aufschlussbohrungen, Tiefgründungen und Geothermiesonden können eine negative 
Veränderung der Fließbedingungen verursachen und die Schutzfunktion der Deck-
schichten teilweise aufheben. Aufgrund der Nähe des Bebauungsplangebiets zu den 
Brunnen ergibt sich ein nicht nur theoretisches Risiko, dass die Brunnen langfristig 
durch die Störung der Integrität der Decksicht negativ beeinflusst werden." (Seite 1 ) 

„Risiken für den Mineralwasserleiter ergeben sich grundsätzlich aus allen Eingriffen in 
die Deckschichten, insbesondere aus Aufschlussbohrungen, Grundwassermessstellen, 
Geothermiesonden, Tiefgründungen und im Sinne der Nutzung geothermischer Ener-
gie aktiven Bauwerkselementen. Darüberhinaus können sich durch Grundwasserbeein-
flussungsmaßnahmen im oberen Grundwassersrockwerk ungünstige Veränderungen 
des hydraulischen Gradienten ergeben." (Seite 11) 

4.12.3 

„Im Einzelnen kommen Baumann / Nießner zu folgenden Ergebnissen: 

a) 	Bezüglich der Aufschlussarbeiten (Seiten 11 und 12): 

• Aufschlussarbeiten zur Erkundung der Mächtigkeit der Deckschichten und 
der hydraulischen Gegebenheiten könnten die Deckschichten durchstoßen 
und zu einem hydraulischen Kurzschluss zwischen oberem und unterm 
Grundwasser stock führen. 

• Aufschlussbohrungen in das tiefe Grundwasserstockwerk zur Erkundung 
der Baugrund• und Grundwasserverhältnisse, z. B. für Tiefgründungen stel-
len bereits während der Errichtung eine Gefährdung für die ursprüngliche 
hydrochemische und mikrobiologische Integrität der Brunnen dar. 

• Jeglicher Eintrag von anorganischen oder organischen Spurenstoffen in die 
Grundwassermessstelle während der Bohrarbeiten sowie der hydraulischen 
Tests stellt aufgrund von Umläufigkeiten entlang des Messstellenausbaus 
und 1 oder bei Vandalismus an der Messstelle ein hohes Risiko für die „ur-
sprüngliche Reinheit" der Brunnen dar. 

• Die Durchführung von Injektionsversuchen an Aufschlussbohrungen im 
Nahbereich der Brunnen wäre hoch riskant. Der Erkenntnisgewinn steht in 
keinem Verhältnis zu dem Risiko für die Brunnen." 

„b) 	Bezüglich der Gründung in den Deckschichten (Seiten 12 und 13): 
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• Durch Eingriffe in die Deckschicht können Wasserwegsamkeiten geschaffen 
werden und das Rückhaltevermögen der Deckschichten im Hinblick auf un-
erwünschte Wasserinhaltstoffe reduziert werden. Nach dem Stand der 
Technik ist eine 100 %-ige Abdichtung von technischen Gebäudeteilen ge-
gen das Gebirge zwar theoretisch planbar aber praktisch kaum realisierbar. 
Im Gegenteil werden Gebäudeteile, die in tonige Deckschichten einbinden, 
häufig mit einer Drainage versehen, um das Gebäude trocken zu halten. 
Damit wird regelmäßig ein Teil der Deckschicht, und damit der Schutzfunk-
tion, faktisch ausgeschaltet. Zusätzlich ist mit einer Auflockerung des Gebir-
ges während der Baumaßnahme zu rechnen, wodurch weitere Wasserweg-
samkeiten geschaffen werden und der Schutz reduziert wird. 

• Grundsätzlich kann bei Pfahlgründungen von einer kraftschlüssigen Verbin-
dung des tragfähigen Gebirges mit dem Pfahl ausgegangen werden, da 
sonst der Lasteintrag nicht erfolgen kann. Allerdings bedeutet die Kraft-
schlüssigkeit nicht automatisch eine hydraulische Abdichtung. Es ist im Ge-
genteil wahrscheinlich, dass entlang des Pfahls und in der unmittelbaren 
Umgebung höhere Durchlässigkeiten auftreten als im ungestörten Boden. 

• Insgesamt wird durch Baumaßnahmen, die in die Deckschichten eingreifen, 
die anzusetzende Mächtigkeit (t-- Dicke) der Deckschicht reduziert, was ei-
ner Reduktion der Schutzwirkung gegenüber Oberflächeneinflüssen gleich-
kommt. Im Hinblick auf die Nutzung des tieferen Grundwasserstockwerks 
als Mineralwasser ist dieser Sachverhalt besonders bedeutsam, da der geo-
logische Schutz vor Verunreinigungen, also die Deckschicht, die Grundlage 
für die Anerkennung als Mineralwasser darstellt." 

„c) 	Bezüglich Geothermiesonden (Seiten 13 und 14): 

• Durch Erdwärmesonden ist eine hydraulische Beeinflussung zu befürchten, 
wenn durch die Erdwärmesonde Wasserwegsamkelten zwischen Grund-
wasserstockwerken geschaffen werden. 

• Im Untersuchungsgebiet Neumarkt sind bei allgemein geringer Schüttung 
negative Veränderungen der hydraulischen Bedingungen zu besorgen, 
wenn das Festgestein erreicht wird. 

• Durch Leckagen und Störfälle an den Erdwärmesonden kann es zu einem 
Austreten des Wärmeträgers kommen, der im Fall von Mineralwasserleitem 
die ursprüngliche Reinheit des Mineraiwasserleiters beeinträchtigt. 

• Auch ist entlang von Erdwärmesonden ein Zustrom von Wassern aus den 
Flugsanden möglich, wodurch wiederum die hydrochemische Beschaffen-
heit beeinträchtigt und der Eintrag anthropogener Stoffe möglich würde." 

4.12.4 

„d) Die vorstehend dargelegten Eingriffe in die Deckschichten finden nicht nur im Zu-
sammenhang mit der Errichtung von Gebäuden statt, sondern auch im Zusammen-
hang mit der Errichtung der im Bebauungsplanentwurf vorgesehenen Regenwasser- 
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rückhaltebecken sowie der im Bebauungsplanentwurf vorgesehenen Fußgängerunter-
führung." 

4.12.5 

„3. In den ausgelegten Unterlagen zum Bebauungsplanentwurf werden etwaige negati-
ve Veränderungen der Deckschichten und der qualitativ hochwertigen Nutzungen des 
zweiten Grundwasserstockwerks durch die im Bebauungsplanentwurf ermöglichten 
Bebauung überhaupt nicht thematisiert, geschweige denn bewertet. Bei der Darstel-
lung der baubedingten Auswirkungen fehlen jegliche Hinweise auf die Reduzierung der 
Schutzfunktion der Deckschichten durch Gründung und Geothermiesonden. Das unte-
re (zweite) Grundwasserstockwerk wird in den ausgelegten Unterlagen zum Bebau-
ungsplanentwurf überhaupt nur einmal und auch nur dahingehend im Umweltbericht 
erwähnt (dort Seite 22), dass es ein zweites Grundwasserstockwerk in der Rhätolias-
Sandstein-Schichten gibt, die sich unter dem Tonstein befindet. Der Umweltbericht 
erkennt indessen etwaige negative Veränderungen in der Bebauung auf die Deck-
schichten und auf die Nutzungen des zweiten Grundwasserstockwerkes nicht einmal 
ansatzweise, so dass diesbezügliche Ausführungen und Wertungen völlig fehlen. 

Die im Abschnitt 4.1 des Umweltberichts aufgeführten Maßnahmen zur Vermeidung 
und Minderung können im Hinblick auf den Schutz des tieferen Grundwassers kontra-
produktiv sein, insbesondere wenn sich Bereiche mit Staunässe durch Regenwasser-
versickerung bilden oder die Deckschicht zur Erstellung von Regenwasserrückhaltebe-
cken abgetragen wird. 

Das im Zuge des Bebauungsplans erstellte Grundwasserströmungsmodell betrifft aus-
schließlich das obere Grundwasserstockwerk, nicht aber das untere (zweite) Grund-
wasserstockwerk. Die Deckschicht• wird vielmehr als undurchlässige Basis des oberen 
Grundwasserleiters definiert, der Mineralwasserleiter wird nicht in das Modell einbezo-
gen. Aus dem Modell ergibt sich ein leichter Aufstau in, südlichen Bereich des kanali-
sierten Hauptsammlers, der sich mit einer Erhöhung des hydraulischen Gradienten 
auswirkt. 

Auch die Stellungnahme des WWA Regensburg geht auf die potenzielle Gefährdung 
durch Gründungsmaßnahmen und Erdwärmesonden nicht ein. 

Insgesamt sind in den ausgelegten Unterlagen die Auswirkungen des Bebauungsplans 
auf die Deckschicht und das tiefere Grundwasserstockwerk überhaupt nicht themati-
siert, geschweige denn ausreichend dokumentiert und bewertet." 

4.12.6 

„4. Im Bebauungsplanentwurf werden folgende Tiefenbegrenzungen festgesetzt: 

a) Gebäudeteile unterhalb der Geländeoberkante sind gemäß Ziffer 1. 2.3.2 der textli-
chen Festsetzungen zulässig 

• im Sondergebiet bis zu einer maximalen Tiefe von 410,0 m ü. NN., 

• im Mischgebiet MI 1 bis zu einer maximalen Tiefe von 417,0 m ü. NN., 

• im Mischgebiet 11/112 bis zu einer maximalen Tiefe von 416,0 m ü. NN. 

b) Die Unterkante der Fußgängerunterführung wird in der Planzeichnung zeichnerisch 
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festgesetzt mit 416,0 m ü. NN. 

c) Keinerlei Festsetzungen zur Tiefenbegrenzung enthält der Bebauungsplanentwurf 

bezüglich 

• der im Bebauungsplanentwurf vorgesehenen Regenrückhaltebecken, 

• des Pilsach-Leitgrabens sowie bezüglich 

• Aufschlussarbeiten, 

• Gründungen (z. B. Pfahlgründungen), 

• Geothermiesonden. 

Die Tiefe und auch das Volumen und die Anzahl dieser für die Deckschicht und das 
zweite Grundwasserstockwerk gefährlichen Eingriffe bleiben also im Bebauungsplan-
entwurf völlig ungeregelt. 

4.12.7 

„5. Soweit Ziffer I. 2.3.2 der textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanentwurfs für 
Gebäudeteile unterhalb der Geländeoberkante im Sondergebiet eine maximale Tiefe 
bis zu 410,0 m ü. NN. zulässt, wird hierdurch in die das zweite Grundwasserstockwerk 
schützende Deckschicht massiv eingegriffen, da die Oberkante des festen Tonsteins 
im Untersuchüngsgebiet Neuer Markt höher liegt, nämlich bei ca. 415 m ü. NN. Somit 
lässt der Bebauungsplanentwurf Eingriffe in die schützende Deckschicht durch Gebäu-
deteile in einer Mächtigkeit von 5 m zu. 

Dieser massive Eingriff ist nicht hinnehmbar, da - wie oben 1. bereits dargelegt — die 
vorhandenen Deckschichten uneingeschränkt zu erhalten und zu schützen sind, um 
die Mineralwasservorkommen - wie von der Mineral- und Tafelwasserverordnung ge-
fordert - in ihrer ursprünglichen Reinheit - auch langfristig - zu sichern. 

Die Oberkante fester Tonstein (= Deckschicht) nimmt im östlichen Bebauungsplange-
biet auf ca. 412 m ü. NN. ab. Die Tiefenbegrenzungen für Gebäudeteile im Mischgebiet 
MI 1 und M1 2 liegen mit den in Ziffer I. 2.3.2 der textlichen Festsetzungen des Bebau-
ungsplanentwurfs festgesetzten 417,0 m ü. NN. bzw. 416,0 m ü. NN. also über der 
Oberkante Deckschicht (412 m ü. NN.) und sind daher nicht zu beanstanden. 

Um die zwingend erforderliche Schutzfunktion der Deckschichten weiterhin zu gewähr-
leisten, hätten im Bebauungsplanentwurf für jedweden Eingriff, d. h. für Gebäudeteile, 
Aufschlussarbeiten, Gründungen jeder Art (auch Pfahlgründungen), Geothermieson-
den usw. als maximale Tiefenbegrenzung festgesetzt werden müssen: 

• im Sondergebiet: 415 m ü. NN., 

• im Mischgebiet M1 1 und M1 2: 412 m ü. NN. und 

• im Bereich der Dammstraße: 415 m ü. NN. 

Bei etwaigen Pfahlgründungen hätten darüber hinaus Anzahl und Volumen begrenzt 

werden müssen. 
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Geothermiesonden hätten aufgrund ihrer spezifischen Gefahren (insbesondere in geo-
physikalischer, hydraulischer und hydrochemischer Hinsicht} im Bebauungsplangebiet 
völlig ausgeschlossen werden müssen. 

Dass konkrete Gefährdungen der Deckschichten und damit des zweiten Grundwasser-
stockwerks tatsächlich gegeben sind, ergibt sich daraus, dass im Sondergebiet zu-
nächst ca. 300 Bohrpfahlgründungen bis zu einer Tiefe von 395m ü. NN. vorgesehen 
waren und auch nach einer Überarbeitung noch immer ca. 40. Pfahlgründungen vorge-
sehen sind, deren Unterkante unter 415 m ü. NN. und damit tief in der Deckschicht 
liegen und zum Teil bis zu einer Tiefe von 406,0 m ü. NN. niedergebracht werden sol-
len. 

4.12.8 

„6. Der ausliegende Bebauungsplanentwurf erfüllt nicht die gesetzlichen Vorgaben des 
§ 2 Abs. 4 i. V. m. § 2 a BauGB. Danach ist der Begründung zum Bebauungsplan ein 
Umweltbericht beizufügen, in dem die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswir-
kungen zu beschreiben und zu bewerten sind. Die inhaltlichen Anforderungen an den 
Umweltbericht ergeben sich aus der Anlage 2:u § 2 Abs. 4 und § 2 a BauGB. Notwen-
dig ist danach u. a. eine Bestandsaufnahme des derzeitigen Umweltzustands ein-
schließlich Umweltmerkmale der Gebiete, die voraussichtlich erheblich beeinflusst 
werden. Außerdem sind die in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglich-
keiten zu berücksichtigten. 

Der ausliegende Umweltbericht ist in mehrfacher Hinsicht defizitär. Die negativen Aus-
wirkungen auf die Deckschichten und die von ihr geschützten Mineralwasservorkom-
men werden - wie dargelegt - überhaupt nicht thematisiert, geschweige denn dokumen-
tiert und bewertet. 

Die Risiken und Gefahren wurden anscheinend überhaupt nicht erkannt und selbst 
dann noch nicht wahrgenommen, als unsere Mandantschaft die Stadt Neumarkt mit 
Schreiben vom 18.02.2013 ausdrücklich darauf hingewiesen hatte, dass ein befragter 
Sachverständiger durch die beim Bauvorhaben Neuer Markt beabsichtigten Bohrpfahl-
gründungen massive Beeinträchtigungen für das zweite Grundwasserstockwerk sieht 
und das zweite Grundwasserstockwerk für den Brauereibetrieb unserer Mandantschaft 
existenziell und durch wasserrechtliche Bewilligungen geschützt ist. In diesem Schrei-
ben hat unsere Mandantschaft förmlich auf diese gravierenden Beeinträchtigungen und 
Gefahren hingewiesen, da diese im Bebauungsplanverfahren bisher nicht beachtet 
worden waren. 

Da seitens der Stadt Neumarkt keine Reaktion erfolgte, haben wir dann mit Anwalts-
schreiben vom 28.03.2013 an die Stadt Neumarkt namens und im Auftrag unserer 
Mandantschaft nochmals verdeutlicht, dass die im Gutachten Spotka empfohlene 
Pfahlgründung deutlich in die Schutzfunktion der Deckschichten eingreift und dass es 
wahrscheinlich sei, dass entlang des Pfahls und in der unmittelbaren Umgebung höhe-
re Durchlässigkeiten auftreten als im ungestörten Boden. Außerdem wurde auf das 
zusätzliche Risiko durch Aufschlussbohrungen hingewiesen. 

Trotz der frühzeitigen und eindeutigen Hinweise seitens unserer Mandantschaft wird 
die Problematik in den seit 28.05.2013 ausliegenden Unterlagen zum Bebauungsplan-
entwurf, insbesondere im Umweltbericht, mit keinem Wort erwähnt, was nur den 
Schluss zulässt, dass diese Problematik bewusst ignoriert worden ist. 
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Hierdurch wurden die gesetzlichen Vorgaben des § 2 Abs. 4 i. V. m. § 2 a BauGB in 
gravierender Weise verletzt." 

4.12.9 

"7. Bei der Aufstellung des Bebauungsplans sind gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 c) BauGB die 
Belange des Umweltschutzes, insbesondere umweltbezogene Auswirkungen auf den 
Menschen und seine Gesundheit zu berücksichtigen. 

Hiergegen wurde im Bebauungsplanentwurf in eklatanter Weise verstoßen. 

Obgleich die Stadt Neumarkt - wie gezeigt - ausdrücklich auf die Gefährdung des zwei-
ten Grundwasserstockwerks hingewiesen worden war, hat sie die Bedeutung des ge-
schützten Grundwasservorkomrnens für die Gesundheit völlig außer Acht gelassen. 

Es liegt zuvörderst im öffentlichen Interesse, tiefe Grundwasservorkommen und insbe-
sondere Mineralwasservorkommen zu schützen, da diese Vorkommen - generell ge-
sprochen - durch Eingriff von allen Seiten höchst gefährdet und rückläufig sind." 

4.12.10 

„8. Darüber hinaus beruht der Bebauungsplanentwurf auf einer ungenügende Abwä-
gung der beteiligten öffentlichen und privaten Belange. Der Erhalt ungestörter Grund-
wasservorkommen für die öffentliche Gesundheit wurde in seiner Gewichtung völlig 
verkannt. 

Anscheinend wurden die privaten Interessen an einer schnellen Realisierung des Bau-
vorhabens Neuer Markt offensichtlich höher bewertet, Hieran liegt ein eklatanter Ver-
stoß gegen § 1 Abs. 7 BauGB." 

4.12.11 

„9. Aufgrund der vorstehenden Darlegung ist der Bebauungsplanentwurf zwingend zu 
überarbeiten und erneut auszulegen." 

4.12.12 

„10. Die wissenschaftliche Stellungnahme von PD Dr. T. Baumann und Univ.-Prof. Dr. 
R. Nießner (Lehrstuhl für analytische 'Chemie und Institut für Wasserchemie und che-
mische Balneologie der Technischen Universität München) vom 26.06.2013, auf die wir 
vorstehend bereits Bezug genommen haben, legen wir unserem Scheiben als Anlage 
bei und machen die dortigen Ausführungen zum Gegenstand unseres Vorbringens." 

Stellungnahme des Planers 

Zu 4.12.1 

Der Anregung wird gefolgt 
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Die Festsetzungen des Bebauungsplans sehen vor, dass Gebäudeteile unterhalb der 
Geländeoberfläche bis zu einer maximalen Tiefe von 410,0 m ü.NN zulässig sind (text-
liche Festsetzung Nr. 2.3.2). Dies gilt auch für Gründungsbauteile. 

Dem Fachgutachten „Hydrogeologisches Gutachten zum Bebauungsplan 05411 Unte-
res Tor II der Stadt Neumarkt (Dr. K.-H. Prösl, Sachverständigenbüro für Grundwasser, 
September 2013), das sich auf die Auswertung der vorhandenen Datenlage stützt, ist 
auf Seite 22 unter Punkt 6 Schlussfolgerung zu entnehmen, dass 

„... die unterjurassische Schichtfolge [...] eine wirksame Barriere gegenüber vordrin-
gendem Oberflächenwasser darlStelltj. Da es grundsätzlich im Rahmen von Bohrungen 
zu einer Störung des Gesteinsverbandes kommen kann, wird vorgeschlagen, als Un-
tergrenze von Eingriffen in diese Schichtfolge das Höhenniveau 405 m ü.NN anzuset-
zen. Somit kann die notwendige wirksame Trennschicht in ihrer Funktion erhalten wer-
den. 

Da die bestehende Festsetzung diesen gutachterlichen Vorschlag (mit einem zusätzli-
chen Puffer von 5 m) einhält, ist eine Änderung dieser Festsetzung nicht erforderlich. 

Danach werden die vorhandenen Deckschichten erhalten und geschützt, um die Mine-
ralwasservorkommen - wie von der Mineral- und Tafelwasserverordnung gefordert - in 
ihrer ursprünglichen Reinheit - auch langfristig - zu sichern. 

Der Umweltbericht wird entsprechend ergänzt. 

Im Übrigen wird darauf hingewiesen, dass in einem nachfolgenden Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren durch die Fachbehörde die wasserrechtliche Genehmigung für 
die Gründungsmaßnahmen erteilt werden muss. 

Zu 4.12.2 

Der Anregung wird gefolgt. 

Die Festsetzungen des Bebauungsplans sehen vor, dass Gebäudeteile unterhalb der 
Geländeoberfläche bis zu einer maximalen Tiefe von 410,0 m ü.NN zulässig sind (text-
liche Festsetzung Nr. 2.3.2). Dies gilt auch für Gründungsbauteile. 

Dem Fachgutachten „Hydrogeologisches Gutachten zum Bebauungsplan 05411 Unte-
res Tor II der Stadt Neumarkt (Dr. K.-H. Prösl, Sachverständigenbüro für Grundwasser, 
September 2013), das sich auf die Auswertung der vorhandenen Datenlage stützt, ist 
auf Seite 22 unter Punkt 6 Schlussfolgerung zu entnehmen, dass 

„... die unterjurassische Schichtfolge [...1 eine wirksame Barriere gegenüber vordrin-
gendem Oberflächenwasser daeteilt]. Da es grundsätzlich im Rahmen von Bohrungen 
zu einer Störung des Gesteinsverbandes kommen kann, wird vorgeschlagen, als Un-
tergrenze von Eingriffen in diese Schichtfolge das Höhenniveau 405 m ü.NN anzuset-
zen. Somit kann die notwendige wirksame Trennschicht in ihrer Funktion erhalten wer-
den. 

Da die bestehende Festsetzung diesen gutachterlichen Vorschlag (mit einem zusätzli-
chen Puffer von 5 m) einhält, ist eine Änderung dieser Festsetzung nicht erforderlich. 

Die in der Stellungnahme angesprochenen „Aufschlussbohrungen, Grundwassermess-
stellen, Geothermiesonden, Tiefgründungen und im Sinne der Nutzung geothermischer 
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Energie aktiven Bauwerkselemente" sind nach den Festsetzungen des Bebauungs-
piens nicht zulässig. 

Der Umweltbericht wird entsprechend ergänzt. 

Im Übrigen wird darauf hingewiesen, dass in einem nachfolgenden Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren durch die Fachbehörde die wasserrechtliche Genehmigung für 
die Gründungsmaßnahmen erteilt werden muss. 

Zu 4.12.3 

Der Anregung wird gefolgt. 

Die Festsetzungen des Bebauungsplans sehen vor, dass Gebäudeteile unterhalb der 
Geländeoberfläche bis zu einer maximalen Tiefe von 410,0 m ü.NN zulässig sind (text-
liche Festsetzung Nr. 2.3.2). Dies gilt auch für Gründungsbauteile. 

Dem Fachgutachten „Hydrogeologisches Gutachten zum Bebauungsplan 054/1 Unte-
res Tor II der Stadt Neumarkt (Dr. K.-H. Prösl, Sachverständigenbüro für Grundwasser, 
September 2013), das sich auf die Auswertung der vorhandenen Datenlage stützt, ist 
auf Seite 22 unter Punkt 6 Schlussfolgerung zu entnehmen, dass 

„... die unterjurassische Schichtfolge 1...] eine wirksame Barriere gegenüber vordrin-
gendem Oberflächenwasser darfstein Da es grundsätzlich im Rahmen von Bohrungen 
zu einer Störung des Gesteinsverbandes kommen kann, wird vorgeschlagen, als Un-
tergrenze von Eingriffen in diese Schichtfolge das Höhenniveau 405 m ü.NN anzuset-
zen, Somit kann die notwendige wirksame Trennschicht in ihrer Funktion erhalten wer-
den." 

Da die bestehende Festsetzung diesen gutachterlichen Vorschlag (mit einem zusätzli-
chen Puffer von 5 rn) einhält, ist eine Änderung dieser Festsetzung nicht erforderlich. 

Die in der Stellungnahme angesprochenen „Aufschlussbohrungen, Grundwassermess-
stellen, Geothermiesonden, Tiefgründungen und im Sinne der Nutzung geothermischer 
Energie aktiven Bauwerkselemente" sind nach den Festsetzungen des Bebauungs-
plans nicht zulässig. 

Der Umweltbericht wird entsprechend ergänzt. 

Im Übrigen wird darauf hingewiesen, dass in einem nachfolgenden Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren durch die Fachbehörde die wasserrechtliche Genehmigung für 
die Gründungsmaßnahmen erteilt werden muss. 

Zu 4.12.4 

Der Anregung wird gefolgt. 

Die Festsetzungen des Bebauungsplans sehen vor, dass Gebäudeteile unterhalb der 
Geländeoberfläche bis zu einer maximalen Tiefe von 410,0 m ü.NN zulässig sind (text-
liche Festsetzung Nr. 2.3.2). Dies gilt auch für Gründungsbauteile. 

Die Fußgängerunterführung unter der Dammstraße ist mit einer Unterkante bei 416,0 
m ü.NN festgesetzt. 

Das Regenrückhaltebecken im Sondergebiet „Einkaufszentrum" ist mit einer Unterkan-
te bei 411,0 m ü.NN vorgesehen. 
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Dem Fachgutachten „Hydrageologisches Gutachten zum Bebauungsplan 054/1 Unte-
res Tor II der Stadt Neumarkt (Dr. K.-H. Prösl, Sachverständigenbüro für Grundwasser, 
September 2013), das sich auf die Auswertung der vorhandenen Datenlage stützt, ist 
auf Seite 22 unter Punkt 6 Schlussfolgerung zu entnehmen, dass 

„... die unterjurassische Schichtfolge [...] eine wirksame Barriere gegenüber vordrin-
gendem Oberflächenwasser darfstele. Da es grundsätzlich im Rahmen von Bohrungen 
zu einer Störung des Gesteinsverbandes kommen kann, wird vorgeschlagen, als Un-
tergrenze von Eingriffen in diese Schichtfolge das Höhenniveau 405 m ü.NN anzuset-
zen. Somit kann die notwendige wirksame Trennschicht in ihrer Funktion erhalten wer- 
den. ff 

Da die bestehenden Festsetzungen diesen gutachterlichen Vorschlag (mit einem zu-
sätzlichen Puffer von mindestens 5,0 m) einhalten, sind Änderungen der Festsetzun-
gen nicht erforderlich. 

Der Umweltbericht wird entsprechend ergänzt. 

Im Übrigen wird darauf hingewiesen, dass in einem nachfolgenden Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren durch die Fachbehörde die wasserrechtliche Genehmigung für 
die Gründungsmaßnahmen erteilt werden muss. 

Zu 4.12.5 

Der Anregung wird gefolgt. 

Dem Sachverhalt wurde mit dem Fachgutachten „Hydrogeologisches Gutachten zum 
Bebauungsplan 054/1 Unteres Tor II der Stadt Neumarkt (Dr. K.-H. Prösl, Sachver-
ständigenbüro für Grundwasser, September 2013), das sich auf die Auswertung der 
vorhandenen Datenlage stützt, nachgegangen. Auf Seite 22 unter Punkt 6 Schlussfol-
gerung kommt das Gutachten zu dem Ergebnis, dass 

„... die unterjurassische Schichtfolge 1"...] eine wirksame Barriere gegenüber vordrin-
gendem Oberflächenwasser dar[stellt]. Da es grundsätzlich im Rahmen von Bohrungen 
zu einer Störung des Gesteinsverbandes kommen kann, wird vorgeschlagen, als Un-
tergrenze von Eingriffen in diese Schichtfolge das Höhenniveau 405 m ü.NN anzuset-
zen. Somit kann die notwendige wirksame Trennschicht in ihrer Funktion erhalten wer-
den .  

Der Umweltbericht hat das o.g. hydrogeologische Gutachten in seine Darstellung und 
Bewertung aufgenommen. 

Zu 4.12.6 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Die Festsetzungen des Bebauungsplans sehen vor, dass Gebäudeteile unterhalb der 
Geländeoberfläche bis zu einer maximalen Tiefe von 410,0 m ü.NN zulässig sind (text-
liche Festsetzung Nr. 2.3.2). Dies gilt auch für Gründungsbauteile. 

Die Fußgängerunterführung unter der Dammstraße ist mit einer Unterkante bei 416,0 
m ü.NN festgesetzt. 

Das Regenrückhaltebecken im Sondergebiet „Einkaufszentrum" ist mit einer Unterkan-
te bei 411,0 rri ü.NN vorgesehen. 
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Dem Fachgutachten „Hydrogeologisches Gutachten zum Bebauungsplan 054/1 Unte-
res Tor II der Stadt Neumarkt (Dr. K.-H. Prösl, Sachverständigenbüro für Grundwasser, 
September 2013), das sich auf die Auswertung der vorhandenen Datenlage stützt, ist 
auf Seite 22 unter Punkt 6 Schlussfolgerung zu entnehmen, dass 

„... die unterjurassische Schichtfolge [...I eine wirksame Barriere gegenüber vordrin-
gendem Oberflächenwasser darfstellt]. Da es grundsätzlich im Rahmen von Bohrungen 
zu einer Störung des Gesteinsverbandes kommen kann, wird vorgeschlagen, als Un-
tergrenze von Eingriffen in diese Schichtfolge das Höhenniveau 405 m ü.NN anzuset-
zen. Somit kann die notwendige wirksame Trennschicht in ihrer Funktion erhalten wer- 
den. rr 

Da die bestehenden Festsetzungen diesen gutachterlichen Vorschlag (mit einem zu-
sätzlichen Puffer von mindestens 5,0 m) einhalten, sind Änderungen der Festsetzun-
gen nicht erforderlich. 

Die Behauptung, der Bebauungsplan enthalte „keinerlei Festsetzung zur Tiefenbegren-
zung" für 

• das im Bebauungsplanentwurf vorgesehenen Regenrückhaltebecken, 

• den Pilsach-Leitgrabens sowie bezüglich 

• Aufschlussarbeiten, 

• Gründungen (z. B. Pfahlgründungen), 

• Geothermiesonden. 

trifft somit nicht zu. Die in der Stellungnahme angesprochenen „Aufschlussarbeiten„ 
Geothermiesonden, Pfahlgründungen" sind nach den Festsetzungen des Bebauungs-
plans nicht zulässig. 

Die Festsetzung hinsichtlich der Entwässerung der Mischgebiete in den Pilsach-
Leitgraben ist aufgrund der Änderung des Geltungsbereichs des Bebauungsplans ent-
fallen. 

Da für das Mischgebiet „M11" zum jetzigen Zeitpunkt keine abgestimmte städtebauliche 
Zielsetzung entwickelt werden konnte, sollen die beiden Mischgebiete (Mli und MI2) 
an der Dammstraße aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplans „Unteres Tor II" 
herausgetrennt werden. Trotz mehrfacher Abstimmungen zum Mischgebiet ,,M11" konn-
ten die unterschiedlichen Vorstellungen zwischen der Stadt, dem Eigentümer und den 
Nachbarn bisher nicht in Form eines Kompromisses unter Wahrung der städtebauli-, 
chen Zielsetzungen der Stadt (Planungshoheit!) in Einklang gebracht werden. 

Das südlich der Dammstraße gelegene Mischgebiet M12 steht in einem städtebauli-
chen Zusammenhang mit dem gegenüberliegenden Mischgebiet. So beeinflussen sich 
z.B. die Festsetzungen zur Höhe der baulichen Anlagen zur Fassung des Straßen-
raums gegenseitig. 

Angesichts dieser bestehenden Konfliktlage sollen die beiden Mischgebiete (M11 und 
M12) an der Dammstraße aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplans „Unteres Tor 
II" herausgetrennt werden. Damit werden die weiteren städtebaulichen Zielsetzungen 
des Bebauungsplans „Unteres Tor II" (Entwicklung des Sondergebietes „Einkaufszent-
rum", Umbau der anliegenden Straßen und Kreuzungsbereiche) von der Lösung der 
beschriebenen noch bestehenden städtebaulichen Konfliktsituation entkoppelt. 
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Es ist beabsichtigt, an der Abstimmung hinsichtlich der städtebaulichen Zielsetzungen 
für die beiden Flächen kontinuierlich weiter zu arbeiten. 

Im Ergebnis wird festgestellt, dass mit den getroffenen Festsetzungen die notwendige 
wirksame Deckschicht für den 2. Grundwasserleiter in ihrer Funktion erhalten wird. 

Der Umweltbericht wird entsprechend ergänzt. 

Im Übrigen wird darauf hingewiesen, dass in einem nachfolgenden Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren durch die Fachbehörde die wasserrechtliche Genehmigung für 
die Gründungsmaßnahmen erteilt werden muss. 

Zu 4.12.7 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Die Festsetzungen des Bebauungsplans sehen vor, dass Gebäudeteile unterhalb der 
Geländeoberfläche bis zu einer maximalen Tiefe von 410,0 m ü.NN zulässig sind (text-
liche Festsetzung Nr. 2.3.2). Dies gilt auch für Gründungsbauteile. 

Dem• Fachgutachten „Hydrogeologisches Gutachten zum Bebauungsplan 054/1 Unte-
res Tor II der Stadt Neumarkt (Dr. K.-1-1. Prösl, Sachverständigenbüro für Grundwasser, 
September 2013), das sich auf die Auswertung der vorhandenen Datenlage stützt, ist 
auf Seite 22 unter Punkt 6 Schlussfolgerung zu entnehmen, dass 

„... die unterjurassische Schichtfolge [...] eine wirksame Barriere gegenüber vordrin-
gendem Oberflächenwasser darbstein Da es grundsätzlich im Rahmen von Bohrungen 
zu einer Störung des Gesteinsverbandes kommen kann, wird vorgeschlagen, als Un-
tergrenze von Eingriffen in diese Schichtfolge das Höhenniveau 405 m ü.NN anzuset-
zen. Somit kann die notwendige wirksame Trennschicht in ihrer Funktion erhalten wer-
den. 

Da die bestehende Festsetzung diesen gutachterlichen Vorschlag (mit einem zusätzli-
chen Puffer von 5 m) einhält, ist eine Änderung dieser Festsetzung nicht erforderlich. 

Danach werden die vorhandenen Deckschichten in ausreichendem Ausmaß erhalten 
und geschützt, um die Mineralwasservorkommen - wie von der Mineral- und Tafelwas-
serverordnung gefordert - in ihrer ursprünglichen Reinheit - auch langfristig - zu si-
chern. Von einem „massiven Eingriff in die das zweite Grundwasserstockwerk schüt-
zende Deckschicht" kann somit nicht gesprochen werden. 

Der Umweltbericht wird entsprechend ergänzt. 

Im Übrigen wird darauf hingewiesen, dass in einem nachfolgenden Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren durch die Fachbehörde die wasserrechtliche Genehmigung für 
die Gründungsmaßnahmen erteilt werden muss. 

Zu 4.12.8 

Der Anregung wird gefolgt. 

Dem Sachverhalt wurde mit dem Fachgutachten „Hydrogeologisches Gutachten zum 
Bebauungsplan 054/1 Unteres Tor II der Stadt Neumarkt (Dr. K.-H. Prösl, Sachver-
ständigenbüro für Grundwasser, September 2013), das sich auf die Auswertung der 

142 



Bebauungsplan „Unteres Tor II" / Abwägungsdokument 

vorhandenen Datenlage stützt, nachgegangen. Auf Seite 22 unter Punkt 6 Schlussfol-
gerung kommt das Gutachten zu dem Ergebnis, dass 

„... die unterjurassische Schichtfolge [...] eine wirksame Barriere gegenüber vordrin-
gendem Oberflächenwasser daeteilt]. Da es grundsätzlich im Rahmen von Bohrungen 
zu einer Störung des Gesteinsverbandes kommen kann, wird vorgeschlagen, als Un-
tergrenze von Eingriffen in diese Schichtfolge das Höhenniveau 405 m ü. NN anzuset-
zen. Somit kann die notwendige wirksame Trennschicht in ihrer Funktion erhalten wer-
den." 

Der Umweltbericht hat das o.g. hydrogeologische Gutachten in seine Darstellung und 
Bewertung aufgenommen. 

Zu 4.12.9 

Der Anregung wird teilweise gefolgt. 

Dem Sachverhalt wurde mit dem Fachgutachten „Hydrogeologisches Gutachten zum 
Bebauungsplan 054/1 Unteres Tor II der Stadt Neumarkt (Dr. K.-H. Prösl, Sachver-
ständigenbüro für Grundwasser, September 2013), das sich auf die Auswertung der 
vorhandenen Datenlage stützt, nachgegangen. Auf Seite 22 unter Punkt 6 Schlussfol-
gerung kommt das Gutachten zu dem Ergebnis, dass 

„... die unterjurassische Schichtfolge [...] eine wirksame Barriere gegenüber vordrin-
gendem Oberflächenwasser dar[stellt]. Da es grundsätzlich im Rahmen von Bohrungen 
zu einer Störung des Gesteinsverbandes kommen kann, wird vorgeschlagen, als Un-
tergrenze von Eingriffen in diese Schichtfolge das Höhenniveau 405 m ü.NN anzuset-
zen. Somit kann die notwendige wirksame Trennschicht in ihrer Funktion erhalten wer-
den." 

Der Umweltbericht hat das o.g. hydrogeologische Gutachten in seine Darstellung und 
Bewertung aufgenommen. 

Der Anregung wird nicht gefolgt in der Hinsicht, dass der Bebauungsplan mit seinen 
Festsetzungen gegen die Belange des Umweltschutzes, insbesondere umweltbezoge-
ne Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit § 1 Abs. 6 Nr. 7 c) BauGB 
verstoße. Vielmehr wird festgestellt, dass nach den Ergebnissen des hydrogeologi-
schen Gutachtens mit den bisherigen Festsetzungen zu der maximalen Tiefe von 
410,0 m (INN für Gebäudeteile unterhalb der Geländeoberfläche im Sondergebiet der 
notwendige wirksame Schutz durch die Trennschicht erhalten wird. 

Zu 4.12.10 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Von einer „ungenügenden Abwägung der beteiligten öffentlichen und privaten Belange" 
(§ 1 Abs. 7 BauGB) kann nicht die Rede sein. 

Vielmehr wird festgestellt, dass nach den Ergebnissen des hydrogeologischen Gutach-
tens mit den bisherigen Festsetzungen zu der maximalen Tiefe von 410,0 m 0.NN für 
Gebäudeteile unterhalb der Geländeoberfläche im Sondergebiet der notwendige wirk-
same Schutz durch die Trennschicht erhalten wird. Damit wurde dem „Erhalt ungestör-
ter Grundwasservorkommen für die öffentliche Gesundheit' mit den Festsetzungen des 
Bebauungsplans Rechnung getragen. 
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Auch das private Interesse an der Realisierung des Bauvorhabens Neuer Markt wird 
an diesem öffentlichen Belang gemessen. Bei Einhaltung der Festsetzungen des Be-
bauungsplans bleibt der notwendige Schutz der Deckschicht für das 2. Grundwasser-
stockwerk erhalten. 

Zu 4.12.11 

Der Anregung wird teilweise gefolgt. 

Wie in den Stellungnahmen des Planers zu 4.12.1 bis 4.12.10 dargelegt, ist eine inhalt-
liche Überarbeitung bzw. Änderung der Festsetzungen des Bebauungsplans hinsicht-
lich der Tiefenfestsetzungen für Gebäudeteile unterhalb der Geländeoberfläche im 
Sondergebiet „Einkaufszentrum" vor dem Hintergrund der Ergebnisse des hydrogeolo-
gischen Gutachtens zum Bebauungsplan 054/1 Unteres Tor II der Stadt Neumarkt (Dr. 
K.-H. Prösl, Sachverständigenbüro für Grundwasser, September 2013) nicht erforder-
lich. 

Wie in den Stellungnahmen des Planers zu 4.12.1 bis 4.12.10 u.a. aber auch dargelegt 
wird, wird der Umweltbericht um den Sachverhalt des hydrogeologischen Gutachtens 
zum Bebauungsplan 054/1 Unteres Tor II der Stadt Neumarkt (Dr. K.-H. Prösl, Sach-
verständigenbüro für Grundwasser, September 2013) ergänzt. 

Dies führt zu einer Ergänzung des Bebauungsplans im Sinne des § 4a Abs. 3 BauGB, 
so dass nach entsprechender Beschlussfassung eine erneute (2.) öffentliche Ausle-
gung erfolgen wird. 

Zu 4.12.12 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 

Das Fachgutachten „Hydrogeologisches Gutachten zum Bebauungsplan 054/1 Unteres 
Tor II der Stadt Neumarkt (Dr. K.-H. Prösl, Sachverständigenbüro für Grundwasser, 
September 2013) hat u.a. auch die wissenschaftliche Stellungnahme von PD Dr. T. 
Baumann und Univ.-Prof. Dr. R. Nießner (Lehrstuhl für analytische 'Chemie und Institut 
für Wasserchemie und chemische Balneologie der Technischen Universität München) 
vom 26.06.2013 als eine seiner Grundlagen verwendet. 
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4.13 Bürger 4 — 2. Stellungnahme 
(Schreiben 2 vom 28.06.2013) 

4.13.1 

„1. Unsere Mandantschaft ist Eigentümer des Grundstücks FJst.Nr. 1013/3, Dammstra-
ße 7, auf dem - wie der Stadt Neumarkt aufgrund vieler Planungsbesprechungen mit 
dem von unserem Mandanten beauftragten Architekturbüro genau bekannt - ein Ge-
bäude mit Wohnungen für altersgerechtes Wohnen der älteren Generation und Gewer-
beflächen im Erdgeschoss errichtet werden soll. 

Leitgedanke dieses Vorhabens ist die demographische Tatsache, dass die Altersgrup-
pe der 65-jährigen und älter immer stärker anwächst und nach den Feststellungen der 
Statistischen Ämter des Bundes und der Länder bis zum Jahr 2030 ihre Zahl um 33 % 
steigen und dann 22,3 Mio. Menschen oder 29 % der Gesamtbevölkerung betragen 
wird (Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Demographischer Wandel in 

Deutschland, Heft 1, Bevölkerungs- und Haushaltsentwicklung in Bund und in den 
Ländern, Ausgabe 2011, Seite 24). 

Das altersgerechte Wohnen soll den älteren Menschen möglichst lange Unabhängig-
keit und Eigenständigkeit in einem sicheren Umfeld gewährleisten. um  den Eintritt in 
Altenpflegeeinrichtungen solange wie möglich zeitlich zu verschieben und dementspre-
chend Pflegeeinrichtungen zu entlasten." 

4.13.2 

„2. Das Bauvorhaben unseres Mandanten liegt in dem vom Bebauungsplanentwurf 
ausgewiesenen Mischgebiet Ml 1, das dem Wohnen und der Unterbringung von Ge-
werbebetriebenen, die das Wohnen nicht wesentlich stören, dienen soll. 

In Ziffer I. 1.4 der textlichen Festsetzungen sind auf dem Grundstück unserer Man-
dantschaft (Mischgebiet MI 1) Einzelhandelsbetriebe mit nahversorgungsrelevanten 
und innenstadtrelevanten Sortimenten ausgeschlossen. 

Hierin liegt ein Verstoß gegen § 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB, wonach bei der Aufstellung 
eines Bebauungsplans insbesondere die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, die 
Schaffung und Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstrukturen und die Bevölkerungsent-
wicklung zu berücksichtigen sind. Demnach ist im Bebauungsplanentwurf auf die Be-
sonderheiten des altersgerechten Wohnens, das gerade den Wohnbedürfnissen der 
älteren Bevölkerung und der Bevölkerungsentwicklung Rechnung trägt, besondere 
Rücksicht zu nehmen. 

Dies beinhaltet, dass nahversorgungsrelevante und innenstadtrelevante Sortimente im 
sicheren Umfeld der älteren Bewohner angeboten werden müssen. Der völlige Aus-
schluss dieser Sortimente im Bebauungsplanentwurf verletzt daher § 1 Abs. 6 Nr. 2 
BauGB und steht auch im Widerspruch zu § 6 Abs. 2 BauNVO, wonach Einzelhandels-
und sonstige Gewerbebetriebe in Mischgebieten uneingeschränkt zulässig sind. 

Darüber hinaus steht der Ausschluss der nahversorgungs- und innenstadtrelevanten 
Sortimente auch Im Widerspruch zu § 1 Abs. 8 a) BauGB, wonach die Belange einer 
verbrauchernahen Versorgung der Bevölkerung zu berücksichtigen sind. Im Bereich 
des altersgerechten Wohnens muss die verbrauchernahe Versorgung im sicheren Um- 
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feld stattfinden. Der Ausschluss der nahversorgungs- und innenstadtrelevanten Sorti-
mente wird dem in keiner Weise gerecht. 

Dies alles gilt umso mehr, als im benachbarten Sondergebiet nahversorgungs- und 
innenstadtrelevante Sortimente in großzügiger Weise zugelassen worden sind (vgl. 
Ziffer I. 1.1 der textlichen Festsetzungen)." 

4.13.3 

„3. Die Geschoßflächenzahl (GFZ) für das Mischgebiet AM 1 ist gemäß Planeintrag auf 
1,2 festgelegt. 

Das altersgerechte Wohnen soll älteren Menschen ermöglichen, in von ihnen noch 
bewirtschaftbaren und bezahlbaren Wohnungsgrößen, eingebettet in einem sicheren 
Umfeld zu leben. 

Wie oben gezeigt, ermöglich das altersgerechte Wohnen den Eintritt in Altenpflegeein-
richtungen solange wie möglich zeitlich zu verschieben und dementsprechend Pflege-
einrichtungen zu entlasten. 

Demgemäß besteht am altersgerechten Wohnen ein handfestes öffentliches Interesse. 

Das von unserem Mandanten beabsichtigte Bauvorhaben altersgerechtes Wohnen ist 
indessen mit einer Geschoßflächenzahl von lediglich 1,2 wirtschaftlich nicht darstellbar. 

Wie dem Stadtplanungsamt in verschiedenen Gesprächen mehrfach dargelegt wurde, 
ist das beabsichtigte Bauvorhaben altersgerechtes Wohnen nur mit einer Geschoßflä-
chenzahl von mindestens 1,6 bezogen auf die jetzige Grundstücksfläche darstellbar, im 
Falle der von der Stadt Neumarkt angestrebten Grundstücksabtretungen seitens unse-
rer Mandantschaft an die Stadt nur mit einer Geschoßflächenzahl von mindestens 1,7 
wirtschaftlich darstellbar. 

Dies ist im ausliegenden Bebauungsplanentwurf ignoriert worden. Hierdurch verletzt 
der Bebauungsplanentwurf § 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB, indem er die Grundbedürfnisse 
der älteren Bevölkerung und die Bevölkerungsentwicklung, die das altersgerechte 
Wohnen gerade erfordern, nicht berücksichtigt. 

Hierbei wurde im Bebauungsplanentwurf darüber hinaus verkannt, dass gemäß § 17 
Abs. 2 S. 1 BauNVO eine höhere Geschoßflächenzahl als 1,2 hätte festgesetzt werden 
können, insbesondere auch deswegen, weil das Bauvorhaben die festgesetzten Bau-
grenzen nicht ausreizt. 

Dies alles gilt umso mehr, als im Sondergebiet eine Geschoßflächenzahl von 3,0 zuge-
lassen worden ist, die der Geschoßflächenzahl eines Kerngebiets entspricht und die 
höchstmögliche Geschoßflächenzahl nach § 17 Abs. 1 BauNVO darstellt. 

.Insoweit wird im Bebauungsplanentwurf auch gegen § 1 Abs. 7 BauGB verstoßen, da 
das öffentliche Interesse am altersgerechten Wohnen im Hinblick auf die Geschoßflä-
chenzahl offensichtlich verkannt und den privaten wirtschaftlichen Interessen des Bau-
vorhabens im Sondergebiet offensichtlich der Vorrang eingeräumt worden ist. Damit 
sind die öffentlichen und privaten Belange entgegen der Bestimmung des § 1 Abs. 7 
BauGB gegeneinander und untereinander nicht gerecht abgewogen worden." 
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4.13.4 

„4. Gemäß Ziffer 1. 2.3.1 der textlichen Festsetzungen werden die Ebenen durch die in 
der Planzeichnung festgesetzten maximalen Höhe definiert. 

Diese maximalen Höhen werden durch das Bauvorhaben unseres Mandanten auf allen 
Ebenen (mit Ausnahme der Ebene 440 m ü. NN.) bei weitem nicht ausgeschöpft. 

In der Besprechung zwischen der Stadt Neumarkt und dem Architekten unserer Man-
dantschaft am 17.05.2013 stellte dieser die Variante 6 des Bauvorhabens unserer 
Mandantschaft vor. Diese Variante 6 legen wir zur Verdeutlichung unserem Schreiben 
als Anlage bei. 

Hierbei wurde erläutert, dass das 5. Obergeschoß um 85 cm höher ausfallen muss als 
die im Bebauungsplanentwurf festgelegte maximale Oberkante von 440 m ü. NN. und 
dass dieses im Vergleich zu den darunterliegenden Geschoßen in allen Himmelsrich-
tungen zurückgesetzte 5. Obergeschoß in westliche Richtung verlängert werden muss, 
um zu einer sinnvollen Ausnutzung zu gelangen. 

Diese beiden Punkte sind im Bebauungsplanentwurf nicht berücksichtigt. 

Außerdem wurde anhand der beigefügten Variante 6 dargelegt, dass die in Ost-West-
Richtung verlaufende nördliche Baugrenze der Ebene mit der maximalen Oberkante 
von 435,50 m ü. NN. geringfügig nach Norden verschoben werden muss, was schon 
deswegen kein Problem darstellt, weil das Bauvorhaben auf dieser Ebene um 4 m 
niedriger ausfällt, nämlich mit einer Oberkante von nur 431,50 m ü. NN, während im 
Bebauungsplanentwurf eine maximale Oberkante von 435,50 m ü. NN. vorgegeben ist, 
und weil die Höhenabstufung der Baukörper nach Norden hierbei unverändert bleibt. 

Auch diese Verschiebung der Baugrenze wurde im ausgelegten Bebauungsplanent-
wurf nicht berücksichtigt." 

4.13.5 

„5. Im Bebauungsplanentwurf werden folgende Tiefenbegrenzungen festgesetzt: 

a) Gebäudeteile unterhalb der Geländeoberkante sind gemäß Ziffer I. 2.3.2 der textli-
chen Festsetzungen zulässig 

- im Sondergebiet bis zu einer maximalen Tiefe von 410,0 m ü. NN., 

- im Mischgebiet MI 1 bis zu einer maximalen Tiefe von 417,0 m ü, NN., 

- im Mischgebiet MI 2 bis zu einer maximalen Tiefe von 416,0 m ü. NN. 

b) Die Unterkante der Fußgängerunterführung wird in der Planzeichnung zeichnerisch 
festgesetzt mit 416,0 m ü. NN. 

c) Dem Bauvorhaben unserer Mandantschaft im Mischgebiet MI 1 gesteht der Bebau-
ungsplanentwurf bezüglich der Gebäudeteile unterhalb der Geländeoberkante somit 
die geringste Tiefe zu, nämlich nur 417,0 m ü. NN., während in allen anderen Berei-
chen erheblich tiefere Tiefen zugelassen werden, nämlich bis zu maximal 410,0 m ü. 
NN, im Sondergebiet. Für eine derartige Ungleichbehandlung besteht kein sachlicher 
Grund. 

Im Gegenteil: 
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Da die Oberkante des festen Tonsteins, der als Deckschicht das zweite Grundwasser-
stockwerk schützt, im Sondergebiet Neuer Markt höher liegt, nämlich bei ca. 415 m ü. 
NN., hätte der Bebauungsplanentwurl; in Ziffer I. 2.3.2 seiner textlichen Festsetzungen 
für Gebäudeteile unterhalb der Geländeoberkante im Sondergebiet keine maximale 
Tiefe bis zu 410 m ü. NN. zulassen dürfen, da hiermit in die schützende Deckschicht 
durch Gebäudeteile in einer Mächtigkeit von 5 m eingegriffen wird. 	• 

Dieser massive Eingriff ist nicht hinnehmbar, da die vorhandenen Deckschichten un-
eingeschränkt zu erhalten und zu schützen sind, um die im zweiten Grundwasser-
stockwerk vorhandenen Mineralwasservorkommen - wie von der Mineral• und Tafel-
wasserverordnung gefordert - in ihrer ursprünglichen Reinheit• auch langfristig - zu 
sichern. 

Da die Oberkante fester Tonstein = Deckschicht) im östlichen Bebauungsplangebiet 
auf ca. 412 m ü. NN. abnimmt, hätten die Tiefenbegrenzungen für Gebäudeteile im 
Mischgebiet MI 1 durchaus tiefer festgesetzt werden können als 417,0 m ü. NN., aller-
dings nicht unbegrenzt. Unter Respektierung der erforderlichen Schutzfunktion der 
Deckschichten und bei der erforderlichen Freihaltung der Deckschichten von jedwe-
dem Eingriff Im Mischgebiet MI 1 unterhalb von 412 m ü. NN. sowie bei Berücksichti-
gung der erforderlichen Tiefe für Flachgründungen, hätte die maximal zulässige Tiefe 
im Mischgebiet MI 1 für Gebäudeteile unterhalb der Geländeoberkante bei 414,5 m ü. 
NN. festgelegt werden können. 

Da sich die ausgelegten Unterlagen mit dem Schutz der Grund- und Mineralwasser-
vorkommen überhaupt nicht auseinandersetzen und die Schutzfunktion der Deck-
schichten nicht ermittelt worden ist, verstößt der Bebauungsplanentwurf gegen § 2 

. Abs. 4 i. V. m. mit § 2 a BauGB und kommt- wie gezeigt• zu unrichtigen Festsetzungen 
der maximalen Tiefen von Gebäudeteilen unterhalb der Geländeoberkante." 

4.13.6 

„6. Bei dem in Ziffer I. 5. der textlichen Festsetzungen angesprochenen zeichnerisch 
festgesetzten, befestigten Fuß- und Radweg innerhalb der öffentlichen Grünfläche mit 
der Zweckbestimmung Grünanlage östlich und nördlich des Sondergebiets ‚Einkaufs-
zentrum' fehlen sowohl die Höhenfestsetzung für den Weg als auch die Vorgaben für 
etwaige Böschungen und / oder Unterfangungen." 

4.13.7 

"7. Die in Ziffer I. 7. der textlichen Festsetzung angesprochene Verrohrung der Entlas-
tungsleitung des Pilsach-Leitgrabens sowie die angesprochene Regenrückhaltung sind 
nach Lage, Tiefe und Volumen nicht definiert und somit völlig unbestimmt." 

4.13.8 

„8. Die Festsetzung eines Gehrechts zu Gunsten der Allgemeinheit auf der in der Plan-
zeichnung mit ‚GF' gekennzeichneten Fläche in Ziffer 1. 8.2 der textlichen Festsetzun-
gen bedarf eines städtebaulichen Vertrags, in dem unter anderem Eigentum, Höhenla-
ge, Ausbauverpflichtung, etwaige Böschungen oder Unterfangungen, Unterhaltskosten, 
Verkehrssicherungspflichten sowie der Erhalt der Mauer auf dem unmittelbar angren-
zenden nördlichen Nachbargrundstück geregelt werden müssen. 
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Bedauerlicherweise hat die Stadt Neumarkt bis heute noch nicht einmal den Entwurf 
eines städtebaulichen Vertrags vorgelegt, während sich aus der Begründung zum Be-
bauungsplanentwurf Ziffer 18. (Seite 82) ergibt, dass mit dem Bauherrn des Sonderge-
biets bereits ein städtebaulicher Vertrag besteht und nach Auskunft des Stadtpla-
nungsamts sogar bereits notariell beurkundet ist." 

4.13.9 

"9. Der in der Planzeichnung festgesetzte Wendehammer im nördlichen Teil des 
Mischgebiets Ml 1 ist anscheinend als Straßenverkehrsfläche zeichnerisch festgesetzt. 
Nicht geregelt sind Eigentum, Höhenlage, Ausbauverpflichtung, etwaige Böschungen 
oder Unterfangungen, Unterhaltskosten sowie Verkehrssicherungspflichten usw. 

Auch hier bedarf es eines städtebaulichen Vertrags, der bisher noch nicht einmal im 
Entwurf vorliegt. Das vorstehend zu Ziffer 8. Gesagte gilt hier entsprechend. 

Der Einfahrtbereich vom Wendehammer in das Untergeschoß des Gebäudes im 
Mischgebiet MI 1 muss in der Planzeichnung zeichnerisch gekennzeichnet werden 
ebenso wie es bereits für die Tiefgarage des Einkaufszentrums im Sondergebiet zeich-
nerisch festgesetzt worden ist." 

4.13.10 

„10. Bei der textlichen Festsetzung Ziffer I. 9.2.2 ist in Absatz 2 das Wort ‚durchge-
hend' zu streichen, da dies missverständlich ist." 

4.13.11 

„11. Bezüglich der Zuordnung von Flächen oder Maßnahmen für den Ausgleich im 
Sinne des § 1 a Abs. 3 BauGB hatte unsere Mandantschaft bereits angeboten, die Kul-
turlandpläne der Neumarkter Lammsbräu Gebr. Ehrnsperger KG anzusetzen. Hierauf 
wird in den textlichen Festsetzungen zu Ziffer I. 11. mit keinem Wort eingegangen." 

4.13.12 

„12. Das in Ziffer II. 1.1.2 der textlichen Festsetzungen ausgesprochene Verbot für 
Werbepylone ist unverhältnismäßig. 

Ein Pylon dient insbesondere der schnellen Orientierungshilfe für suchende Autofahrer 
auf gewerbliche Mieter. 

Mit einer höhen- und flächenmäßigen Begrenzung in den textlichen Festsetzungen 
können Pylone auf ein ansprechendes Maß reduziert werden. 

4.13.13 

Da dem Sondergebiet sieben Fahnenmasten mit einer maximalen Höhe von 7 m im 
öffentlichen Straßenraum zugestanden werden, sind im Mischgebiet MI 1 zumindest 
ein Pylon sowie zwei Fahnenmasten im öffentlichen Straßenraum festzusetzen. 
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13. In Ziffer II. 1.3 der textlichen Festsetzungen ist die Fassadenwerbung an maximal 
zwei Seiten des Gebäudes im Mischgebiet MI 1 auf eine maximale Werbefläche von 
nur 4,8 m2 beschränkt. 

Die Beschränkung auf eine derart kleine Fläche von insgesamt nur 4,8 m2 ist absolut 
unverhältnismäßig im Vergleich zu der im Sondergebiet gemäß Ziffer II. 1.2 der textli-
chen Festsetzungen zugelassenen Gesamtfläche von 65 m2, die in der Begründung 
zum Bebauungsplanentwurf (Seite 75) selbst als ‚großzügig' bezeichnet wird. 

Hier ist der Gleichbehandlungsgrundsatz evident verletzt." 

4.13.14 

„14. In Ziffer 8.3 der Begründung zum Bebauungsplanentwurf (Seite 33, oben, 1. Ab-
satz) ist hinter dem Wort ‚bzw.' einzufügen: ‚von 440,0 m. ü. NN. bis", um eine Über-
einstimmung mit den zeichnerischen Festsetzungen zu erreichen, wobei anzumerken 
ist, dass bei der erforderlichen Anhebung der Oberkante des 5. Obergeschoßes auf 
440,85 m ü. NN. hier entsprechend einzufügen ist: ,von 440,85 m ü. NN. bis'." 

Stellungnahme des Planers 

Zu 4.13.1 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Eine Beschlussfassung ist nicht erforderlich. 

Zu 4.13.2 bis 4.13.4 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Für das Mischgebiet „Mir konnte zum jetzigen Zeitpunkt keine abgestimmte städte-
bauliche Zielsetzung entwickelt werden. Trotz mehrfacher Abstimmungen konnten die 
unterschiedlichen Vorstellungen zwischen der Stadt, dem Eigentümer und den Nach-
barn bisher nicht in Form eines Kompromisses unter Wahrung der städtebaulichen 
Zielsetzungen der Stadt (Planungshoheit!) in Einklang gebracht werden. 

Das südlich der Dammstraße gelegene Mischgebiet MI2 steht in einem städtebauli-
chen Zusammenhang mit dem gegenüberliegenden Mischgebiet. So beeinflussen sich 
z.B. die Festsetzungen zur Höhe der baulichen Anlagen zur Fassung des Straßen-
raums gegenseitig. 

Angesichts dieser bestehenden Konfliktlage sollen die beiden Mischgebiete (MI1 und 
MI2) an der Dammstraße aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplans „Unteres Tor 
II" herausgetrennt werden. Damit werden die weiteren städtebaulichen Zielsetzungen 
des Bebauungsplans „Unteres Tor II" (Entwicklung des Sondergebietes „Einkaufszent-
rum", Umbau der anliegenden Straßen und Kreuzungsbereiche) von der Lösung der 
beschriebenen noch bestehenden städtebaulichen Konfliktsituation entkoppelt. 

Es ist beabsichtigt, an der Abstimmung hinsichtlich der städtebaulichen Zielsetzungen 
für die beiden Flächen kontinuierlich weiter zu arbeiten. 
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Zu 4.13.5 

Der Anregung wird teilweise gefolgt. 

Die Festsetzungen des Bebauungsplans sehen vor, dass Gebäudeteile .unterhalb der 
Geländeoberfläche bis zu einer maximalen Tiefe von 410,0 m ü.NN zulässig sind (text-
liche Festsetzung Nr. 2.3.2). Dies gilt auch für Fundamente und Gründungsbauteile. 

Dem Fachgutachten „Hydrogeologisches Gutachten zum Bebauungsplan 054/1 Unte-
res Tor II der Stadt Neumarkt (Dr. K.-H. Prösl, Sachverständigenbüro für Grundwasser, 
September 2013), das sich auf die Auswertung der vorhandenen Datenlage stützt, ist 
auf Seite 22 unter Punkt 6 Schlussfolgerung zu entnehmen, dass 

„... die unterjurassische Schichtfolge [...] eine wirksame Barriere gegenüber vordrin-
gendem Oberflächenwasser dar[stellt]. Da es grundsätzlich im Rahmen von Bohrungen 
zu einer Störung des Gesteinsverbandes kommen kann, wird vorgeschlagen, als Un-
tergrenze von Eingriffen in diese Schichtfolge das Höhenniveau 405 m ü.NN anzuset-
zen. Somit kann die notwendige wirksame Trennschicht in ihrer Funktion erhalten wer-
den. 

Da die bestehende Festsetzung diesen gutachterlichen Vorschlag (mit einem zusätzli-
chen Puffer von 5 m) einhält, ist eine Änderung dieser Festsetzung nicht erforderlich. 

Der Umweltbericht wird entsprechend ergänzt. 

Im Übrigen wird darauf hingewiesen, dass in einem nachfolgenden Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren durch die Fachbehörde die wasserrechtliche Genehmigung für 
die Gründungsmaßnahmen erteilt werden muss. 

Hinsichtlich der Festsetzungen zu dem Mischgebiet MI 1 gilt: 

Für das Mischgebiet „M11" konnte zum jetzigen Zeitpunkt keine abgestimmte städte-
bauliche Zielsetzung entwickelt werden. Trotz mehrfacher Abstimmungen konnten die 
unterschiedlichen Vorstellungen zwischen der Stadt, dem Eigentümer und den Nach-
barn bisher nicht in Form eines Kompromisses unter Wahrung der städtebaulichen 
Zielsetzungen der Stadt (Planungshoheit!) in Einklang gebracht werden. 

Das südlich der Dammstraße gelegene Mischgebiet M12 steht in einem städtebauli-
chen Zusammenhang mit dem gegenüberliegenden Mischgebiet. So beeinflussen sich 
z.B. die Festsetzungen zur Höhe der baulichen Anlagen zur Fassung des Straßen-
raums gegenseitig. 

Angesichts dieser bestehenden Konfliktlage sollen die beiden Mischgebiete (Mll und 
MI2) an der Dammstraße aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplans „Unteres Tor 
II" herausgetrennt werden. Damit werden die weiteren städtebaulichen Zielsetzungen 
des Bebauungsplans „Unteres Tor II" (Entwicklung des Sondergebietes „Einkaufszent-
rum", Umbau der anliegenden Straßen und Kreuzungsbereiche) von der Lösung der 
beschriebenen noch bestehenden städtebaulichen Konfliktsituation entkoppelt. 

Es ist beabsichtigt, an der Abstimmung hinsichtlich der städtebaulichen Zielsetzungen 
für die beiden Flächen kontinuierlich weiter zu arbeiten. 
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Zu 4.13.6 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Für die öffentliche Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung ist die Festsetzung 
einer Höhenlage oder etwaiger Böschungen nicht erforderlich. 

Das Erfordernis solcher Festsetzungen kann sich ergeben, wenn die Verkehrsfläche 
der Anbindung von Grundstücken dient: Beispielsweise kann „die Höhenlage [...1 fest-
setzungsbedürftig sein, wenn die natürliche Geländeoberfläche starke Unterschiede 
aufweist oder durch Baumaßnahmen erheblich verändert wird und die Höhenlage für 
den Vollzug der im Bebauungsplan vorgesehenen Nutzungen, auch im Verhältnis zu 
den benachbarten Grundstücken, von Bedeutung ist."12  Auch Festsetzungen über Bö-
schungen und Stützmauern könnten hierfür erforderlich sein.13  

Dies ist in der vorliegenden Planung nicht der Fall. Es handelt sich bei der Verkehrsflä-
che besonderer Zweckbestimmung um einen Fuß- und Radweg, der durch eine Grün-
fläche verläuft nicht der Erschließung bzw. dem Anschluss von Grundstücken dient. 
Die Detailplanung, bei der auch die Höhenlage bestimmt wird, wird in nachfolgenden 
Verfahren erfolgen. Die Gestaltung der öffentlichen Grünflächen und des Weges liegt 
in der Hand der Stadt Neumarkt, die für den technisch korrekten Anschluss des Weges 
an die bestehenden Straßenflächen sorgen wird. 

Zu 4.13.7 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Die Verrohrung der Entlastungsleitung des Pilsach-Leitgrabens ist eine Bestandslei-
tung und es ist daher nicht erforderlich, sie nach Lage, Tiefe und Volumen zu definie-
ren. 

Eine genauere Definition der Regenrückhaltung ist ebenfalls nicht erforderlich. Wie in 
der textlichen Festsetzung bereits enthalten, erfolgt diese im Rahmen einer wasser-
rechtlichen Erlaubnis. Hier werden die Einleitungsmöglichkeit bestimmt und die ge-
drosselte Einleitungsmenge vorgegeben. 

Zu 4.13.8 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Für das Mischgebiet „MW konnte zum jetzigen Zeitpunkt keine abgestimmte städte-
bauliche Zielsetzung entwickelt werden. Trotz mehrfacher Abstimmungen konnten die 

unterschiedlichen Vorstellungen zwischen der Stadt, dem Eigentümer und den Nach-
barn bisher nicht in Form eines Kompromisses unter Wahrung der städtebaulichen 
Zielsetzungen der Stadt (Planungshoheit!) in Einklang gebracht werden. 

Das südlich der Dammstraße gelegene Mischgebiet M12 steht in einem städtebauli-
chen Zusammenhang mit dem gegenüberliegenden Mischgebiet. So beeinflussen sich 
z.B. die Festsetzungen zur Höhe der baulichen Anlagen zur Fassung des Straßen-
raums gegenseitig. 

13 Emst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: Baugesetzbuch, § 9, Rn 106, 108. Ergänzungslieferung 2013 

12 Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: Baugesetzbuch, § 9, Rn 243, 108. Ergänzungslieferung 2013 
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Angesichts dieser bestehenden Konfliktlage sollen die beiden Mischgebiete (MI1 und 
MI2) an der Dammstraße aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplans „Unteres Tor 
II" herausgetrennt werden, Damit werden die weiteren städtebaulichen Zielsetzungen 
des Bebauungsplans „Unteres Tor II" (Entwicklung des Sondergebietes „Einkaufszent-
rum", Umbau der anliegenden Straßen und Kreuzungsbereiche) von der Lösung der 
beschriebenen noch bestehenden städtebaulichen Konfliktsituation entkoppelt. 

Damit wird derzeit planungsrechtlich kein Geh- und Fahrrecht im besagten Bereich 
vorgesehen. 

Es ist beabsichtigt, an der Abstimmung hinsichtlich der städtebaulichen Zielsetzungen 
für die beiden Flächen kontinuierlich weiter zu arbeiten. 

Zu 4.13.9 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Für das Mischgebiet „M11" konnte zum jetzigen Zeitpunkt keine abgestimmte städte-
bauliche Zielsetzung entwickelt werden. Trotz mehrfacher Abstimmungen konnten die 
unterschiedlichen Vorstellungen zwischen der Stadt, dem Eigentümer und den Nach-
barn bisher nicht in Form eines Kompromisses unter Wahrung der städtebaulichen 
Zielsetzungen der Stadt (Planungshoheit!) in Einklang gebracht werden. 

Das südlich der Dammstraße gelegene Mischgebiet M12 steht in einem städtebauli-
chen Zusammenhang mit dem gegenüberliegenden Mischgebiet. So beeinflussen sich 
z.B. die Festsetzungen zur Höhe der baulichen Anlagen zur Fassung des Straßen-
raums gegenseitig. 

Angesichts dieser bestehenden Konfliktlage sollen die beiden Mischgebiete (Mll und 
MI2) an der Dammstraße aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplans „Unteres Tor 
II" herausgetrennt werden. Damit werden die weiteren städtebaulichen Zielsetzungen 
des Bebauungsplans „Unteres Tor II" (Entwicklung des Sondergebietes „Einkaufszent-
rum", Umbau der anliegenden Straßen und Kreuzungsbereiche) von der Lösung der 
beschriebenen noch bestehenden städtebaulichen Konfliktsituation entkoppelt. 

Damit wird derzeit planungsrechtlich kein „Wendehammer" im besagten Bereich vorge-
sehen. 

Es ist beabsichtigt, an der Abstimmung hinsichtlich der städtebaulichen Zielsetzungen 
für die beiden Flächen kontinuierlich weiter zu arbeiten. 

Zu 4.13.10 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Für das Mischgebiet „Mir konnte zum jetzigen Zeitpunkt keine abgestimmte städte-
bauliche Zielsetzung entwickelt werden. Trotz mehrfacher Abstimmungen konnten die 
unterschiedlichen Vorstellungen zwischen der Stadt, dem Eigentümer und den Nach-
barn bisher nicht in Form eines Kompromisses unter Wahrung der städtebaulichen 
Zielsetzungen der Stadt (Planungshoheit!) in Einklang gebracht werden. 

Das südlich der Dammstraße gelegene Mischgebiet M12 steht in einem städtebauli-
chen Zusammenhang mit dem gegenüberliegenden Mischgebiet. So beeinflussen sich 
z.B. die Festsetzungen zur Höhe der baulichen Anlagen zur Fassung des Straßen-
raums gegenseitig. 
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Angesichts dieser bestehenden Konfliktlage sollen die beiden Mischgebiete (MI1 und 
MI2) an der Dammstraße aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplans „Unteres Tor 
II" herausgetrennt werden. Damit werden die weiteren städtebaulichen Zielsetzungen 
des Bebauungsplans „Unteres Tor II" (Entwicklung des Sondergebietes „Einkaufszent-
rum", Umbau der anliegenden Straßen und Kreuzungsbereiche) von der Lösung der 
beschriebenen noch bestehenden städtebaulichen Konfliktsituation entkoppelt. 

Damit entfällt die angesprochene Festsetzung 1 9.9.2. 

Es ist beabsichtigt,' an der Abstimmung hinsichtlich der städtebaulichen Zielsetzungen 
für die beiden Flächen kontinuierlich weiter zu arbeiten. 

Zu 4.13.11 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Für das Mischgebiet 3/111" konnte zum jetzigen Zeitpunkt keine abgestimmte städte-
bauliche Zielsetzung entwickelt werden. Trotz mehrfacher Abstimmungen konnten die 
unterschiedlichen Vorstellungen zwischen der Stadt, dem Eigentümer und den Nach-
barn bisher nicht in Form eines Kompromisses unter Wahrung der städtebaulichen 
Zielsetzungen der Stadt (Planungshoheit!) in Einklang gebracht werden. 

Das südlich der Dammstraße gelegene Mischgebiet MI2 steht in einem städtebauli-
chen Zusammenhang mit dem gegenüberliegenden Mischgebiet. So beeinflussen sich 
z.B. die Festsetzungen zur Höhe der baulichen Anlagen zur Fassung des Straßen-
raums gegenseitig. 

Angesichts dieser bestehenden Konfliktlage sollen die beiden Mischgebiete (Mll und 
MI2) an der Dammstraße aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplans „Unteres Tor 
II" herausgetrennt werden. Damit werden die weiteren städtebaulichen Zielsetzungen 
des Bebauungsplans „Unteres Tor II" (Entwicklung des Sondergebietes „Einkaufszent-
rum", Umbau der anliegenden Straßen und Kreuzungsbereiche) von der Lösung der 
beschriebenen noch bestehenden städtebaulichen Konfliktsituation entkoppelt. 

Damit entfällt die Festsetzung, die den Eingriffen im Mischgebiet MI 1 naturschutz-
rechtliche Ausgleichsflächen und — maßnahmen zuordnet. 

Es ist beabsichtigt, an der Abstimmung hinsichtlich der städtebaulichen Zielsetzungen 
für die beiden Flächen kontinuierlich weiter zu arbeiten. 

Zu 4.13.12 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Bei Werbepylonen handelt es sich grundsätzlich um Werbeablagen, die erhebliche 
Auswirkungen auf das Stadtbild haben. Zum Ausschluss der Werbepylone heißt es in 
der Begründung: 

„Ebenfalls dem Schutz des Ortsbildes dienen die Festsetzungen zur Errichtung von 
Fahnenmasten und Werbepylonen. Durch klare Vorgaben zu Fahnenmasten und Pylo-
nen können „Fahnen- oder Pylonenlandschaften" und damit die Dominanz dieser Anla-
gen verhindert werden. Die vorgegebene Lage an der Dammstraße bzw. Nürnberger 
Straße schützt die angrenzenden Wohngebiete im Norden des Gebietes. Die Festset-
zungen zur maximalen Höhe der Fahnenmasten entsprechen den stadtweit üblichen 
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Vorgaben und sorgen so für Einheitlichkeit im Stadtgebiet. Der Ausschluss von Pylo-
nen und die Begrenzung von Fahnenmasten, die insbesondere für das Sondergebiet 
gelten, werden durch großzügige zulässige Werbeflächen in den Fassaden ausgegli-
chen. Die zwingende Gruppierung von mindestens 3 Fahnenmasten stellt den Kom-
promiss zwischen den berechtigten Interessen des Betreibers des Einkaufszentrums 
auf Werbung und dem Interesse der Stadt dar, den öffentlichen Straßenraum nicht für 
„ungezügelte" Werbung freizugeben." 

Vor diesem Hintergrund bleibt es beim Ausschluss von Werbepylonen innerhalb des 
Geltungsbereichs des Bebauungsplans. 

Zu 4.13.13 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Für das Mischgebiet „MW konnte zum jetzigen Zeitpunkt keine abgestimmte städte-
bauliche Zielsetzung entwickelt werden. Trotz mehrfacher Abstimmungen konnten die 
unterschiedlichen Vorstellungen zwischen der Stadt, dem Eigentümer und den Nach-
barn bisher nicht in Form eines Kompromisses unter Wahrung der städtebaulichen 
Zielsetzungen der Stadt (Planungshoheit!) in Einklang gebracht werden. 

Das südlich der Dammstraße gelegene Mischgebiet M12 steht in. einem städtebauli-
chen Zusammenhang mit dem gegenüberliegenden Mischgebiet. So beeinflussen sich 
z.B. die Festsetzungen zur Höhe der baulichen Anlagen zur Fassung des Straßen-
raums gegenseitig. 

Angesichts dieser bestehenden Konfliktlage sollen die beiden Mischgebiete (MI1 und 
M12) an der Dammstraße aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplans „Unteres Tor 
II" herausgetrennt werden. Damit werden die weiteren städtebaulichen Zielsetzungen 
des Bebauungsplans „Unteres Tor II" (Entwicklung des Sondergebietes „Einkaufszent-
rum", Umbau der anliegenden Straßen und Kreuzungsbereiche) von der Lösung der 
beschriebenen noch bestehenden städtebaulichen Konfliktsituation entkoppelt. 

Damit entfällt die Festsetzung zur Regelung von Werbeanlagen im Mischgebiet MI1. 

Es ist beabsichtigt, an der Abstimmung hinsichtlich der städtebaulichen Zielsetzungen 
für die beiden Flächen kontinuierlich weiter zu arbeiten. 

Zu 4.13.14 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Für das Mischgebiet „Mir konnte zum jetzigen Zeitpunkt keine abgestimmte städte-
bauliche Zielsetzung entwickelt werden. Trotz mehrfacher Abstimmungen konnten die 
unterschiedlichen Vorstellungen zwischen der Stadt, dem Eigentümer und den Nach-
barn bisher nicht in Form eines Kompromisses unter Wahrung der städtebaulichen 
Zielsetzungen der Stadt (Planungshoheit!) in Einklang gebracht werden. 

Das südlich der Dammstraße gelegene Mischgebiet MI2 steht in einem städtebauli-
chen Zusammenhang mit dem gegenüberliegenden Mischgebiet. So beeinflussen sich 
z.B. die Festsetzungen zur Höhe der baulichen Anlagen zur Fassung des Straßen-
raums gegenseitig. 
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5 	Beschlussvorschläge: 

a) Prüfung der Anregungen von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher 
Belange und der Öffentlichkeit: 

Der Stadtrat nimmt Kenntnis von den eingegangenen Anregungen von Trägern öffent-
licher Belange und der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 des Baugesetzbu-
ches (BauGB) und schließt sich vollinhaltlich den Stellungnahmen des Planers unter 
Punkt 4 an. 

b) Anpassung des Geltungsbereichs des Bebauungsplans 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans 54/1 „Unteres Tor II" wird angepasst. Der 
Geltungsbereich entspricht dem in der Beschlussanlage gekennzeichneten Bereich. 

c) Feststellung der „Teilplanreife" im Sondergebiet (§ 33 BauGB) 

Der Stadtrat stellt fest, dass für die unveränderten Bereiche im Entwurf des Bebau-
ungsplans die Voraussetzungen für die sog. „Teilplanreife" im Sondergebiet (§ 33 
BauGB) erfüllt sind. 

d) Billigungs- und Auslegungsbeschluss Bebauungsplan zur erneuten (2.) 
öffentlichen Auslegung 

Der Stadtrat billigt den Bebauungsplanentwurf "054/1 Unteres Tor II" i. d. F. vom 
29.10.2013 mit Begründung und Umweltbericht vom 29.10.2013. 

Die Planung ist nach Maßgabe des § 4a Abs. 3 BauGB erneut öffentlich auszulegen. 
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Geltungsbereich des Bebauungsplans laut Beschluss vorn 25.04.2013: 

Geltungsbereich des Bebauungsplanes laut Beschluss vom 29.10.2013 

Stadt Neumarkt i.d.OPf. 

Lageplan: 
Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 54/1 "Unteres Tor Il" 
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